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Die römischen Ziffern bedeuten die Nummern der betreffenden Blätter der „Gesetze, Verordnungen rc.", die arabischen  Ziffern die in diesen
Blättern fortlaufenden Seitenzahlen.)

(Jede der in diesem Jahre ausgcgebenen XII Nummern der „Gesetze, Verordnungen rc." enthält ein Verzeichnis der im Reichs- und Landcsgesetzblatte für
Österreich unter der Enns jeweilig erschienenen Gesetze und Verordnungen.)

Die Zusammenstellungen wichtiger Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen , sowie Normativbestimmnnge»
des Gemeinderates , Stadtrates nnd des Magistrates sind allmonatlich der letzten Nummer des Amts¬

blattes angcschlossen.





A.

Abstimmungs -Protokolle — bezüglich der in den
Sitzungen des Gremiums der Magistratsräte
und der Senate der vorgetragenen Referate X,

Abteilung eines Grundes auf Bauplätze . III,
Adaplicrungs - und Baugerüste der Firma Hermann

Heiland — Zulassung . I,
Alpenblumen — Schutzgesetz . XI,
Altersversorgung der nach dem Gesetze vom 16 . De¬

zember 1906 , R .-G .-Bl . Nr . 1 er 1907
versicherungspflichtigen Angestellten städtischer
Unternehmungen . XII,

Altkatholische Pfarrgcmrinde — Errichtung einer
solchen in Graz . V,

Amerika — Vollmachten für Erbschaften und Un¬
fallsentschädigungen . VI,

Amts - und Kanzlcierfordernisse — Beistellung . . XI,
Anfragen des Ministeriums des Innern — ver¬

einfachte Bericherstattung . XI,
Antroxin Eitklberg — Vertriebsverbot . VIII,
Arbeiterwohnhäuser — Begünstigungen auf Grund des

Gesetzes vom 8. Juli 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 114 VII,
Arbeitsbücher — Rückstellung der bei Anzeigen

nach Z 85 G .-O . vorgelegten Arbeitsbücher . VI,
— Hinterlegung der Arbeitsbücher ausgetretener

Hilfsarbeiter . X,
Arzneiabgabe nach Rezeptkopien . VI,
Arbeitsuchende — Fahrbegünstigungen . . . . . . X,
Armenunterstiitzungen — Beschleunigtes Verfahren

bei Einbringung der im Auslande an mittel¬
lose österreichische Staatsbürger gewährten
Armenunterstützungen . III,

Assentierung der Militärakademiker — Vorschrift . IV,
Ausnahmevorschristcn für städtische Maschinisten —

Änderung . III,
Augenscheins - und Kanzleitaxcn . VIII,
Aushilfen — Einbringung von auf Rechnung fremder

Heimatgemeinden nach H28 des Heimatgesetzes
gewährten Aushilfen . III,

Aushilfsdiener, städtische— Mietzinsbeitrag. . . VIII, 84
Ausland — Instruktion für den Dienstverkehr der

politischen und l. f. Polizeibehörden mit Be¬
hörden und Parteien im Auslande . . . . IX , 90

l — Religionswechsel österreichischer Staatsbürger im
Auslande . XI , 99

Ausmesserdienst, städtischer— Neuregelung. . . . VI, 61
Ausverkaufsgesetz— Vorgehen bei Übertretungen. X, 94
Auswanderung— Anwerbung für Auswanderung. IV, 35
— Kompetenzen in Auswanderungs -Angelegenheiten XII , 10
— Warnung vor der Auswanderung nach Brasilien II , 13
— Warnung vor der Auswanderung nach Canada VII , 69
Azeiylenschweißapparate, transportable—gewerbliche

Verwendung . XI , 101

B.
Bahnhofbuchhandlungcn—. Nichtanwendung des

Ladenschlußgesetzes . VIII , 82
Bandkpntation für Wien . II, 14
Ballführungen der Gemeinde Wien—Remunerations-

Anträge für städtische Angestellte anläßlich
solcher . VIII , 84

Baugewerbe— Verständigung der Baubehörden von
Veränderungen in diesem . VII , 77

— Normalarbeitsordnung . VI , 52 ; XI , 99
Baumeisterkonzession— Verleihung an eine Gesell¬

schaft mit beschränkter Haftung . V, 42
Ban- und Adaptierungsgerüstc der Firma Hermann

Heiland — Zulassung . I , 4
Bau- und Maurermeister sind zur Ausführung von

Stukkaturerarbeiten nicht berechtigt . . . . VI , 53
Bauunternthmuiigen— Umarbeitung und Nachdruck

der Normalarbeitsordnung . . . . VI , 52 ; XI , 99
Bauwesen— Bekämpfung von Überstunden. . . III, 25
Beamte, städtische— Berichte über Dienstreisen. . III, 24
Befähigungsnachweis— Umgehung der Vorschriften

des Z 13 der Gewerbeordnung . VI , 53

96
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4
100

111

44

59
103

102
83

68

52

93
54
93

24
31

24
84

25
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Betondecke „SystemA. Gißhammer" . V, 43
Bctoneisenzrllendcckc „System A. v. Plachy" —

Zulassung . V, 44
Betouplattenwände „System E. Hübner" — Zu¬

lassung . VII , 66
Betonstufen, eisenarmierte— Zulassung solcher der

Firma Alois und Karl Janda . I , 3
Bctricbsstätteii, feste <8 39 G.-O.), Zweigctadlisse-

ments und Niederlagen<8 40 G.-O.) — Vor¬
schrift . III , 19

Bezirksämter, magistratische sind nicht selbständige
politische Behörden , sondern Vertretungs¬
behörden des Wiener Magistrates . . . . IV , 32

— Abgrenzung des Wirkungskreises gegenüber der
Magistrats -Abteilung IV in Ansehung der
Theater , Singspielhallen und Schau¬
stellungen . VH , 77

Bezirksamtsinstruktionfür die Bearbeitung von
Matrikensachen , Konfessions -Angelegenheiten,
Ehesachen und Namensänderungen . . . . l , 6

Bezirksgerichte, Wiener— Änderung der Kompe¬
tenzen . V, 45

— Erweiterung der Sprengel der Bezirksgerichte
Josefstadt und Margareten in Strafsachen VIl , 72

Bildstöcke und Sammelbüchsen auf Märkten und in
Markthallen — Regelung der Aufstellung
solcher und der Verwaltung der Opfergelder III , 24

Blühende Obstreiser und Pflanzen mit Wurzeln—
Verbot des Feilhaltens und des Verkaufes . XI , 100

Bosnier und Herzegoviner— Meldepflicht der
nichtaktiven Mannschaft und der Landsturm¬
pflichtigen . VII , 72

Briestanbencvidenz. XII, 105

D.
Dampfkesselpriisung— Neubestellung eines Kom¬

missärs für den III . Wiener Aufsichtsbezirk
und Bestellung von Stellvertretern . . . . IX , 87

Dienstbotenkrankenkassa— Anmeldung bei derselben
und Ausfertigung der Spitalsanweisung für
deren Mitglieder . I , 4

Dienstverhältnis-Auflösung — Auszahlung der
Monatsbezüge im Falle der Dienstverhältnis-
Auflösung . XII , 111

Dienstreisen städtischer Beamter— Berichte über
solche . III , 24

Dienstverkehr der politischen und landesfürstlichen
Polizeibehörden mit Behörden und Parteien
im Auslande . IX , 90

Dienstweg— dessen Einhaltung bei Gesuchen in
Personal -Angelegenheiten . III , 25

Dispcuscrteiluiig nach H14e  oder 23 a G.-O. an
Geschäftsführer — Unzulässigkeit . XII , 106

Distanzzcrtifikate, siehe Militär vorspan n-
dien st.

Donau — Verbot des unbefugten Betretens der
Böschungen des Gehweges über die alte
Donau im XXI . Bezirke . I, 4

Donanhochwässcr, siehe Überschwemmungs-
Angelegenheiten.

E.
Ehefähigkeitszeugnisse— Verzeichnis der zur Aus¬

stellung solcher zuständigen Behörden im
Deutschen Reiche . III , 20

— für russische Staatsangehörige . IV , 34
Ehesachen— Bezirksamts-Instruktion. I, 6
Ehrenmedaille für 40jährige treue Dienste— Zu¬

erkennung an in Kroatien und Slavonien
lebende österreichische Staatsangehörige . . III , 21

Einjährigen- Präscnzdienst— Anerkennung der
Studienzeugnisse der Eisenbahnschule in Linz
als Nachweis der wissenschaftlichen Befähi¬
gung für denselben . XII , 107

Eisgang, siehe Überschwemmungs - Ange¬
legenheiten.

Esseklensicherstellung— Bekanntgabe an die Armen¬
institute . IX , 91

Erbschaften und Unfallentschädigungen in Amerika—
Vollmachten . VI , 59

Erwcrbstenervorschrcibungen für unbefugte Gewerbe¬
betriebe — Bekanntgabe seitens der Steuer¬
behörden an die Gewerbebehörden . . . . HI , 20

ExekiitionSfiihigkeitsklauscl für Rückstandsausweise
der Krankenkassen . . . . . III , 26

ExekutionsgcrichtlicheVerfügungen —Evidenzhaltung
hinsichtlich der Gewerbe - und ähnlichen Unter¬
nehmungen . III , 26

F
Fahrbcgünstigungcn für arbeitsuchende Arbeiter. . X, 93
Fahrgedühren für die zur Waffenübung oder Super¬

arbitrierung einberufene Mannschaft — Er¬
gänzung der Aufenthaltsmeldeblätter wegen
Kreditierung dieser Gebühren . VI , 50

Fahrordnung für die Mühlgasse, IV. Bezirk . . . IV, 34
— für die Probusgasse , XIX . Bezirk . IV , 35
Feildieten von Waren— Verbot des Standhaltcns

auf den öffentlichen Straßen . VII , 68
Feilbietungen, freiwillige— Entschädigung der als

Lizitationskommissäre verwendeten städtischen
Beamten . V, 46

Feuerversicherungsgcsellschaftcn— Einführung einer
Abgabe von denselben als Beitrag zu den
Kosten der Feuerwehren re. V, 46

Feuerwehrabgabe. V, 46
Feuerwehr-Ehreiimedaillc— Anspruchsberechtigung IX, 87



5

Finanzwachabteilungfür die Mineralöl-Raffinerie
Floridsdorf— Neuerrichtung.

Formziegel-Balkendecken vonR.Seidel— Zulassung
Forst- und Domiinen-Verwaltung, k. k. —Verlegung

nach Mariabrunn . .
Fortbildungsschule, kaufmännische der Firma Julius

Meinl — Gleichwertigkeit .
Fortbildungsschulen—Behandlung der nach Punkt4

und 6 der Ministerialverordnung vom
14. November 1904, Z. 24977, von den
Leitungen der gewerblichen Fortbildungs¬
schulen erstatteten Anzeigen.

„Franzbranntwein" — Gebrauch dieser Bezeichnung
Frauen- und Kinderkleidermachcrgewerbe- Behand¬

lung der Gewerbeanmeldungen.
Frcmdzustiindige— Einbringung von an solche ge¬

währte Aushilfen.
Frisenrgewerde— Sonntagsruhe.
— Ladenschluß.
Fronleichnams-Feierlichkeiten— Auslagen. . . .
Fnhrwerksaufstelluiig in der Seitensahrbahn am

Kärntnerring — Verbot.

G

Gast- und Schankgcwcrbe- Kompetenz der Ge¬
werbebehörden zur Bestrafung der Über¬
tretungen von Sperrstundenvorschristen. .

— Der Zwangspüchter ist zum Ansuchen um Über¬
tragung dieses Gewerbes(8 20 G.-O.) nicht
legitimiert . . ' '

Gebäude- und Güterverwaltung, siehe Häuser¬
administration.

Geisteskranke— Notifizierung deren Unterbringung
in niederländischen und reichsdeutschen, be¬
ziehungsweise österreichischen Anstalten UI, 21;

Gemeindcsorderungen— raschere Hereinbringung.
Generalkonsulat, kaiserlich russisches- Amtssprengel

für Wien und Prag . .
Geschäftsführer— Unzulässigkeit der Dlspensertel-

lung nach 8 1^ 6 oder 23 a G.-O. an solche
Gewerbe—Beschleunigte Erledigung der Anmeldung

der handwerksmäßigen Gewerbe.
— Berechtigungsumfang des Spenglergewerbes. .
— Behandlung der Gesuche, betreffend den Betrieb

des Kanalräumergewerbes. - -
— Fortführung des Gewerbes durch die Witwe

und die minderjährigen Deszendenten. . .
— Unzulässigkeit der Dispenserteilung nach 8 14 e,

beziehungsweise§ 23 a G.-O. an Geschäfts¬
führer .

— Die Genehmigung der Betriebsstättenverlegung
einer Hypotheken- und Darlehensvermittlung
unterliegt dem freien Ermessen der Behörde

Gcwerbeanmeldungsgebühr für Zweigetablissements
und Niederlagen außerhalb des Standortes
der Hauptbetriebsstätte. .

I . 4
III, 19

I , 5

II, 12

VI. 52
VI, 57

XII, 106

III , 25
XII, 108
VII, 69
IV, 29

VII, 73

VIII, 81

VIII, 81

IV, 36
VI. 63

XII, 108

XII, 106

I. 3
IV, 31

IV. 38

VI, 50

Gewerbebetriebe, unbefugte — Bekanntgabe der
Erwerbsteuervorschreibungenfür solche seitens
der Steuerbehörden an die Gewerbebehörden

Gewerbeinspektoren— deren Wahrnehmungen über
Unzukömmlichkeiten in Gewerbebetrieben. .

Gewcrbeinspektorat in Wien, k. k. — Bestellung
eines neuen Amtsvorstandes.

— Personalveränderungen.
— Amtssitzverlegung für das Gewerbeinspektorat

des III. Aufsichtsbezirkes.
Gewerbe- und Hausierstrafen— Unterscheidung. .
Gewerbliche Unternehmungen— Evidenzhaltung der

exekutionsgerichtlichen Verfügungen . . . .
Giftlizenzcn— Unzulässigkeit der Ausfolgung an

Private.
Gift-Verschleiß— Konzessionsverleihungen rc. an:
— Alder  Viktor.
— Baring  Paul.
— Bauer  Lndwig.
— Bockhorni  Johann.
— Dirnbacher  Wolfgang.
— Groß  Jaromir Karl . V, 45;
— Kern  Alfred.
— Kimla  Anton.
— Kopp  M . L B. (Gabriel Falk) .
— Kris  Moritz.
— Langbein-Pfannhauserwerke(Gustav Olbrich) .
— May Franz.
— Modrovich  Adalbert, v.
— Prihoda  Wilhelm.
— Rodek  Josef, Inhaber der Firma W. Mandel¬

blüh Nachfolger Niklas L Rodek.
— Schieb!  Fritz, Verlegung des Standortes . .
— Sima  Gustav.
— Sikora  Hugo.
— Strubecker L Holl über '.
— Sturm  Wilhelm.
— Tintner  Gustav.
— Voigt  Alfred (Alleininhaber der Firma Josef

Voigt L Komp.) .
Glockengießergewcrbe—dessen gewerberechtliche Be¬

handlung .
Grund-Abteilung auf Bauplätze.
Grundstenerkataster, General-Direktion — Wieder¬

errichtung und Wirkungskreis.
Grundwasser— dessen rechtliche Natur . . . . .

H

III, 20

VI, 51

VII, 70
XI, 101

XII, 108
VII, 73

III, 26

VII, 67

H,
I.

VI.
IX,

VIII,
I.

IV.

VII,
X.

IV,
VI,
V.

14
6

IV, 37
III, 22

I . 5
VI, 61

VII, 73
61
90
83

6
36

VI, 61
V. 45

73
95
36
61
45

IX, 90
VI, 61

IV, 36

VIII, 82
III, 18

VII, 70
I . 2

XII, 106

XII, 108

V, 44

Handelsgewerbe- Ersatz der Lehrzeit durch den Be¬
such der städtischen Handelsakademie in
Gablonz a. d. N. oder die Privat-Handels-
schule in Cattaro.

Hand- und Zuglüften bei einem Psarrhofbau. . .
HandwerksmäßigeGewerde- BeschleunigteErledigung

deren Anmeldung . .

VII, 67
IV, 30

I, 3



Hartsteinzicgel — Zulassung solcher aus den Ziegel-
Werken in Matzen ohne Fabrikszeichen . . .

Häuseradministration — Rechtliche Behandlung . .
>va»sbesorgerordnung .
Hausierer — Ausnahme vom Ladenschlußgesetz . .
Hausierdcwilligungen - Erschleichung ungarischer

Hausierbewilligungen durch Hausierer aus
nicht begünstigten Gegenden.

Hausierhandel in Wien — Verbot.
Heil - und Pflegeanstalten:
— Verpflegsgebühren der ungarischen Heilanstalten,

Spitäler und Kinderasyle.
— Verzeichnis der in den allgemeinen öffentlichen

Krankenanstalten und Wohltätigkeitsanstalten
in Niederösterreich pro 1910 bestehenden Ber-
pflegsgebühren.

— Notifizierung der Unterbringung Geisteskranker
in niederländischen und reichsdeutschen , be¬
ziehungsweise österreichischen Anstalten . .

— Vorschrift , betreffend ein neues Verfahren mit
den Spitalskopfzetteln in Ungarn.

— Dienstliche Verwendung von Studierenden der
Medizin in Krankenanstalten .

— in Devecser , Verleihung des Öffentlichkeits¬
rechtes .

— in Fiume , Erhöhung der Verpflegskosten des
allgemeinen Krankenhauses . .

— in Görz , Fraucnspital , Festsetzung der Verpflegs-
taxen . .
Keszthely , Verleihung des Öffentlichkeits¬
rechtes .

in Mistelbach , Abänderung der Verpflegsgebühren
im allgemeinen öffentlichen Krankenhause . .

in Szombathely , Festsetzung der Verpflegsgebühr
im Kinderspitale . . . . .

in Stockerau , Erhöhung der Verpflegstaxe im
allgemeinen öffentlichen Krankenhause . . .
Triest , städtisches Krankenhaus , Festsetzung
der Verpflegskosten . . .

-städtische Irrenanstalt , Verpflegstaxen . . .
— in Wien , Erhöhung der Verpflegstaxen in den

neuen k. k. Krankenanstalten . IV,
Heimatrecht.
Horitz — Errichtung einer politischen Expositur . .
Horn — Ausgestaltung der k. k. Bauexpositur zur

k. k. Bauabteilung.
Humpoletz und Neudek — Landwehr -Ergänzungs-

Zuständigkeit.
Hypothekar - und Darlehensvermittlung — die Ge¬

nehmigung der Betriebsstättenverlegung
unterliegt dem freien Ermessen der Behörde

— in

— in

X, 95
VIl , 67

VIII , 85
X , 96

XII , 107
VII , 74̂

III , 21

IV , 32

IV , 36
I

VIII , 83

IX , 89 !

XI , 102 ^

V , 43

II , 13

XI , 102 !

IV . 36

VI , 57

IV , 35

II , 13
IX . 88

37 ; VI , 53
ff 1

XII , 108

XII , 108

XI , 100

XII , 108

I
Irrenanstalten , niederländische , reichsdeutsche und

österreichische — Notifizierung der Unter¬
bringung Geisteskranker. III , 21

K.
Kanaleinmiiudungsgebiihr — Verwaltungsgerichts¬

hof-Entscheidung , betreffend deren Be¬
messung .

Kärntnerring — Verbot der dauernden Aufstellung
von Fuhrwerk in der Scitcnfahrbahn . . .

Kanalräumergewerbe — Behandlung der Gesuche
betreffend dieses Gewerbe . . . . . . . .

Kanzleitaxen für Legalisierungen.
Kanzlei - und Amtsersordernisse — Beistellung . .
Kanzlisten , städtische — Regelung der Bezüge . .
Kincmatographeu -Unternehmungen — Wirkungskreis

bezüglich der Lizenzentziehung.
Kindcrluftballons — Sonntagsrnhe beim Handel

mit solchen.
Kleidermachergewerbe — Zeugnisse der städtischen

Mädchengewerbeschule für Weißnähen und
Kleidermackien in Neubydzow.

— (Frauen - und Kinderkleider ) Behandlung der Ge¬
werbeanmeldungen .

Knallpräparate — Verbot des Verkaufes . . . .
Kohle — Verkehr.
Koks — Verkehr.
Kommissionen — Vornahme solcher außerhalb der

Amtsstuuden.
Konfessions -Angelegenheiten — Bezirksamts -Instruk¬

tion .
Konskriptionsamtliche Fachpriisnng . . . . IV , 38;
Konsularämter und k. u . k. Missionen — Portobehand¬

lung der Korrespondenzen.
Konzession — Erlöschen der Pfändung einer Kon¬

zession mit dem Ableben des Konzessions¬
inhabers .

Konzessionsdekrete für das Schankgewelbe — aus¬
drückliche Anführung der zu führenden wein¬
ähnlichen Getränke im Konzessionsdekrete .

Konzessionspfandrecht — dessen Erlöschen mit dem
Tode des Konzessionärs.

Krankenlassen -Niickstandsansweise — Exekutionsfähig-
keits-Klausel.

Krankenversicherungspflicht einer Bedienerin in einer
Bank.

Kündigung von Monatswohnungen.
Kunststein siehe Stieg enstus en.

L.
Ladenschluß — Kundmachungen.
— Nichtanwendung des Gesetzes über den Laden¬

schluß für Bahnhof -Buchhandlungen . . .
— im Lebensmittelhandel bei sogenannten gemischten

Betrieben.
— Ausnahme für Hausierer.
Landwehr -Ergänzungsbezirke — Änderung der Ab¬

grenzung der Bezirke Nr . 17 , 18 und 33 .

II , 11

VII , 73

IV , 38
III , 26
XI , 103

VII , 74

III , 22

VII , 66

IX , 90

XII , 106
VI , 60
VI . 58
VI , 58

IV , 38

I. 6
VII , 77

IX . 89

VIII , 82

VI . 52

I . 5

III , 26

VI , 49
X, 95

VI , 59

VIII , 82

IX , 88
X, 96

VI , 53
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Landwkhr -«Landsturm ->Ergänzungsbezirk Nr . 31 —
Zuweisung der Bezirkshauptmannschaft Os-
wiecim . . . IX,

Landwehr -Ergänzungs -Znständigkeit der k. k. Bezirks¬
hauptmannschaft Humpoletz und Neudek . . XI,

Landwehrpiisse — Ergänzung durch Abgabe des
nächsten Waffenübungsjahres . VI,

Legalisierungen — Kanzleitaxen . . . . . . . III,
Lehrlinge — Halten solcher . XII,
Lehrlingsarbeiten -Ausstcllungcn — deren Förderung IV,
Lehr - und Arbeitszeugnissc — Vidierung durch die

Baugewerbe -Genossenschaften . VIII,
Lehrzeit in einem Handelsgewerbe — Ersatz durch

Besuch der städtischen Handelsakademie in
Gablonz oder der Privat -Handelsschule in
Cattaro . . . . ' . VII,

Lithographische Presse — Regelung des Dienstverhält¬
nisses und der Bezüge des Personales . . . VI,

Lizitations -Kommissäre — Entschädigung der als
Lizitations -Kommissäre bei freiwilligen Feil¬
bietungen verwendeten städtischen Beamten . V,

Löschproben — Abhaltung privater Löschproben
IX . 91 ; IX,

Luftschiffahrt , Militär -Motorballons — Vorsichten
und Hilfeleistung . XI,

M.
Mädchenhandel — Hintanhaltung . V,
Margarinevertrieb . X,

Märkte und Markthallen — Regelung der Auf¬
stellung von Bildstöcken und Sammelbüchsen
auf Märkten und in Markthallen und der
Verwaltung der Opfergelder . III,

Magistrat:
— Dessen Amtsabteilungen (Bezirksämter , Kon¬

skriptionsamt re.) sind nicht selbständige
politische Behörden . IV,

— Änderung der Geschäftsverteilung I, 8 ; V, 45 ; VI,
— Errichtung der Magistrats - Abteilung X a

(Kaiserjubiläums -Krankenanstalt der Gemeinde
Wien ) ; Änderung der Geschüftseinteilung und
Geschäftsgruppen . XII,

Markthilfspersonale — Kundmachung . VI,
Marktordnung für die Großmarkthalleabteilung für

Fleischwaren — Abänderung . V,
Marktberkehr auf dem Nachtmarkte im I. Bezirke —

Regelung . VI,
Maschinisten , städtische — Änderung der Aufnahme¬

vorschriften . III,
Matrikenansziigc — Requisition von ex ollo-Aus-

zügen aus Ungarn . II,
Matrikensachcn — Bezirksamtsinstruktion . . . . I,
Mediziner — dienstlicheVerwendungvon Studierenden

der Medizin in Krankenanstalten . IX,

Meldepflicht der nichtaktiven Mannschaft und der
Landsturmpflichtigen bosnisch-herzegowinischer
Landesaugehörigkeit . . VII , 72

Militärakademiker — Vorschrift für deren Assentierung IV , 31
Militärdallons — Vorsichten und Hilfeleistung bei

der Luftschiffahrt . XI , 99
Militärische Dienstleistungen — Gesuche der im

Auslande sich aufhaltenden nichtaktiven
Mannschaft um Enthebung von der Waffen-
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Janda.
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Spitalsanweisung für die Mitglieder der Dienstbotenkrankenkassa.
8 . Beurteilung der Stellungszuständigkeit bei Zuständigkeitsänderungen.
9 . Neuerrichtung einer Finanzwach -Abteilung für die Mineralöl -Raffinerie

Floridsdorf.
10 . Verbot des unbefugten Betretens der Böschungen des Gehweges über

die alte Donau im XXI . Bezirke.

11 . Zulassung von Bau - und Adaptierungsgcrüsten der Firma Hermann
Heiland.

12 . Erlöschen der Konzessionspfandrechte mit dem Tode des Konzessionärs.
13 . Verlegung der k. k. Forst - und Domänenverwaltung nach Mariabrunn.
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LS. Normativbestimmuugen:
Magistrat:
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17 . Pferdeeinkaufs Kommission.
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Verzeichnis der im „ Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre
1909 und 1910 publizierten Gesetze und Verordnungen.

l. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Heimatrecht.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

21 . September 1909 , Nr . 8375 (M . Abt . XVI , 11716/09 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Freiherrn v. Schwarzenau,  in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwaltnngsgerichtshofes Dr . Ritter v. Popclka , Malaie , Krubsk .v
und Freiherrn v. Weber,  dann des Schriftführers k. k. Hofsekretärs Ritter
v. T h a a, über die Beschwerde der Stadtgemeinde Raudnitz gegen die Ent¬
scheidung des k. k. Ministeriums des Innern voni 2. Februar 1907 , Z . 56800
ex 1906 , betreffend ein Heimatrecht , nach der am 21 . September 1909 durch¬
geführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Otto Eckstein,
Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde und der
Gegenausführungen des k. k. Ministerial -Sekretärs P .üchl , in Vertretung der
belangten Behörde , ferner des Magistrats -Sekretärs Österreicher,  in Ver¬
tretung der mitbeteiligten Reichshaupt - und Residenzstadt Wien , zu Recht
erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird wegen mangelbaften Verfahrens auf¬
gehoben.

EntscheidungsgrUnde.

Dem Rekurse gegen die von der k. k. Statthalterei in Prag auf Grund
des dritten Absatzes des Z 40 des Heimatgesetzes vom 3. Dezember 1863,
R .-G .-Bl . Nr . 105 , gefällte Entscheidung vom 30 . Oktober 1905 , Z . 2I834I,
mit welcher die Gemeinde Raudnitz als Heimatgemeinde des im Jahre 1824
in Brozan von Ludmilla I . . . außer der Ehe geborenen Josef I . . .
(unrichtig auch Hel lehr and  genannt ) erkannt worden war , wurde mit der
Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 2. Februar 1907,
Z . 56800 , mit der Begründung keine Folge gegeben , weil weder Josef I . . .,
noch dessen Mutter Ludmilla I . . . nach den Ergebnissen der Erhebung ein
Heimatrecht selbständig erworben haben und der Vater des letzteren , Franz
I . . ., da er laut des alten Raudnitzer Grundbuches im Jahre 1805 ge¬
meinsam mit seiner Gattin das Eigentumsrecht an dem Hause Nr . . . . auf
Altstadt in Raudnitz erworben hat , hiedurch im Sinne des Z 26 , Ht . t> des
Konskriptionspatentes vom 25 . Oktober 1804 , Politische Gesetzessammlung Nr . 4
in Raudnitz nationalisiert hat . In diesem Heimatrechte folgte ihm seine im
Jahre 1799 in Raudnitz geborene Tochter Ludmilla , sowie deren unehelicher
Sohn Josef I . . ., welcher dasselbe bis zu seinem im Jahre I8S8 erfolgten
Ableben beibehielt.

Die in der dagegen angebrachten Beschwerde der Stadtgemeiudc Raudnitz
erhobene Einwendung , der angefochtenen Entscheidung liege ein mangelhaftes I
Verfahren insofern zugrunde , als die k. k. Bezirkshauptmannschaft in Raudnitz , I

da ihr Erkenntnis vom 5 . Juli 1897 , Z . 14747 , womit die Gemeinde Brozan
als Heimatgemeinde des Josef I . . . erkannt worden war , bloß wegen
unrichtiger Rechtsmittelbelehrung im Sinne des A 3 des Gesetzes vom 12 . Mai
1896 , N .-G .-Bl . Nr . lOI , aufgehoben worden ist, an dieses ihr Erkenntnis,
welches mit der richtigen Rechtsmittelbelehrung der Partei neuerlich zuzustellen
gewesen wäre , gebunden , sonach nicht berechtigt war , die Ausstellung abzulehnen,
mußte der Verwaltungsgerichtshof schon nach Z 5 des Gesetzes vom 22 . Oktober
1875 , R .-G .- Bl Nr . 36 ex 1876 , zurückwcisen , da diese Einwendung im
Ministerialrekurse vom 6. Dezember 1905 , Z . 298344 , nicht geltend gemacht
worden ist.

Gegenüber der Einwendung der Beschwerde , daß , wenn der zufolge des
Volkszählungsopcrates für Wien vom Jahre 1857 damals und bei Ausstellung
des Arbeitsbuches Nr . 18599 »x 1891 für Josef Heliebrand (rekto
I . . . ) in dessen Besitz gewesene, sein Heimatrecht in der Gemeinde Brozan
ausweisende Heimatschein des k. k Bezirksamtes Libochowitz vom 27 . Oktober
1853 , Nr . 1042 , nicht als gültig angesehen wurde , Josef I . . ., der sich
seit dem Jahre 1853 bis zu seinem im Jahre 1898 eingetretenen Ableben un¬
unterbrochen in Wien aufgehalten hat , notwendig das Heimatrecht in Wien
gemäß Z 12 , In . t, des provisorischen Gemeindegesetzes vom 17 . März 1849,
R .-G .-Bl . Nr . 170 , durch vierjährige Duldung seines Aufenthaltes ohne
Heimatschein erworben haben müßte , hat der Gerichtshof an der in seinem
Erkenntnisse vom 2 . Dezember 1886 , Z . 2642 , Nr . 3282 , der offiziellen
Sammlung zum Ausdrucke gelangten Rechtsanschauung festgehalten , wonach
das Heimatrecht nach der bezogenen Gesctzesstelle auch dann nicht erworben wird,
wenn der Heimatschein , in dessen Besitz der Fremde sich während des zur
Quadriennierung erforderlichen Zeitraumes befunden hat , aus nicht auf¬
scheinenden Gründen materiell ungültig ist. Daß aber der Gemeinde Wien zur
Zeit der Geltung der provisorischen Gemeindeordnung vom Jahre 1849 ein
formell gültiger Heimatschein des Josef I . . . Vorgelegen war , ist durch die
in den Administrativakten erliegenden , weiter unten individuell bezeichnten
Aktenstücke dargetan , dadurch also der Erwerb des Heimatrechtes durch
Quadriennierung in Wien ausgeschlossen.

Soweit aber die Gemeinden Brozan und Raudnitz in Betracht kommen,
handelt es sich allerdings um die materielle Gültigkeit des Heimatscheines vom
27 . Oktober 1853 , Nr . 1042 , beziehungsweise darum , ob Josef I . . . zur
Zeit der Ausstellung dieses Heimatscheines in einer anderen Gemeinde , als auf
welche dieser Heimatschein lautet , heimatberechtigt war.

Die in dieser Richtung von der Beschwerde erhobenen Zweifel gegen die
Identität des Franz I . . ., Großvaters des Josef I . . ., mit dem als
Eigentümer des Hauses dir . . . . auf der Altstadt in Raudnitz snt > präs.
2 . Mai 1805 eingetragenen Franz I . . ., welcher einerseits auf die Ver¬
schiedenheit des Taufnamens der Mutter der Ludmilla I . . . und Groß¬
mutter des Josef I . . . in den verschiedenen Matrikeleintragungen , ander¬
seits aus die Verschiedenheiten im Berufe des Franz I . . ., Großvater
des Josef I . . ., gestützt werden , konnte der Gerichtshof nicht für gerecht¬
fertigt erkennen . Denn durch die Eintragung des Namens „ Maria Anna " im
Tausscheine der am 11 . November >789 geborenen Tochter des Norbert
K . . ., Bürger und Metzger in Raudnitz , und seiner Gattin Maria Anna ist die
Verschiedenheit in der Angabe des Namens der Mutter der Ludmilla I . . .
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einerseits in dem Taufscheine der letzteren, sowie im Taufscheine ihres Sohnes
Josef I . . ., woselbst sie als Marie , Tochter des Franz I . . .,
Brauergehilfen und seiner Gattin Marie , Tochter des Norbert K . . . aus
Raudnitz , beziehungsweise als Tochter des Franz I . . , Brauergehilfen
und Bürgers in Raudnitz und seiner Gattin Marie , geborenen K , . an¬
geführt ist, anderseits in ihrem Trauungsscheine (mit Franz I . . .) und in
ihrem Totenscheine, woselbst sie als Anna , Tochter des Norbert K . . .,
Bürgers und Fleischhauermeisters, beziehungsweise als Anna , Witwe nach
Franz I . . ., bezeichnet ist, hinlänglich aufgeklärt. Wenn aber Franz
I . . ., der Großvater des Josef I . . ., in den erwähnten Urkunden
als Brauergehilse, beziehungsweise Brauergehilfe und Bürger in Raudnitz, in
seinem Totenscheine aber als „Botengänger aus Raudnitz zum Magistrate
derselben Stadt untergeben ", bezeichnet wird, so erwog der Gerichtshof, daß
eine Verschiedenheit der Angaben über die Beschäftigung in zeitlich aufeinander¬
folgenden Urkunden einen Zweifel über die Identität nicht begründen kann.

Dagegen mußte der Verwaltungsgerichtshof das der angefochtenen Ent¬
scheidung zugrunde liegende Verfahren in einem anderen Punkte als mangelhaft
erkennen, denn in den Akten erliegt unter A. V. P . 36 der Bericht des
Konskriptionsamtes des Magistrates Wien vom 15. März 1897, Z. 5696, „daß
das Arbeitsbuch Nr . 18599 or 1891 Hieramts am 21. Dezember 1891 für
Josef H il d eb r an d, Fabriksarbeiter , geboren am 21. Oktober 1824 in
Brozan , katholisch, verheiratet, zuständig nach dein Geburtsorte , auf Grund
eines Heimatscheines, ausgestellt vom Bezirksamte Libochowitz  vom 27. Oktober
1856, Nr . 1042 ausgefertigt wurde". Ferner erliegt in den Akten unter A. V.
P . 126 ein Auszug aus der Fremdentabelle des Hauses Landstraße 252 (Wien)
für die Volkszählung 1857, betreffend den „Josef I . . . (Hellebrand, Hille¬
brand ), Kesselschmied, geboren 1824 in Brozan , katholisch, verheiratet", mit der
Anmerkung : „Heimatschein 8. 4 . Libochowitz auf I . Hellebrand  vom
27. Oktober 1856, Nr . 1042, gültig vier Jahre ".

Josef Hillebraud (rekte I . - .) gab im Protokolle vom 5. März
1897 (A. V. P . 34) an, er habe den ihm „von der Gemeinde Libochowitz im
Jahre 1854 " ausgestellten Heimatschein von zirka 11 Va Jahren im Arwen-
departement abgegeben und bisher trotz oftmaliger Urgenzen nicht zurückerhalten".
Endlich erliegt auch in den Akten unter A. V. P . 40 der dem „Josef Helle¬
brand  aus Brozan " unterm 22. Juni 1857, Nr . 1990 Pol. vom k. k. Be¬
zirksamte in Libochowitz ausgestellte Ehemeldeschein".

Da gemäß A 30, Absatz 2 der mit der Verordnung der Ministerien des
Innern , der Justiz und der Finanzen vom 19. Jänner 1853, R .-G.-Bl . Nr . 10
verlautbarten Allerhöchsten Bestimmungen über die Einrichtung und Amts¬
wirksamkeit der Bezirksämter dem k. k. Bezirksamte in Libochowitz,.in Absicht
auf Gemeinden , die demselben unterstehen, über Einvernahme der Gemeinde
die Entscheidung über die Zuständigkeit zur Gemeinde, sowie die Ausfertigung
der Heimatscheine zustand", so würde der in den bezeichnten Aktenstücken
erwähnte Heimatschein vom 27. Oktober 1856, Z. 1042, wäre er vorhanden
und dessen Echtheit außer Zweifel, das Heimatrecht des Josef I . . . in
Brozan beweisen, vorbehaltlich des im Z 35 des Heimatgesetzes vom 3. De¬
zember 1863, R .-G.-Bl . Nr . 105, gedachten Gegenbeweises. Da nun der regel¬
mäßig, durch die Urkunden selbst zu erbringende Beweis auch dadurch erbracht
werden kann, daß die seinerzeitigeExistenz der Urkunde nach Inhalt und Form
durch andere Beweismittel außer Zweifel gestellt wird, dafür aber im gegebenen
Falle die allenfalls noch vorhandenen Akten, Register und sonstigen Amts-
vormerkuugen des bestandenen k. k. Bezirksamtes in Libochowitz in Betracht
kommen, aus welchen, falls sie noch vorhanden sind, mit Verläßlichkeit fest¬
zustellen wäre, ob unter den angegebenen genauen Ausstellungsdaten ein die
Zuständigkeit des Josef Hellebrand  in die Gemeinde Brozan aussprechender
Heimatschein vom k. k. Bezirksamte Libochowitz ausgefertigt wurde, so mußte,
da die Administrativakten nicht ausweisen, daß diesfalls irgendwelcheErhebungen
gepflogen worden wären, in deren Unterlassung ein wesentlicher Verfahrens¬
mangel erkannt, sonach mit der Aufhebung der angefochtenen Entscheidung
gemäß ß 6 des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, R .-G .-Bl . Nr . 36 er 1876,
vorgegangen werden.

S.
Die rechtliche Natur des Gruudwassers

n) Das Grundwasser ist weder öffentliches Gewässer
noch Privatgewässer , sondern r « 8 null  las . b) Der
Besitzer eines Hausbrunnens hat kein subjektives
Recht auf ungestörten Grundwasserzufluß , e) Eine
Villa ist kein „Gehöft " im Sinne des 8 19 , n .-ö.

W .-R . -G.

Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 3. No¬
vember 1909, Nr . 9663 (M . Abt. Villa , 1729/09 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Zenker,  in Gegenwart der Räte des k. k. Verwaltungsgerichts¬
hofes Ritter v. Falser , Dr . Schimm , Dr . P a n t u ö e k, Dr . W ein¬
gar  t e n, dann des Schriftführers k. k. Hofsekretärs Freiherrn v. Apfal-
trern,  über die Beschwerde der Eheleute Wilhelm und Elise Helmsky

in Preßbaum gegen die Entscheidung des k. k. Ackerbauministeriums vom
31. Jänner 1908, Z . 49838/07 , betreffend Schadloshaltung für den Ein¬
gang von Brunnenwasser , nach der am 3. November 1909 durchgeführten
öffentlichenmündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages
des Referenten, sowie der Ausführungen des Dr . Theodor Gutmann,
Hof- und Gerichtsadvokaten in Wien, für die Beschwerde des k. k. Ministerial-
sekretärs Dr . Max Schescharg,  in Vertretung des belangten k. k. Ackerbau¬
ministeriums , endlich jener des Magistrats -Ober -Kommissärs Dr . Adolf
Rucka , in Vertretung der mitberechtigten Gemeinde Wien, zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.

Die Beschwerdeführer besitzen in Preßbaum eine Villa , deren Trink - und
Nutzwasserbedarf durch einen Brunnen befriedigt wird, dessen Wasser einer
Quelle des Bihaberges entstammt. Die Wasserführung dieses Brunnens wird
durch eine Stollengrabung für die II . Wiener Hochquellenwasserleitung ge¬
fährdet. Die Beschwerdeführer haben deshalb die Ablösung ihres Besitzes,
beziehungsweise die volle Schadloshaltung für dessen drohende Entwertung
gegenüber der Stadt Wien angemeldet und dies damit begründet, daß durch
die Stollensührung im Bihaberge die dortigen Grundwasserverhältnisse derart
nachteilig beeinflußt werden dürsten, daß die völlige Entziehung des für die
Bewohner der Billa unbedingt erforderlichen Trink- und Nutzwassers mit
Sicherheit zu gewärtigen sei.

Dieses Begehren wurde von der ersten Instanz abgewiesen, ebenso auch
von der zweiten Instanz (Steiermärkische Statthalterei im Einvernehmen mit
der niederösterreichischen Statthalterest laut Erkenntnis vom 17. Juli 1907,
und zwar von der zweiten Instanz deshalb, weil einerseits die genehmigte
Trassenführung der Wasserleitung in Preßbaum nach dem Ergebnisse der
wasserreätlichen Verhandlung unbedingt notwendig erscheine, anderseits derzeit
zwar die Möglichkeit der Ablenkung des Grundwassers und der Entziehung
des Nutz- und Trinkwassers zugegeben werden müsse, diese Wirkung aber im
gegenwärtigen Augenbliche noch nicht init voller Sicherheit festgestellt werden
könne, und schließlich, weil der subjektive Rechtsanspruch eines Interessenten
auf Ersatz für den lediglich durch die Beeinflussung oder Entziehung des
Grundwassers erlittenen Schaden nach dem Wasserrechtsgesetze nicht hinlänglich
begründet werden könne.

Beigefügt wurde, daß sich die Wasserrechtsbehörde in Pflichtgemäßer
Wahrnehmung der öffentlichen Interessen Vorbehalte, für den Fall , als tat¬
sächlich bei Beginn oder im weiteren Verlaufe des Wasserleitungsbaues infolge
dieses letzteren die Grundwasserverhältnisse am Bihaberge derart beeinflußt
würden, daß die auf diesem Gebiete befindlichen Ansiedelungen der Wasser¬
entziehung ausgesetzt würden , das zur Abhilfe dieses Mißstandes vom Stand¬
punkte der öffentlichen (sanitären) Interessen Erforderliche der Stadtgememde
Wien im Wege instanzmäßiger Entscheidung vorzuschreiben.

Dieser Zusatz wurde mit dem Hinweise daraus begründet, daß es sich
nicht nur um die lediglich vom Standpunkte eines subjektiven Rechtes des
Betroffenen zu beurteilende Entwertung eines Privatbesitzes handle, sondern daß
in diesem Falle auch wesentliche öffentliche Interessen, insbesondere sanitärer
Natur in Frage kommen, welche durch die möglicherweiseeintretcnde gänzliche
Entziehung des unbedingt erforderlichen Nutz- und Trinkwassers schwer ge¬
fährdet erscheinen. In welcher Weise diese Abhilfe Platz zu greifen haben wird,
darüber werde gegebenen Falles die zuständige Behörde instanzmäßig zu ent¬
scheiden haben.

Das Ackerbauministeriumhat mit Erlaß vom 31. Jänner 1908, Z . 49838,
diese Entscheidung aus deren Gründen bestätigt.

Die Beschwerdeführer vertreten zunächst die Anschauung, daß die Entnahme
! von Grundwasser für den Hausbedarf des Grundeigentümers einer behördlichen

Bewilligung in der Regel nicht bedürfe, sofern nicht durch vie Anlage diejenigen
Veränderungen im Grundwafserstrome herbeigeführt werden, welche im A 16

! des niederösterreichischeu Wasserrechtsgesetzes als Voraussetzung für die Not¬
wendigkeit der behördlichen Bewilligung aufgezählt sind. Aber auch dann , wenn
eine behördliche Bewilligung nicht erwirkt wurde (für den Hausbrunnen der
Villa der Beschwerdeführer liegt ein solcher nicht vor), habe der Brunnenbesitzer
ein Recht aus die Benützung des durch seinen Brunnen erschlossenen Grund¬
wassers und dieses Recht verleihe ihm den Anspruch auf den wafferrechtlichen
Schutz gegen jede Neuerung, welcke den bestehendenZufluß der unterirdischen

I Quelle stören würde, hiebei sei es gleichgültig, ob man das Grundwasser den
! öffentlichen Gewässern oder den Privatgewässern zuzähle. Die Beschwerde bekenntI sich allerdings zu der Auffassung, daß Grundwasser öffentliches Gewässer(K3)
^ und beim Zusammentreffen der Voraussetzungen des 8 4, Io . a und o des
! Wasserrechtsgesetzes ein dem Grundbesitzer gehöriges Privatgewäffer fei, sic

folgert daraus , daß die Bestimmungen des H 19 (Schutz der Wasserversorgung
der Gemeinden, Ortschaften oder Gehöfte), des Z ll (Verbot der Änderung
des natürlichen Abflusses eines fließenden Gewässers) und des ß 10, Absatz 2
(Beschränkung der Benützung fließender Privatgewässer durch die Rechte der

I übrigen Wasserberechtigten) auch auf das Grundwaffer Anwendung finden
müssen und sie kommt zum Schluffe, daß ein am Grundwasser bestehendes
Wasserbenützungsrecht im Sinne des ß 36 (soll heißen Z 34) des Wasserrechts¬
gesetzes der Zwaugsenteignung dann gänzlich entzogen sei, wenn es für die

z gleichen Zwecke der Wasserberechtigtenunentbehrlich ist; die Beschwerde erklärt
! zu diesem Punkte, daß sie angesichts der überragenden Bedeutung der Erbauung
i der II . Wiener Hochquellenleitungden Schutz des ß 36 (34) nicht geltend mache,
I obwohl die Unentbehrlichkeit außer Zweifel stehe, wohl aber verlangt sie ein
I Erkenntnis , in der Richtung, daß der Gemeinde Wien als Unternehmerin der
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II. Hochquellenleitungdie Verpflichtung auferlegt werde, den Beschwerdeführern
im Falle des Versiegens ihres Brunnens vollständigen Ersatz zu leisten . Sollte
man aber auch an der Ansicht festhalten , daß das Grundwasser , solange es
nicht erschrottet ist, eine herrenlose Sache sei und somit den Bestimmungen des
Wasserrechtsgesetzes nicht unterliege , müsse doch anerkannt werden , daß die Be¬
hörde in Wahrung der ihr anvertrauten öffentlichen Interessen verpflichtet
gewesen wäre , bei Bewilligung der Hochquellenleiiung auf die Tatsache Rücksicht
zu nehmen , daß durch eine Ableitung der Quelle des Bihabcrges der Besitz der
Beschwerdeführer der Wasserentziehung ausgesetzt würde , weshalb der Gemeinde
Wien zum mindesten auszutragen gewesen wäre , für den Fall des Versiegens
des Brunnens das entzogene Wasser durch Zuleitung aus der neuen Wasser¬
leitung zu ersetzen.

Die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes beruht aus folgenden Er¬
wägungen:

Die rechtliche Natur des Grundwassers hat der Verwaltungsgerichtshof
schon wiederholt zum Gegenstände seiner Untersuchung gemacht ; es sei nur ver¬
wiesen auf das von der Beschwerde mit Unrecht zu ihren Gunsten bezogene
Erkenntnis vom 4. April 1905 , Z . 3771 , betreffend die Reichenberger Wasser¬
leitung , Sammlung Budw . 3439 -t ; der Gerichtshof hielt auch im vorliegenden
Falle an der Nechtsanschauung fest, daß das Grundwasser weder dem öffent¬
lichen, noch dem Privatgewässer im Sinne des Wasserrechtsgesetzes zugezählt
werden kann , so daß an diesem Wasser ein durch dieses Gesetz geschütztes Recht,
insbesondere das von der Beschwerde verteidigte Recht des ungestörten Zu¬
flusses zu einem Brunnen nicht bestehen kann , mag auch der rechtliche Bestand
dieses Brunnens als einer Anlage zur Entnahnie des in den Grundstücken
der Beschwerdeführer sich sammelnden Grundwassers nicht zweifelhaft sein ; nur
das in der Brunnenanlage gesammelte Wasser , keineswegs aber der gegen die
Anlage hin sich bewegende Grundwasserstrom unterliegt dem Rechtsbereiche des
Brunneneigentümers . Es kann daher aus den von der Beschwerde bezogenen
Stellen des niederösterreichischen Wasserrechtsgesetzes der Anspruch auf wasser¬
rechtlichen Schutz des ungestörten Zuflusses des Grundwassers zum Grundstücke
der Beschwerdeführer nicht abgeleitet werden.

Wenn aber die Beschwerde auch jene Bestimmung des H 19 des nieder¬
österreichischen Wafferrechtsgesetzes für ihren Standpunkt beruft , welche Gemeinden,
Ortschaften und „ Gehöfte " bei Neuverleihung von Wasserbenützungsrechten
dagegen schützen soll , daß sie dadurch bei Feuersgefahr oder für die Zwecke der
Wirtschaft ihrer Bewohner der Wassernot ausgesetzt werden (vergleiche über die
Anwendbarkeit dieser Bestimmung auf die Grundwasserverhältnisse , das hier¬
gerichtliche Erkenntnis vom 22 . Juni 1909 , Z . 5776 , betreffend die Prager
Wasserleitung ), so war der Gerichtshof schon deshalb nicht in der Lage, diese
Ausführungen als zutreffend anzuerkennen , weil er im Einklänge init den
Darlegungen des Vertreters der mitbeteiligten Gemeinde Wien die Villa der
Beschwerdeführer nicht als ein Gehöft im Sinne des Gesetzes, nämlich nicht
als landwirtschaftliche Einzelansiedelung gelten lassen konnte . Da sich somit
ergibt , daß die Beschwerdeführer einen Rechtsanspruch aus die Aufrechterhaltung
des ungestörten Zuflusses des Grundwassers zu ihrem Grundstücke und Brunnen
überhaupt nicht haben , so erscheint hiedurch auch der weiteren Beschwerde¬
behauptung , daß der von der Behörde gemachte Vorbehalt ihren Rechtsansprüchen
nicht genügend Rechnung trage , der Boden entzogen . Die Beschwerde war
somit als unbegründet abzuweisen.

Sterbematrikenauszüge , betreffend im Julande ver¬
storbene wehr beziehungsweise landsturmpflichtige

Ungarn.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 19 . November
1909 , Z . XVII -3751 , M . Abt . XVI , 12850/09 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 1) :

Im Einvernehmen mit den k. k. Ministerien für Kultus und Unterricht
und für Landesverteidigung und mit Rücksicht auf den vom königl . Ungar.
Ministerium des Innern in konkreten Fällen eingenommenen Standpunkt findet
das k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom 1. Juli 1909,
Z . 53706/06 , zur Behebung diesbezüglich möglicher Zweifel zu erklären , daß
der hierortige Normalerlaß vom 18. August 1871 , Z . 11081 , Statthalterei¬
erlaß vom 14 . September 1871 , Z . S433I , betreffend die fallweise Anzeige
der Sterbefälle von in den Ländern der heiligen ungarischen Krone
geborenen männlichen Individuen unter 23 Jahren seitens der Matrikenführer
des inländischen Sterbeortes , sowie der sich auf diesen Erlaß berufende und die
Ausdehnung der bezüglichen Verpflichtung auf landsturmpflichtige Personen bis
zum 42 . Lebensjahre bezweckende Erlaß des k. k. Ministeriums für Landes - I
Verteidigung vom 4 . September 1888 , Z . 4698/II - s , Statthaltereierlaß vom
26 . September 1888 , Z . 50415 , durch die Ministerialverordnuug vom 6. August
1896 , R .-G .-Bl . Nr . 150 , betreffend den Austausch von Matrikenauszügen ^
zwischen den im Reichsrate vertretenen Königreichen uud Ländern einerseits und
den Ländern der heiligen ungarischen Krone mit Ausnahme von Kroatien und
Slavonien anderseits , in Verbindung mit Punkt 3 des hierortigen Normal-
erlasses vom 12 . August 1898 , Z . 5803 , Statthaltereierlaß vom 16 . Sep¬
tember 1898 , Z . 79287 , betreffend die Gebarung mil den aus dem Auslande
cinlangenden Matrikenanszügen , hinsichtlich jenes Gebietes der heiligen ungarischen

Krone , bezüglich dessen die fragliche Austauschkonvention gilt , gegenstandslos
geworden sind.

Hinsichtlich der Länder Kroatien und Slavonien sind die oberwähntev
beiden Erlässe als auch dermalen noch zu Recht bestehend zu betrachten.

4 .

Zulassung von eisenarmierten Betonstufe » der Firma
Alois L Karl Janda.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 9. November 1909,
M . Abt . XI V, 5977/09:

In Erledigung des Ansuchens der Granit -Kunststein L Granit -Zementwaren¬
fabrik Alois L Karl Janda  in Limberg wird auf Grund des Z 37 , letzter
Absatz der Wiener Bauordnung die Verwendung der von ihr im Vereine mit
dem Baumeister Edmund Konnerth,  Wien , IV ., Kleine Neugasse 16 , und
unter dessen verantwortlicher Leitung erzeugten Stiegenstufen aus Stampfbeton
mit Eiseneinlagen znr Herstellung von Stiegen bei Hochbauten im Gemeinde¬
gebiete von Wien unter den im Magistrats -Erlasse vom 15 . August 1906,
M . Abt . XIV , 5093/06 , Mag .-Verord .-Bl . Nr . VII er 1908 , enthaltenen
Bestimmungen und unter der weitere » Bedingung für zulässig erklärt , daß die
im H 2 dieses Erlasses vorgeschriebene Überwachung und Haftung Herr Bau¬
meister Edmund Konnerth  übernimmt.

Die beigebrachte Zeichnung samt der Aufnahme Uber die Belastungsprobe
wird dem Stadtbauamte zur Verwahrung übermittelt.

S.
Beschleunigte Erledigung bei Anmeldung Handwerks

mäßiger Gewerbe.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 9. Dezember
1909 , Z . I a-3361 , M . Abt . XVII . 6828/09 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 151 ) :

Aus berufenen Kreisen sind dem Handelsministerium wiederholt Klagen
darüber zugekommen , daß die Erledigung von Anmeldungen handwerksmäßiger
Gewerbe durch die Gewerbebehörden I . Instanz nicht mit der wünschenswerten
Beschleunigung erfolge sowie, daß auch die Mitteilung über die erfolgte Aus¬
fertigung von Gewerbescheinen den Genossenschaften oftmals gar nicht oder
sehr verspätet zukomme.

Die Folge dieser beklagenswerten Verhältnisse besteht einerseits darin , daß
nicht befähigte Personen handwerksmäßige Gewerbe jahrelang fortbetreiben
und auf diese Art den befugten Gewerbetreibenden Konkurrenz bereiten , ander¬
seits darin , daß es den Genossenschaften unmöglich gemacht wird , eine ver¬
läßliche Evidenz über ihre Mitglieder zu führen und gegen unbefugte Gewerbe¬
treibende wirksam einzuschreiten.

Da nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen nach erstatteter An¬
meldung des Gewerbes in der Regel sofort mit dem Betriebe begonnen werden
kann und dieser Betrieb auch bei vorhandenem Mangel gesetzlicher Erfordernisse
insolange fortgesetzt werden darf , als nicht die Untersagung des Gewerbe¬
betriebes Platz gegriffen hat , so ergibt sich daraus für die Gewerbebehörden
I . Instanz , zu deren Obliegenheiten es gehört , die befugten Gewerbetreibenden
vor der Konkurrenz der zum Gewerbebetriebe gesetzlich nicht qualifizierten
Personen zu schützen, die Verpflichtung , die erfolgten Anmeldungen handwerks¬
mäßiger Gewerbe mit jeder nur tunlichen Beschleunigung der Erledigung
zuzuführen.

Es werden daher die über die Anmeldung erforderlichen Erhebungen
tunlichst im kurzen Wege zu pflegen und es wird insbesondere auch darauf
Bedacht zu nehmen sein, daß die Erledigung der Anmeldungen durch die im
Z 14 t Gewerbeordnung , vorgeschriebene Einvernehmung der Genossenschaft
keine ungebührliche Verzögerung erfahre . Insbesondere wird in Fällen , wo der
Befähigungsnachweis gelegentlich der Anmeldung nicht erbracht worden ist,
mit der Untersagung des Gewerbebetriebes nicht etwa erst bis zur Erledigung
eines mittlerweile eingebrachlen Dispensansuchens innezuhalten sein, sondern es
wird in solchen Fällen sofort mit der Untersagung wegen nicht erbrachten
Befähigungsnachweises vorzugehen sein . Dieser Vorgang entspricht auch der
ausdrücklichen Bestimmung des 8 14 e, Abs. 4 , Gewerbeordnung , wonach vor
Erlangung der Dispens mit dem Betriebe des Gewerbes nicht begonnen
werden darf.

Gemäß § 144 , Abs. 4 Gewerbeordnung , ist von jeder Ausfertigung eines
Gewerbescheines die betreffende Genossenschaft in Kenntnis zu setzen. Diese
Verständigung hat selbstverständlich , wenn die gedachte gesetzliche Bestimmung
ihren Zweck erfüllen soll, stets gleichzeitig mit der Ausfertigung des Gewerbe¬
scheines zu erfolgen.

Endlich werden die Gewerbebehörden I . Instanz gegen Personen , welchen
der Betrieb eines Gewerbes rechtskräftig untersagt worden ist, im Falle der
unbefugten Fortführung mit aller Strenge vorzugehen haben , zu welchem Behufc
es sich empfehlen wird , eine Überwachung derselben einzuleiten.

1*
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«.
Ratenweise Abstattung der Militärtaxe.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10 . De-
ll - l O'tK

zember 1909 , Z . ^ - ' M - Abt . X VI, 13605 ,09 (Normalien-
blatt des Magistrates Nr 149 ) :

Nach H 9, Punkt 4 , des Gesetzes vom 10 . Februar 1907 , R . G . Bl . Nr . 30,
beziehungsweise nach Artikel 23 , Punkt 2, der Ministerialverordnung vom
19 . August 1907 , N . G . Bl . Nr . 211 , und auf Grund des Erlasses des
k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom 7. Juli 1908 , Dep . XIV , Nr . 433,

(Statthaltereierlaß vom 19 . Juli 1908 , Z . H 1661 /08 ^ eine

Entrichtung der Militiirtaxe in Raten nur in Fällen der nach Z 9, Punkt 2
und 3 , des bezogenen Militärtaxgesetzes erfolgenden Bemessung der Dienstersatz¬
taxe der Auswanderer und Stellungsflüchtigen , ferner in Fällen der gemäß
Artikel II , Punkt 3 , dieses Gesetzes vorgenommenen Nachtragsbemessungcn
zulässig.

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat nun mit Erlaß vom
27 . November 1909 , Dep . XlV , Nr . 1212/09 , im Einvernehmen mit dem
k. k. Finanzministerium eröffnet , daß auch außer den eben bezeichnten Fällen
seitens der politischen Landesbehörde eine ratenweise Entrichtung von Militär¬
taxen gestattet werden kann , daß jedoch solche Bewilligungen nur auf ganz
besonders berücksichtigungswürdige Fälle beschränkt bleiben und die im Artikel 23,
Punkt 2, der Ministerialverordnung vom 19 . August 1907 , R . G . Bl . Nr . 211,
vorgesehenen Kautelen strenge beobachtet werden müssen.

7 .
Anmeldung bei der Dienstbotenkrankenkassa und Aus¬
fertigung der Spitalsanweisung für die Mitglieder

der Dienstbotenkrankenkassa.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom l7 . De¬

zember 1909 , M . Abt . XVIII , 3418/09 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 150 ):

Be > der Anmeldung zur Dienstbotenkrankenkassa genügt im Sinne des 8 2
des Statutes die Vorweisung des polizeilich vidierten Dienstbotenmeldezettels.
Die Anmeldung der Bonnen und Erzieherinnen , die als solche beim Dienstgeber
wohnhaft und polizeilich gemeldet find , bei der Dienstbotenkrankenkassa ist an¬
standslos entgegenzunehmen , während die Versicherung der Bedienerinnen und
Krankenpflegerinnen abzulehnen ist, da erstere — weil nicht beim Dienstgeber
wohnhaft — auch nicht als Dienstboten im Sinne des Statutes zu betrachten
find und letztere, auch wenn sie beim Dienstgeber gemeldet und wohnhaft sind,
meistens nur vorübergehend beschäftigt werden und erfahrungsgemäß selbst die
Verrichtung der mit der Krankenpflege unmittelbar verbundenen häuslichen
Arbeiten entschieden ablehncn.

Hiemit wird die Magistratsverordnung vom 10 . Juli 1900 , Z . 206747/98,
außer Kraft gefetzt.

Da die Magistratsverordnung vom 19 . September 1902 , Z . 98283/01,
nicht in allen Fällen eingehalten wird , wird selbe nunmehr neuerlich in Er¬
innerung gebracht.

In folgenden drei Fällen darf die Ausfolgung einer Spitalanweisung
nicht erfolgen.

1 . Wenn ein Dienstgeber nach bereits stattgehabter Verpflegung Mitglied
geworden ist und für die vorhergegangene Verpflegung eine Anweisung ver¬
langt wird.

2 . Wenn der erkrankte Dienstbote bei der Krankenkassa nicht gemeldet
war und

3 . wenn das von einem verstorbenen Dienstgeber herrührende Dienstboten¬
krankenkassebuch von Verwandten , die den Haushalt übernommen haben , für
das laufende Jahr weiter benützt wird.

In allen übrigen Fällen sind Spitalsanweisungen auszufertigen und sind
allfällige Bedenken , welche für die Liquidierung seitens der Stadtbuchhaltung
von Wichtigkeit sein könnten , auf der Rückseite der Anmeldung ersichtlich zu
machen.

Hievon setze ich die magistratischen Bezirksämter und die Hauptkassa-
Abteilungen , wie die Stadtbuchhallung (Dep . VIII ) und die Hanptkassa -Zentrale
zur genauen Darnachachtung in Kenntnis.

8 .

Beurteilung der Stellungszuftändigkeit bei Zuständig¬
keitsänderungen.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18 . Dezember
1909 , Z . 11-3930 , M . Abt . XVI,  14124/09 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 2) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat anläßlich eines konkreten
Falles mit dem Erlasse vom 22 . November 1909 , Nr . XV -6145 , eröffnet , daß
der Ministerialerlaß vom 21 . Juli 1905 , Nr . XIV , 23776 (h. o. Erlaß vom
14 . August 1905 , Z . II -462/1 , N . S . Nr . 6093 , stehe Normalienblatt Nr . 64/05 ),
mit welchem gewisse, durch die Rückwirkung der Heimatrechtsnovelle vom 5. De¬
zember 1896 , R . G . Bl . Nr . 222 , hervorgerufene Verhältnisse eine Regelung
finden sollten , auf die Fälle , in denen der betreffende Wehrpflichtige zugleich
die Staatsbürgerschaft innerhalb der österreichisch-ungarischen Monarchie ändert,
nicht Anwendung zu finden hat . In diesen letzteren Fällen trifft daher der
Z 135 , Punkt 6, der W . V . I . Teil nicht zu und hat daher auch die Ersatz¬
leistung beziehungsweise Guthabung einzutreten.

Diese Vorschrift ist bei N . S . Nr . 6093 vorzumerken.

S.
Nenerrichtung einer Finanzwach Abteilung für die

Mineralöl -Raffinerie Floridsdorf.
Zufolge Erlasses der k. k. n .-ö. Finanz -Landes -Direktion vom 30 . De¬

zember 1909 , Z . 1914/2 , wird mit 1. Februar 1910 für die Mineralöl-
Raffinerie Floridsdorf eine eigene Finanzwach -Abteilung errichtet , die den
Namen „ K. k. Finanzwach -Abteilung Nr . 20 Floridsdors -Mineralöl -Raffinerie"
führen und den Standort in Wien , XXI ., Floridsdorf , Jägerstraße 35,
haben wird.

1«.
Verbot des « nbefngteu Betretens der Böschungen
des Gehweges über die alte Donau im XXI . Bezirke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 30 . Dezember
1909 , M . Abt . V, 2414/09:

Aus Grund des ß 100 des Gemeindestatutes vom 24 . März 1900 , L.-G .-
und B .-Bl . Nr . 17 , wird das unbefugte Betreten der Böschungen und der
oberen Flächen der Stützmauern an den Zugangsrampen zu dem nächst der
Nordbahnbrückc gelegenen Gehstege über die alte Donau im XXI . Bezirke,
sowie jede Verunreinigung und Beschädigung des Steges , der Böschungen und
Stützmauern verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden , soweit sie nicht nach dem Straf¬
gesetze oder dein n .-ö. Wasserrechtsgesetze zu bestrafen find , nach 88 100
und 101 des oberwähnten Gemeindestatutes mit Geldstrafen bis zu dem Be¬
trage von 400 L oder mit Arrcststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

Dieses Verbot tritt sofort in Kraft.

11
Zulassung von Bau und Adaptierungsgerüsten der

Firma Hermann Heiland.
Erlaß des Wiener Magistrates vom 30 . Dezember 1909,

M . Abt . XlV , 7086/07 :
In Erledigung des Ansuchens der Firma Hermann Heiland,  Wien,

XIX ., Muthgaffe 54 , wird die Verwendung der von dieser Firma hergestellten
Gerüste bei Bauarbeiten im Gemeindegebiete von Wien nach der folgenden
Beschreibung und unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

Die fraglichen Gerüste find zerlegbar und bestehen aus Ständern , welche
aus 2 m langen miteinander verschraubten Hölzern zusammengesetzt werden
und die ebenso, wie die bisher ' genehmigten Leitergerüste , auf den Untergrund , ohne
eine Grabung vornehmen zu müssen , aufgestellt werden können.

Zur Verbindung dieser Ständer untereinander und zur Auflagerung der
Arbeitsbühnen werden Konsolen aus starkem Eisenblech verwendet.

Diese Gerüste sollen nicht nur bei kleinen Ausbesserungen , wie Färbelnngen
u . dergl ., sondern auch bei Neubauten , Stockwerksaufsetzungen und sonstigen
Bauabänderungen Verwendung finden , während die Leitergerüste nur für
leichtere Arbeiten zngelassen sind.

Die Pläne und Berechnung wurden von hier geprüft und auch ein
Probegerüst , welches aus dem Materialplatze der gesuchstellenden Firma auf¬
gestellt war , besichtigt.

Unter der Voraussetzung , daß das zu verwendende Materiale tadelloser
Qualität ist und daß die Bestandteile und Verbindungen für den jeweiligen
Zweck der Verwendung genügend tragfähig find , besteht gegen die Verwendung
dieser Gerüstte zu den gedachten Zwecken kein Anstand.

Es werden jedoch hiebei folgende Bedingungen gestellt:
1. Diese Baugerüste dürfen sowohl bei Neubauten , als auch bei baulichen

Umgestaltungen und Ausbesserungen verwendet werden , vorausgesetzt , daß sie
die für den Verwendungszweck und für die demselben entsprechende Belastung
geeignete Tragfähigkeit in allen ihren Teilen besitzen.

2. Die Verwendung darf nur unter Aufsicht und Verantwortung eines
behördlich autorisierten Zivil - oder Bau -Ingenieurs , behördlich autorisierten
Architekten , Bau -, Maurer - oder Zimmermeisters stattsinden , dessen Name,
Beruf und Wohnort am Gerüste in deutlicher Weise ersichtlich zu machen ist.
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Bei Neubauten und bei Bauabänderungen , für die nach § 14 der Wiener j
Bauordnung eine Baubewilligung erwirkt werden muß , oder die nach 8 15
der Wiener Bauordnung der Baubehörde zur Anzeige zu bringen sind, hat
obige Aufsicht und Verantwortung der Bauführer , welcher diese Gerüste ver¬
wendet , zu tragen und hat dieser letztere für die entsprechende Beschaffenheit
und Stärke , wie auch für die fachgemäße Aufstellung die volle Haftung zu über¬
nehmen . Diese Haftung ist von demselben auch dann zu tragen , wenn die Ge¬
rüste gleichzeitig von anderen Gewerbetreibenden initbenützt werden.

Bei Arbeiten , die nach Z 16 der Wiener Bauordnung keiner Anzeigepflicht j
unterliegen , kann die Beaufsichtigung und Verantwortung auch von einem vom ^
Eigentümer nnd Verleiher der Gerüste bestellten Sachverständigen , welcher die !
im Punkte 2 geforderte Eignung besitzt, getragen werden.

Es ist jedoch dann außerdem auch der Name , Beruf und Wohnort jenes
Gewerbetreibenden an dem Gerüste ersichtlich zn machen , welcher das Gerüst
benützt.

3 . Insoweit nicht Z 85 , Z . 4 der Wiener Bauordnung in Anspruch ge¬
nommen werden kann , muß bei Aufstellung des Gerüstes an öffentlichen Geh¬
wegen ein mindestens l i» breiter Streifen längs der Fahrbahn für den
Verkehr frei bleibe » .

Wenn es nicht möglich ist, so kann die Aufstellung fallweise nur dann
gestattet werden , wenn eine Gefährdung der Gerüste oder des Fahrbahn-
Verkehres ausgeschlossen ist und die im einzelnen Falle notwendigen Sicherheits-
Maßregeln , getroffen werden.

4 . Über Gehwegen , welche einen lebhaften Fußgängerverkehr ausweisen,
ist zum Schutze der Fußgänger in einer Höhe von wenigstens 3 in ein dichtes
Schutzdach aus mindestens 2 '5 cm starken Laden mit Fugenabdeckung anzu¬
bringen . Dieses Dach muß in der Regel , von der Hausflucht angefangen , bis
zu einer Entfernung von 1 in über die äußere Flucht der Ständer reichen.
Bei schmalen Gehwegen darf es jedoch nur so weit ausladen , daß es 0 '5 in
vom Saume des Gehweges zurücksteht . Der Rand der Daches ist mit einem
hochkanlig gestellten , wenigstens 25 cm breiten Laden zu umsäumen . Der Auf¬
zug für Mörtel und für sonstige Baustoffe ist so aufzustellen , daß der Verkehr
möglichst wenig behindert und ungefährdet ist.

5 . Für die Gerüste darf nur vollkommen gesundes , rißfreies Holz ver¬
wendet werden . Die Ständer müssen aus kernfreiein Holze geschnitten werden.
Die Trägerkonsolen müssen der vorkommenden Betastung entsprechend kräftig
und im tadellosen Zustande sein . Sämtliche Gerüstbestandtcile sind vor der
Aufstellung in bezug auf ihre Tauglichkeit genau zu untersuchen.

Die Verwendung mangelhafter oder nicht vollkommen verläßlicher Gerüst-
tcile ist unzulässig . Die Verbindung der einzelnen Gerüstbestandteile unter¬
einander ist in sorgfältiger Weise herzustellcn . Es ist insbesondere darauf zu
sehen, daß die Ständer standsicher auf dem Erdboden aufruhen , daß die ein¬
zelnen , Teile der Ständer gut und mit ebenen Flächen aufeinander aufstehen,
daß die Verschraubung ausreichend ist und daß die Gerüste genügende Kreuz¬
verstrebungen erhalten . Überhängende Laden sind zur Verhinderung des Be¬
tretens abzuschranken . Bei allen Gerüsten sind an der Außenseite und , wenn
das Gerüste von der Gebäudewand mehr als 40 cm absteht oder freisteht,
auch an der Innenseite Brustwehren anzubringen.

6 . Die Gerüste sind an die Mauern der Gebäude sorgfältigst zu ver - !
hängen . Bei Neubauten darf das Gerüst anfänglich nur 4 m hoch aufgeführt
und dann nur immer allmählich soweit erhöht werden , daß es die fertiggestcllten
Mauern um höchstens 2 m , die letzte Verankerung in die fertiggestelltcn Mauern
um höchstens 3 m überragt . Bei Annahme dieser Maße wird vorausgesetzt,
daß das Mauerwerk , in das die Verankerungen eingreifen , bereits derart er¬
härtet ist, daß diese letzteren sicher wirken . Jnsolange dies nicht der Fall ist,
darf eine Erhöhung der Gerüste über Manerhöhc überhaupt nicht stattfinden.
Die Fenstcrspreizen müssen ihrem Zwecke entsprechend und in einer zur aus - j
reichenden Befestigung genügenden Anzahl angebracht werden.

Hinsichtlich der Keildübbel ist das Magistrats -Dekret vom 22 . November
1902 , M . Abt . XIV , 2568 , von 1902 einzuhalten.

7 . Der jeweilige verantwortliche Sachverständige hat sowohl der Auf¬
stellung , als auch der Abtragung der Gerüste volle Aufmerksamkeit zuzuwenden
und die zur Verhütung von Unfällen geeigneten , der Beschaffenheit des ein¬
zelnen Falles angepaßtcn fachmännischen Maßnahmen zu treffen.

Vor Benützung der Gerüste oder , wenn die Errichtung allmählich erfolgt,
der einzelnen Gcrüstabsätzc hat der Sachverständige sich von der ordnungs¬
gemäßen Beschaffenheit und Ausstellung der Gerüste , insbesondere auch von der
genügenden Verhängung und Verstrebung zu überzeugen . Bei längerer Ver¬
wendung der Gerüste ist die Untersuchung niindcstens nach je acht Tagen , so
gleich aber nach jedem Sturme zu wiederholen . Mangelhaft befundene Gerüste
dürfen nicht benützt werden.

Beim Aufstcllen und Abmontieren sowohl , als auch während des Ge¬
brauches des Gerüstes ist Sorge zu tragen , daß Werkzeuge , Materialien oder
Requisiten nicht vom Gerüste herabfallen . Das Hinabwerfen von Werkzeugen
oder von Gcrüstbcstandtcilen ist strenge untersagt.

8 . Die im Z 35 , Absatz 2 Wr . B .-O . vorgeschricbenen Sicherheits-
Vorkehrungen sind in jedem Verwendungsfalle der Gerüste zu treffen . Ins¬
besondere ist für eine zur Sicherung des Straßenverkehres erforderliche Be¬
leuchtung der Gerüste während der Dunkelheit Vorsorge zu treffen.

9 . Die Aufstellung der Gerüste ist, insofern nach H 35 Wr . B .-O . nicht
ohnedies eine Baubeginnsanzeige zu erstatten ist, vom verantwortlichen Sach¬
verständigen (Punkt I ) mindestens drei Tage vor Beginn der Aufstellung dem
Stadtbauamte , und zwar bei Verwendung in den Bezirken I bis IX und XX,
der Stadtbauamts -Abteilung IX , bei der Verwendung in den übrigen Bezirken
der betreffenden Stadtbauamts -Bezirks -Abteilung anzuzeigen.

10 . Beschädigungen des Straßenkörpers , der Telegraphen - und Telephon¬
leitungen , Slraßenbahnobjekte , Beleuchtungsgegenstände , Stcaßentafeln , Bäume

und dergleichen sind zu vermeiden und zu diesem Zwecke die erforderlichen
Schutzmaßregeln im Einvernehmen mit dem Stadtbauamte beziehungsweise der
betreffenden Anstalt vorzukehren . Bei dennoch vorkommenden Beschädigungen
bleibt der Bauherr und der verantwortliche Unternehmer haftbar . (8 91 Wr.
B .-O .)

11 . Die Abänderung und Ergänzung , sowie die Zurücknahme der Be¬
willigung wird Vorbehalten.

12 . Übertretungen dieser Anordnungen werden , insoferne sie nicht unter
das allgemeine Strafgesetz fallen , nach 8 94 der Bauordnung für Wien mit Geld¬
strafen von 10 bis 600 L , eventuell der entsprechenden Arreststrafe geahndet.

Eine Beschreibung , eine Berechnung und drei Pläne werden dem Stadt¬
bauamte zur Verwahrung übermittelt.

IS.
Erlöschen der Konzessionspfandrechte mit dem Tode

des Konzessionärs.
Beschluß des k. k. Exekutionsgerichtes Wien , Abt . II , vom

30 . Dezember 9909 , E . II , 2427/6/75 (M . B . A. I , 1086/10 ) :
In den Exekutionssachen gegen K. I . . . . . . . wird die Exekution

mittels Pfändung und Zwangsverpachtung des vom Verpflichteten betriebenen
Gast - und Schankgewerbes , sowie mittels Zwangsverpachtung der demselben
zugrunde liegenden Konzession gemäß 8 39 , Z . 2 E .-O . eingestellt.

Begründung.

Der Verpflichtete ist am 30 . Mai 1909 gestorben , dainit ist die ihm ver¬
liehene Konzession als höchst persönliches Recht erloschen, womit der Untergang
der daraus gegründeten Pfandrechte gegeben ist. Daran ändert es nichts , daß
gemäß ß 56 der Witwe die Fortführung des Gewerbes gestattet wurde , denn
das Gewerberecht der Witwe ist ein ursprünglich aus sozialpolitischen Gründen
zu Versorgungszwecken eingeführtes Recht , das der Witwe auch dann znsteht,
wenn sie nicht als Rechtsnachfolgerin des verstorbenen Konzessionärs berufen
ist. Der Untergang des Pfandobjektes macht zwar eine Einstellung überflüssig,
da aber bei der eingeleiteten Verwertung eine äußerliche Veranstaltung zur
Durchführung der Exekution geschaffen wurde , muß zu deren Beseitigung die
Einstellung des Verwertungsverfahrens bezüglich der Konzession verfügt werden.

Das Unternehmen des Verpflichteten kann zwar nicht als ohneweiters
durch den Tod erloschen angesehen werden , allein dasselbe erscheint ohne Kon¬
zession unverwertbar.

Der Verkauf ist gesetzlich nicht zulässig , die Verpachtung könnte höchstens
in der Form geschehen, daß der Pächter eine eigene Konzession mitbringk,
würde dann seitens der Gewerbebehörde dein Pächter gestattet werde » , das
Unternehmen am alten Standorte zu betreiben , was mit dem Rechte der Witwe
allerdings unvereinbar erscheint , so würde , da der Pächter kraft eigener Kon¬
zession den Betrieb führt , für den Pächter an Stelle des gepachteten ein eigenes
Unternehmen entstehen , in welchem das gepachtete aufginge , würde dagegen
der Pächter die Verlegung des Standortes bewirken , so führt dies abermals
zur Zerstörung des in Exekution gezogenen Unternehmens , denn der einzige
Wertfaktor einer solchen, der Konzession beraubten Gastwirtschaft liegt in seinem
Kundenkreise , dieser aber ist mit dem Standorte gegeben.

Eine Zwangsverwaltung ist aber , da der Betrieb ohne Konzession nicht
ausgeübt werden kann , untunlich.

Es ist ein allgemeiner nur bei der zwangsweisen Pfandrechtsbegründung
durchbrochener Grundsatz der Exekutionsordnunq , daß Befriedigungsrechte nur
dort bestehen sollen , wo sie zur Verwertung führen können , die vorstehenden
Erwägungen führen daher zu dem Ergebnisse , daß die Exekution auch bezüglich
des Unternehmens zur Einstellung zu bringen war.

1».
Verlegung der k. k. Forst - nnd Domänenverwaltnng

nach Mariabrnnn.
Note der k. k. Forst - und Domänen -Direktion Wien vom

3. Jänner 1910 , Z . 10897/09 (M . Abt . XXII , 56 ex 1910 ).
Im Nachhange zu der Note vom 4. Mai 1909 , Z . 4245 , beehrt sich

die Direktion mitzuteilen , daß der Amtssitz der provisorisch nach Hütteldorf
(XIII . Bezirk ) verlegten k. k. Forst - und Domänenenverwaltung nunmehr
definitiv nach Mariabrunn , Post Weid .ingau -Hadersdorf , verlegt worden ist.

14 .
Gift -Verschleist.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VI . Bezirk
vom 7. Jänner 1910 , Z . 35297/09:

Das magistratische Bezirksamt verleiht hiemit auf Grund der gepflogenen
Erhebungen dem Herrn Wolfgang Dirnbacher  im Sinne des 8 15 , Punkt 4

2
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der Gewerbeordnung die Konzession zum Verkaufe von Giften und von zur
arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , insofern derselbe
nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, mit dem Standorte VI .,
Gumpendorfersiraße 84.

Bei Ausübung des oberwähnten Gewerbebetriebes sind die hinsichtlich
des Verkehres mit Giften bestehenden Normen , insbesondere die Ministerial-
verordnungen vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Jänner
1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10 , sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften genau zu
beobachten.

Diese Konzession wurde sub Reg .-Z . 1628/k in das Gewerberegister ein¬
getragen und für die Erwerbsteuerbemessung der Konto Z . 13496 eröffnet.

* *

Erlaß dtB magistratischen Bezirksamtes für den VII . Bezirk
vom 27 . Dezember 1909 , M . B . A. VII , 37989/09:

Die Anzeige , daß Herr Paul Baring,  wohnhaft Leipzig, Haydnstraße 2'
sein zuletzt in Wien , VII ., Westbahnstraße 5 , betriebenes Giftverkaufsgewerbe'
Ass.-Z . 40176/7 , am 13 . Oktober 1909 zurückgelegt hat , wird gewerbebehördlich
zur Kennlnis genommen.

Wegen Löschung der allgemeinen Erwerbsteuer für obigen Betrieb ist
seitens des Steuerpflichtigen unmittelbar bei der zuständigen k. k. Steuer¬
administration die Anzeige zu erstatten und wird auf die hiefür im Z 68 des
Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G .-Bl - Nr . 220 , festgesetzte vierwöchent¬
liche Frist aufmerksam gemacht.

* »
»

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VII . Bezirk
vom 27 . Dezember 1909 , M . B . A . VII , 40250/09:

Der Firma Langbein - Pfanhauser-  Werke , Gesellschaft m. b. H.
wird die Konzession zum Verkaufe von Giften mit dem Standorte VII ., West¬
bahnstraße 5 , verliehen und gleichzeitig die Bestellung des Herrn Gustav Olbrich
als verantwortlicher Geschäftsführer genehmigt.

Die bestehenden Vorschriften über Aufbewahrung , Verkauf und Versendung
von Giften sind strengstens einzuhalten.

Diese Konzession wurde unter Nummer 1830/k in das Gewerberegister s
eingetragen und für die Besteuerung der Konto Z . 16427/7 eröffnet.

IS.
Donauhochwässer oder Eisgang , Vorkehrungen sür

Wien.

Verzeichnis der gemäß K 4 der Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 12 . Jänner
1906 , L.-G .-Bl . Nr . 13 , bis Herbst 1910 ernannten Mitglieder
des Zentral -Komitees sür Überschwemmungs -Angelegenheiten in
Wien (mit Wohnungsangabe ) , Statth .-Z . VI-144/54 ex 1910.

-4. Vom Statthalter ernaunt.

Vorsitzender : Dr . Hans v. Friebeis , k- k. Statthaltcrei -Vizc -Präsideut , !
IV ., Große Neugasse 8.

Stellvertreter des Vorsitzenden : Dr . Emil Freiherr v- Egger,  k . k. Stalt-
haltereirat , IV ., Große Neugasse 2.

Mitglieder : Johann Maresch,  k . k. Ober -Ingenieur , IL ., Tendler-
gasse 11 , und Siegmund Reisner,  k . k. Ober -Ingenieur , XVIII , Pötzlcins-
dorferstraße 72.

L . Vom k. k. E i s e n b a h n m i n i st e r i u m.

Franz Hatschbach,  k . k. Baurat , XIII ., Hietzingcr Hauptstraße 123 . !
Stellvertreter : Franz Hölzhuber,  k . k. Ober -Ingenieur , XIII ., Flötzer-

steig 286.

0 . V o m k. u . k. II . K o r P s k o in m an d o.

Friedrich Tobis,  k . u . k. Oberstleutnant , VIII ., Albertgasse 40.
Stellvertreter : Julius H r u s ch k a, k. u . k. Militär -Bau -Jnaenicur,

VIII ., Langegassc 26.

v . Von der Donauregulierungs - Kommission.

Zdenko Ritter v. Limbeck,  k . k. Baurat , II ., Valcriestraße 8 b. (Über
Ersuchen ist auch Herr k. k. Ministerialrat und Strombau -Direktor Gustav
Bozdsch,  wohnhaft II ., Valeriestraße 48 , zu den jeweiligen Sitzungen des
Zentral -Komitees einzuladen .)

K. Von der k. k. Post - und Telegraphen - Direktion für
Niederösterreich.

Karl Hansel,  k . k. Baurat , XVIII ., Anton Frankgasse 6.
Stellvertreter : Karl Anibas,  k . k. Baurat , IX ., Canisiusgasse 22.

V. Von der k. k. Polizei - Direktion Wien.

Otto Marinovich,  k . k. Regierungsrat , XVIII ., Schindlergasse 23.
Stellvertreter : Dr . Karl Klenert,  k . k. Polizei - Ober - Kommissär,

XIX ., Prinz Eugenstraße 2 h Roman Fuchs , k. k. Polizeirat , XVIII ., Wallrieß
straße 39 (Stellvertreter : Dr . Ignaz Panier,  k . k. Polizeirat , IV ., Johann
Straußgasse 18), Viktor Nickles,  k . k. Polizei -Ober -Kommissär , IX ., Licchten-
steinstraße 135 (für den in Betracht kommenden Telegraphendienst ).

6 . Von der Gemeinde Wien,  und zwar:

Vom Gemeinderate : Wenzel Oppenberger,  Stadtrat , II , Kleine
Sperlgasse 1 a, Anton Nagler,  Gemeinderat , III , Rennweg 59 und Georg
Grundier,  Gemeinderat , IX ., Rögergasse 16.

Vom Magistrate : Dr . Wolfgang Madjera,  Magistrats - Sekretär,
XVIII , Anastasius Grüngasse 25.

Stellvertreter : Dr . Josef Ebermannn,  Magistrats -Sekretär , XVII,
Dornbacherstraße 102 und Dr . Julius Pompe,  Magistrats -Konzeptspraktikant,
XIX ., Friedlgasse 40.

Vom Stadtbauamtc : Karl Sykora,  Ober -Baurat , VIII , Schmid-
gasse3 , und Heinrich Goldemund,  Ober -Baurat , IX ., Nußdorferstraße 2l.

Stellvertreter : Dr . Martin Paul,  Bau -Inspektor , IV ., Mayerhof¬
gasse 10.

Vom Marktamte : Adolf Bauer,  Marktamts -Dircktor , IX ., Augasse 3 a.
Stellvertreter : Franz Frohwent,  Marktamts -Vize -Direktor , IX ., Alser-

bachstraße 26.

ll. Nornmtivtiefliilimimgell.
Magistrat:

i «.
Vezirksamtsinslrnktion für die Bearbeitung von
Matritensachen , Konfessionsangelegenheiten , Ehe¬

sachen nnd Namensänderungen.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 3. De¬

zember 1909 , M . D . 4222/09 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 148 ) :

4 . Matrikensachen.

I . Legitimation per subssguens matrimonium.

Der Kindesvater hat in Gegenwart seiner Gattin (der Kindesmutter)
und zweier , die Peisonsidentität des Vaters und der Mutter bestätigenden
Zeugen die Vaterschaftserklärung zu Protokoll zu geben.

Der Trauungsschein der Eltern und der Geburtsschein des außerehelichen
Kindes muß beigebracht werden und es sind die Kindeseltern über das Vor¬
mundschaftsgericht zu befragen.

Einzuholen sind sodann form -, wort - und buchstabengetreue ex ollo-
Matrikenauszüge hinsichtlich der Geburt des zu legitimierenden Kindes , hin¬
sichtlich der Geburt der Eltern und hinsichtlich der Trauung.

Mil diesen Auszügen ist der Akt der k. k. Statthalterei vorzulegen . Erlaß
des Ministeriums des Innern vom 12 . September 1868 , Z . 3649 , vom
7. November 1884 , Z . 12350 , und 25 . Jänner 1897 , Z . 31989 ex 1896 (siehe
Seidl,  Seite 81 bis 83 ), Normalerlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom
20 . März 1899 , Z . 22537 (Normaliensammlung für den politischen Ver¬
waltungsdienst Nr . 2279 ), Normalienblatt Nr . 10 ex 1905 , Normalienblatt
Sir . 61 ex 1907 und Normalienblatt Nr . 90 ex 1909.

Von der erfolgten Legitimationsdurchführung durch die k. k. Statthalterei
ist auch das Vormundschaftsgericht zu verständigen . (Statlhaltereierlaß vom
25 . Juli 1897 , Z . 64770 , Normaliensammlung für den politischen Ver¬
waltungsdienst Nr . 2278 .)

2. Nachträgliche Eintragung in die Geburt s -, Trauung s-
und Sterbematrik.

Zum Behufe nachträglicher Eintragungen in die Matriken müssen die in
dieselben aufzunehmenden Tatsachen auf die in den Instruktionen für die
Führer der Geburtsbücher angegebene Art dargetan sein.

Erlaß des Verwaltungsgerichtshofes vom 9. Oktober 1878 , Z . 1545
(Budwinski 327 , Wolski 1115 ) Hofkanzleidekret vom 21 . Oktober 1813,
P . G . S . Nr . 49 (Seidl,  Seiten 56 ff.).

Der Fall der nachträglichen Eintragung in die Geburtsmatrik kommt
häufig bei Israeliten vor , und zwar schreitet hier meistens die Kultusgemeinde
um die Intervention des Bezirksamtes ein , wenn die Kindeseltern der Auf¬
forderung der Kultusgemeinde , mit zwei Jdentitätszeugen zu erscheinen , nicht
entsprochen haben.

Bemerkt wird , daß in diesem Falle die Eintragung jargonhaft verun¬
stalteter Vornamen wie Peppi , Lilly , Sali rc . unstatthaft ist. (Statthalterei-
Erlaß vom 5 . Juli 1898 , Z . 61701 , Mag .-Vdg .-Bl . ex 1898 , Seite 109 ).
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3 . Matrikenberichtigungen.

In Betracht kommen die Geburtsmatrik , die Trauungsmatrik und die
Sterbematrik.

Wenn die Eintragung in diesen Matriken nicht den Tatsachen entspricht
oder unvollständig ist, muß die Eintragung richtiggeliellt , beziehungsweise
ergänzt werden ; meistens liegt ein dahingehendes Parteienansuchen vor , doch
darf nicht übersehen werden , daß es sich immer um ein er »tko-Verfahren
handelt , da die politische Behörde , sobald sie von der Unrichtigkeit einer Ein¬
tragung in der Matrik auf irgend eine Weife Kenntnis erlangt , verpflichtet ist,
von Amts wegen  das im besonderen Falle Erforderliche vorzukehren.

Berichtigungen der Matriken können in all jenen Belangen stattfinden,
in welchen den Matrikenbüchern als öffentlichen Urkunden Beweiskraft zu¬
kommt.

Die Berichtigung unwesentlicher Angaben  in den Matriken
wird nach der Praxis des k. k. Ministeriums des Innern nicht bewilligt.

Die Feststellung der in die Matrik einzutragenden Tatsachen hat durch
Einvernehmung der beteiligten Personen , von Zeugen und mit Zuhilfenahme
von Matrikenauszügen zu erfolgen.

Matrikenrichtigstellungtii hinsichtlich der N a m e n s s ch r e i b w e i s e
können nur auf Grund von Matrikendokumenten verfügt werden.

Siehe Statthaltereierlaß vom 20 . März 1899 , Z . 22537 (Normalien¬
sammlung für den politischen Verwaltungsdienst Nr . 2279 ).

Die Beweiswürdigung im Matrikenberichtigungsverfahren ist im allge¬
meinen eine freie.

Handelt es sich um die Richtigstellung der Sterbematrik , so müssen Aus¬
kunftspersonen vernommen , beziehungsweise anderweitige zweckdienliche Er¬
hebungen gepflogen werden.

Bezüglich der Qualität der Zeugen siehe Erlaß der n .-ö. L. R . vom
28 . Februar 1814 , Z . 5531 , Seidl , pa -.-. 88.

Diese Zeugen sind „ eidesstättig " , „unter Anerbietung zum Eide " emzu-
vernehmen.

Es sind form -, wort - und buchstabengetreue er obko-Auszüge über die
richtigzustellenden Matrikenfälle einzuholen , und mit diesen instruiert , ist der
Akt der k. k. n .-ö. Statthalterei vorzulegen , und zwar ohne Antrag.

Bezüglich jener Personen , welche keiner gesetzlich anerkannten Kirche oder
Rcligionsgesellschaft angchören , wird auf das Gesetz vom 9. April 1870,
N .-G .-Bl . Nr . 51 , sowie auf die Ministerialverordnuug vom 20 . Oktober 1870,
R .-G .-Bl . Nr . 128 , verwiesen.

3. Konfessionsangelegenherten.
Grundlage . Das Gesetz vom 25 . Mai 1868 , R .-G .-Bl . Nr . 49 , und die

Durchführungsverordnung hiezu vom 18. Jänner 1869 , R .-G .-Bl . Nr . 13.
S eidl,  Seiten 108 ff.)

Bezüglich der Kompetenz zur Entgegennahme der Meldung des Aus¬
trittes aus ' einer Kirche oder Religionsgenossenschaft siehe auch Mag .-Vdg .-
Bl . ex 1893 , Seite 61 , ferner Mag .-Vdg .-Bl . er 1895 , Seite 106.

Der Austretendc ist mittels Natschlages , der Vorsteher oder Seelsorger
der verlassenen Kirche oder Religionsgenoffenschaft mittels Note zu verständigen,
und zwar immer jener des Wohnortes (nicht des Geburtsortes ).

Selbstverständlich kann nur die Austrittsmeldung solcher Personen ent¬
gegengenommen werden , welche einer der in den Reichsratsländern gesetzlich
anerkannten Kirchen oder Neligionsgcnoffenschaften angehören.

Nach May er Hofe  r 's Handbuch sind als „ anerkannte Kirchen und
Religionsgesellschaften " gegenwärtig zu bezeichnen:

s) die katholische Kirche mit ihren drei Riten , dem römisch -katholischen oder
lateinischen , dem griechisch-katholischen oder griechisch-unierten und dem
armenisch -katholischen;

b) die evangelische Kirche des augsburgischen und helvetischen Bekenntnisses;
c) die griechisch-nichtunierte Kirche, derzeit offiziell griechisch-orientalische

Kirche genannt;
<i) die israelitische Rcligionsgesellschaft;
s) die Rcligionsgesellschaft der Lippowaner in der Bukowina
I) die orientalischen Armenier;
x ) die altkatholische Religionsgesellschaft und
ü) die evangelische Brüderkirche (Herrenhuter Brüdergemeinde ).

Konfessionslos Gewordene , die ihren Wiedereintritt in die Kirche oder
Religionsgenoffenschaft , welcher sie früher angehört haben , oder den Eintritt in
eine andere beabsichtigen , sind , ohne daß eine Amtshandlung beim Bezirksamte
stattzufinden hat , an den Seelsorger der betreffenden Kirche oder Religions¬
genoffenschaft zu weisen . „ ^ .

Die in den Wirkungskreis des Bezirksamtes fallenden Entscheidungen
Uber das gesetzliche Religionsbekenntnis der Kinder sind im Sinne des Gesetzes
vom 25 . Mai 1868 , R .-G .-Bl . Nr . 49 , zu fällen.

Bezüglich des Rechtes der Ausländer in bezug auf die Wahl des Religions¬
bekenntnisses für ihre minderjährigen Kinder siehe Seidl , Seite 110.

Zum Artikel 1, Absatz 2 des Gesetzes vom 2V Mai 1868 , R .-G .-Bl.
Nr . 49 , wird bemerkt , daß in dem Protokolle , welches auf Grund der vorzu¬
legenden Dokumente mit den Ehegatten ausgenommen wird , deren Nationale,
insbesondere aber deren Religionsbekenntnis angegeben sein muß.

Für die Erledigung wird ein neues Formular aufgelegt.
Über die Frage , ob Kinder konfessionslos werden können , siehe die Ent¬

scheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 28 . Dezember 1907 , Z . 11832,
Budwinski Nr . 5612 4.

0. Ehesachen.
Hier kommen in Betracht:
1. die Gesuche um die Nachsicht vom zweiten und dritten Eheaufgebote

(8 85 , a . b. G . B .) ;
2 . von sämtlichen drei Aufgeboten (8 86 a. b. G . B .) ;
3 . Gesuche um die Nachsicht vom sechswöchentlichen Aufenthalte;
4 von der Beibringung des Tauf (Geburts )zeugniffes;
5 . Gesuche um die Nachsicht von der gesetzlichen Wartezeit (8 120

a. b. G . B .) ;
6. die Vornahme des Aufgebotes durch die politische Behörde;
7 . die Ausfertigung von Ehefähigkeitsheugnissen.
Zu Punkt 1. 2, 4 und 5 siehe das die Kompetenz regelnde Gesetz vom

4. Juli 1872 , R .-G .-Bl . Nr . 111 (Seidl , Seite 273 ).
Hiezu wird noch bemerkt , daß das Bezirksamt auch zur Erteilung der

Dispensen von Ehehinderniffen und Eheverboten der staatlichen Gesetzgebung
für alle der m i l i t ä r g e i st l i ch e n Jurisdiktion unterstehenden Personen
nach den bestehenden Kompetenznormen berufen ist. Norm . Bl . 6 er 1905.

44 1 und 2 . Beigebracht muß werden das Tauf (Geburts )zeugnis , das
von der Polizeibehörde bestätigte Zeugnis Uber den Aufenthalt im Bezirke , bei
Personen , die das 24 . Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben , die gerichtliche
Großjährigkeitserklärung oder die in beglaubigter Form ansgestellte Zustim-
mungserklärung des ehelichen Vaters , beziehungsweise die vormundschafts¬
behördliche Ehebewilligung.

Wenn ein kürzerer als sechswöchentlicher Aufenthalt nachgewiesen wird , ist
das Ansuchen nicht abzuweisen.

In diesem Falle wird sich für die Partei nur die Notwendigkeit ergebeil,
die Ausbietung auch in jenem Orte durchführen zu lassen, in welchem sic
vorher innerhalb der letzten sechs Wochen wohnhaft gewesen ist.

44 2 . Überdies das ärztliche Zeugnis bezüglich der nahen Todesgefahr
oder der Nachweis des Vorhandenseins dringender  Umstände.

44 3 . Solche Gesuche (siehe Z 62 a. b. G . B .) find , belegt mit den
Personaldoknmenten und der polizeilichen Bestätigung Uber die Dauer des
Aufenthaltes , der Statthalterei vorzulcgen.

44 4 . Die ansuchende Partei hat , wenn sie behauptet , daß ihr Geburts¬
fall nicht eingetragen sei, in der Regel eine Bestätigung des kompetenten
Matrikenführers darüber beizubringen , jedenfalls aber die etwa vorhandenen,
auf ihr Heimatrecht und Religionsbekenntnis bezüglichen Nachweise vorzulegen.

Sie ist in Gegenwart zweier Zeugen über jene Ümstände einzuvernehmen,
die sie durch Dokumente nicht zu erweisen vermag.

Die Zeugen haben eidesstättig zu erklären , ob sie die ansuchende Partei
kennen und ob deren Angaben (über Geburtszeit , Geburtsort , ledigen Stand,
Religionsbekenntnis und Heimatrecht ) nach ihrem Wissen der Wahrheit ent¬
sprechen ; sohin ist der Akt der k. k. n .-ö. Statthalterei vorzulegen (Hofdekret
vom 21 . Jänner 1908 , I . G . S . Nr . 5 , vom 22 . Februar 1817 , I . G . S.
Nr . 1319 und vom 22 . Dezember 1826 I . G . S . Nr . 2242 , Seidl , Seiten
192 und 193 ).

.44 5 . Siehe 8 120 a . b. G . B . Die Frau hat die Auflösung der Ehe,
sei es durch Tod des Gatten oder durch gerichtliches Erkenntnis oder die Un¬
gültigkeitserklärung derselben dokumentarisch nachzuweisen , und , falls seit der
Eheauflösung , beziehungsweise rechtskräftigen Üngültigkeitserklärung bereits
drei  Monate verstrichen sind, ein von einem Amtsärzte bestätigtes ärztliches
Zeugnis darüber beizubringen , daß hinsichtlich ihrer Person eine Schwanger¬
schaft nicht wahrscheinlich ist.

Umstände , welche für die Nichtmöglichkeit der Schwangerschaft sprechen,
sind von der Partei nachzuweisen.

44 6 . Grundlage : Das Gesetz vom 25 . Mai 1868 , R .-G .-Bl . Nr . 47.
Meistens erscheinen die Brautleute mit ihren Zeugen oder einer schrift¬

lichen Weigerungserklärung des Seelsorgers.
Es wird ein Protokoll ausgenommen.
Zu Z 5 zitierten Gesetzes wird verwiesen auf das Gesetz vom 4. Juli

1872 , R .-G .-Bl . Nr . 111 , bezüglich der Kompetenz zur Abkürzung des Auf¬
gebotstermines.

Das mit der Anschlags - und Abnahmeklausel versehene Eheaufgebot wird
der Partei ausgefolgt.

44 7 . Österreicher , welche sich im Auslande verehelichen wollen , bedürfen
gewöhnlich einer Bestätigung , daß sie nach österreichischem Gesetze befähigt sind,
im Auslande eine rechtsgültige Ehe einzugehen . (84a  b . G . B .)

Die Kompetenz zur Ausstellung der Ehefähigkeitszeugnissc und der hiebei
einzuhaltende Vorgang ist durch den Normalcrlaß des k. k. Ministeriums des
Innern vom 29 . Juli 1898 , Z . 8236 , welcher die Kompetenzvorschriften der
Ministerialerläffe vom 27 . April 1873 , Z . 13505 sr 1872 , und vom 8 . Juli
1890 , Z . 6040 , ohne Abänderung ausgenommen hat , geregelt . (Normalien¬
sammlung für den politischen Verwaltungsdienst , Nr . 953 .)

Nach dem Erlasse vom 29 . Juli 1898 , Z . 8236 , ist, sobald der ansuchende
österreichische Staatsbürger innerhalb der im Reichsrate vertretenen Königreiche
und Länder ein Domizil besitzt, zur Ausstellung des Zeugnisses die politische
Behörde I . Instanz oder die mit der politischen Geschäfsführung betraute Ge¬
meindebehörde des Domizils  kompetent (in Wien das magistratische
Bezirksamt des Wohnortes des österreichischen Nupturienten ), nötigenfalls hat
die Politische Behörde des Domizils mit jener des Heimatsortes des betreffenden
Individuums das Einvernehmen zu pflegen.

Handelt es „sich um Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses für im Aus¬
lande wohnende Österreicher , so ist hiezu die politische Behörde I . Instanz des
Heimatsortes  berufen . (Für im Auslande wohnhafte Wiener ist die
Magistrats -Abteilung XVI kompetent .)
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Sind beide Nupturienten österreichische Staatsbürger und ist für beide
die nämliche politische Behörde zuständig — dies trifft zu , wenn entweder beide
im selben Orte  wohnen oder (bei im Auslande domizilierenden ), wenn
beide in derselben Gemeinde heimatberechtigt sind — so
kann  für beide ein Zeugnis ausgestellt werden.

Ansuchen um Ausstellung von Ehefähigkeitszeugnissen werden meistenteils !
zu Protokoll genommen . — Hinsichtlich der Stempelpflicht siehe Normalienblatt
Nr . 26 er 1905.

Beizubringen sind die Dokumente beider  Brautleute , und zwar:
Die Geburts (Tauf )scheine, die Heimatsnachweise , ferner , falls die öster¬

reichischen Nupturienten oder auch nur einer derselben , minderjährig , die legali¬
sierte väterliche oder — wenn der Vater nicht mehr am Leben, beziehungsweise
wenn der betreffende Ehewerber unehelicher Abstammung ist — die vormund¬
schaftsbehördliche Ehebewilligung oder die Großjährigkeitserklärung.

Personen , hinsichtlich welcher die Vormundschaft verlängert wurde oder
solche, die unter Kuratel stehen, bedürfen der Vormundschafts - beziehungsweise
kuratelsbehördlichen Ehebewilligung.

Falls ein Teil verwitwet ist, muß der Totenschein des verstorbenen
Gatten beigebracht werden.

Wurde die Ehe durch gerichtlichen Ausspruch aufgelöst , so ist diese Tat¬
sache durch das mit der Rechtskraftbestätigung versehene Ehetrennungsurteil,
beziehungsweise durch den bezüglichen Gerichtsbeschluß zu erweisen . Bei Frauens¬
personen ist die Vorschrift des Z 120 a . b. G . B . nicht außer Acht zu lassen

In einem konkreten Falle (M . B . A. VIII , 1673 . x 1899 ) hat die
Statthalterei entschieden , daß ein Ehefähigkeitszeugnis auch dann auszustellen
ist, wenn das Heimatrecht in Verhandlung steht . (Erlaß vom 19 . Jänner 1899,
Z . 5109 .)

Unstatthaft ist die Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses mit einer
Einschränkung , z. B . „ abgesehen von dem Ehehindernissc des Z 64 a. b. G . B . "
(Mag .-Vdg .-Bl . » 1901 , Seite 3 , der Statthaltereierlaß trägt die Zahl 87726 .)
Angehörige der in Österreich gesetzlich anerkannten christliche» Rcligons-
genossenschaften können Hierlands mit Anglikanern gültige Ehen eiugehen.
Normalienblatt Nr . 29 er 1906.

Bezüglich der Ehefähigkeitszeugnisse für bayerische Staatsangehörige siehe
Mag .-Vdg .-Bl «r 1907 , Seite 89.

Der Herr Bürgermeister hat mit Verfügung vom 4 . Dezember 1909,
Pr .-Z . 17873 , folgende Änderungen der Geschäftseinteilung für den Magistrat
genehmigt:

Die Geschästseinteilung für den Magistrat wird in folgender Weise ab¬
geändert :

1. Magistrats -Abteilung IX (3. Auflage , Seite 31 ).
Absatz 8 hat in Hinkunft zu lauten:
Offene Märkte mit Einschluß aller auf denselben befindlichen Objekte,

Markthallen und Schlachthäuser , Bau , Einrichtung und Verwaltung mit Aus
nähme der Zuweisung der nicht in den folgenden Pu nkten b e-
zeichneten Verkaufsplätze.

Als Absatz 9 ist einzuschalten:
Naschmarkt , Zuweisung der Verkaufsplätze.
2 . Magistratische Bezirksämter , Gruppe VI , Approvisionierungs - und

Beterinärangelegenheiten (3 . Auflage , Seite 87 ).
Punkt 3 hat in Hinkunft zu lauten:
Handhabung der Marktordnung in den Markthallen (mit Ausnahme der

Zuweisung der Ausstellungsplätze auf dem täglichen Flcischmarktc in der
Großmarkthalle ) und auf offenen Märkten (mit Ausnahme der Zu¬
weisung der  B e r kau  s s p l ä tz e auf dem  N a s ch in a r k t e) sowie
der marktpolizeilicheu Vorschriften überhaupt.

Diese Änderungen treten sofort in Kraft.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte « nd imLandesge-
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre I SV»
und ISIS publizierten Gesetze und Verordnungen.

0 . Namensänderungen.
Das Gesuch muß mit einen 10 L -Stempel versehen sein (Mag .-Vdg .-Bl.

«r 1893 , Seite 13 ).
Sind die Gründe , welche die Partei anführt , nicht klar auseinanderges etzt

oder aber sind keine solchen angegeben , so ist die Partei zu vernehmen.
Das Gesuch , welchem unter allen Umständen der Geburtsschein und der

Nachweis der Staatsbürgerschaft beiliegen muß , wird sohin nach Einholung
einer Äußerung des k. k. Domizils -Polizeikommissariates der k. k. Statthalterei
mit einem Anträge vorgelegt.

Bei verheirateten Gesuchstellern sind auch der Trauungsschein und die
Geburtsscheine der Frau , sowie der vorhandenen minderjährigen Kinder bei¬
zubringen.

Siehe hiezu Nr . 2714 bis 2717 und 2897 der Normaliensauunlung für
den Politischen Verwaltungsdienst . Von der einer mehr als 20 Fahre alten
Person männlichen Geschlechtes bewilligten Namensänderung ist auch der
Steuer - und Wahlkataster zu verständigen . Mag .-Vdg .-Bl . er 1907 , Seite l 11.

Als ausgezeichnetes Nachschlagebuch in all den besprochenen Angelegen¬
heiten ist zu empfehlen „Karl Seidl,  Matritenführung " .

17.
Pferdeeinkaufs -Kommission.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel vom 20. De¬
zember 1909, M . D . 4627/09 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 153 ) :

Nachdem der bisherige Vorstand der Magistrats -Abteilung VI und Leiter
der Pferdeinkaufskommission Magistratsrat Heinrich Demel  zum Leiter des
magistratischen Bezirksamtes für den XVI . Bezirk ernannt wurde , hat sich der
Herr Bürgermeister mit Verfügung vom 18 . Dezember 1909 , Pr . Z . I860l,
bestimmt gefunden , dem Magistratsrate Dr . Adolf Mang,  insolange er zum
Vorstände der Magistrats -Abteilung VI bestellt ist, auch die Leitung der Pferde-
einkaufskommission und das Referat über den Pferdeankauf und die Pferde¬
verwertung zu übertragen.

Die städtischen Betriebe und Unternehmungen haben daher künftig den
Pferdebedarf und die Notwendigkeit von Pferdcausmusterungen dem Magistrats-
rate Dr . Adolf Mang  bekanntzugeben.

18.
Änderung der Geschäftseinteilung.

Erlaß des Magistrats -Direktors Appel  vom 23 . Dezember
1909 , M . Abt . IX , 4342 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 152) :

X. Reichsgksctzblatt.
i SVS.

Rr . 2VV. Kaiserliches Patent vom 22 . Dezember
1909 , betreffend die Einberufung der Landtage von Niederösterreich , Ober¬
österreich , Salzburg , Steiermark , Krain , Bukowina , Mähren , Schlesien , Tirol
und Görz und Gradisca.

Nr . 3V7 . Kundmachung des Ministeriums fsir
öffentliche Arbeiten vom 17 . Dezember 1909, betreffend
Abänderung von Terminen für die eichamtliche Prüfung und Beglaubigung
der in der Kundmachung vom 4 . Februar 1904 , R .-G .-Bl . Nr . 13, näher
beschriebenen Brückenwagen (vergl . auch Kundmachung vom 18 . Dezember 1906,
R .-G .-Bl . Nr . 242 ).

Nr . 2V8 . Kundmachung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 17 . Dezember 1909, womit die
Vorschriften , betreffend die eichamtliche Prüfung und Beglaubigung von Leder¬
meßmaschinen (System Sawyer ) veröffentlicht werden.

Nr . ÄVS. Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 17 . Dezember 1909, betreffend
die eichamtliche Prüfung und Beglaubigung von Wasserverbrauchsmessern.

Nr . 210 . Kundmachung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 17 . Dezember 1909 , womit
nachträgliche Bestimmungen zu den Vorschriften , betreffend die eichamtliche
Prüfung und Beglaubigung von Neigungswagen veröffentlicht werden.

Nr . 211 . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 17 . Dezember 1909 , womit
nachträgliche Bestimmungen zu den Vorschriften , betreffend die eichamtliche
Prüfung und Beglaubigung von Eleklrizitätsvcrbrauchsmessern veröffentlicht
werden.

Nr . 212 Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
18 . Dezember 1909 , womit im Einvernehmen mit dem Reichs-
Kriegsministerium in Gemäßheit des Z 20 des Gesetzes vom 22 . Mai 1905,
R .-G .-Bl . Nr . 86 , ' betreffend den Militärvorspann im Frieden , die vom
1. Jänner 1910 bis 31 . Dezember 1914 Per Vorspanntier und Kilometer
geltenden Vergütungssätze verlautbart werden.

Nr . 2IS . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Eisenbahnen vom 27 . Dezember 1909 , betreffend
die Schiffahrt auf dem Bodensee.
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Nr . SI4 . Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
19 . November 1909 , womit die Einreihung der Gemeinde Sesana
in die VII . Klasse des Militiirzinstarifes verlautbart wird.

Nr . 215 . Verordnung des Finanzministeriums
und des Handelsministeriums im Einvernehmen mit
dem Obersten Rechnungshöfe vom 17 . Dezember 1909,
betreffend den Vollzug von Auszahlungen durch die k. k. Postsparkassa für
Rechnung der Finanzbehörden in Schlesien und in der Bukowina.

Nr . 21 « Verordnung des Finanzministeriums
und des Handelsministeriums im Einvernehmen mit
dem Obersten Rechnungshöfe vom 22 . Dezember 1909,
betreffend die Auszahlung der bei den Rechnungsdepartements der Finanz-
Landesbehörden in Graz , Klagenfurt , Laibach , Triest und Innsbruck m Vor¬
schreibung stehenden Ruhe - und Versorgungsgenüsse tm Wege der Postsparkassa.

Nr . 217 . Verordnung des Justizministeriums
vom 23 . Dezember 1909 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde
und des Gutsgebietes Dryszczow zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes
Bollzowce.

Nr . 218 . Gesetz vom 29 . Dezember 1909 , betreffend
die Regelung der Handels - und Verkehrsbeziehungen mit dem Auslande.

Nr . 21 » . Gesetz vom 30. Dezember 1909 , betreffend
die Forterhebung der Steuern und Abgaben , sowie die Bestreitung des Staats¬
aufwandes in der Zeit vom 1. Jänner bis ,10 . Juni 1910.

Nr . 22 » . Gesetz vom 30 . Dezember 1909 , betreffend
die Festsetzung des Alkoholkontingentes für die Betriebsperiode 1909/1910 und
die individuelle Verteilung desselben.

Nr . 221 . Gesetz vom 20. Dezember 1909 wegen
neuerlicher Verlängerung der Wirksamkeit des Gesetzes vom 80 . August 1891,
R .-G .-BI . Nr . 136 , über die Ausübung der KonsulargerichtsbarkeU.

Nr . 222 . Gesetz vom 30. Dezember 1909 , betreffend
die Förderung der Viehzucht und der Viehverwertung.

Nr . 222 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , der Justiz , des Handels und der Eisenbahnen
vom 30 . Dezember 1909 , über die Reinigung und Desinfektion
von Eisenbahnwagen , die zum Transporte von Geflügel benützt werden.

1 » I»

Nr . 1. Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 29 . Dezember
1909 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Durchführungs-
Vorschrift zum Zolltarisgesetze vom 13 . Februar 1906 , R .-G .-Bl . Nr . 22 , und
der Erläuterungen zum Zolltarife.

Nr . 2 . Verordnung des Gesamtministeriums vom
30 . Dezember 1909 , betreffend die Bestellung von Vadien und
Kautionen bei Vergebung staatlicher Lieferungen und Arbeiten.

Nr . S Kaiserliches Patent vom 1. Jänner 1910,
betreffend die Einberufung der Landtage von Dalmatien , Galizien und Kärnten.

Nr . 4 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 26 . Dezember 1909 , womit provisorische
grundsätzliche Bestimmungen für die Abhaltung von theologischen Fachprüfungen
an den in und außer dem Verbände einer Universität stehenden katholisch - theo¬
logischen Fakultäten getroffen werden

Nr . 5 . Verordnung des Ackerbauministeriums , des
Ministeriums für Kultus und Unterricht , des Finanz¬
ministeriums und des Handelsministeriums im Ein¬
vernehmen mit dem Obersten Rechnungshöfe vom
9. Jänner 1910 , betreffend den Vollzug von Auszahlungen durch die
k. k...Postsparkassa für Rechnung der staatlichen Forst - und Domänenverwaltungen
in Österreich ob der Enns , Salzburg , Böhmen und Steiermark.

Nr . 6 . Verordnung des Justizministers im Ein¬
vernehmen mit den Ministern des Innern und des
Handels vom 1. Jänner 1910 über die Abänderung der Ver¬
ordnung vom 20 . Juli 1906 , R .-G .-Bl . Nr . 155 , betreffend die Feststellung

der Revisorenlisten gemäß Z 45 des Gesetzes vom 6. März 1906 , R .-G .-Bl.
Nr . 58 , über Gesellschaften mit beschränkter Haftung.

Nr . 7 . Verordnung der Minister der Justiz und
der Finanzen im Einvernehmen mit dem Obersten
Rechnungshöfe vom 7 . Jänner 1910 , betreffend die Besorgung
der depositenamtlichen Umsatzgeschäfte durch die Steuerämter (Finanzkassen ) .

Nr . 8 . Verordnung des Finanzministeriums vom
7. Jänner 1910 , betreffend die Abänderung der Hauszinssteuer-Ein-
zahlungstermine im Steuereinhebungsbezirke Königgrätz in Böhmen.

Nr . » . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 17 . Jänner
1910 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Durchführungs¬
vorschrift znm Zolltarifgesetze vom 13 . Februar 1906 , R .-G .-Bl . Nr . 22 , und
der Erläuterungen zum Zolltarife.

6 . Landcsgesttzblatt.
IS » » .

Nr . 125 . Gesetz vom 14. November 1909, womit
der Stadtgemeinde Amstetlen die Bewilligung zur Einhebung von Kanal-
einmündungsgebühren erteilt wird.

Nr . 12 « . Gesetz vom 14. Dezember 1909, wirksam
für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Einhebung
einer Landesauslage auf den Verbrauch von Bier.

Nr . 127 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 21 . De¬
zember 1909, Z . XVIb - 1099/9 , zur Vollziehung des
Gesetzes vom 14 . Dezember 1909, L. -G . und V .-Bl.
Nr . 126, für Niederösterreich , betreffend die Einhebung einer
Landesauflage ans den Verbrauch von Bier im Erzherzogtume Österreich unter
der Enns.

Nr . 128 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 14 . De¬
zember 1909, Z . XVI b-229/18 , betreffend die provisorische Fort¬
einhebung der Landesumlagen in der Zeit vom 1. Juli bis einschließlich
31 . Dezember 1909.

Nr . 12 » . Gesetz vom 8. Dezember 1909 , womit in
Abänderung der ZZ 84 und 35 des Landesgesetzes vom 25 . Dezember 1904,
L -G -Bl . Nr . 99 , Bestimmungen über die Entlohnung des Unterrichtes m den
weiblichen Handarbeiten und in nicht obligaten Lehrgegenständcn an den öffent¬
lichen Volksschulen im Erzherzogtume Österreich unter der Enns getroffen
werden.

Nr . II » Kundmachung des k. k. niederöster¬
reichischen Landesschulrates vom 27 . Dezember 1909,
Z . 5261/4 -II , mit welcher das in der Sitzung des Landtages für das Erz¬
herzogtum Österreich unter der Enns vom 28 . September 1909 beschlossene
Normale , betreffend die Altersversorgung der Lehrerinnen für fremde Sprachen
an öffentlichen Bürgerschulen und der Lehrerinnen für weibliche Handarbeiten
an öffentlichen Volks - und Bürgerschulen Niederösterreichs , mit Ausnahme des
Schulbezirkes Wien , verlautbart wird.

Nr . 1SI . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
16 . Dezember 1909 , Z . VI-5342/5 , betreffend die Erhöhung der
Verpflegstaxe im allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Feldsberg.

Nr . »32 . Verordnung derMinisterien des Innern,
der Finanzen und der Justiz vom 21 . November ! 909,
wodurch die Ministerial -Verordnung vom 12 . Dezember 1894 (L.-G .-Bl . für
Niederösterreich Nr . 3 ex 1895 ) zur Durchführung des Gesetzes vom 13 . Oktober
1893 (L.-G .-Bl . Nr . 54 ), betreffend die Einhebung eines Beitrages von Ver-
lassenschaften zu dem niederösterreichischen Landesarmenfonds , abgeändert wird

Nr . 1» » . Kundmachung deS Präsidiums der
k. k. niederösterreichischen Finanz -Landes -Direktion
vom 20 . Dezember 1909 , Z . 1/13, betreffend die Termine zur
Einzahlung der direkten Steuern.

Nr . 134 Kundmachung des k. k. niederöster¬
reichischen Landesschulrates vom 27 . Dezember 1909,
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Z . 299/11 -111 , mit welcher die Grundsätze für die Bemessung der Bezüge
der an den öffentlichin assgemein -gewerblichen und fachlichen Fortbildungs-
schulen im Erzherzogtum - Österreich unter der Enns wirkenden Lehrpersonenvcrlautbart werden . ' ^ »

LSI« .
Nr. I . Gesetz vom 27. Dezember 1909, betreffend

die Einhcbung einer Gemeindeauflage auf Verbrauch von Bier in den außer¬
halb des geschlossenen Verzehrungssteuergebietes gelegenen Gemeindegebietsteilen
der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien.

Nr. 2. Verordnung der k. k. niedervsterreichischen
Statthalterei vom 31 . Dezember 1909 , Z . XVIb-991/4,
zur Vollziehung des Landesgesetzes vom 27 . Dezember 1909 , L.-G -Bl Nr 1
er 1910 , betreffend die Einhebung einer Gemeindeauflage auf den Verbrauch
von Bier m den außerhalb des geschlossenen Verzehrungssteuergebietes gelegenen
Gememdegeb,erstellen der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien.

Nr. S. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 1. Jänner

^074/4 betreffend die der Gemeinde Guntrainsdorf
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 X per Hektoliter
für die ^ ahre 1910 , 1911 und 1912 . ^

Nr. 4 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 1. Jänner
1910 , Z . XVI b - 1078/4 , betreffend die der Gemeinde Liesing erteilte Be-
wllllgung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 X per Hektoliter für die
Jahre 1910 bis einschließlich 1914.

Nr. 5. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 1. Jänner
1910 , Z . XVI b - 1081/8 , betreffend die der Gemeinde Pillichsdorf erteilte
B ewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 X per Hektoliter in den
Jahren 1910 , 1911 und 1912 . ^

Nr. « . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 1. Jänner
1910 , Z . XVI d - 1092/6 , betreffend die der Gemeinde Purkersdorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 X 20 ü per Hektoliter
für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr 7. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 2. Jänner
1910 , A . XVI b - 1069/10 , betreffend die der Gemeinde Ernstbrunn
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 X und einer
Branntweinauflage von 6 X per Hektoliter für die Jahre 1910 , 1911 und

Nr. 8 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 2. Jänner
1910 , Z . X VI b - 1077/6 , betreffend die der Gemeinde Kleiu -Rötz erteilte

! AeuMguiig zur Einhebung einer Bierauflage von 3 X per Hektoliter für die
^ahre 1010 bis inklusive 1913.

Nr. S. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 3. Jänner
1910 , Z . XVI b 1079/8 , betreffend die der Gemeinde Mödling erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflagc von 3 X 40 ü per Hektoliter
für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr. 1«. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 4. Jänner
1910 , A . XVI b 1067/5 , betreffend die der Gemeinde Altenberg im Gc-
richtsbezirke Tulln erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierauflage
von 3 X für die Jahre 1910 und 1911.

Nr. RI. Gesetz vom 31. Dezember 1909, wirksam
für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Befreiung der
mit dem Reichsgesetze vom 25 . Oktober 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 220 , eingeführten
Personaleinkommensteuer von allen der Kompetenz der Landesgesetzgebung unter¬
liegenden Zuschlägen.

Nr. >2. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 7. Jänner
1910, Z . XVI v - 17/3 , betreffend die der Gemeinde Stammersdorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 X 40 ü für die Jahre
1910 und 1911.

Nr. irr. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter derEnns vom 7. Jänner
1910, Z . XVI b - 18/5 , betreffend die der Gemeinde Groß-Haselbach
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der die direkten Steuern
übersteigenden Umlagen für das Jahr 1909.

Nr. 14. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 8. Jänner
1910, Z . XVI b - 12/2, betreffend die der Gemeinde Gablitz erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 X für das Jahr 1910.

Nr. IS. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 6. Jänner
1910 , A . X ^ I b - 1312/5/09 , betreffend Änderung des Namens der Orts¬
und Katastralgemeinde Schönau im politischen Bezirke Baden in „ Schönau an
der Triesting " .

Nr. I« . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen und der Justiz vom 30. Dezember 1909,
womit die Verordnungen der genannten Ministerien vom 23 . April 1895,
Landesgesetzblatt für Nicdcrösterreich Nr . 23 , und vom 29 . Mai 1908 , Landes-
gesctzblatt für Niederösterreich Nr . 93 , zur Durchführung des Gesetzes vom
14 . März 1895 , L.-G .-Bl . Nr . 12 , betreffend die Regelung der Beiträge zum
Wiener k. k. Krankenanstaltenfonds von im Gcmeindegebiete der k. k. Reichs-
Haupt - und Residenzstadt Wien vorfallenden Verlassenschaften abgeändert werden.
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II.

Gesetze, Verordnungen,md Entscheidungen,
sowie

Normativbestimimmgcil des Geminderalcs, Stadtrates und der Magistrates
in Ingelkgenheitrn der GeMmdMmaltnng und politischen Anitsfichrnng.
Inhalt:

I . Verordnungen und Entscheidungen:
1 . Bemessung der Kanaleinmündungsgebühr.
2 . Verpflegskostenersatz.
8 . Berechtigungsumfang des Trödlergewerbes.
4 . Ausfertigung von Stellungslistenauszügen mittels Kopier -(Tinten -) Stiftes.
5 . Pensionsversicherung , Akteneinsicht.
6 . Requisition von ex »sio Matrikenauszügen aus Ungarn.
7. Fortbildungsschule der Firma Meinl . — Gleichwertigkeit.
8 . Verpflegungstaxen im Frauenspitale in Görz.
9 . Auswanderung nach Brasilien . — Information.

10 . Übernahme des Hauses III ., Rennweg 1 a, in die Verwaltung des k. k.
Ministeriums für öffentliche Arbeiten.

11 . Vcrpflegstaxen im städtischen Krankenhause in Triest.
12 . Rodelverboie . — Zuständigkeit der Magistrats -Abteilung II und der

magistratischen Bezirksämter.
13 . Gift -Verschleiß.

»I . Normativbeftimmungen:
Gemeinderat:

14. Bau -Deputation für Wien.
15 . Kostgeldererhöhung für die Veterinäramtsbeamten in der Großmarkt¬

halle , Abteilung für Fleischwaren.

Verzeichnis der im .. Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre
1910 publizierten Gesetze und Verordnungen.

1. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Bemessung der Kanaleiumündungsgebnhr.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes Pom 22 . April

1909 , Nr . 3680 (M . B . A. XVII 30696/09 ) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Frcihcrrn v. I a c o b i, in Gegenwart der Räte des k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofes , Fre,Herrn v. Hock , Dr . Schimm , Srb , Freiherrn
v. Weiß , dann des Schriftführers k. k. Hofsekretärs Freiherrn v. Apfaltrern,
über die Beschwerde des Julius Meinl  in Wien gegen die Entscheidung
des Wiener Stadtrates vom 31 . Mai 1907 , Z . 3408 , betreffend eine Kanal¬
einmündungsgebühr , nach der am 22 . April 1909 durchgcführten öffentlichen
mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des
Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Siegmund B e ck, Hof - und
Gerichtsadvokaten in Wien , für die Beschwerde und der Gegenausführungen des
Magistrats - Sekretärs Eduard H e i l i n g s e tz e r , in Vertretung des belangten
Wiener Stadtrates , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.

Im April 1906 suchte der Beschwerdeführer , Besitzer des Hauses Or .-Nr . 12
in der Poiniengassc in Dornbach , Grundb .-Einl .-Z . 974 , um die baubehördlichc
Bewilligung zur Vornahme von Adaptierungen an , welche darin bestehen
sollten , daß von dieser Realität von der bestehenden Senkgrube nach Kassierung
derselben behufs Aufnahme des Brunnenablaufes , des Nicdcrschlagwassers und
der Fäkalien ein Rohrkanal von entsprechender Breite und solchem Gefälle
hergestellt würde , welcher in den unter dem Privatwege des Beschwerdeführers,
Einl .-Z . 1064 Grundbuch Dornbach liegenden , bisher jedoch nur zur Ableitung
der Niederschlagwässer bestimmten und nur bis zum Straßengraben reichenden
alten Rohrkanal einmünde , von welch letzterem eine Verbindung bis zu dem
in der Pointengasse bestehenden städtischen Hauptkanal neu gebaut werden solle.
Dieses Ansuchen wurde bewilligt und aus diesem Anlasse dem Beschwerde¬
führer eine Kanaleinmündungsgebühr nach Maßgabe der der Pointengasse zu¬
gekehrten Länge seiner Realität Einl .-Z . 974 , per 31 96 m zu 24 L für den
laufenden Meter mit 767 L 64 ü bemessen : diese Gebühr ist mit der nun
angefochtenen Entscheidung des Stadtrates aufrcchterhalten worden.

Hiegegcn richtet sich die Beschwerde des Julius Meinl,  welche die
Entscheidung aus dem Grunde angeblich unrichtiger Auslegung des Z 2 des
Gesetzes vom 19 . Jänner 1890 , L.-G .-Bl . Nr . 9, bekämpft . Nach dem Wort¬
laute des Gesetzes könne nämlich nur eine unmittelbar an die Straße grenzende
Realität nach Maßgabe ihrer Frontlänge der Einmllndungsgebühr unterworfen
werden.

Die Hausrealität Einl .-Z . 974 des Beschwerdeführers liege aber nicht an
der Grenze der den städtischen Hauptkanal in sich fassenden Pointengasse selbst,
sondern werde in ihrer ganzen Frontlänge von 31 ' 96 m durch die ihr vorge¬
lagerte , einem Dritten , dem Pius Klinger  gehörige Realität von der
Pointengasse getrennt ; daraus folge , daß der Gebührenvorschreibung nicht kie

der Pointengasse zugekehrte Frontlänge seiner Hausrealität zugrunde zu legen
war , daß ihm die Gebühr vielmehr nur mit Zugrundelegung der Breite seines
Privatwegcs , Einl .-Z . 1064 , per 4 ' 16 in , zu bemessen gewesen sei, da sein
Besitz nur in dieser Ausdehnung an die Pointengasse selbst angrenze . Die Be¬
schwerde beruft sich neben dem Wortlaute des Gesetzes auch auf die Ent¬
stehungsgeschichte desselben , aus der sich ergebe , daß die Absicht des Gesetz¬
gebers dahin ging , die Herstellungskosten eines städtischen Kanales , welche per
Meter mit 36 fl. — 72 L veranschlagt wurden , auf drei Interessenten , näm¬
lich die Besitzer der zu beiden Seiten der Straße gelegenen Realitäten und die
Gemeinde selbst zu je ein Drittel aufzutcilen , wodurch es ausgeschlossen sei, daß
die Gemeinde außer der Einhebung einer Kanaleinmündungsgebühr von den
beiderseits angrenzenden Realitäten auch die Besitzer solcher Realitäten , welche
hinter den Grcnzrealitäten situiert sind , zur Zahlung einer Einmündungsgebühr
hcranziehe.

Der Verwaltungsgerichtshof vermochte jedoch diese Beschwerde nicht als
begründet zu erkennen.

Der Gerichtshof hat zunächst konstatiert , daß der Beschwerdeführer selbst
nicht bestreitet , daß der Fall der Entrichtung einer Kanaleinmündungsqebühr
nach dem Gesetze gegeben sei. Beschwerdeführer bestreitet nur , daß diese Gebühr
von der Behörde dem Gesetze gemäß bemessen wurde und die Beschwerde führt
in dieser Hinsicht aus , daß die Behörde den Z - des Gesetzes unrichtig inter¬
pretiert habe . Mit diesen Einwendungen ist nach Anschauung des Gerichtshofes
die Beschwerde im Unrechte.

Denn nach 8 2 des Gesetzes kommt die Gebühr zu bemessen nach der
Straßenfront der betreffenden Realität und als Straßenfront der betreffenden
Realität kann im vorliegenden Falle nach der Sachlage zweifellos nur jene
Front der Realität , und zwar der bebauten Realität in Betracht kommen,
welche sich längs der vom Kanals durchzogenen Straße hinzieht.

Diese Front hat die Behörde tatsächlich der Bemessung der Gebühr zu¬
grundegelegt und sie ist damit nach der Rechtsanschauung des Gerichtshofes
mit den Bestimmungen des Z 2 des Gesetzes im Einklänge . Wenn die Be¬
schwerde behauptet , daß die Gebühr nur zu bemessen sei nach der Breite des
Weges , welcher von der Realität hcrabführend in die kanalisierte Straße ein¬
mündet , so ist der Gerichtshof der Rechtsanschauung , daß dieser Weg in der
Sache gar nicht weiter in Betracht kommt , weil er, überdies eine besondere
Grundbuchseinlage bildend , keine bebaute Realität ist.

Der Gerichtshof mußte daher die Beschwerde abweisen.

S.
Verpflegskostenersatz.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 19 . Ok¬
tober 1909 , Nr . 9158/09 (M . Abt . XII , 1531/10 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Freiherrn v. Schwartzenau,  in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwaltungsgerichtshofes Dr . v. RoLt ) cki , Krupsky , Dr . Toldt und
Dr . Pantuöek,  dann des Schriftführers k. k. Hofsekretärs R o h r e r,
über die Beschwerde der Gemeinde Wallern gegen die Entscheidung des k. k.
Ministeriums des Innern vom 30 . November 1907 , Z . 39713 , betreffend den
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Ersatz der der Gemeinde Wien für die Verpflegung der Kinder H . und St . T.
erwachsenen Kosten , nach der am 19 . Oktober 1909 durchgeführten öffentlichen
mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Re¬
ferenten , sowie der Ausführungen des k. k. Ministcrial -Vizcsckretärs Dr . Edlen
v . K ö l b l, in Vertretung des belangten k. k. Ministeriums des Innern , und
des Magistrats -Kommissärs Gold,  als Vertreter der mitbelanglen Reichshaupt-
und Residenzstadt Wien , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgcwiesen.

Entscheidungsgrün de.

Mit der angefochtenen Entscheidung hat das Ministerium deS Innern im
Jnstanzenzuge erkannt , daß die Gemeinde Wallern zum Rückersatze des für die
Kinder H . und St . T . vom 15 . Juni 1905 bis 1 Juni 1906 ausgewendeten
Verpflegskostenbetragcs von 910 X 14 ü an die Gemeinde Wien verpflichtet sei.

Die Gemeinde Wallern macht in ihrer Beschwerde geltend , daß die Vor¬
aussetzungen des Z 28 des Heimatgesetzes Nicht zutrefsen , indem sie daraus
verweist , daß der Vater der beiden Kinder , F . T ., als Staatsbahnbediensteter
mit Jahresbezügen von 1350 L in der Lage gewesen wäre , für die Ver¬
pflegung der Kinder zu sorgen . Sie habe auch wiederholt den Wiener Magistrat
ersucht , die Kinder dem Vater in Obsorge zu geben , wolle aber die Gemeinde
Wien einen Anspruch auf Ersatz der ihr erwachsenen Kosten erheben , so könne
sie dies nur gegen den nach dem Zivilrechte Verpflichteten , nicht aber gegen die
Hcimatgemeinde tun.

Der Gerichtshof ist . bei seinem Erkenntnisse von folgenden Erwägungen
ausgegangen:

Nach Z 23 , Absatz 2 des Heimatrechtgesetzes hat die Heimatgemeinde in
dem Falle , als die nach dem Zivilrechte zur Versorgung eines hilfsbedürftigen
Armen verpflichteten Personen sich weigern , dieser Pflicht nachzukommen , bis
zu deren gerichtlicher Verhandlung hiezu die hilfsbedürftigen Personen unter
Vorbehalt des Regresses an die zivilgerichtlich Verpflichteten zu versorgen.
Hieraus geht hervor , daß , solange die Weigerung der zivilrechtlich verpflichteten
Persoaen dauert , die hilfsbedürftige Person , um deren Versorgung es sich
handelt , als arm im Sinne des Hcimatgesctzes zu betrachten ist. Welche Ver¬
pflichtung aber der Aufenthaltsgemeinde gegenüber auswärtigen Armen obliegt,
bestimmt der Z 28 des Hcimatrechtsgesetzcs , wonach die Gemeinde im Falle des
augenblicklichen Bedürfnisses auch solchen Armen die nötige Ilntcrstützuug nicht
versagen darf . Es ist dabei gänzlich irrelevant , ob der Vater der beiden ver¬
pflegten Kinder in der Zeit vom 15 . Juni 1905 bis 2 . Juni 1906 wirklich
arm gewesen ist und ob er sich berechtigter oder unberechtigter Weise weigert,
die Kosten der Verpflegung seiner Kinder zu bestreiten . Wenn es sich aber , wie
soeben dargetan , um den Fall des Z 28 des Heimatrechtsgesetzes handelte , so
stand der Gemeinde Wien die Wahl frei , sich mit ihren Regreßansprüchen ent¬
weder an die Heimatgcmeinde oder an die nach dem Zivilrechte verpflichteten
Personen zu halten . Von diesen Erwägungen ausgehend , mußte der Gerichtshof
zu der Anschauung gelangen , daß die angefochtene Entscheidung den gesetzlichen
Bestimmungen entspricht und die Beschwerde als unbegründet abweisen.

Berechtiguugsumfang des Trödlergewerbes.
Statthaltereierlaß vom 23 . Dezember 1909 , Z . I a-3043,

M . B .-A. III , 80943/09 , M .-Abt . XVII 103/10 (Normalien-
blatt des Magistrates Nr . 4) :

Mit Entscheidung des magistratischen Bezirksamtes für den III . Bezirk
vom 28 . September 1909 , Z . 49597 , wurde oie von F . St . erstattete Ge¬
werbeanmeldung , betreffend den Ein - und Verkauf von alten , unbrauchbaren
Metallgegenständen in zerschlagenem Zustande in dem Standorte Wien , III .,
Erdbergstraße 15 , nicht zur Kenntnis genommen , weil der Handel mit alten
Metallgcgenständen ohne Beschränkung aus den Verkehr mit solchen Unter¬
nehmungen , in welchen derartige Abfälle Vorkommen , beziehungsweise verarbeitet
werden , unter den Begriff des Trödlergewerbes fällt.

Die Statthalterei gibt dem hiegegen eingebrachten Rekurse der F . St.
Folge und weist das magistratische Bezirksamt für dm III . Bezirk an , derselben
für das beabsichtigte Gewerbe den Gewerbeschein auszustellen , weil der Handel
mit alten Gegenständen , die als solche dem Gebrauche des Käufers nicht mehr
zu dienen vermögen , als freies Gewerbe anzusehen ist.

4 .
Ausfertigung von Stellungslistenauszüg en mittels

Kopier -( Tinten -) Stiftes.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Dezember
1194

1909 , Z . II 2 , M .-Abt . XVI 14/10 (Normalienblatt des

Magistrates Nr . 6) :

Das Ministerium für Landesverteidigung hat mit Erlaß vom 11 . De
zember 1909 , Nr . 1r52 XIV , unter Hinweis auf den Erlaß vom 14 . November
1905 , Nr . 773 -XIV (Statth .-Erlaß Z . 11-3055 or 1905 ; siche Normalienblatt
Nr . 81/05 ) welcher im übrigen aufrecht bleibt , im Einvernehmen mit dem
k. u . k. Reichskriegsministerium gestattet , daß die politischen Bezirksbehörden
bei in ctupIu -Ausferligungen von Stellungslistenauszügen für die Stellung
1910 versuchsweise  Tintenstift und Kopierpapier verwenden.

Unvermeidliche Korrekturen in derart ausgcfertigten Stellungslisten¬
auszügen sind in sinngemäßer Anwendung des H 98 : 3, zweiter Absatz Wchr-
vorschristcn I . Teil , durch den Vorstand der politischen Bczirksbehördc zu be¬
stätigen.

Zur Eintragung des Befundes und Beschlusses der
Stellungskommission in die Stellungslistenauszüge
ist nach wie vor Tinte  zu verwenden.

S.

Pensionsversicherung , Aktencinsicht.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2. Jänner 1910,

Z . IV 9/91 , M .-D . 63/10 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 3) :

Die Landesstclle der Allgemeinen Pensionsanstall für Angestellte in Wien
hat das Ansuchen gestellt zu veranlassen , daß sie in allen jenen Fällen , in denen
sie in dritter Instanz sachfällig geworden ist, in den bezüglichen Akt Einsicht
nehmen tonne , um eventuell die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof
ergreifen zu können.

Es ergeht sonach die Weisung , sofern nicht im einzelnen Falle Gründe
für die Versagung der Akteneinsicht vorliegen , diesem Ansuchen durch Über¬
mittlung der Verhandlungsakten bei der Jntimation zu entsprechen . Dies kann
auch in der Weise geschehen, daß bloß die Gegenparteien mit besonderen Er¬
lässen verständigt werden , der Akt aber im kurzen Wege (mittels Einsichts-
fVideat -sAuftrages ) der Landesstelle zugemittelt wird , so daß diese Einsichtnahme
schon als Verständigung der Landesstelle gilt und eine besondere Jntimations-
ausfertigung an die Landesstelle unterbleibt.

«.
Requisition von vx « 1I<» Matrikenauszügen ans

Ungarn.
Runderlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 7. Jänner 1910,

Z . XVII -5626 , M .-Abt . XVI 356/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 5) :

Gemäß einer Mitteilung des königlich ungarischen Ministeriums des
Innern wird in den von hierländischen Behörden an ungarische staatliche
Matrikenführer gerichteten Ansuchen um Zusendung von gebühren - und stempel¬
freien Matrikenauszügen häufig der Zweck nicht angegeben , zu welchem der
gewünschte Auszug notwendig ist.

Da aber ohne Angabe des Zweckes der Umstand , ob den gewünschten
Auszügen im Sinne der ungarischen Matrikenvorschriften die Begünstigung der
Stempel - und Gebührenfrciheit zukommt , nicht beurteilt werden kann , so sind
die ungarischen Behörden sehr oft gezwungen , eine Korrespondenz mit den öster¬
reichischen Behörden zu Pflegen , um den Zweck, welchem der erbetene Auszug
dienen soll, festzustcllen.

Die Unterbehörden werden demnach angewiesen , in ihren an ungarische
staatliche Matrikenführer und ungarische Behörden gerichteten Ansuchen um Über¬
sendung von stempel - und gebührenfrei ausgestellten Matrikenauszügen stets
auch anzugeben , welchem Zwecke der gewünschte Auszug dienen soll.

7 .
Fortbildungsschule der Firma Meinl . — Gleich¬

wertigkeit.
Zuschrift des k. k. n .-ö. Landesschulrates vom 7. Jänner

1910 , Z . 2507/12 , III , M .-A . XVII 214/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 7) :

Das k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht hat mit Erlaß vom
26 . August 1909 , Z . 46403 er 1908 , im Einvernehmen mit den Ministerien
des Handels und für öffentliche Arbeiten verfügt , daß bis auf weiteres bei
Handlungslehilingen der Firma Julius Meinl  in Wien , welche die private
kaufmännische Fortbildungsschule dieser Firma besuchen, deren Fortbildungs¬
schulpflicht hiemit Genüge geleistet wird.
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8 .
Verpflegnngstaxen im Frauenspitale in Görz.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . Jänner

1910 , Z . VI -423/3 (M . Abt . X , 653 ) :
Die k. k. küstenliindische Statthalterei hat in der Zuschrift vom 5 . Jänner

1910 , Z . IX -510/10 or 1809 , mitgeteilt , daß im Frauenspitale in Görz für
die Zeit vom 1. Jänner 1910 bis 31 . Dezember 1912 an Berpflegstaxen,
und zwar:

1 . Für jede Kranke aus dem Kronlande Görz -Gradiska m der III . Klasse
täglich 1 L 45 I>,

2 . für jede fremde Kranke in der III . Klasse I X 54 ü,
3 . für die Verpflegung einer jeden Kranken in der II . Klasse täglich

2 X 85 >l,
sowie während des gleichen Zeitraumes der zur Bildung des Reservefonds
beantragte Zuschlag von 25 ü per Person und Tag zur Einhebung gelangt.

».
Auswanderung nach Brasilien . — Information.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . Jänner
1910 , Z . IX -294 (M . Abt . XVI , 1113 ) :

Trotz der wiederholten Warnung ist seit dem Jahre 1908 ein stetes Anwachsen
der österreichischen Auswanderung nach Brasilien wahrzunehmen . Zahlreiche öster¬
reichische Auswanderer sind von unverantwortlichen Ratgebern und skrupellosen
Agenten unter Verheißung der freien Fahrt , sowie sonstiger Unterstützungen und
Vorteile nach Brasilien verlockt worden , wo sie samt ihren Familien vielfach
dem größten Elende preisgegeben waren und nur selten ein einigermaßen ge¬
deihliches Fortkommen fanden.

Die im Jahre 1908 in Brasilien ausgebrochene wirtschaftliche Krise hat die
wirtschaftliche Lage der Einwanderer neuerdings wesentlich erschwert . Die bestehende
Kolonialgesetzgebung Brasiliens bietet keine Garantien für die Existenz und die
Zukunft fremder Ansiedler . Es fehlt jedwede Organisation der Arbeit und vor
allem eine Regelung des landwirtschaftlichen Kreditwesens , die es dem kleinen
Grundbesitzer ermöglichen würde , über die Anfangsschwierigkeiten , die durch die
in Brasilien herrschenden Teuerungsverhältnisse noch verschärft werden , hinweg¬
zukommen.

Die Verhältnisse in den brasilianischen Staaten Parana , Säo Paulo und
Minas Geraes , nach welchen die neuen Ansiedler vorzugsweise gelenkt werden,
sind nicht erfreulich . Die Mißstände in der Kolonisation dieser Staaten sind trotz
der regen Tätigkeit der brasilianischen Einwanderungsbehörden auf das un¬
erwartet rapide Ansteigen des Einwanderungsstromes zurückzuführen , dem diese
Behörden nicht gewachsen waren.

Die Lage der im Jahre 1908 im Staate Parana gegründeten Kolonien
war im allgemeinen ungünstig . Der Ertrag der Primitiv bestellten Felder
konnte für den Lebensunterhalt der Mehrzahl der Einwanderer nicht ausreichen
und auch oer spärliche Arbeitslohn , welcher meistens nur in Anweisungen auf
Lieferung von Lebensmitteln ausbezahlt wurde , genügte infolge der übertrieben
hohen Preise zahlreichen Familien nicht zur Anschaffung der notwendigen Be¬
darfsartikel.

Ungeachtet der Bestimmungen der Besiedlungsvorschristen , welche den Ein¬
wandern während der ersten sechs Monate nach dem Eintreffen in der Kolonie
und bis zur ersten Ernte und dem Verkaufe der Bodenprodukte die für den
Lebensunterhalt notwendige Unterstützung gegen spätere Rückzahlung gewähren,
werden in der Praxis auch in den ersten sechs Monaten den Einwanderern
nur gegen Arbeitsleistung beim Straßenbaue während drei Tage in der Woche
Anweisungen auf den Bezug von Lebensmitteln beim Lieferanten der Besiedlungs-
Kommission ausgestellt . Es erübrigen somit nur drei Tage für die Feldarbeiten
auf den Landlosen . Diese Zeit wird noch dadurch verkürzt , daß die Einwanderer
infolge äußerst langsamen Fortschreitens des Häuserbaues monatelang in
Baracken wohnen müssen , von welchen sie zu ihren Landlosen nicht selten
mehrere Wegstunden zurückzulegen haben.

In den Kolonien Lavier da Silva , Senador Correira , Miguel Calmon
und S . Roque war die Lage der österreichischen Einwanderer trotz des zumeist
fruchtbaren Bodens vielfach eine traurige , stellenweise sogar eine verzweifelte,
so daß viele der Einwanderer die Kolonien wieder verließen und manche aus
Kosten des Heimatsstaates heimbefördert werden mußten . Besonders arg lagen
die Verhältnisse in der Kolonie Lavier da Silva , wo sich der inzwischen seiner
Stellung enthobene Kolonieleiter die schwersten Übergriffe gegen die seiner Auf¬
sicht unterstehenden Ansiedler zuschulden kommen ließ . Die von der Eisen-
bahngescllschaft „Brasil Railway Company " bei Porti da Uniäo angelegte
Kolonie Lcgru besitzt für den Ackerbau wenig geeigneten Boden : drückende
Bedingungen der Anfiedlung , sowie auch die Erfahrungen , welche österreichische
Arbeiter im Dienste dieser Gesellschaft gemacht haben , sollten jene Aus-
wandcrungslustigen , welche sich in dieser Kolonie anzusiedeln beabsichtigen , zu
ganz besonderer Vorsicht mahnen.

In dem Staate Säo Paulo war die Lage jener österreichischen Ein¬
wanderer , welche im verflossenen Jahre eingetroffen waren und ihre Grund¬
stücke noch nicht bezahlt hatten , ebenfalls eine mißliche . Da sie nicht nur für
ihren Lebensunterhalt , sondern auch für die Begleichung der ersten ALzahlungs-
rate zu sorgen hatten , gerieten sie bei der herrschenden wirtschaftlichen Krise,
welche erst in der letzten Zeit eine gewisse Besserung aufweist , gleich anfangs

in Schwierigkeiten , so daß mehrere von ihnen ihre Grundstücke verlassen mußten
und sich entweder nach den benachbarten Städten wandten oder in die Heimat
zurückreisten . Der Zug nach den Städten blieb jedoch für Arbeitsuchende erfolglos,
da infolge einer allgemeinen Einschränkung der Produktion kein Bedarf an
Arbeitskräften bestand.

Jene Auswanderer , welche aus Kaffeefazendas Beschäftigung fanden,
erzielten wohl durchschnittlich einen Tagesverdienst von 15 bis 2 '5 Milreis
(4 bis 6 7 X ), doch wurde ihnen der erzielte Verdienst vielfach von den ver¬
schuldeten Eigentümern der Kaffeefazendas entweder überhaupt nicht ausbezahlt
oder infolge allerlei betrügerischer oder ungerechter Lohnreduktionen um 20 bis
40 Prozent gekürzt . Auch die Aussichten in anderen Erwerbszweigen haben sich
verschlechtert.

In dem Staate Minaes Geraes , nördlich von Säo Paulo , eignen sich
die Kolonien nicht für österreichische Ansiedler.

Insbesondere sind die Zustände auf der Kolonie Joao Pinheiro , wohin
sich im Laufe des Jahres 1908 zahlreiche österreichische Auswanderer begeben
haben , trostlos zu nennen.

Die Kolonie , deren Klima ein schlechtes ist, leidet an dem Mangel eines
gesunden Trinkwassers und jedweder sanitärer Vorkehrungen . Die von der
Bundesregierung hergestellten Wohnhäuser sind aus dem schlechtesten Materiale
und in der nachlässigsten Weise gebaut . Das Vorgehen der Kolonialbeamten
gegenüber den Kolonisten hat einen bedenklichen Grad von Zügellosigkeit und
Korruption erreicht . Die Kolonisten finden bei den Beamten keinerlei Wohl¬
wollen und sind auch noch den ärgsten Ausschreitungen und Willkürlichkeiten
ausgeietzt . Die Ansiedler beschweren sich auch allgemein darüber , daß ihre Töchter
großen sittlichen Gefährdungen ausgesetzt sind . Auch über die Verletzung des
Briefgeheimnisses wurde sehr oft geklagt.

Die im Laufe dieses Jahres zugezogenen österreichischen Ansiedler haben
sich aus der genannten Kolonie zum Teil unter Preisgabe ihrer Habe entfernt
und waren froh , überhaupt die Ansiedlung lebend verlassen zu können . ^ Nicht
viel besser gestalten sich die Verhältnisse in den übrigen Kolonien des Staates
Minas Geraes.

Die Lebensverhältnisse in dem Bundcsdistrikte Rio de Janeiro und in
der Bundeshauptstadt selbst waren infolge der enormen Teuerung für europäische
Einwanderer überaus ungünstige.

Im Jahre 1909 wurden in Europa auch Arbeiter zu einem Eisenbahnbau
im Gebiete des oberen Amazonasstromes angeworben . Doch sollen die klimatischen
Verhältnisse dortselbst sehr ungünstig sein und ist die Behandlung und Ver¬
pflegung europäischer Arbeiter bei Bahnbauten in Brasilien überhaupt oft sehr
mangelhaft , weshalb größte Vorsicht geboten ist.

Auf Grund der vorangeführten Thatsachen muß vor einer unüberlegten
Auswanderung nach den erwähnten Staaten Brasiliens nachdrücklichst gewarnt
werden.

1«.
Übernahme des Hauses III . , Rennweg L « , in die
Verwaltung des k. k. Ministeriums für öffentliche

Arbeiten.

Erlaß des k. k. Ministeriums für öffentliche Arbeiten vom
26 . Jänner 1910 , Z . IVb - 169 (M . Abt . XXII , 375 ) :

Das Haus III ., Rennwcg 1a , Einl .-Z . 2597/III wurde am 19 . Jänner
1910 in die h. o. Verwaltung (Dep . IV b) übernommen.

Es wird ersucht , Zuschriften , welche Angelegenheiten des oberwähnten
Objektes betreffen , nunmehr hieher richten zu wollen.

II.
Berpflegstaxen im städtischen Krankenhanse in Triest.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 28 . Jänner 1910,
Z . VI -423/6 (M . Abt . X , 888 ) :

In den städtischen Krankenanstalten in Triest (Zivilspital , Gebäranstalt,
Irrenhaus ) gelangen im Jahre 1910 nachstehende Verpflegstagen zur Tin-
Hebung :

1. Für die I . Verpflegsklasse 12 X,
2 . für die II . Verpflegsklasse 7 X,
3. für die III . Verpflegsklasse 2 X 63 ü,
4 . für Kinder , die in der besonderen , mit der Gebäranstalt verbundenen

Abteilung untergebracht werden , per Verpflegstag 1 X.

LS.

Rodelverbote — Zuständigkeit der Magistrats -Ab¬
teilung IV und - er magistratischen Bezirksämter.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 4 . Februar 1910,
M . Abt . IV , 392/10:
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Da es in einzelnen Fällen vorgekommen ist, daß Amtshandlungen be¬
züglich der Regelung des Rodelns in öffentlichen Straßen von unzuständiger
Seite vorgenommen wurden , wird folgendes zur Kenntnis gebracht:

Nach der Geschäftseinteilnng für den Magistrat (Auflage 1907 , S . 19)
fallen „ alle Verhandlungen über Vorkehrungen zur Wahrung der persönlichen
Sicherheit im allgemeinen " in den Wirkungskreis der Magistrats -Abteilung IV.
Ebenso kommt dieser Magistrats -Abteilung die Regelung des Straßenverkehres
und die Erlassung von Fahrverboten zu.

In diesem Wirkungskreise hat die Magistrats -Abteilung IV die Kund¬
machung vom 14 . Jänner 1908 , M . Abt . IV , 600/07 , betreffend die Ausübung
des Rodelsportes , erlassen und ist auch diese Magistrats -Abteilung ausschließlich
berufen , die Orte zu bezeichnen , an denen das Rodeln verboten ist.

Hingegen gehört nach der Geschäftseinteilung für die magistratischen Be¬
zirksämter (Auflage 1907 , S . 81 ) die Handhabung der Bestimmungen über
den Fuhrwerksverkehr in den Wirkungskreis der magistratischen Bezirksämter.

Daher haben diese Ämter für die gehörige Kundmachung der von der
Magistrats -Abteilung IV erlassenen Rodelverbote Sorge zu tragen und die
Strafamtshandlungen wegen Übertretung dieser Verbote durchzuführen.

Die gedruckten Verbotstafeln sind seitens der magistratischen Bezirksämter
bei der Magistrats -Abteilung IV zu beheben.

1».
Gift -Verschleiß.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den X. Bezirk
vom 11. Februar 1910, Z . 74887/09:

Auf Grund der gepflogenen Erhebungen wird gemäß Z 40 der Gewerbe¬
ordnung die Genehmigung zum Betriebe einer Giftniederlage in Wien,
X ., Hnmboldtgasse 42 , durch die Firma Chemische Produkten - und ZUndkapsel-
fabrik Viktor Alder  in Wien , X ., Humboldtgasse 42 , mit dem Beifügen
erteilt , daß in dieser Niederlage nur solche Gifte verkauft werden dürfen , welche
von der Firma auf Grund ihrer von der k. k. Bezirkshauptmannschaft Bruck
an der Leitha ausgestellten Konzession zur Darstellung und zum Verschleiße
von Giften vom 22 . Mai 1900 , Z . 13795 , in der Fabrik in Oberlaa erzeugt
werden.

Als Geschäftsführer für diese Niederlage wird unter einem Fritz Gail¬
mann,  V ., Schönbrunnerstraße 88 wohnhaft , gewerbebehördlich genehmigt.

Bei dem Betriebe der Niederlage sind die zur Regelung des Giftverkehres
erlassenen Bestimmungen , insbesondere die Ministerialverordnung vom 21 . April
1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10 , genau
zu beachten.

Sollte ein Wechsel in der Person des Geschäftsführers beabsichtigt werden,
so ist hievon behufs Genehmigung des neuen Geschäftsführers rechtzeitig
Hieramts die Anzeige zu erstatten.

Diese Niederlage wurde im h. ä . Gewerberegister unter der Z . 2080,
M . B . A . X, eingetragen und für die Steuerbemessunq der Konto Kat .-
Z . 14451/X eröffnet.

n. Normativbestimmungen.
Hemeinderal:

14.
Bau -Deputation für Wien.

Der Wiener Gemeinderat hat den Architekten und Stadtbaumeister
Rudolf Jäger  in Wien als bauverständiges Mitglied in die Bau -Deputation
für Wien auf die Dauer der restlichen Funklionsperiode , das ist bis 9 . Mai
1910 , gewählt . (K. k. n .-ö. Statthalterei P . Z . 374/33 .)

IS.
Kostgeldererhöhuug für die Veterinäramtsbeamten
in der Großmarkthalle , Abteilung für Fleischwaren.

Der Gemeinderat hat zufolge Beschlusses vom 1. Februar 1910 , P . Z.
19427/09 , den Beamten des BcterinäramteS , deren Dienstleistung sich auf die
Großmarkthalle , Abteilung für Fleischwaren , erstreckt, an jenen Tagen , an
welchen ihr Dienst vor Tagesanbruch beginnt oder nach 8 Uhr abends endet,
den Bezug eines erhöhten Kostgeldes von 2 L 40 ll bewilligt und gleichzeitig
angeordnet , daß dieses erhöhte Kostgeld vom 1. Jänner 1910 an zur Aus¬
zahlung zu gelangen hat . (M . Abt . IX , 2631/09 ) .

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und imLandesge-
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre ISIS

publizierten Gesetze und Verordnungen.
X. Reichsgesehblatt.

Nr . IS . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 12 . Dezember 1909 , betreffend die Zu¬
lassung zu den theologischen Studien.

Nr . II . Verordnung des Handelsministeriums
vom 7 . Jänner 1910 , betreffend Funkentelegraphen-(telePhon-)An-
lagen in dem Gebiete der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder,
aus österreichischen Schiffen , sowie auf Schiffen fremder Nationalität in öster¬
reichischen Territorialgewässern.

Nr . IS . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 15 . Jänner 1910 , betreffend die Umwandlung des Nebenzoll¬
amtes II . Klasse in Szczucin in ein Nebenzollamt I . Klasse und Verlegung
desselben auf den Bahnhof in Szczucin.

Nr . IS . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 26 . Jänner 1910 , womit das mit
der Ministerialverordnung vom 23 . Juni 1891 , R .-G .-Bl . Nr . 78 , erlassene
„Zollregulaliv für das Freigebiet beim neuen Hafen von Triest " abgeändert wird.

Nr . 14 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 11 . Jänner 1910 , betreffend die Ermächtigung des königlich
ungarischen Hauptzollamtes in Miskolcz zur Zollkrcditierung.

Nr . IS . Gesetz vom 19 . Jänner 1910 , betreffend die
Verwendbarkeit der Teilschuldverschreibungen des zweiten dalmatinischen Kom-
munalanlehens von 1,000 .000 L zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftungs -,
Pupilar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 16 . Gesetz vom 19 . Jänner 1910 , betreffend die
Verwendbarkeit der Teilschuldverschreibungen des von der königlichen Hauptstadt
Lemberg aufzunehmenden Anlehens von 14,000 .000 L zur fruchtbringenden
Anlegung von Stiftungs -, Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 17 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Handels und des Innern vom 24 . Jänner
1910 , betreffend die Abänderung der Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Handels und des Innern vom 12 . Oktober 1907 , R .-G .-Bl.
Nr . 237 , mit welcher Durchführungsbestimmungen zu dem Gesetze vom 17 . März
1907 , R .-G .-Bl . Nr . 102 , betreffend die Bezeichnung der örtlichen Herkunft
des Hopfens , erlassen wurden.

Nr . 18 . Kaiserliches Patent vom 30 . Jänner
1910 , betreffend die Einberufung des Landtages von Böhmen.

Nr . IS . Gesetz vom 14 . Jänner 1910 , betreffend die
Dauer der Arbeitszeit und den Ladenschluß in Handelsgewerben und ver¬
wandten Geschäftsbetrieben.

Nr . SS . Gesetz vom 16 . Jänner 1910 über den
Dienstvertrag der Handlungsgehilfen und anderer Dienstnehmer in ähnlicher
Stellung (Handlungsgehilfengesetz ).

Nr . Sl . Verordnung des Justizministers vom
20 . Jänner 1910 über den Beginn der Wirksamkeit des Handlungs¬
gehilfengesetzes.

Nr . SS . Gesetz vom 18 . Jänner 1910 , betreffend die
Regelung der allmählichen Erhöhung der Hauszinssteuer und der üprozentigen
Steuer in der Stadt Triest und im Territorium von Triest.

Nr . SS . Verordnung des Justizministeriums vom
21 . Jänner 1910 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde und des
Gutsgebietes Wola Arlamowska zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Mosciska.

Nr . 24 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 24 . Jänner 1910 , betreffend die Ermächtigung der Expositnr
an der Riva Szapäry des königlich ungarischen Hauptzollamtes in Fiume zur
Austrittsbehandlung von Bier gegen Steuerrestitution.

Nr . SS . Verordnung des Finanzministeriums
vom 25 . Jänner 1910 , betreffend die Abstempelung von Obliga¬
tionen (Losen) der Russischen ersten Staats -Prämienanleihe vom Jahre 1864
aus Anlaß des Umtausches der alten Obligationen gegen neue Stücke.

Nr . 26 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 27 . Jänner 1910 , betreffend die Errichtung einer Sommer¬
expositur des Hauptzollamtes Trautenau in Freiheit -Johannisbad.
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Nr . 87 . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister sür ösfcntlichc Ar¬
beiten vom 28 . Jänner 1910 , betreffend die Zeugnisse der mit der
k. k. Staatsgcwcrbcschulc in Salzburg verbundenen Fraucngcwcrbcschule , der
Städtischen Frauengcwcrbcswule für Wcißnähcn und Kleidcrmachcn in Kolin
und der Mädchengewerbeschule des Vereines „ Vesna " in Hone.

Nr . 28 . Verordnung des Ministeriums fär Landes¬
verteidigung im Einvernehmen mit den übrigen be¬
teiligten Zentralstellen vom 3. Februar 1910 zurDurch-
führung des Gesetzes vom 21 . Juli 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 14l , betreffend den
Unterhaltsbcitrag sürAngehörige von zu einer Waffen (Dienst )übung , beziehungs¬
weise zur militärischen Ausbildung Eingerücktcn.

Nr . 2N Verordnung der Minister der Justiz und
der Finanzen im Einvernehmen mit dem Obersten
Rechnungshöfe vom 1. Februar 1910 , womit für den Bereich
der Zivilgcrichtsdcpositenämtcr in Wien , Prag , Graz , Triest , Brünn und
Lemberg die Bestimmungen über die Erfolglassung von Barschaften im An-
wcisungsverkehre der Postsparkassa teilweise abgeändert werden.

Nr . 29 Kundmachung des Finanzministeriums
vom 3 . Februar 1910 , betreffend die Ermächtigungder königlich
ungarischen Hauptzollämter in Pecs , Brüd und Mitrovicz zur Zollkrediticrung.

Nr . 21 Verordnung des Handelsministeriums
vom 7. Februar 1910 , betreffend die Errichtung einer Post- und
Telegraphen -Direktion in Troppau für das Herzogtum Schlesien.

Nr . 22 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 8 . Februar 1910 , betreffend die Umwandlung des Nebenzoll¬
amtes Wies in eine Zollcxposilur.

Nr . 22 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 9. Februar 1910 , betreffend die Änderung der Anleitung zur
Prüfung von Benzol.

Nr . 24 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , der Justiz und des Handels vom 10 . Februar
1910 über den Verkehr niit Tieren nach und aus der Schweiz.

Nr . 2S . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , der Justiz und des Handels vom 10 . Februar
1910 , über den Verkehr mit Tieren, tierischen Rohstoffen und Gegen¬
ständen , welche Träger des Ansteckungsstoffes von Tierseuchen sein können , nach
und aus Italien.

Nr . 21». Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , der Justiz und des Handels vom 10 . Februar
1910 , über den Viehverkehr mit den Ländern der heiligen ungarischen Krone.

Nr . 27 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , der Justiz und des Handels vom 10 . Februar
1910 , über den Verkehr mit Tieren, tierischen Rohstoffen und Gegen¬
ständen , welche Träger des Ansteckungsstoffes von Tierseuchen sein können , nach
und aus dem Deutschen Reiche.

Nr . 28 . Verordnung des Ackerbauministereriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern,
des Handels und der Eisenbahnen vom 10 . Februar
1910 , betreffend die Anzeigepflicht für die Furunkulose der Fische.

Nr . 29 . Verordnung des Justizministeriums vom
14 . Februar 1910 , betreffend die Änderungen in der Zuständigkeit
des Landesgerichtes Krakau , der Bezirksgerichte in Krakau , sowie des Bezirks¬
gerichtes in Podgürze.

Nr . 49 . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 17 . Februar
1910 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Erläuterungen
zum Zolltarife vom 13 . Februar 1906.

L. Landesgesctzbtatt.

Nr . »7 . Gesetz vom 24 . Jänner 1910 , womit die
8Z 4 und 6 der Landesordnung für das Erzherzogtum Österreich unter der
Enns abgeändert werden.

Nr . L8 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
12 . Jänner 1910 , Z . Vl-5516/5 ex 1909, betreffend die
Festsetzung der Vcrpflegsgcbührcn der Nicdcröstcrreichischen Landes - Irren¬
anstalten.

Nr . 19 . Gesetz vom 4 . Jänner 1910 , betreffend die
Abgabe von Wasser aus der Wasserleitung der Gemeinde Hollern und die
Einhebung von Gebühren hicfür

Nr . 29 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1910 , Z . XViv -952/4 , betreffend die der Gemeinde
Nicderleis erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bicrauflage von 3 L für

^ das Jahr 1910.
Nr . 21 . Kundmachung des k. k. Statthalters

im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1910 , Z. XVI b-13/6 , betreffend die der Gemeinde
Heidcnrcichstcin erteilte Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent der
direkten Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1909.

Nr . 22 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1910 , Z . XVI b - 16/9 , betreffend die der Gemeinde
Krems erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Mietzinsanflage von
9 d sür die Jahre I9 >0 , 1911 und 1912.

Nr . 22 . Kundmachung des k. k. Statthalters
! im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom

10 . Jänner 1910 , Z . XIIb -19,1 , betreffend die der Gemeinde
Kaltenleutgeben erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bicrauflage von
2 L für die Jahre 1910 bis einschließlich 1915.

Nr . 24 . Kundmachung de§ k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . Jänner 1910 , Z . XVI b-28/7 , betreffend die der Gemeinde
Gänserndorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflagc von 2 L
für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . SS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11 . Jänner 1910 , Z . XVIb -14/4 , betreffend die der Stadt-
gcmeinde Krems erteilte Bewilligung zur Ernhebung einer Bierauflage von
3 X 40 ü sür die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 29 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
, Erzherzogtum Österreich unter der Ennsvom 11 . Jänner

1910 , Z . XVI b - 15/5 , betreffend die der Stadtgemeindc St . Pölten erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflagc von 3 X 40 ü für die Jahre

^ 1910 , 1911 und 1912.
Nr . 27 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

ErzherzogtumÖsterreich unter derEnns vom 12 . Jänner
1910 , Z . XVI b - 29/6 , betreffend die der Gemeinde Traismauer erteilte
Bewilligung zur Einhcbung einer Bierverbrauchsauflage von 3 X sür die
Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 28 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumÖsterreich unter derEnns vom 13 . Jänner
1910 , Z . XVI d -41/10 , betreffend die der Gemeinde Atzgersdorf im Ge-

i richtsbezirke Liesing erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von
3 X für die Jahre 1910 bis inklusive 1914.

Nr . SS . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumÖsterreich unter derEnns vom 13 . Jänner
1910 , Z . XVI t>' 42/13 , betreffend die der Gemeinde Gugging erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 X sür die Jahre 1910,
1911 und 1912.

Nr . 29 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 13 . Jänner
1910 , Z . X VI V- 43/6 , betreffend die der Gemeinde Siebenhirten im Ge¬
richtsbezirke Liesing erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflagc von

j 2 X für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 21 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
> Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 13 . Jänner
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1910, Z . XVIb - 46/1 , betreffend die der Gemeinde Wolfsgraben im
Gcrichtsbezirke Purkersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bier¬
auflage von 2 L für die Jahre 1909 , 1910 und 1911.

Nr . 32 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter derEnns Vom13 . Jänner
1910, A. XVIb - 48/3 , betreffend die der Gemeinde Ebreichsdorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 L und einer Branntwein¬
auflage von 6 L für die Jahre 1910 vis einschließlich 1914.

Nr . 33 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter derEnns vom 14 . Jänner
1910, F . XVIb ' 44/3 , betreffend die der Gemeinde Brunn am Gebirge
erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchsauflage von 2 L
für die Jahre 1910 bis inklusive 1914.

Nr . 34 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 14 . Jänner
1010, Z . XVI b 45/9 , betreffend die der Gemeinde Groß-Rußbach erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 Li für die Jahre 1910,
1911 und 1912.

Nr . 35 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 14 . Jänner
1910, Z . XVI b-47/12 , betreffend die der Gemeinde Amstetten erteilte
Bewilligung zurWeitereinhcbung einer Bierverbrauchsauflage von 3L 40Lund
einer Branntweinverbrauchsauflage von 10 L für die Jahre 1910,1911 und 1912.

Nr . 36 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . Jänner 1910, Z . XVIb -49/3 , betreffend die der Gemeinde
Markt Haag erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauslage von 2 L
ür die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 37 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . Jänner 1910, A. XVI v-50/5 , betreffend die der Gemeinde
Markt St . Peter in der Au erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bier¬
auflage von 2 L für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 38 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . Jänner 1910, Z . XVI b-51/4 , betreffend die der Gemeinde
Tulln erteilte Bewilligung zur Weitereinhcbung einer Bierverbrauchsauflage
von 3 L 40 ü für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 3S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . Jänner 1910, Z . XVI b-52/6 , betreffend die der Stadtgemeinde
Waidhofen an der Mbs erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bier¬
verbrauchsauflage vou 3 L 40 ü für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 4V . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . Jänner 1910, Z . XVIb -53/6 , betreffend die der Gemeinde
Mördern erteilte Bewilligung zur Weitereinhcbung einer Bicrverbrauchsauflage
von 3 L 40 ü für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 4r Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . ^ änner 1910, A. XVI d-54/6 , betreffend die der Gemeinde
Korneuburg erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchs¬
auflage von 3 L 40 ü für die - Jahre 1910 bis inklusive 1914.

Nr . 42 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . Jänner 1910, Z . XVIb -55/1 , betreffend die der Gemeinde
Schönkirchen erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflagc von 2 X
für die Jahre 1910 bis einschließlich >914.

Nr . 43 . Kundmachung des k. k. Oberlandes¬
gerichtes in Wien vom 4 . Jänner 1910 , krass . 94/10,
betreffend die im Jahre 1910 in den Fällen der Enteignung zum Zwecke der
Ausführung der Wasserstraßen in den Erzherzogtümern unter und ob der Enns
hcranzuziehenden Sachverständigen.

Nr. 16, 25. Februar 1910.

Nr . 44 . Kundmachung des k. k. Oberlandes¬
gerichtes Wien vom 21 . Dezember 1909 , Z . krass.
17069/5 ss/9 , betreffend die im Jahre 1910 in den Erzherzogtümern unter
und ob der Enns und im Herzogtume Salzburg in Eisenbahnenteignungsfällcn
heranzuziehenden Sachverständigen.

Nr . 43 . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Jänner 1910 , Z . I a- 365/10 , betreffend den Erwerbsteucr-
Zuschlag für die niederösterreichische Handels- und Gewerbekammer im Jahre 1910.

Nr . 46 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
18 . Jänner 1910 , Z . X b-313/5 6X 1909, mit welcher die Auf¬
stellung einer Expositur der k. k. forsttechnischen Abteilung für Wildbach¬
verbauung mit dem Amtssitze in Wiener -Neustadt vcrlautbart wird.

Nr . 47 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
20 . Jänner 1910 , Z . XVI d-94/3 , betreffend die der Gemeinde
Priel im Gerichtsbezirke Krems erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1909.

Nr . 48 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Jänner 1910 , Z . XVI b-97/3 , betreffend die der Gemeinde
Griesbach erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen auf die direkten Steuern mit Ausnahme der
Personaleinkommensteuer in der Katastralgemeinde Türnau für das Jahr 1909.

Nr . 40 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Jänner 1910 , Z XVI b -95/5 , betreffend die der Gemeinde
Stögersbach erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen auf die direkten Steuern des Jahres 1909
mit Ausnahme der Personaleinkommenstcuer.

Nr . 3V . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Jänner 1910 , Z . XVI b 96/1 , betreffend die der Gemeinde
Grossau im Gerichtsbezirke Raabs erteilte Bewilligung zur Einhebung von
100 Prozent der direkten Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1909.

Nr . 31 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Jänner 1910, Z . XVI b-127/19 , betreffend die der Gemeinde
Eggenburg erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Minimalwasserbezugs¬
gebühr von 10 L jährlich.

Nr . 32 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Jänner 1910 , Z . II - 354/1 , betreffend die vom Militärärar
und aus Landesmitteln in dem Zeiträume vom 1. Jänner bis 31 . Dezember
1910 zu leistende Vergütung für die Militärmannschaft auf dem Durchzuge
vom Quartierträger zu verabreichende Mittagskost.

Nr . 33 . Gesetz vom 15 . Jänner 1910 , betreffend die
Übernahme der Haftung der Gemeinde Wien für die Erfüllung der Verbind¬
lichkeiten der von der Zentral -Sparkassa der Gemeinde Wien errichteten Pfand¬
briefanstalt.

Nr . 34 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 7. Februar
1910, Z . XVIb-197/8, betreffend die der Stadtgemeinde Baden erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 X 40 ü für
die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 53 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 7 . Februar
1910 , Z . X VI b - 198/8 , betreffend die der Gemeinde Ober -Rohrbach erteilte
Bewilligung zur Forteinhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 L bis Ende
des Jahres 1911.
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1910.

Gesetze, Verordnungen »nk>Entscheidungen,
sowie

III.

Normtivbestimmimgcll des Gcmemderates, Stadtrates mi-, des Magistrates
mZiigeiegriiiielteii der Gemeiiidellemaltmig und politiSchen AmtMjirlliig.
Inhalt:

I . Verordnungen und Entscheidungen:
1. Die Verleihung einer Konzession zum Pcrsonenlransporte unter der

Bedingung der Einführung des Taxametcrapparates ist gesetzlich zulässig.
2 . Abteilung eines Grundes auf Bauplätze.
3 . Zulassung von armierten Formziegel -Balkendecken von R . Seidel

(Patent -Decken „ System Seidel ").
4 . Stiegenstufen aus Stampfbeton mit Eiseneinlagen.
5. Feste BetriebsstStten (Z 39 G .-O .), Zweigctablissements und Nieder¬

lagen (Z 40 G .-O .). — Vorschrift.
6 . Unzulässigkeit des gewerbemäßigen Ankaufes und der Belehnung von

Pfandscheinen.
7. Bekanntgabe der Erwerbsteucrvorschreibungen für unbefugte Gewerbe¬

betriebe seitens der Steuerbehörden an die Gewerbebehörden.
8 . Verzeichnis der zur Ausstellung von Ehefähigkeitszeugnissen zuständigen

Behörden im Deutschen Reiche . Vorschrift.
9 . Notifizierung der Unterbringung Geisteskranker in niederländischen und

reichsdeutschen beziehungsweise österreichischen Anstalten.
10 . Zuerkennung der Ehrcnmedaille für 40jährige treue Dienste an in

Kroatien und Slavonien lebende österreichische Staatsangehörige.
11 . Geltendmachung von Rechtsmitteln . — Xck 8 2 des Gesetzes vom

12 . Mai 1896 , R .-G .-Bl . Nr . , 01.
12. Kinematographenunternehmungen . — Wirkungskreis bezüglich der Lizenz¬

entziehung.
18 . Gift -Verschleiß.

14 . Postverkehr im VI . Wiener Gemcindebczirke.
15 . Verpflegsgebühren der ungarischen Heilanstalten , Spitäler und Kinderasyle ..

II . Normativbestimmungeu:
Gemeinderat:

16 . Änderung der Aufnahmevorschriften für städtische Maschinisten mit
Ausnahme jener der Feuerwehr und der städtischen Unternehmungen.

Stadtrat:
17 . Regelung der Aufstellung von Bildstöcken und Sammelbüchsen auf

Märkten und in Markthallen und der Verwaltung der Opfergelder.
18 . Berichte der städtischen Beamten über Dienstreisen.

Magistrat:
19 . Beschleunigtes Verfahren bei Einbringung der im Auslande an mittel¬

lose österreichische Staatsangehörige gewährten Armenunterstützungen.
20 . Bekämpfung von Übelständen im Bauwesen.
21 . Einhaltung des Dienstweges bei Gesuchen in Personalangelegenheiten.
22 . Einbringung von auf Rechnung fremder Heimatgemeinden nach Z 28

des Heimalsgesctzes gewährten Aushilfen.
23 . Kanzleitaxen für Legalisierungen.
24 . Intervention beim Verwaltungsgerichtshofe.
25 . Evidcnzhaltung der gerichtlichen Exekutionsverfügungen hinsichtlich der

Gewerbe - und ähnlichen Unternehmungen . Gast - und Schankgcwerbekataster.
26 . Exekutionsfähigkeitsklausel für Rückstandsausweise der Krankenkassen.

Verzeichnis der im .. Reichsgcsctzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre
1910 publizierten Gesetze und Verordnungen.

l. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Die Verleihung einer Konzession zum Personen
transporte unter der Bedingung der Einführung des

Taxameterapparates ist gesetzlich zulässig.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 4. No¬

vember 1909 , Nr . 8933 (M .-Abt . XVII , 1321/10 ) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Freiherrn v. Schwartzeuau,  in Gegenwart der Räte des
k. k. Verwaltungsgerichtshofes Dr . Ritter v. Popelka,  Frciherrn v. Hock,
Dr . Schimm , Dr . Freiherrn v. H i l l e r - S ch ö n a i ch, Srb und Frei¬
herr » v. Weiß,  dann des Schriftführers k. k. Ratssckretärs Ritter v. Th a a,
über die Beschwerde des Andreas Engel  j au . in Wien gegen die Entscheidung
des k. k. Handelsministeriums vom 17 . Juni 1908 , Z . 18574 , betreffend eine
Konzession zum Personentransportgcwerbc , nach der am 4 . November 1909
durchgcführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des k. k. Ministerial-
Vizesckretärs Kapp,  in Vertretung der belangten Behörde , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.
Die inzwischen verstorben - Gattin des heutigen Beschwerdeführers Marie

E u g e l hat am 2. September 1901 beim Magistrate in Wien das Ansuchen
um Uberstellung des Einspänncrwagens Nr . 1400 von dem Standplatze XVII .,
Bergsteiggasse , auf den Standplatz I ., Heßgassc , gestellt . Der Magistrat gab
diesem Ansuchen mit Rücksicht auf die Lokalverhältnisse keine Folge ; über
Rekurs erteilte die Statthalter « mit Erlaß vom 22 . Immer 1902 , Z . 115906
ex 1901 , die angestrebtc Überstellungsbewilligung , dies aber unter der aus¬
drücklichen Bedingung , „ daß der erwähnte Wagen stets nur mit einem Taxa¬
meter ausgerüstet in Betrieb gestellt wird " ; diese Entscheidung wurde der Marie
Engel  am 28 . Jänner 1902 zugestellt ; ein Rechtsmittel gegen die Auf¬
erlegung der erwähnten Bedingung wurde nicht eingelegt . Am 18 . November
1905 starb Marie Engel;  schon am 20 . Oktober 1905 hatte aber ihr
damaliger Ehegatte und nunmehriger Witwer , der heutige Beschwerdeführer
Andreas Engel  ja » ., der Polizei -Direktion angezcigt , daß er seine Einspänner-
Lizenz Nr . 1400 — offenbar betrieb er damals die Lizenz für seine schon er¬
krankte Gattin — mit dem Standplatze I ., Heßgassc , „ von heute ab ohne I
Taxameter " in Betrieb setzen werde , wozu dann die Polizei -Direktion dem

Magistrate am 13 . Juli 1906 über Anfrage bekanntgab , „ daß die Einspänner-
Lizenz Nr . 1400 ohne Taxameter betrieben wird " . Am 27 . September 1906
gab der heutige Beschwerdeführer beim Magistrate sein Ansuchen um Verleihung
der Konzession : „Personentransport mit dem Einspännerwagcn Nr . 1400,
Standplatz XVII ., Kalvarienberggasse 31/33 " mit dem Beifügen zu Protokoll,
daß die Lizenz bisher für Rechnung der Verlassenschaft nach seiner verstorbenen
Gattin Marie Engel  betrieben wurde . Mit Bescheid des Magistrates vom
14 . März 1907 , Z . 6694 ex 1906 , hat dann auch der Magistrat dem heutigen
Beschwerdeführer die Konzession zum Personentransporte im Siüne des Z 15,
Absatz 4 der Gewerbeordnung mit dem Einspännerwagen Nr . 1400 unter den
üblichen Bedingungen und noch mit folgendem Beisatze erteilt : „Der Standplatz
für den Wagen befindet sich im I . Bezirke , Heßgasse , jedoch darf auf diesem
Standplatze nur dann Aufstellung genommen werden , wenn diese Konzession
mit einem Taxameterwagen betrieben wird , anderenfalls hat dieser Wagen auf
dem ihm früher zugewiesen gewesenen Standplätze XVII ., Kalvarienberg 31/33,
Aufstellung zu nehmen . "

Dieses Konzessions -Dekret wurde dem Beschwerdeführer am 25 . April 1907
zugcstcllt . Am 6. Juni 1907 überreichte Andreas Engel  sua . beim Magistrate
das Ansuchen , es möge ihm gestattet werden , seine Einspännerlizenz Nr . 1400 ohne
Taxameter auf dem derzeitigen Standplatzel . Bezirk,Heßgassc beiNummer 8 , weiter
betreiben zu dürfen . Nachdem sich die Genossenschaft der Einspänner in Wien
abratend zu diesem Ansuchen geäußert und auch die Polizei -Direktion sich gegen
die Gewährung dieses Ansuchens ausgesprochen hatte — nachdem weiters ein
Ansuchen des Vaters des heutigen Beschwerdeführers um Verleihung der vom
Beschwerdeführer gleichzeitig bedingt zurückgelegten Konzession zum Betriebe der
Einspännerlizenz Nr . 1400 im Jnstanzenzugc rechtskräftig abgewiesen worden
war und Andreas E n g c l jun . daraufhin am 28 . Februar 1908 beim
Magistrate zu Protokoll erklärt hatte , sein früher erwähntes Ansuchen vom
6. Juni 1907 , seinen Einspännerwagen Nr . 1400 am Standplatze in der
Heßgasse auch ohne Taxameter aufstellen zu dürfen , aufrecht zu erhalten , er¬
klärte der Magistrat mit Dekret vom 19 . März 1908 , Z . 903 , unter Hinweis
auf den Inhalt des Magistrats -Dekretes vom 14 . März 1907 , „ diesem Ansuchen
mit Rücksicht auf den Lokalbedarf keine Folge zu geben ." Die Statthalterei gab
dem dagegen überreichten Rekurse „mit Rücksicht auf die Bedarfsverhältnissc"
keine Folge und bemerkte zu den Rekursausführnngcn , daß in Wien ein
Monopol für ein bestimmtes Taxametersystem nicht bestehe und niemals bestand
und daß es dem Fuhrwerksinhaber freistehe , jedes zugelassene Taxamctersystcm
in Verwendung zu nehmen oder auch ein neues System , soweit es von der
Polizei -Direktion als geeignet zngclassen werde , zu verwenden . Schließlich be¬
stätigte das Handelsministerium diese Statthalterei -Entscheidung im Jnstauzcn-
zugc aus deren Gründen.

Die Beschwerde macht dagegen nun vor allem geltend , daß es sich nicht
ym die Verleihung einer neuen Konzession zum Betriebe des Einspänner-
gemerbes , sondern um den Weiterbetrieb einer solchen Konzession gehandelt
habe , die durch lange Jahre mit einem Einspännerwagen ohne Taxameter aus-
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geübt wurde und daß cs schon aus diesem Gesichtspunkte ungerechtfertigt er¬
scheine, an den Betrieb dieser Konzession früher nicht vorhanden gewesene Be¬
dingungen zu knüpfen , da die Einschränkung einer ursprünglich unbeschränkten
Konzession und deren Bindung in der Art der Ausübung nach dem Gesetze
unzulässig sei ; die verstorbene Frau des Beschwerdeführers habe nämlich seit
langen Jahren die gegenständliche Konzession mit dem Einspännerwagen
Nr . 1400 auf dem Standplatze I ., Heßgassc , ohne Taxameter betrieben.
Diese Ausführungen sind in tatsächlicher und in rechtlicher Beziehung verfehlt.
In tatsächlicher Richtung trifft es nicht zu, daß Marie Engel  die fragliche
Konzession schon seit langen Jahren auf dem Standplatze in der Heßgasse ohne
Taxameter betrieben habe und daß also die Konzession jetzt an eine Bedingung
geknüpft wurde , die früher nicht aufgestellt war ; denn Marie Engel  ist am
18 . November 1905 gestorben und erst am 20 . Oktober 1905 , also kaum einen
Monat früher erst, hatte der Beschwerdeführer angezeigt , daß die Einspänner¬
lizenz Nr . 1400 mit dem Standplatze in der Heßgasse „ von heute ab " , also
vom 20 . Oktober 1905 an , ohne Taxameter werde in Betrieb gesetzt werden;
jedenfalls aber war dieser kaum einmonatliche Betrieb ohne Taxameter ebenso
illegitim und konsenswidrig und daher auch bedeutungslos , wie er es gewesen
wäre , wenn Marie Engel  tatsächlich den Einspännerwagen schon früher ohne
Taxameter in der Heßgaffe hätte aufstellen lassen ; denn auch ihr war ja schon
mit dem unangefochten gebliebenen Statthalterei -Erlasse vom 22 . Mai 1902
die Überstellung ihres Wagens auf diesen Standplatz nur unter der Bedingung
erteilt worden , daß der Wagen stets nur mit einem Taxameter ausgerüstet in
Betrieb gestellt werde.

Tatsächlich und rechtlich haltlos ist des weiteren die Behauptung , daß es
sich vorliegenden Falles nicht um die Verleihung einer neuen , sondern um den
Weitcrbetrieb einer alten Konzession gehandelt hat ; tatsächlich ergibt sich nämlich
aus den Akten , daß der Beschwerdeführer nach dem Tode seiner Gattin aus¬
drücklich um die Verleihung der Konzession zum Personentransportgewerbe mit
dem Einspännerwagen Nr . 1400 , und zwar mit dem Standplatze XVII .,
Kalvarienberggasse 31/33 , angesucht hat und daß ihm mit dem wiederholt
zitierten Dekrete des Magistrates vom !4 . März 1907 auch ausdrücklich die
Konzession zu diesem Betriebe verliehen und nicht etwa der Weiterbetrieb der
Konzession gestattet worden ist.

Dies entspricht aber auch vollkommen der Rechtslage , da ja nach der
ausdrücklichen Bestimmung des Z 56 , Absatz 1 und 3 der Gewerbeordnung nach
dem Tode eines Gewerbetreibenden der Erbe oder der Legatar , wenn er das
Gewerbe fortführen will und wenn es sich um ein konzessioniertes Gewerbe
handelt , „einer neuen Konzession " bedarf und weil nach Absatz 4 ibiäo, » ein
konzessioniertes Gewerbe auf Grundlage der alten Konzession „nur für Rechnung
der Witwe für die Dauer ihres Witwenstandes oder der minderjährigen Erben bis
zur erreichten Großjährigkeit " fortgeführt werden darf ; nach dem klaren Wortlaute
des Gesetzes ist es also ausgeschlossen , daß das Gewerbe der verstorbenen Marie
Engel  auf Grund der ihr erteilten Konzession für Rechnung ihres Witwers,
das ist des heutigen Beschwerdeführers , hätte fortgeführt werden können.

Hat aber eine Konzessionserteilung stattgefunden , dann war die Gewerbe¬
behörde im Sinne des Z 23 , Alinea 3 und des 8 15, Punkt 4 der Gewerbe¬
ordnung verpflichtet , „ auf die Lokalverhältnisse Bedacht zu nehmen " ; die
Beurteilung des Vorhandenseins des Lokalbedarfes aber liegt , wie der Ver¬
waltungsgerichtshof schon oft , so zum Beispiel in dem Erkenntnisse vom 1. Mai
1897 , Z . 2492 8 10674 , ausgesprochen hat , im freien Ermessen der entscheidenden
Verwaltungsbehörde.

Nun meint die Beschwerde allerdings , daß keine gesetzliche Bestimmung
bestehe, die die Gewerbebehörde berechtigen würde , bei der Verleihung der Kon¬
zession zum Betriebe des Personentransportgewerbes die Verwendung eines
Taxameterwagens vorzuschreiben und daß es auch vom Standpunkte der
Wahrnehmung des Lokalbedarses nicht angehe , eine derartige Vorschrift ergehen
zu lassen . Allein auch hier ist die Beschwerde im Jrrtume . Liegt es im Er¬
messen der Behörde , die angestrebte Konzession mit Rücksicht auf den Lokal¬
bedarf überhaupt ganz zu versagen , so muß es ihr auch freistehen , aus der
gleichen Rücksicht die Konzessionserteilung an Bedingungen zu knüpfen , deren
Erfüllung eben vom Lokalbedarfe geboten ist oder doch geboten sein kann ; daß
grundsätzlich auf bestimmten Standplätzen mit Rücksicht aus die Art und die
Zahl des auf die Transportmittel reflektierenden Publikums ein spezieller
Bedarf gerade nach Taxameterwagen bestehen kann , ist gewiß nicht zu
bezweifeln ; die Frage aber , ob dem auch im konkreten Falle so ist, hatte der
Verwaltungsgerichtshof nach dem früher Gesagten im Sinne des 8 3 , lit . o
des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 ex 1876 , nicht zu
überprüfen.

Dabei war des weiteren noch zu erwägen , daß nach der ausdrücklichen
Vorschrift des Artikels 4 der Verordnung der k. k. n .-ö. Statthalterei vom
6 . Mai 1898 , Z . 40258 , L.-G .-Bl . Nr . 20 — deren Gültigkeit nicht bestritten
ist und übrigens angesichts der Bestimmung des 8 54 , Alinea 2 der Gewerbe¬
ordnung auch nicht in Frage gestellt werden kann «vergleiche Erkenntnis vom
24 . April 1901 , Z . 3221 X 274 ) — die Frage , ob und inwieweit die Ge¬
währung von nach Eintritt der Wirksamkeit dieser Verordnung cinlangendcn
Gesuchen um die Erteilung oder Erweiterung von Konzessionen für Fiaker¬
oder Einspännergewerbe im Hinblicke auf die jeweilig maßgebenden Lokal-
verhältniffe und insbesondere auf die Verkehrsrücksichtcn im Sinne des ß 23,
Alinea 3 des Gewerbegesetzes speziell dann zu verweigern sei, wenn in dem
betreffenden Gesuche die Inbetriebsetzung von mit gehörigen Fahrpreisanzeigern
auszustattenden Wagen nicht in Aussicht genommen erscheint , der fallwcisen
gewerbebehördlichen Entscheidung überlassen wurde ; diese Vorschrift weist also
die Gewerbebehörde direkt an , bei neuen Konzessionsbewerbungen die Lokal-
verhältniffe auch nach der Richtung hin wahrzunehmen , daß einem eventuellen
Bedürfe gerade nach Taxameterwagen Rücksicht getragen und gegebenenfalls die
Konzession , falls die Aufstellung eines Taxameterwagens nicht in Aussicht

genommen wurde , verweigert werde . Dann aber muß es der Behörde gewiß
umsomehr freistehen , die Erteilung der Konzession eben von ^ der Bedingung
abhängig zu machen , daß die Lizenz auf einem bestimmten Standplatze aus¬
schließlich mit Taxameterwagen betrieben werde.

Die Beschwerde erweist sich demnach als unbegründet und war abzuweisen.

2 .

Abteilung eines Grundes auf Bauplätze.
Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichthofes vom 5. No¬

vember 1909 , Nr . 9790/09 (M . B .-A. XIII , 58312/09 ) :
Im Ntimcn Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. zweiten
Präsidenten Dr . Ritter v. Alter,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
waltungsgcrichtshofcs Freiherrn ». Weiß , Dr . Pantucek , Dr . W e i n-
garten und Dr . Tezner,  dann des Schriftführers , k. k. Hofsekretärs
Rohr er,  über die Beschwerde des Franz Mittermüller  in Wien
gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums für öffentliche Arbeiten vom
19 . Februar 1909 , Z . 7/1 , 1-283 , betreffend Versagung einer Baubewilligung
nach der am 5. November 1909 durchgeführten öffentlichen mündlichen Ver¬
handlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der
Ausführungen des Dr . Karl Kaser,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien,
in Vertretung der Beschwerde des k. k. Sektionsrates Dr . Kaiser,  als Ver¬
treter des belangten k. k. Ministeriums für öffentliche Arbeiten und des
Magistrats -Ober -Kommissärs S ch u st a, in Vertretung der mitbeteiligten Ge¬
meinde Wien , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.
Von - der dem Siegmund Brunner  gehörigen Grundparzelle Nr . 137

in Wien , XIII ., wurden bereits früher mehrere Teile abgetrennt , als Bau¬
gründe verkauft und nachträglich als durch Abteilung gewonnene Baustellen
genehmigt . Nun wurde abermals ein Teil dieser Parzelle unter der Bezeichnung
Nr . 137/9 abgetrennt , welchen der Beschwerdeführer in der Absicht erworben
hat , um daselbst ein Gebäude aufzuführen . Das magistratische Bezirksamt für
den XIII . Bezirk hat die Baubewilligung unter Hinweis auf 8 3 der Wiener
Bauordnung versagt . Diese Entscheidung wurde von der Wiener Baudeputaüon
aufgehoben , vom Ministerium für öffentliche Arbeiten aber über Rekurs der
Gemeinde Wien wieder in Kraft gesetzt, weil die Abtrennung der Parzelle 137/9
nur ein Glied in der Zerlegung eines Grundkomplexes in einzelne Baustellen
bilde ; da die zu dieser Zerlegung erforderliche Genehmigung noch nicht erteilt
worden sei, sei die Abweisung des Baugcsuches gemäß Z 3 der Wiener Ban¬
ordnung vom 17 . Jänner 1883 , L.-G .-Bl . Nr . 35 , gerechtfertigt gewesen.
Hieran ändere auch der Umstand nichts , daß das Trennstück in einen anderen
Besitz übergegangen sei. Abgesehen von diesem formellen Grunde seien aber
auch sachliche Gründe vorhanden , welche es gerechtfertigt erscheinen ließen , daß
die Gemeinde es ablehnte , auf die Prüfung des Bauplojektcs einzugehen und
den Bauwerber unter Hinweis auf 8 3 der Bauordnung abschlägig beschieden
habe , weil zwischen der Baustelle und der projektierten verlängerten Hummcl-
gasse ein zur selbständigen Verbauung nicht geeigneter Grund übrig bliebe
und auch aus die Baulinie der künftigen Hummelgasse nicht entsprechend Rück¬
sicht genommen würde . , . . ,

Der Gerichtshof mußte diese Entscheidung , insofern - mit derselben aus¬
gesprochen wurde , daß der Erteilung des Baukonsenses die Bestimmung des
8 3 der Bauordnung entgegenstehe , als begründet erkennen . Nach 8 3 muß
zur Abteilung eines Grundes auf Bauplätze die Genehmigung erwirkt werden,
bevor um die Baubcwilligung für die einzelnen Gebäude angesucht wird . Daß
eins Abteilung der Parzelle Nr . 137 in der Absicht stattgefundcn hat , um die
Abteilungen als Bauplätze zu verwerten , und daß die in Rede stehende
Parzelle 187/9 aus dieser Abteilung entstanden ist, bestreitet die Beschwerde
selbst nicht , und es konnte dies bei dem oben geschilderten Sachverhalte gar
nicht bestritten werden.

Zweifellos wäre es daher Pflicht des Siegmund Brunner  gewe,m,
um die Genehmigung der Abteilung seines Grundes auf Bauplätze gemäß 8 3
der Bauordnung anzusuchen . Daß er dies unterlassen und die Abteilungen als
Bauplätze Dritten verkauft hat , ist kein Grund , um die Anwendung der Be¬
stimmungen des 8 3 aus den vorliegenden Fall auszuschließen . 8 3 fchreibt zur
Wahrung jener öffentlichen Interessen , welche bei Parzellierungen ,n Frage
kommen , die Einhaltung eines bestimmten Verfahrens vor und sanktioniert diese
Vorschrift durch die weitere Bestimmung , daß vor Durchführung des bezüg¬
lichen Verfahrens um die Baubewilligung für die einzelnen Gebäude nicht an-
qesucht werden kann . Derartige im öffentlichen Interesse erlassene Vorschriften
können nicht durch private Transaktionen vereitelt werden , mag auch der Er-
stehcr in gutgläubiger Sorglosigkeit gehandelt haben.

Hiemit erledigt sich auch die Einwendung des Beschwerdeführers , datz
nicht er die Parzelle 137 auf verschiedene Bauplätze abgctcilt habe , daß cs flch
bei ihm nur um die Ausführung eines Gebäudes handelt . Er ist eben der Vr-
steher eines solchen Teilstückcs , bezüglich dessen nach der absoluten Bestimmung
des 8 3 vor der Genehmigung der Abteilung nicht um die Baubmulllgung
anqesucht werden kann , und es sind aus den einzelnen abgetrennten Tellstucken
Gebäude aufgcsührt worden , so daß es sich hier tatsächlich um Re Fortsetzung
der Parzellierung der Parzelle Nr . 137 handelt . Es ist auch nicht richtig , daß
der Beschwerdeführer um die nach 8 3 erforderliche Genehmigung nicht em-
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schreiten könne ; denn es ist nicht grundsätzlich ausgeschlossen , daß auch nach¬
träglich nach grundbücherlicher Teilung und » ach Veräußerung der Teile um
die Genehmigung der Abteilungen eingcschritten werde , und es könnte dem
Beschwerdeführer die Legitimation zu einem solchen Ansuchen , insoweit es sich
um die Genehmigung der Abteilung 137/9 als Baustelle handelt , nicht abge-
sprochen werden.

Wenn weiters der Beschwerdeführer sich darauf beruft , daß die gerichtliche
Abtrennungsbewilligung von der Gemeinde nicht angesochten wurde , so ist
darauf zu erwidern , daß diese Bewilligung sich nur auf die grundbücherliche
Übertragung der Grundstückes auf den Beschwerdeführer , nicht aber auf das
Recht bezieht , dieses Grundstück zu verbauen . Dieses Recht kann vielmehr nur
nach Maßgabe der Bestimmungen der Bauordnung ausgcübt werden . Von einer
Präklusion der Gemeinde durch Unterlassung der Anfechtung des gerichtlichen
Bescheides kann daher keine Rede sein.

Was die vom Ministerium angeführten sachlichen Gründe anbclangt , so
sind diese allerdings solche, welche sich auf die Frage der Genehmigung der
Parzelle 137/9 in ihrer gegenwärtigen Gestaltung der Baustelle selbst beziehen.
Über die meritorische Frage aber , nämlich , ob die Abteilung zu genehmigen sei,
wurde instanzmäßig noch nicht entschieden , und cs wäre daher das Ministerium
zu einer solche» Entscheidung in letzter Instanz nicht berufen gewesen . Der
Gerichtshof gelangte jedoch unter Zugrundelegung des Wortlautes der mini¬
steriellen Entscheidung zu der Anschauung , daß das Ministerium zwar in seinen
Gründen gewisse sachliche Bedenken zum Ausdrucke bringen wollte , welche eine
weitere Verhandlung erforderlich erscheinen lassen , daß es aber über die Ge¬
nehmigung direkt noch nicht entschieden hat . Anläßlich der eventuellen weiteren
Verhandlung Uber ein Ansuchen um Genehmigung wird auch die in der Be¬
schwerde geltend gemachte Einwendung , betreffend die Bestimmung der Bau¬
linie , zu erörtern sein.

Deshalb hatte der Gerichtshof auf diese Seite der Frage nicht einzugehen
und war die Beschwerde abzuweisen.

Zulassung von armierten Formziegel Balkendecken
von R . Seidel ( Patent -Decken „ System Seidel ") .

Erlaß des Wiener Magistrates vom 13 . Jänner 1910,
M .-Abt . XIV , 2929/09:

In Erledigung des Ansuchens des Rudolf Seidel,  Baumeister , III .,
Dapontegasse 8 , wird unter gleichzeitiger Außerkraftsetzung des h. ä . Erlasses
vom 14. April 1909 , M . Abt . XIV , 6701/08 /Verordnungsblatt des Magi¬
strates Nr . IV . x 1909 , Seite 39 ) die Verwendung der armierten Formziegel-
Balkendecke (Patent -Decke „System Seidel ") bei Hochbauten im Gemeindegebiete
von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1. Die beabsichtigte Ausführung ist in den Bauplänen auszuweisen , welche
auch di« zur Beurteilung der Konstruktion erforderlichen Detailzeichnungen ent¬
halten müssen.

Jedem Baugesuche ist eine statische Berechnung der Decke beizuschließen.
2 . Diese Deckenkonstruktion ist nur bis zu einer freien Spannweite von

6-50 in zulässig
3 . Die Baupläne , Detailzeichnungen und Berechnungen sind von einem

behördlich autorisierten Zivil - oder Bauingenieur , behördlich autorisierten Zivil-
Architekten oder von einem Baumeister zu unterfertigen , welcher sowohl die
Herstellung als auch den Transport und das Versetzen der Balken zu leiten
und zu überwachen und für die der Berechnung entsprechende Tragfähigkeit der
Decke auch nach deren Einfügung in den Bau die volle Haftung zu über¬
nehmen hat.

4 . Auf die vorliegende Deckenkonstruktion hat die mit Erlaß des k. k.
Ministeriums des Innern vom 15 . November 1907 , Z . 37295 , genehmigte
Vorschrift über die Herstellung von Tragwerken aus Stampfbeton oder Bcton-
eiscn bei Hochbauten sinngemäß Anwendung zu finden.

5 . Die Tragbalken sind wie Betoncisenkonstruktionen zu berechnen , das
heißt , cs sind die Ziegel durch Beton ersetzt zu denken . Für die Ziegelsteine
sind die gleichen Beanspruchungen zulässig wie für Beton im Mischungs¬
verhältnis 1 : 3.

6 . Die Berechnung der Decke als Plattenbalkendeckc ist nur dann zulässig,
wenn die Deckenplatte auf dem Bau aus Beton , und zwar derart hergcstellt
wird , daß sie die Balkenflanschen umfaßt.

Um eine innige Verbindung des Betons mit den Balkcnflanschcn zu
gewährleisten , sind diese gerippt auszuführen und vor dem betonieren ausgiebig
zu benetzen.

Werden zur Verbindung der Tragbalken fcrt ge Platten verwendet , so
dürfen diese nicht als Teile der Druckzonc in Rechnung gestellt werden.

7 . Jeder Tragbalken hat wegen der Beanspruchung beim Transporte eine
obere Nundciseneinlage von mindestens 6 mm Durchmesser zu erhalte » .

8 . In jeder Stoßfuge des Balkens ist ein , die obere und untere Eisen-
einlagc umfassender Scherbügel von entsprechender Stärke anzuor ' nen.

9 . Die in den Rillen der Ziegel verlegten Eisen müssen ringsum von einer
mindestens 5 mm dicken Mörtclschichte umgeben sein.

Diese Eisencinlagen sind an den Balkencndcn hakenförmig abzubiegen.
10 . Das Mischungsverhältnis des Zementmörtels und des Betons darf

nicht magerer sein, als 1 : 3, d. i . 470 le^ Portlandzement , zu 1 Sand
beziehungsweise Kiessandgemengc.

11 . Die Ziegelsteine müssen eine durchschnittliche Druckfestigkeit von
mindestens 300 lê auf 1 em ^ besitzen.

12 . Das Zumessen der Materialien bei Herstellung des Betons hat mittels
entsprechender Meßgefäße zu erfolgen.

Die Ziegelsteine sind vor ihrer Verwendung gut und vollständig anzu¬
feuchten.

13 . Auf den Balken muß in unverwischbarer Weise an auch nach dem Ver¬
setzen noch sichtbaren Flächen ein Fabrikszeichen , das Datum der Herstellung,
die zulässige freie Spannweite und Nutzlast und die normale Lage des Balkens
(oben unten ) angezeichnet werden.

14 . Es ist vom Bauführer um die bauamtliche Besichtigung und Über¬
prüfung d:r Balken sogleich nach der Zufuhr zur Baustelle vor deren Versetzung
anzusuchen und bleibt dem Stadtbauamte auch die Überprüfung der fertig¬
gestellten Decke anläßlich der vorzunehmenden Rohbeschauten Vorbehalten.

Es bleibt dem Stadtbauamte weiters Vorbehalten , die einwandfreie Her¬
stellung , den erreichten Härtegrad und die Tragsähiakeit durch besondere , ent¬
sprechend den mit Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom 15 . November
1907 , Z . 37295 , genehmigten Vorschriften auszuführenden Erprobungen sest-
zustellen , und zwar:

a) durch Belastungsproben,
b ) durch stichprobenweise Bruchproben,
e) durch Festigkeitsproben des Betons , des Eisens und der Ziegel,

welche von einer amtlichen Prüfungsanstalt vorzunehmen sind.
Der Bauführer hat behufs rechtzeitiger Herstellung von Ersatzstücken nach

Erteilung der Baubewilligung beim Stadtbaumtc anzufragen , ob und inwieweit
Bruchproben beabsichtigt werden.

Die Kosten der Erprobung hat der Bauführer zu tragen.
Fallen die Erprobungen ungünstig ans , so sind die betreffenden Balken,

beziehungsweise , wenn es das Stadtbauamt verlangt , alle bei dem Bau ver¬
wendeten Balken zu entfernen und durch tragfähigere zu ersetzen.

15 . Es ist vom Bauführer Vorsorge zu treffen , daß die Decke bei dem
inneren Ausbau des Gebäudes nicht geschwächt oder beschädigt wird (z. B . durch
Einstemmcn von Löchern und Schlitzen für Rohrleitungen und dergleichen an
ungeeigneter Stelle ).

16. Bei Wohngebäuden haben die Decken unter dem Fußbodenbelage eine
Überschüttung von mindestens 8 em Höhe oder eine hinsichtlich Druckverteilung
und Schalldichtigkeit gleichwertige Schichte aus einem anderem feuerbeständigen
Materiale zu erhalten.

17 . Die Auflagerlänge der Balken ist so zu bemessen , daß die zulässigen
Beanspruchungen der Materialien nicht überschritten werden ; sie darf jedoch
nicht unter 15 om betragen.

18 . Die Verwendung von keilförmigen Deckenplatten , welche auf die
Tragbalken einen Seitenschub ausübcn , ist wegen der geringen seitlichen
Bicgungsfcstigkeit der Balken unzulässig.

IN Die Abänderung und Ergänzung , beziehungsweise . Zurücknahme
dieser Bewilligung nach den Ergebnissen der praktischen Erfahrung bleibt Vor¬
behalten.

Die beigebrachten Beilagen werden dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

4.

Stiegenstnfen aus Stampfbeton mit Giseneinlagcn.
Erlaß des Wiener Magistrates vom 22 . Jänner 1910 , M .-

Abt . XIV , 7102/09:
Der in der Eingabe des Artur Bittner,  II ., Praterstraße 70 , Kunst-

steinsabrikanten in Jnzersdorf , bekanntgegebene Bestellung des Baumeisters
Martin Smid  als verantwortlichen technischen Leiters für die Herstellung der
zur M . Abt . XIV , 2675/9 , genehmigten Stiegenstufcn aus Stampfbeton mit
Eisencinlagen wird baubchördlich zur Kenntnis genommen . (Vgl . Amtsblatt
Nr . 61 er 1909 , Gesetze rc. VII , 7 , Seite 68 .)

5.

Feste Vetriebsstätte » ( tz 30 G . O . ) , Zweig-
etablissemeuts und Niederlagen ( K 4V G .-O . ) . —

Vorschrift.
Rund -Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 24 . Jänner

1910 , Z . I a-271 , M .-Abt . XVII , 842/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 13) :

Während H 39 in der Fassung des Gesetzes vom 15 . März 1883,
R .-G .-Bl . Nr . 39 , in der Gemeinde des Standortes eines freien oder hand¬
werksmäßigen Gewerbes für weitere Werkstätten und Verkaufslokale die Be¬
zeichnung „feste Betricbsstättcn " vorsah , wurde in Z 40 log . eit . der Terminus
„Zweigetablissements oder Niederlagen " nur für außerhalb der Gemeinde des
Standortes gelegene Betriebe gebraucht.

Für alle diese Betriebe nach Z 39 und 40 IsZ . eit . hat sich in der
j Praxis der der gewcrbegesctzlichen Terminologie allerdings nicht entsprechende,
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aber damals wenigstens sachlich unzweideutige Ausdruck „ Filialbetrieb " ein¬
gelebt.

Wußte man ja doch schon aus dem bloßen Faktum , wo sich der Haupt-
und wo sich der Filialbetrieb befindet , ob es sich im einzelnen Falle uni eine
feste Betriebsstätte nach Z 39 IsA . cir . oder um ein Zweigetablissement
(Niederlage ) nach Z 40 Isa - eit . handelt.

Das Gesetz vom 5 . Februar 1907 , R .- G .-Bl . Nr . 26 , hat diesbezüglich
nun insofern eine Änderung gebracht , als derzeit nicht nur außerhalb , sondern
auch in der Gemeinde des Standortes die Errichtung von „Zweigetablissements
und Niederlagen ", also von dem Hauptbetriebe untergeordneten Betriebsstätten
als zu>ässig erklärt wurde.

Es stehen mithin gegenwärtig den dem Hauptbetriebe koordinierten „ festen
Betriebsstätten " (Werkstätten und Verkaufslokalen ) des Z 39 der Gewerbe¬
novelle er 1907 die dem Hauptbetriebe untergeordneten Zweigetablissemenrs
und Niederlagen in wie außerhalb der Gemeinde des Standortes des Haupt¬
betriebes lß 40 ) gegenüber.

Hie aus ergibt sich, daß dermalen die bisher üblich gewesene unterschieds¬
lose Bezeichnung jedes weiteren Betriebes mit dem Worte „ Filialbetrieb " nicht
nur der igesetzlichen Terminologie widerspricht , sondern daß diese Bezeichnung
auch deshalb , weil sie das Verhältnis des weiteren Betriebes zu dem früheren
Unternehmen nicht erkennen läßt , auch zu Mißverständnissen führen kann,
welche insbesondere für die beteiligten Parteien von den unangenehmsten
Folgen begleitet sein können . Es wird diesbezüglich nur an den in der Praxis
oft vorkommenden Fall der Auflassung des Stammunternehmens bei Auf¬
rechterhaltung der weiteren Betriebsstätlen erinnert . Handelt es sich um mehrere
feste Betriebsstätten im Sinne des Z 39 , so unterliegt die Auslastung des ur¬
sprünglichen Betriebes keinem Anstande , weil ja eine oder mehrere koordinierte
feste Betriebsstätten auch für sich fortbestehen können . Soll jedoch ein Zweig¬
etablissement oder eine Niederlage nach H 40 aufrecht erhalten bleiben , so muß
auch der Hauptbetrieb fortbestehen . Denn mit der Heimsagung des Haupt¬
betriebes werden die subordinierten Zweigetablissements und Niederlagen,
mögen diese nun in der Gemeinde des Standortes des Hauptbetriebes oder
außerhalb dieser Gemeinde gelegen sein , hinfällig.

Zufolge Erlasses des Handelsministeriums vom 10 . Jänner 1910,
Z . 18789 er 1909 , werden die Gewerbebehörden daher angewiesen , nicht nur
bei ihren einschlägigen Amtshandlungen unter völliger Beiseitelassung des Aus¬
druckes „ Filiale " die gesetzliche Terminologie strengstens einzuhalten , sondern
auch bezügliche Parteiansuchen , welche sich nicht dieser Terminologie bedienen,
vor ihrer/neritorischen Erledigung in der erwähnten formellen Hinsicht früher
klarzustellen.

«.
Unzulässigkeit des gewerbemäßigen Ankaufes und

der Belehnung von Pfandscheinen.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Jänner

1910 , Z . I b-259/3 , M .-Abt . XVII , 889/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 14) :

Das Handelsministerium hat mit dem Erlasse vom II . Jänner 1910,
Z . 15326 , anläßlich eines speziellen Falles ausgesprochen , daß das im zweiten
Absätze des Z 5 des Gesetzes vom 23 . März >885 , R .-G .-Bl . Nr . 48 , ent¬
haltene Verbot des gewerbemäßigen Ankaufes sowie der gewerbemäßigen Be¬
lehnung von Pfandscheinen sich nicht nur aus Pfandleiher bezieht , sondern als
allgemein gültig anzusehen ist.

7 .

Bekanntgabe der Erwerbsteuervorschreibungen für
unbefugte Gewerbebetriebe seitens der Steuer¬

behörde » an die Gewerbebehörden.
Rund -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 28 . Jänner

1910 , Z . Ia -211/910 , M .-Abt . XVII , 979/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 19 ) :

Laut Erlasses des k. k. Handelsministeriums vom 22 . Dezember 1909,
Z . 32647 , hat das k. k. Finanzministerium an sämtliche Finanz -(Landcs -)Direktioncn
am 30 . November 1909 , Z . 43205 , folgenden Erlaß gerichtet:

Über Ersuchen des k. k. Handelsministeriums wird die k. k. n .-ö. Statthalterei
eingeladen , die unterstehenden Steuerbehörden anzuweisen , jede  Vorschreibung
einer Erwerbsteuer für einen ihnen als unbefugt bekannten Gewerbebetrieb auch
der Gewerbebehörde I . Instanz fallweise zur Kenntnis zu bringen , damit letztere
in der Lage sei, behufs Abstellung des unbefugten Fortbctriebes die entsprechenden
Maßnahmen zu treffen.

Im übrigen werden durch obige Bestimmung die bestehenden Normen
über die Einleitung der Besteuerung , welche im Sinne des Z 61 des P . St . G.
ganz unabhängig von den gewcrberechtlichen Vorschriften zu erfolgen hat , selbst¬
verständlich in keiner Weise berührt ; insbesondere darf durch die im Vorstehenden
statuierte Anzeigepflicht weder die Durchführung der Besteuerung , noch auch die
eventuelle Einleitung des Strafverfahrens irgend eine Verzögerung erfahren.

8 .

Verzeichnis der zur Ausstellung von Ehefähigkeits-
zengnisse » zuständigen Behörden im Deutschen Reiche.

Vorschrift.
Rundschreiben der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 3. Februar

1910 , Z . III -72 , M .-Abt . XVI , 1650/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr 17) :

Bekanntlich haben Ausländer , welche Hierlands eine Ehe schließen wollen,
ihre Persönliche Fähigkeit , einen gültigen Ehevertrag einzugehen , durch eine Be¬
scheinigung ihrer zuständigen Heimatsbehörde anszuweisen.

Im Anschlüsse wird Uber Anordnung des k. k. Ministeriums des Innern
vom/28 . Dezember 1909 , Z . 38190 , ein im Wege des k. u . k. Ministeriums
des Äußern anher gelangtes Verzeichnis (siehe weiter unten ) jener Behörden,
welche in den einzelnen deutschen Bundesstaaten zur Ausstellung von Zeugnissen
Uber , das Nichtbekanntsein von Ehehindernissen für ihre im Auslande (also auch
in Österreich ) eine Ehe eingehenden Angehörigen zuständig sind, zum Amts¬
gebrauche übersendet.

* *

Verzeichnis.

Königreich Preußen.
Die Ortspolizeibehörde des Wohnorts oder des letzten Wohnorts des

Verlobten und , wenn er in Preußen keinen Wohnsitz gehabt hat , die Orts-
Polizeibehörde des letzten Wohnorts seiner Eltern oder , wenn ein solcher nicht
bekannt ist, des Geburtsorts seines Vaters.

Königreich Bayern.

Für Angehörige der rechtsrheinischen Gebietsteile die Distriktsverwaltungs-
vehörden der Heimatgemeinde , d. h. die Bezirksämter oder die Magistrate der
unmittelbaren Städte.

Für Angehörige der Pfalz der landgerichtliche Staatsanwalt , der die
Aufsicht Uber das Standesamt der Heimatgemeinde ausübt.

Für besondere Fälle , z. B . wenn die Heimat streitig ist oder der Staats¬
angehörige keine Heimat hat , wird die zuständige Behörde durch die Staats¬
ministerien der Justiz und des Innern bestimmt.

Königreich Sachsen.
Die Polizeibehörde des Wohnorts oder des letzten Wohnorts der Ver¬

lobten und , wenn er in Sachsen leinen Wohnsitz gehabt hat , die Polizeibehörde
des letzten Wohnorts seines Vaters , bei unehelich Geborenen der Mutter oder,
wenn ein solcher Wohnort nicht bekannt ist, des Geburtsorts des Vaters oder
der Mutter . Als Polizeibehörde gilt im allgemeinen die Amtshauptmannschaft,
:n Städten mit ' der revidierten Städteordnung vom 24 . April 1873 der
Stadtrat.

-- Königreich Württemberg.

Das Amtsgericht des Wohnorts oder des letzten Wohnorts und in Er¬
mangelung eines solchen des Geburtsorts des Verlobten.

Falls der Geburtsort nicht in Württemberg liegt , das Amtsgericht des
letzten Wohnorts der Eltern des Verlobten oder , wenn ein solcher Wohn¬
ort nicht bekannt ist, des Geburtsorts des Vaters des Verlobten.

Läßt sich hiernach ein zur Erteilung des Zeugnisses zuständiges Amts¬
gericht nicht ermitteln , so wird das Zeugnis von dem Justizministerium aus¬
gestellt.

Großherzogtum Baden.
Die Standesbeamten.

Großherzogtum Hessen.

Das Amtsgericht des Wohnorts oder des letzten Wohnorts des Ver¬
lobten.

In Ermangelung eines Wohnorts wird das zuständige Amtsgericht
durch das Justizministerium bestimmt.

Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin.
Das Ministerium des Innern.

Großherzogtum Sachsen.
Die Amtsgerichte.

Großherzogtum Mecklendurg-Strelitz.
Die Landesregierung.
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Grosthcrzogtum Oldenburg.
Für Angehörige des Herzogtumes Oldenburg die Ämter und Magistrate

erster Klasse ; für Angehörige der Fürstentümer Lübeck und Birkenfeld die
Regierungen.

Herzogtum Braunschwcig.
Die Kreis -Direktionen und , soferne der Verlobte aus der Stadt Braun¬

schweig stammt , die dortige Polizei -Direktion.

Herzogtum Sachsen-Meiningen.
Ministerial -Abteilung der Justiz.

Herzogtum Sachscn-Altenburg.
Die Landratsämter und die Stadträtc.

Herzogtum Sachscn-Koburg und Gotha.
Die Behörde wird in jedem einzelnen Falle besonders bestimmt

Herzogtum Anhalt.
Die Kreis -Direktionen.

Fürstentum Schwarzdurg -Sondershauscn.
Die Justiz -Abteilung des Ministeriums.

Fürstentum Schwarzbnrg -Rudolstadt.
Die Amtsgerichte.

Fürstentum Waldeck und Pyrmont.
Die Standesbeamten.

Fürstentum Reust älterer Linie.
Die Landes -Negicrung.

Fürstentum Neuß jüngerer Linie.
Das Ministerium.

Fürstentum Schaumbnrg -Lippe.
Das Ministerium.

Fürstentum Lippe.
Für Landbewohner die Vcrwaltungsämtcr , für Stadtbewohner die

Magistrate.

Freie und Hansestadt Lübeck.
Das Stadt - und Landamt in Lübeck.

Freie Hansestadt Bremen.
Der Senats -Kommissär für die Standesämter.

Freie und Hansestadt Hamburg.
Die Aufsichtsbehörde für die Standesämter.

Elsaß -Lothringen.

Wenn die Ausstellung des Zeugnisses zugleich mit dem Aufgebote be¬
antragt wird , der Standesbeamte , andernfalls der Erste Staatsanwalt bei dem
Landgerichte , zu dessen Bezirke der Heimatort des Verlobten gehört.

S.
Notifizierung der Unterbringung Geisteskranker in
niederländischen und reichsdeutschen beziehungsweise

österreichischen Anstalten.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 5. März
1910 , M . Abt . X, 1736/10:

Die k. k. n .-ö. Statthaltern hat mit dem Erlasse vom 28 . Februar 1910,
Z . Vl -1264/3 dem Wiener Magistrate , Abteilung L , nachstehendes eröffnet:

„Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 19 . Februar 1910,
Z . 4702 , wurde der königlichen niederländischen Regierung mitgeteilt , daß
die österreichische Regierung grundsätzlich bereit ist, sowohl die Aufnahme als
auch die Einlassung niederländischer Geisteskranker in , beziehungsweise aus
Irrenanstalten im Wege des k. und k. Ministeriums des Äußern der hiesigen
königlichen niederländischen Gesandtschaft unverzüglich bekanntzugeben , daß

> jedoch die Anstalts -Direktionen voraussichtlich nicht immer in der Lage sein
werden , über jeden Geisteskranken alle gewünschten Daten lückenlos zu liefern.

Laut Zuschrift des k. und k. Ministeriums des Äußern vom 4 . Februar
19lO , Z . 6543 , hat nunmehr die königliche niederländische Regierung erklärt,
ein auf Reziprozität beruhendes Übereinkommen hinsichtlich der Notifizierung der
Aufnahmen österreichischer Geisteskranker in niederländische Heilanstalten mit
dem 1. März 1910 in Kraft treten zu lassen.

Hievon wurde die Statthalter « mit der Einladung in die Kenntnis gesetzt,
unverzüglich das Erforderliche zu veranlassen , daß dein gegenständlichen Über¬
einkommen von dem gleichen Termine an auch seitens aller Irrenanstalten
(beziehungsweise psychiatrischen Kliniken oder Abteilungen ) des hiesigen Ber-
waltungsgebietes fortlaufend in einwandfreier Weise Rechnung getragen werde.

Als Muster für die zu erstattenden Anzeigen über die Aufnahme und Ent¬
lassungen von geisteskranken niederländischen Staatsangehörigen haben die mit¬
folgenden Formularien -V und II zu dienen.

Die Vorlage der Anzeigen hat seitens der Leitungen der Irrenanstalten
i unmittelbar nach erfolgter Aufnahme oder Entlassung der Kranken an die

Statthalterei in der Regel im Wege der zuständigen politischen Behörde I . Instanz
zu erfolgen . Doch unterliegt es keinem Anstande , wenn die seitens der Landes-
irrenanstalten zu erstattenden Anzeigen der Statthalterei , eventuell im Wege des
Landes -Ausschusses übermittelt werden.

Die bei der Statthalterei eingelangten Anzeigen werden direkt dem k. und k.
Ministerium des Äußern zur weiteren Veranlassung unterbreitet werden,

i Die erfolgte Weiterlcitung der Anzeige an das k. und k. Ministerium des
Äußern wird gleichzeitig der betreffenden Anstalts -Direktion bekanntgcgeben
werden.

^ Das Datum und die Geschäftszahl dieser Mitteilung hat sodann die
Anstalts -Direktion in der Anmerkungs -Rubrik o des Hauptprotokolles über die

j Kranken vormerkcn zu lassen.
Die politischen Behörden sind verpflichtet , die Anstalts -Direktionen bei der

Ermittlung der für die Ausfüllung der Formularien erforderlichen Personal¬
daten der fremdländischen Kranken in jeder Richtung zu unterstützen.

Die fortlaufende und rechtzeitige Erstattung der in Rede stehenden An¬
zeigen wird durch die mit der Ausübung der staatlichen Oberaufsicht über
Irrenanstalten betrauten Organe in- geeigneter Weise kontrolliert werden.

Der gleiche Vorgang der Anzeige ist auch rücksichtlich der reichsdeutschen
in die Irrenanstalten des hiesigen Verwaltungsgebietes aufgenommcncn , be-
ziehuncisweise aus denselben entlassenen Staatsangehörigen einzuhalten.

Die politischen Bczirksbchörden werden aufgefordert , hievon die unter¬
stehenden Anstalten zu verständigen ; der n .-ö. Landes -Ausschuß wird um gleiche
Veranlassung hinsichtlich der Landcsanstalten ersucht ."

Die betreffenden Anzeigen sind von den dem Wiener Magistrate unter¬
stehenden Privat -Jrrenanstalten an das magistratische Bezirksamt des Bezirkes

^ zu leiten , in denen die Anstalt ihren Sitz hat . Aufgabe des magistratischen
i Bezirksamtes wird cs sein, die Anstaltsleitungcn bei den Erhebungen im Sinne

des 9. Absatzes vorstehenden Erlasses zu unterstützen und die Anzeigen der
k. k. n .-ö. Statthalter « vorzulegen . Je ein Mustcrexcmplar für die Anzeige der
Aufnahme und Entlassung folgt mit.

Hievon wird zur Darnachachtung Mitteilung gemacht . Die Anstaltsleilung
hat die Formularicn für die Anzeigen nach den Mustcrexemplaren auf eigene
Kosten nach Bedarf Herstellen zu lassen.

L«.
Anerkennung der Ehrenmedaille für 40jährige treue
Dienste an in Kroatien und Slavonien lebende

österreichische Staatsangehörige.
Erlaß des k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidiums vom 11 . Fe¬

bruar 1910 , P . Z . 479/6 (M . Abt . IV , 601/10 ) :
Das k. k. Ministerium des Innern hat auf Grund des mit der königl.

kroatisch -slavonisch -dalmatinischen Landcs -Regierung gepflogenen Einvernehmens
mit dem Erlaß vom 25 . Jänner 1910 , Z . 13702 , M . I «x 1909 angeordnet,
daß jene österreichischen Staatsangehörigen , welche sich auf Grund einer in
Kroatien oder Slavonien zurückgelegtcn 40jährigen Dienstzeit um die Zu¬
erkennung der Ehrenmcdaille für 40jährige treue Dienste in Bewerbung setzen,
mit ihrem Ansprüche auf Zuerkennung dieser Medaille in Hinkunft an die
königlich kroatisch -slavonisch -dalmatinische Landes -Regierung zu verweisen sind.

Hievon ergeht behufs künftiger Darnachachtung die Mitteilung.

11 .

Geltendmachung von Rechtsmitteln . — ^ «k Z 2 des
Gesetzes vom 12 . Mai 189 « , R .-G .-Vl . Nr . IOI.

Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 12 . Februar
1910 , Z . 32694/09 , dem magistratischen Bezirksamte für den
I . Bezirk mit Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 24 . Februar
1910 , Z . l d -3411 intimiert (M . B . A . I. 11573/10 ) :

2
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Mit dem Erkenntnisse des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk
in Wien vom 27 . Juli 1909 , Z . 27479 , Str .-Reg .-Nr . 1439 , wurde A . R . in
Wien wegen unbefugten Betriebes des Trödlergewerbes zu einer Geldstrafe
von 80 eventuell zum Arrest in der Dauer von drei Tagen verurteilt.

Die k. k. Statthallerei hat mit der Entscheidung vom 18 . Oktober 1909,
Z . Id -8411 , die dagegen eingebrachte Berufung der A . N . wegen Fristver-
>äumnis als unstatthaft zurückgewiescn , weil das Erkenntnis am 27 . Juli
1909 verkündet worden ist, gleichwohl die Berufung ungeachtet der richtigen
und vollständigen Rechtsmiitelbelehrunng erst am 12 . August 1909 , also nach ^
Ablauf der gesetzlichen Frist , bei der vorgeschriebenen Einbringuugsstelle ein-
gelaugt ist. . . .

Über den gegen diese Entscheidung eingebrachten Ministerialrekurs der
A . R . findet das Handelsministerium die angefochtene Entscheidung als gesetzlich
nicht begründet aufzuheben und der k. k. Statlhalterei auzuordnc » , über den
gegen das erstinstanzliche Straserkenntnis eingebrachten Rekurs der A. R.
neuerlich instanzmößig meritorisch zu entscheiden.

Diese Entscheidung beruht auf der Erwägung , daß das oben bezogene
Straferkenntnis am 27 . Juli 1909 verkündet worden ist, die dagegen unmittelbar
denn Magistrate der k. k. Haupt - und Residenzstadt in Wien erngebrachte Be¬
rufung laut postalischen Nachweises jedoch noch am 10 . August 1909 , somit
noch innerhalb der 14tägigen gesetzlichen Präklusivfrist der Postanstalt übergeben
worden ist. ^

Der Umstand , daß der Rekurs trotz der über die Einbrmgungsstelle
gegebenen Rechtsmittelbelehrung an den Magistrat der k. k. Haupt - und Residenz¬
stadt in Wien adressiert , beziehungsweise gesendet und von da ab erst am 12 . August
1909 beim magistratischen Bczirksamte für den I . Bezirk in Wien eingelangt
ist, erscheint nicht vom Belange , da das Einlangcn des Rekurses beim Wiener
Magistrate als eine der Vorschrift des Z 2 des Gesetzes vom 12. Mai 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 101 , entsprechende Einbringung bei jener Behörde , welche die
Entscheidung in I . Instanz gefällt hat , aus dem Grunde anzusehen ist, weil
die magistratischen Bezirksämter gemäß der Bestimmung des Z 102 des Ge¬
rn eindestatutes für die k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien (Gesetz vom
24 . März 1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17) sich nicht als selbständige politische Behörden,
sondern als Vertretungsorgane des Magistiates in seiner Eigenschaft als
politische Behörde I . Instanz darstellen .*)

12 .

Kinematographeilunternehmungen . — Wirkungskreis
bezüglich der Lizenzentziehnng.

Erlaß des Magistrates vom 15 . Februar 1910 , M .-Abt . IV,
598/10 :

Der Magistrat ist in Kenntnis gesetzt worden , daß seitens einzelner
magistratischer Bezirksämter den Besitzern von Kincmatographcnunternehmungen
im Falle der unterlassenen Befolgung feuer - und sicherheitspolizeilicher Aufträge
die Entziehung der Betriebslizenz angedroht worden ist.

Aus diesem Anlasse werden die magistratischen Bezirksämter aufmerksam
gemacht , daß die Verleihung und daher auch die Entziehung der Lizenz für die
gedachten Unternehmungen auf Grund der Statthalterei -Verordnung vom
9 . Februar 1851 , L.-G .-Bl . Nr . 39 der k. k. Polizeibehörde (Polizei -Direktion)
zusteht , daß daher auch seitens eines magistratischen Bezirksamtes die Ent¬
ziehung der Lizenz nicht in Aussicht gestellt werden kan » .

In Fällen , in denen wegen der Nichtbefolgung von sicherheits - und feuer¬
polizeilichen Vorschriften die Sicherheit des Betriebes und seiner Besucher oder
die Verläßlichkeit des Unternehmers fraglich wird , ist daher die Entziehung der
Lizenz nicht von Seite des magistratischen Bezirksamtes in Aussicht zu stellen,
sondern ist der k. k. Polizeibehörde der Sachverhalt mit dem Ersuchen mit¬
zuteilen , dem Unternehmer die Entziehung der Lizenz sür den Fall der weiteren
Außerachtlassung der Vorschriften anzudrohen , beziehungsweise , falls diese
Drohung erfolglos bleiben sollte , mit dieser Entziehung vorzugehen.

1».

Gift Verschleiß.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VI . Bezirk

vom 16 . Februar 1910 , M . B .-A . VI, 34001/09:
Das magistratische Bezirksamt für den VI . Bezirk verleiht hiemit auf

Grund der gepflogenen Erhebungen dem Johann Bockhorni  im Sinne des
K 15, Punkt 14 der Gewerbeordnung die Konzession zum Verkauf von Giften,
insofern derselbe nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, mit dem
Standorte VI ., MariaWerstraße 45.

Bei Ausübung des obelwähnten Gewerbebetriebes sind die hinsichtlich des
Verkehres mit Giften bestehenden Normen , insbesondere die Ministerial-
vcrordnungen vom 81 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Jänner

*t Amnerlmig d-r Re aktion : Die Rcchisanschauung des k. k. Handelsministeriums
dickt sich mit der des Berwaltnngsgerichtshofes , die in dem Erlenntnisse vom S7. September
190S, Nr . 1VS85 ( Liehe Amtsblatt Nr . so er ISVS, Gesetze '.c . UI , 1, p- z . S7) zum AnSdrucke
gebracht ist.

1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10, sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften genau zu
beobachten.

Diese Konzession wurde sub Reg .-Z . 1644/k . in das Gewerberegister
eingetragen und für die Erwcrbsteuerbemessung der Konto K.-Z . 13743/6
eröffnet.

14 .

Poftverkehr im VI . Wiener (Semeiudebezirke.
Note der k. k. Post - und Telegraphen -Direktion für Öster¬

reich unter der Enns vom 10 . März 1910 , P . D . Z . 24202/1 u
sx 1910 (M .-Abt XXII , 984/10 ) :

Vom 1. April 1910 an wird der Brief - und Geldbestelldienst des Post¬
amtes Wien 59 ( VI ., Mittelgasse 2) zum Postamte 56 Wien 6/l (VI ., Gumpen-
dorferstraße 70 ) verlegt und dieses Amt mit der gesamten Brief - und Geld-
bestcllung in den bisherigen Abgabebezirken 6/l und 6/2 betraut.

Vom gleichen Tage wird das Postamt Wien 59 (VI ., Mittelgasse 2) bloß
als ärarisches Aufgabeamt tätig sein.

Es sind daher vom 31 . März 1909 abends an sämtliche Brief - und
Geldsendungen für den VI . Wiener Gemeindebezirk ausschließlich an das Post¬
amt 56 Wien 6/1 zu leiten.

In der bisherigen Bestellung der Pakete im VI . Wiener Geineindebezirke
durch das Postamt Wien 46 , sowie in der bisherigen Bestellung der Telegramme
und Rohrpostsendungen durch die Postämter Wien 56 beziehungsweise Wien 57
und Wien 59 , dann in der Abholung der für Fach - und koste reslante -Parteien
bestimmten Sendungen (Abholsendungen ) bei dem Postamte Wien 59 tritt keine
Änderung ein.

Hievon beehrt sich die k. k. Post - und Telegraphen -Direktion zur Kenntnis¬
nahme die Mitteilung zu machen.

15 .

Verpflegsgcbühren der ungarischen Heilanstalten,
Spitäler und Kinderasyle.

^ Zirkular -Verordnung des königl . ung . Ministeriums des
Innern , Z . 4806/VIl . cl./IO (M .-Abt . XVIll , 1235/10 ) :

Ausweis über die täglichen Verpflegsgebühren der ungarischen Staats-
Heilanstalten , der Landes -, öffentlichen und der mit Offentlichkeitscharakter be¬
kleideten Spitäler pro 1910 und Ausweis der Staats -Kinderashle.

A.

I . Staats heilan st alten.

Staatsspitäler.

1 . Königl . ung . Staatsspital in Pozsony:
a) besondere Abteilung 6 L.
b) gemeinsame Abteilung 1 Ir 96 In

2 . Königl . ung . Staatsspital in Maros -Väsärhely 2 L.
3 . Königl . ung . Staats -Augenspital in Brassö:

I . Klasse 5 L,
gemeinsame Klasse 2 L.

4 . Königl . ung . Staats -Augenspital in Budapest:
I . Klasse 6 L , -
gemeinsame Klasse 2 Ir 98 ü.

5 . Königl . ung . Staats -Trachomaspital in Perlak 1 Ir 48 Ir.
6 . Königl . ung . Staats -Trachomaspital in Szeged:

I . Klasse 5 L,
gemeinsame Klasse 1 Ir 94 Ii.

7 . Königl . ung . Staats -Trachomaspital in Zsablya 1 L.
8 . Königl . ung . Staats -Trachomaspital in Zsolna 1 Ir.
9 . Polizeispital in Budapest 1 L 92 ü.

10 . Kliniken der königl . ung . Universität in Budapest:
im Krankensaal 3 Ir,
im separaten Zimmer 6 L.

L . Staats -Irrenanstalten.

1 . Königl . ung . Staats -Irrenanstalt Budapest -Leopoldsfeld:
besondere Klasse 12 Ir,

I . Klasse 8 L,
II . Klasse 3 L,

III . Klasse 1 Ir 40 ti.
2 . Königl . ung . Staats -Irrenanstalt Budapest -Engelfeld:

II . Klasse 3 Ir,
III . Klasse 1 Ir 40 b.

3 . Königl . ung . Staats -Irrenanstalt m Nagyszeben:
I . Klasse 8 L,

II . Klasse 3 L,
III . Klasse 1 Ir 40 Ir.
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4 . König !, ung . Staats -Irrenanstalt in Nagykällo:
II . Klasse 3 X,

III.  Klasse 1 X 40 X
II . Landes - Spital.

I . Das „ Karolina " -Landesspital in Kolozsvar 2 II.

III . Öffentliche Spitäler.
1 . Komitatsspital in Arad 1 X 64 X
2. Komitatsspital in Aranyosmaröt I X.
3 . Städtisches Spital in Baja 2 X 8 X
4 . Komitatsspital in Balassagyarmat 1 X 56 5.
5 . Gemeindespital in Beksscsaba 1 X 82 X
6. Komitatsspital in Belönyes 1 X 60 ü.
7 . Komitatsspital in Beregszäsz I X 78 5.
8 . Komitatsspital in Besztercze 1 X 40 d.
9 . Das städtische Spital in Beszterczebanya 1 X 56 Ir.

10 . Das städtische Spital in Brassü 1 X 62 ü.
11 . Budapest linkes Donauufer:

St . Nochus , St . Stefan , St . Ladislaus 3X25.
12 . Budapest rechtes Donauufer:

St . Johann , St . Margarete 3X25.
13 . Komitatsspital in Csikszereda 1 X 48 5.
14 . Komitatsspital in Czelldömölk I X 60 5.
15 . Städtisches Spital in Debreczen 1 X 88 5.
16 . Komitatsspital in Dos 1 X 74 5.
17 . Komitatsspital in Döva l X 64 5.
18 . Komitatsspital in Dicsöszentmarton 1 X 60 I,.
19 . Komitatsspital in Lrsckujvar 1 X 84 5.
20 . Städtisches Spital in Esztcrgom 2X45.
21 . Komitatsspital in Fehsrgyarmal 1 X 80 5.
22 . Städtisches Spital in Fehörtemplom 1 X 62 5.
23 . Städtisches Spital in Fiume 1 X 92 5.
21 . Komitatsspital in Fogaras 1 X 98 5.
25 . Stiftungsspital in Gyöngyös I X 62 5.
26 . Städtisches Spital in Györ 1 II 86 5.
27 . Komitatsspital in Ghula 1 X 82 5.
28 . Komitatsspital in Homonna I II 90 5.
29 . Komitatsspital in Jpolysäg I X 70 5.
30 . Städtisches Spital in Jäszberöny 1 X 48 I>.
31 . Komitatsspital in Kaposvär 2X25.
32 . Komitatsspital in Kapuvar 1 X 56 5.
33 . Stifmngsspital in Kassa 1 X 96 5.
34 . Komitatsspital in Kisvärda I X 82 5.
35 . Städtisches Spital in Komärom 1 X 86 5.
36 . Komitatsspital in Leva 1 X 64 5.
37 . Komitatsspital in Lippa I X 76 5.
38 . Städtisches Spital in Losoncz 1 X 66 5.
39 . Komitatsspital in Makö 1 X 74 5.
40 . Komitatsspital in Marczali 1 X 52 Ii.
41 . Komitatsspital in Märmarossziget 1 X 82 in
42 . Komitatsspital in Miskolc ; 2 X 28 5.
43 . Komitatsspital in Müdos l X 52 5.
44 . Komitatsspital in Mohärs I X 86 Ir.
45 . Städtisches Spital in Munkäcs 1 X 84 Ir.
46 . Komitatsspital in Muraszombat 1 X 76 Ir.
47 . Kom ' tatsspital in Nagybecskerek I X 76 Ir.
48 . Komitatsspital in Nagyenhed 1 X 54 Ir.
49 . Städtisches Spital in Nagykanizsa 1 X 56 Ir.
50 . Städtisches Spital in Nagykäroly 1 X 52 Ir.
51 . Komitatsspital in Nagykikinda 1 X 66 Ir.
52 . Komitatsspital in Nagymihäly 1 X 94 5.
53 . Städtisches Spital in Nagyszebcn 1 X 88 Ir.
54 . Stiftungsspital in Nagyszentmiklös 1 X 84 Ir.
55 . Komitatsspital in Nagyszombat 1 X 80 Ir.
56 . Komitatsspital in Nagyszöttös 1 X 82 5.
57 . Komitatsspital in Nagytapolcsäny 1 X 50 Ir.
58 . Komitatsspital in Nagy -Värad I X 64 Ir.
59 . Komitatsspital in Nyiregyhsza 1 X 84 Ir.
60 . Komitatsspital in Nyitra 1 X 92 Ir.
61 . Sädtisches Spital in Pancsova 1 X 36 Ir.
62 . Städtisches Spital in Pöcs 1 X 84 Ir.
63 . Komitatsspital in Nimaszombat 1 X 74 Ir.
64 . Komitatsspital in Sätoraljaujhely 2 X 20 Ir.
65 . Komitatsspital in Segcsvar I X 98 Ir.
66 . Komitatsspital in Szcpsiszetttgyörgy 1 X 54 Ir.

,67 . Städtisches Spital in Sopron 1 X 54 Ir.
'68 . Städtisches Spital in Szabadka 2 X 12 Ir.
69 . Städtisches Spital in Szatinärnemcti 1 X 50 Ir.
70 . Städtisches Spital in Szeged I X 88 Ir.
71 . Komitatsspital in Szckszärd 1 X 94 Ir.
72 . Komitatsspital in Szekelyudbarhely 1 X 68 X.
73 . Komitatsspital in Szskesfehörvar 2 X.
74 . Komitatsspital in Szcntes 1 X 90 Ir.
75 . Komitatsspital in Szigetvar 1 X 76 Ir.
76 . Komitatsspital in Szolnok 1 X 92 Ir.
77 . Städtisches Spital in Temesvar 1 X 82 Ir.

78 . Komitatsspital in Torda 1 X 88 Ir.
79 . Komitatsspital in Törölkanizsa I X 52 5.
80 . Komitatsspital in Trencsön 2 X 12 Ir.
81 . Städtisches Spital in Ungvar 1 X 82 Ir.
82 . Komitatsspital in Zalaegerszeg 1 X 60 Ir.
83 . Komitatsspital in Zilah 1 X 70 5.
84 . Komitatsspital in Zsombolya 1 X 54 Ir.

IV . Spitäler mit Öffcntlichkeitscharakter.

1. Kinderspital der Andrenyi -Stiftung in Arad 1 X 56 Ir.
2 . Städtisches Spital in Barlfa 1 X 54 5.
3 . Bezirksspital in Borosjenö 1 X 90 Ir.
4 . Städtisches Spital in Breznöbänya 1 X 40 Ir.
5 . Bethcsda -Spital in Budapest 2 X 70 Ir.
6 . „ Weißes Kreuz -Kinderspital " in Budapest 2 X 70 Ir.
7 . Pastcuranstalt in Budapest 2 X.
8 . Gemeindespital in Csongräd 1 X.
9 . Städtisches Spital in Czeglod 1 X 50 Ir.

10 . Städtisches Spital in Eperjcs 1 X 50 Ir.
11 . Komitatsspital in Erdöd 1 X 50 Ir.
12 . Irene -Spital Felsövisö 1 X 70 Ir.
13. Spital in Gperghüszentmiklos 1 X 50 Ir.
14 . Städtisches Spital in Gyulafchervar I X 50 Ir.
15 . Städtisches Spital in Hüdmezö -Väsärbcly 1 X 90 Ir.
16 . Städtisches Spital in Karänsebes 1 X 50 5.
17 . Städtisches Spital in Kecskemst 1 X 50 Ir.
18 . Vereinsspital in Kszdiväsärhely 1 X 50 Ir.
19 . Bczirksspital in Köhalom I X 50 Ir.
20 . Gemcindespital in Könnend 1 X 60 Ir.
21 . Bezirksspital in Körösbänya 1 X 50 Ir.
22 . Vercinsspital in Köszcg 1 X 60 Ir.
23 . Komitatsspital in Liptüszcntmiklos 1 X 50 Ir.
24 . Gustav Hermann -Spital in Löcse 1 X 82 5.
25 . Städtisches Spital in Lugos 1 X 70 Ir.
26 . Komitatsspital in Magyarövar 1 X 88 Ir, die Abteilung für Lungen¬

kranke dieses Spitales in Moson 2 X 20 Ir.
27 . Städtisches Spital in Medghes 1 X 80 Ir.
28 . Städtisches Spital in Nagybänya 1 X 40 Ir.
29 . Gemeindespital in Naghsomküt 1 X 40 Ir.
30 . Gemeindespital in Nagyszalonta 1 X 60 Ir.
31 . „ Sztaroveczkh " Kinderspiral in Nagy -Värad 1 X 44 Ir.
32 . Spital des „Israelitischen heil . Vereines " in Nagy -Värad 1 X 60 Ir.
33 . Stiftungsspital in Nömetujvar 1 X 70 5.
34 . Gemcindespital in Orsova 1 X 80 Ir.
35 . Spital der „ Margarclen "-Stistung in Päszto 1 X 80 X
36 . „ Franz Joses -Kinderspital " in Pozsouy 1 X 80 Ir.
37 . Kösa -Schopper -Spital in Rozsnyo 1 X 52 d.
38 . Gemcindespital in Särvär 1 X 80 Ir.
39 . Städtisches Spital in Selmcczbänya 1 X 70 Ir.
40 . Gemeindespital in Siklos 1 X 54 Ir.
41 . Gemcindespital in Sümeg I X 50 Ir.
42 . Philanthropisches Spital in Szombathely 1 X 60 Ir.
43 . „Weißes Krcuz -Landes -Findelhaus " , Geburts -Abteilung in Temesvar

1 ' X 90 5.
44 . Komitatsspilal in Turüczszentmarton 1 X 50 Ir.
45 . Graf Käroly -Spital in Ujpest 2 X 50 Ir.
46 . Arme Kinderspital in Ujpest 2 X 30 5.
47 . Städtisches Spital in Ujvidök 1 X 90 Ir.
48 . Städtisches Spital in Beszpröm 1 X 58 Ir.
49 . Städtisches Spital in Zenta 1 X 60 Ir.
50 . Städtisches Spital in Zircz 1 X 80 Ir.
51 . Städtisches Spital in Zombor 1 X 60 Ir.

0 .

Verzeichnis
der ungarländischen , mit Öffentlichkeitscharakter bekleideten Staats -Kinderasyle.

Staats -Kinderasyle in Arad , Budapest , Debreczen , Gyula , Kassa , Kecskemet,
Kolozsvar , Maros -Vasarhcly , Munkäcs , Nagy -Värad , Pecs , Nimaszombat,
Szabadka , Szeged , Szombathely , Temesvar und Veszprem.

Anmerkung : Die monatlichen Verpflegskosten für Kinder , welche in den
Verband der aufgezähltcn Staats -Kinderasylc ausgenommen wurden und im
Ausland heimatsbercchtigt sind , betragen:

für 0 bis 1jährige 20 X,
für 1 bis 2jährige 16 X,
für 2 bis 7jährige 14 X,
für 7 bis 15jährige 16 X.
Diese Verpflegskosten sind für alle im obigem Verzeichnisse aufgezählten

Kinderasyle dieselben und werden nicht alljährlich , sondern für größere Zeit¬
räume festgesetzt.

*) Laut Zuschrift des löu . ung . Ministeriums des Innern vom 16 . Februar 19tv,
Zr I8332jvn ä (Mag .-Abt . X ^m , iWINo - wurde der Wiener Magistrat in die Kenntnis
gesetzt, daß die in dem mit Zuschrift Z . 4806/lO dieses Mimsteriums übersandten Verzeichnisse
ersichtlich gemachte tägliche Berpflegsgeüiihr des mit Öfsentllchkeitschara 'kter versehenen
Krankenhauses in Kecskenwt von 1 L. 5>0 ü auf 1 L 60 I, erhöht wurde.
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11. Nlmimtivbestiminuilgen.
Hemeiiiderat:

Änderung der Aufnahmevorschrifte » für städtische
Maschinisten mit Ausnahme jener der Feuerwehr

und der städtischen Unternehmungen.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 18 . Fe¬

bruar 1910 , M .-D . 466 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 16 ) :
Der Gemcinderat hat in der Sitzung vom 15 . Februar 1910 , zur P . Z . 2207,

in teilweiser Abänderung seines Beschlusses vom 28 . April 1908 , P . Z . 2621,
Normalienblatt Nr . 46 ox 1908 , beschlossen:

„Punkt 1, Absatz 5, iit . f, des Gemeinderatsbeschlusses vom 28 . April
1908 , Z . 2621 , wird abgeändert und hat zu lauten , wie folgt:

Als Maschinisten dürfen nur ausgenommen werden , Personen , welche:
») bis e) . . .

t ) Die Erlernung des Schlosser -, Mechaniker - oder Maschinschlosserhandwerkes
und die mit gutem Erfolge abgelegten Prüfungen als Kcssclheizcr und
Maschinenwärter Nachweisen können . Für das Maschinenpersonale der
elektrischen Anlagen wird an Stelle der Kesselheizer - und Maschinen¬
wärterprüfungen eine mindestens zweijährige Praxis im elektrischen
Jnstallationsfache vorgeschrieben.
Bewerber , welche außerdem noch die Absolvierung oder den Besuch einer

Gewerbeschule oder einer gleichwertigen Fachschule Nachweisen können , genießen
den Vorzug ."

17 .

Regelung der Aufstellung von Bildstöcke » und
Sammelbüchsen ans Märkten und in Markthallen

und der Verwaltung der Opfergelder.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 25 . Februar

1910 , M .-Abt . IX , 4012/08 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 18) :

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 11 . Februar 1910 , Z . 1637,
folgende Beschlüsse gefaßt:

4 . Die Anbringung von religiösen Bildern , Statuen u . dgl . sowie von
Sammelbüchsen auf Märkten und in Markthallen ist nur mit besonderer Be¬
willigung des Stadtrates bis auf Widerruf gestattet.

8 . Diese Bewilligung wird bis auf Widerruf in folgenden Fällen nach¬
träglich erteilt:

1. Für die Antoniusstatue mit Sammelbüchse des St . Vincentins -Vcreincs
in dem Stadtbahnviadukle III . Bezirk , Radctzkyplatz.

2 . Für die Marienstatue mit zwei Sammelbüchsen im IV . Bezirke auf
dem Naschmarktc.

3 . Für das Marienbild mit Sammelbüchse in der Detailmarkthalle im
IV . Bezirke.

4 . Für zwei Marienbilder mit je einer Sammelbüchse in der Detail-
markihalle im VI . Bezirke.

5 . Für das Marienbild mit Sammelbüchse in der Detailmarkthalle im
VII . Bezirke.

tl. Für die Marienstatue mit Sammelbüchse in der Detailmarkthalle im
IX . Bezirke.

0 . Für die Verwaltung der Beträge aus den bestehenden oder in Hinkunst
errichteten Sammelbüchsen gelten folgende Bestimmungen:

1. Auf den Sammelbüchsen ist der Zweck, dem die eingeworfcnen Gelder
zugeführt werden , ersichtlich zu machen.

2. Die von Vereinen und Korporationen ausgestellten Sammelbüchsen
sind durch deren Organe zu entleeren.

Das Marktamt hat die Mitspcrre zu führen , die Legitimation der be¬
hebenden Organe zu prüfen und die entnommenen Beträge aufzuzeichnen . Über
die Verwendung der gesammelten Gelder ist dem Magistrate alljährlich ein
Nachweis vorzulegen.

3 . Die Sammelbüchsen , welche dermalen in den Markthallen des IV.
und VII . Bezirkes bestehen oder künftig von den Marktparteien auf Märkten
oder in Markthallen ausgestellt werden , sind von einem zweigliedrigen , von den
Marktparieien gewählten Ausschuß zu leeren , dem auch die Verwaltung dieser
Gelder zukommt . Allfällige Überschüsse dürfen nur allgemeinen wohltätigen
Zwecken zugeführt werden . Im übrigen gelten für diese Sammelbüchsen die
Bestimmungen des Punktes 2.

Unterlassen die Marktparteien die Wahl des Ausschusses , so hat das
Marklamt die Verwaltung nach den Vorschriften des Punktes 4 zu besorgen.

4 . Die Opfergelder aus den im Aufsichtsgcbände auf dem Naschmarkte
und in den Detailmarkthallen im VI . und IX . Bezirke vor den Marienbild-
nisscn angebrachten Sammelbüchsen werden von einem hiezu bestimmten Beamten
des Marktamtes nach den von der Marktamts -Direktion im Einvernehmen mit
der Stadtbuchhaltung erteilten Weisungen verwaltet . Die Behebung hat in
Gegenwart eines zweiten , mit der Mitsperre betrauten Marktamtsbeamten zu
erfolgen . Bei der Verwendung der Gelder hat als Richtschnur zu dienen , daß
sie in erster Linie zur Erhaltung und Ausschmückung der Bildnisse bestimmt sind.

Die vorhandenen oder in Hinkunft sich ergebenden Überschüsse sind nach
den Weisungen des Magistrates dem allgemeinen Versorgungfonds zuzuführcn.

v . Das Ansuchen der Bäckergenossenschaft um Zuweisung eines Betrages
von 200 bis 300 L jährlich aus den auf dem Naschmarktc einlaufenden Opscr-
geldern zur Unterstützung verarmter Bäckermeister und invalider Bäckergchilsen,
beziehungsweise deren Witwen wird mangels einer rechtlichen Grundlage ab¬
gewiesen.

18 .

Berichte der städtischen Beamten über Dienstreisen.
Erlaß des MagistratsdirektorZ K. Appel  vom 7. März

1910 , M .-D . 3484/09 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 21 ):
Auf Grund des Stadtratsbeschlusscs vom 1. März 1910 , Pr . Z . 14057

sx 1909 , haben die in Druck gelegten Berichte  der städtischen Beamten
über das Ergebnis der von ihnen zu Studicnzweckcn oder aus Anlaß von
Ausstellungen , Generalversammlungen , Kongressen und dergleichen untcr-
nommenen Dienstreisen in Hinkunft im Gemeinderatc aufzuliegcn und sind
den sich für dieselben interessierenden Mitgliedern des Gcmcinderatcs zur Ver¬
fügung zu stellen.

NiaMrat:
IS.

Beschleunigtes Verfahren bei Einbringung der im
Anslande an mittellose österreichische Staatsange¬

hörige gewährten Armcnunterstntznngen.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 15 . Februar

1910 , M .-D . 1789/09 (Normalienblatt des Magistrates Nc . 8) :
Laut Erlasses der k. k n .-ö. Statthalterei vom 6. Mai 1909 , Z . IX -1851,

nehmen nach den in der letzten Zeit gemachten Erfahrungen die Verhandlungen
wegen Einbringung der für die Heimbcfördcrung mittclloler österreichischer
Staatsbürger aus Staatsmitteln vorschußweise bestrittenen Kosten, soweit diese
Verhandlungen bei den magistratische » Bezirksämtern anhängig werden , in der
Regel einen ungewöhnlich langen Zeitraum in Anspruch.

Ich sehe mich daher veranlaßt , an die magistratischen Bezirksämter dies¬
bezüglich folgende Vorschriften zu erlassen:

1. Alle von der Magistrats -Abteilung XI cinlangenden Akten, betreffend
die Einbringung der im Auslande an mittellose österreichische Staatsangehörige
gewährten Ärmcnunterstützungen sowie der für solche Personen erwachsenen
Heimbeförderungskosten , sind sofort der Bezirksvorstehung zur Erhebung der
Erwerbs - und Vermögensverhältnisse des Unterstützten , beziehungsweise seiner
im Akte angeführten Zahlungspflichtigen Angehörigen zuzuweisen.

2 . Die Bezirksvorstehung leitet die verlangten Erhebungen durch den
zuständigen Bczirksrat ein.

3 . Wurde auf Grund der gepflogenen Erhebungen die Armut des Unter¬
stützten , beziehungsweise seiner Zahlungspflichtigen Angehörigen festgcstellt, so
fertigt die Bezirksvertrctung ein Armutszeugnis (Formular für Armutszeugnisse
zur Befreiung der Zahlung von Spitalvcrpflegskosten ) aus und übersendet den
Akt dem niagiitratischen Bezirksamte , welches denselben mit dem Armuts¬
zeugnisse der Magistrats -Abteilung XI rllckzumitteln hat.

4 . Ergeben die Erhebungen , daß die unterstützte Partei , beziehungsweise
ihre Angehörigen zahlungsfähig sind, so hat die Bezirksvorstehung den Akt mit
der bezüglichen Äußerung des Bezirksrates dem magistratischen Bezirksamte
zuzustcllen . Das magistratische Bezirksamt hat die betreffende Person mittels
einer besonderen Vorladung , in welcher der Gegenstand und der Betrag anzu¬
geben ist, zur Zahlung aukzusordern . Bezahlt die Partei , so ist die Vorschreibung
der Hauptkassa -Abteilung vom Referenten einzuhvlcn . Bezahlt die Partei nicht,
so geht der Akt direkt an das Exekutionsamt zur Erledigung binnen 14 Tagen.
Die Inanspruchnahme des Rcvisionsamtcs hat immer zu entfallen.

Nach Einzahlung des Betrages beziehungsweise vorgcnommener Exekution
ist der Akt schleunigst der Magistrats - Abteilung XI einzusendcn.
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20 .
Bekämpfung von Übelständen im Bauwesen.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 7. Februar

1910 , M .-Abt . XVII , 2328/09 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 9) : '

Auf Grund des Erlasses des k. k. Handelsministeriums vom II . März
1909 , Z . 6737 , mitgeteilt mit Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 23 . April
1909 , Z . 1a 1081 , finde ich in teilweiser Abänderung der mit Norm . Bl.
Nr . 103 er 1902 behufs Bekämpfung der im Bauwesen besonders durch
unbefugte Bauführungen zu Tage tretenden Übelstände erlassenen Bestimmungen
Nachstehendes anzuordnen:

1. Die magistratischen Bezirksämter haben Uber sämtliche Bau¬
gewerbetreibende  ihres Amtsbezirkes genaue Verzeichnisse  zu
führen , in welche jede Bestrafung nach der Gewerbeordnung oder den all¬
gemeinen Straf - oder Steuergesetzen und zwar auch jene Straferkenntnisse,
welche von Behörden außerhalb des Amtsbezirkes gefällt wurden , einzutragen
sind . Auf die wegen Übertretung der Bauordnung verhängten Strafen findet
diese Anordnung keine Anwendung . Zur Vervollständigung dieser Ausweise
ist bei Bestrafung eines außerhalb des Bezirkes der Strafbehörde seinen
Standort habenden Baugewerbelreibenden stets auch die Gcwerbebehörde
des Standortes zu verständigen.

Die mit Norm . Bl . Nr . 103 «x 1902 unter Punkt 2 angeordnete Ver¬
ständigung sämtlicher magistratischer Bezirksämter und der M .-Abt . XlV von
rechtskräftig verhängten Straferkenntnissen seitens der Strafbehörde hat daher,
insofern es sich um Straferkenntnisse gegen befugte Baugewerbetreibende handelt,
zu entfallen . Dagegen hat sich die zur Strafamtshandlung berufene Behörde
vor Fällung ihres Erkenntnisses an die Behörde des Standortes um Auskunft¬
erteilung Uber etwaige Vorstrafen zu wenden , auf welche bei Ausmaß der zu
verhängenden Strafe und Wahl der Strafmittel gebührend Rücksicht zu nehmen
ist. Im Falle der Verlegung des Standortes eines Baugewerbetreibenden in
das Amtsgebiet einer anderen Gewerbebehörde ist dieser letzteren von den Uber
den Ubersiedelnden Baugewerbelreibenden verhängten Strafen Mitteilung zu
machen.

2 . Behufs Kontrolle der Bauunternehmungen sind seitens der magi¬
stratischen Bezirksämter spezielle Verzeichnisse der Bauunternehmungen ihres Be¬
zirkes zu fuhren , in welche alle Beanständungen der Bauunternehmer wegen
Überschreitungen ihrer Befugnisse oder sonstigen Bestrafungen derselben einzu¬
tragen sind ; Bestrafungen der außerhalb des Bezirkes ihren Standort habenden
Bauunternehmer sind jederzeit der Gewerbebehörde dieses Stand¬
ortes zur Kenntnis zu bringen.

Bei Gewerbsverlegungen solcher Unternehmungen ist die bezügliche Vor¬
schrift des Punktes 1 sinngemäß in Anwendung zu bringen.

3 . Damit die Gewerbebehörden möglichst rasch und vollständig Kenntnis
von allen Bauführungen , bei welchen Verdachtsmomente hinsichtlich unbefugter
BaufUhrung oder Deckung vorliegen , erhalten , sind die zur Verfügung stehenden
Auffichtsorgane  zu beauftragen , bei jeder Bauführung oder größeren
Bauarbeit ihres Rayons durch Umfrage und sonst geeignete Informationen
festzustellen , ob der konkrete Bau oder die bauliche Arbeit durch eine befugte
Person durchgeführt wird und auch in Fällen von Zweifeln der
kompetentenGewerbebehörde unverzüglich zu berichten

4 . Insbesondere sind in jedem Falle der Anmeldung eines Bau¬
wasserbezuges  im Wege der Markamtsabteilung die geeigneten Er¬
hebungen zu Pflegen.

5.  Die M.-Abt. XIV hat alle von ihr erteilten Baubewilligungen
dem betreffenden magistratischen Bezirksamte als Gewerbebehörde abschriftlich
mitzuteilen , wogegen von dieser Stelle über jede solche Mitteilung die ent¬
sprechenden Erhebungen gewerbepolizeilicher Natur zu pflegen sind.

6. Für alle diese Erhebungen und für das Verfahren zur Unter-
suchungaller Strafanzeigen  haben als leitende Normen möglichste
Raschheit  der Durchführung des Verfahrens und Strenge  bei der
Verhängung der Strafen zu gelten.

7 . Bei der Durchführung der Erhebungen ist dahin zu streben , nicht nur !
durch Einsichtnahme in die abgeschlossenen Verträge , sondern auch durch Ein¬
vernahme aller beim Baue Beteiligten oder sonstiger mit den tatsächlichen
Verhältnissen vertrauter Personen , insbesondere durch Gegenüberstellung des
Bauherrn und des Bauführers , die wirklichen Verhältnisse der
Bausührung fest zu  fiel len.

8 . Bei Festsetzung der Strafen ist davon auszugehen , daß das Bau¬
gewerbegesetz im Sinne der ZK 16 und 17 eine strengere Bestrafung unbefugter
Bauführungen und Deckungen im Auge hat , daher mit entsprechend i
hohen Strafen  vorzugehen und hiebei in jedem einzelnen Falle ins - ^
besondere auch auf die Höhe der Baukosten , die gesteigerte llnfallsgefahr , sowie
auf eventuelle Vorstrafen und aus die Entgeltlichkeit der Deckung Rücksicht zu
nehmen ist. Ein besonderes Augenmerk ist darauf zu lenken , daß von der
Bestimmung des Z 16 , Absatz 2, des Baugewerbegesetzes , wonach die zum Behuf«
der Deckung des unbefugten Gewerbebetriebes Dritter empfangenen Geldbeträge
zugunsten der genossenschaftlichen Krankenkassa und , falls keine besteht, zugunsten
des Armenfonds der Gemeinde , in welcher der Bau aufgeführt wird , verfalle,
jederzeit Gebrauch gemacht werde.

21 .

Einhaltung des Dienstweges bei Gesuchen inPersonal-
angelegenheiten.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 11. Februar
1910 , M .-D . 666/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 10) :

Es mehren sich in jüngster Zeit die Fälle , daß Gesuche um Versetzungen
beziehungsweise um Zuweisung an andere Dienstcsstellen oder um Verwendung
in anderen Diensteszweigen nicht im vorgeschriebenen Dienstwege eingebracht,
sondern mit Umgehung des Amtsvorstehers  durch den Gesuch¬
steller oder durch dritte Personen unmittelbar bei der Magistrats-
Direktion  überreicht werden.

Abgesehen davon , daß ein derartiger Vorgang vollkommen zwecklos ist,
da das betreffende Gesuch ja doch wieder zunächst dem unmittelbaren Amts¬
vorsteher zur Begutachtung zugemittelt werden muß , zeigt er „auch von Miß¬
achtung gegenüber dem Amtsvorsteher «und beinhaltet eine Übertretung der
ausdrücklichen Vorschrift des letzten Absatzes des Z 4 der vom Herrn Bürger¬
meister genehmigten Geschäftsordnung für den Magistrat , nach welcher Vor¬
schrift Ansuchen in dienstlichen Angelegenheiten stets im Dienstwege , das
ist durch den unmittelbaren Amtsvorsteher,  vorzulegen sind . Ein
solches Vorgehen stellt sich somit auch als eine Ordnungswidrigkeit dar.

Ich bringe daher die genaue Einhaltung der beiufenen Vorschrift mit
dem Bemerken in Erinnerung , daß ich Ansuchen in dienstlichen Angelegenheiten,
welche nicht im vorgeschriebenen Dienstwege eingebracht sind, in Hinkunft
ausnahmslos  sofort unerledigt zurück st eilen  werde.

22

Einbringung von auf Rechnung fremder Heimat¬
gemeinden nach K 28  des Heimatsgesetzes gewährten

Anshilfen.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 15 . Februar

1910 , M .-Abt . XI , 50185/09 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 11) :

Das stete Anwachsen der Armenlasten der Gemeinde Wien läßt die Fest¬
setzung genauer Bestimmungen über die Verwendung der den Armeninstituten
zur Beteilung mit Aushilfe zur Verfügung stehenden Gelder (eigene Gelder der
Gemeinde , Spenden , Legate und Erträgnisse aus Stiftungen ) dringend not¬
wendig erscheinen.

Die Magistrats -Abteilung XI hat in der nächsten Nummer 97 der Blätter
für das Armenwescn der Stadt Wien eine diesbezügliche Instruktion an die
Armeninstitute ergehen lassen . In derselben wurde als leitender Grundsatz auf¬
gestellt , daß Spenden , Legate und Stiftungen — soweit nicht be¬
sondere Bestimmungen festgesetzt sind — in erster Linie für die nach Wien
zuständigen Armen  zu verwenden sind und daß fr e m d zu st L n d i g e
Österreicher in der Regel auf Rechnung der  H e i m a t g e m e i n d e be¬
teilt werden müssen.

Um diese Vorschriften mit Erfolg durchfuhren zu können , erscheint es not¬
wendig , daß die magistratischen Bezirksämter die Einbringung der an fremde
Arme auf Rechnung der Heimatgemeinde verausgabten Aushilfen mit allem
Nachdrucke veranlassen und dieser Agende im Interesse der Gemeindefinanzen
ihr besonderes Augeninerk zuwenden.

Hiebei sind folgende Vorschriften genauestens zu beachten:
1. Seit 1. Jänner 1910 werden im Zentralarmenkataster alle  von den

Armeninstituten bewilligten Aushilfen eingetragen . Zu diesem Zwecke gelangten
neue Formulare für Aushilfenanweisungen zur Ausgabe , deren erster oberer
Teil die Anweisung und Empfangsbestätigung und deren unterer , abtrennbarer
Teil die Personal - oder Zuständigkeitsdaten der Partei , sowie den bewilligten
Betrag enthält . Die Zahlstelle trennt diese beiden Teile von einander , legt den
ersten Abschnitt dem Journale bei und übersendet den zweiten Abschnitt mit der
nächsten Zustellung dem Zentralarmenkataster , woselbst die Eintragung sofort
vorgenommen wird . Bei Aushilfen auf Rechnung der Heimatgemeinde wird der
betreffende Abschnitt (II . Teil der Anweisung ) dem Armeninstitute nach erfolgter
Eintragung zurückgesendet , welches dann unverzüglich die Note an das magi-
stratische Bezirksamt behufs Veranlassung des Rückersatzes auszufertigen und
dieser den Abschnitt beizuschließen hat . Die mit h. o. Normale Nr . 21 vx 1909
eingeführte fortlaufende Nummer ist in Hinkunst von der Armeninstituts¬
kanzlei einzusetzen.

2. Das magistratische Bezirksamt hat auf Grund des eingelangten Aktes
des Armeninstitutes sofort  den Rückersatz bei der Heimatgemeinde bezw . dem
Bezirksarmenrate anzusprccben . Den Zuschriften sind Posterlagscheine , welche im
mittleren Teile oben die Einlaufszahl und den Namen enthalten , anzuschließen.
Es ist unzulässig , derartige Akten zu sammeln und dieselben nur in gewissen
Zeiträumen (>/« oder Halbjahr ) zu expedieren . Die städtischen Hauptkassen-
Abteiluugen sind zu überwachen , daß sie die Vorschreibungen unverzüglich nach
Einlangen des Aktes vornehmen . Der Leiter des magistratischen Bezirksamtes
hat unbedingt darauf zu sehen, daß derartige Aushilfenrückersätze längstens
6 Wochen nach Erteilung der Aushilfe bei der Heimatgemeindc (dem Bezirks¬
armenrate ) angesprochen werden . Die Hauptkassa -Abteilungen sind verhalten,
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jede Einzahlung der angesprochenen Beträge dem Bezirksamte mittels Aviso
bckanntzugeben.

3 . Der erste Teil der Anweisung erliegt bei der Buchhaltung und wird daselbst
durch drei Jahrr aufbewahrt . Der zweite Teil muß beim Konzepte der ersten
an die Heimatgcmeinde gerichteten Note belassen werden und darf erst im
Prozeßfalle der k. k. Bezirkshauptmannschaft oder k. k. Statthalterei über Ver¬
langen zur Verfügung gestellt werden.

Duplikatanweisungen dürfen in Hinkunft nicht mehr verwendet werden.
4 . Die Heimatgemeinde ist stets in deutscher Bezeichnung anzuführen . In

zweifelhaften Fällen ist das Ortslexikon zu Rate zu ziehen . An der Hand des¬
selben ist auch die politische Bezirksbehörde oder der Bezirks arm enrat fest¬
zustellen , da die von den Parteien vorgezeigten Dokumente häufig alten Datums
sind und seither die Bezirksbehörden in zahlreichen Fällen eine Verschiebung
erfahren haben . Das Ortslexikon ist zu diesem Zwecke immer am Laufenden zu
erhalten . Es sind daher in demselben alle Errichtungen neuer politischer Bezirks-
bchörden sowie die Abänderungen des Kompetenzsprengels bereits bestehender
Bezirksbchörden mit roter Tinte einzutragen.

5 . Alle derartigen anhängigen Akten müssen mit größtem Nachdrucke bis
in die letzten Instanzen verfolgt werden , wobei bemerkt wird , daß Rekurse
nach Tarif -Post 75 b des Gebührengesetzes stempelfrei  sind . Abschreibungen
dürfen nur dann vorgcnommen werden , wenn die Kosten tatsächlich unein¬
bringlich sind . Als Uneinbringlichkeit darf jedoch der Umstand nicht angesehen
werden , daß die angebliche Heimatgemeinde die Zuständigkeit des Unterstützten
nicht anerkennt . In solchen Fällen ist — wenn das magistratische Bezirksamt
das Heimatrecht nicht feststellen kann — der Akt der Magistrats -Abteilung XVI
zur Einleitung der Zuständigkeitsverhandlung zu übersenden . Erst wenn die
Zuständigkeitsverhandlung erfolglos geblieben ist, dürfen die Kosten in Ab¬
schreibung gebracht werden.

6 . Die sogenannten Unterstützungsverbote  fremder Heimat-
gemeinden (das sind Zuschriften , in denen eine Heimatgemeinde das Ersuchen
stellt , einen bestimmten Gemeindeangehörigen nicht mehr zu unterstützen ), haben
nur die Bedeutung , daß auch bei Unterstützung auf fremde Rechnung das Maß
des Unerläßlichen nicht überschritten werden soll . Diese Rücksicht auf die Finanzen
der fremden Gemeinden ist nur insoweit zulässig , als sie armenpolitisch gerecht¬
fertigt und ohne Verletzung der gesetzlichen Pflichten der Ausenthaltsgemeinde
möglich ist. Im Falle eines augenblicklichen Bedürfnisses im Sinne des Z 28
des Heimatgesetzes müssen auch solche Personen , bezüglich welcher ein Verbot
erlassen wurde , unterstützt werden.

Derartige Unterstützungsverbote hat das magistratische Bezirksamt in
Hinkunst direkt der Magistrats -Abteilung XI (nicht dem Armeninstitute ) einzu-
sendcn , welche auf Grund der Vormerkungen im Zentralarmenkataster die
Stichhältigkeit der von der Heimatgemeinde gemachten Angaben prüft und nur
dann , wenn die betreffende Partei tatsächlich die Armenpflege ungebührlich in
Anspruch nimmt , die Zuschrift der Heimatgemeinde unter Rubrik „ Warnung
vor Mißbrauch " in den Blättern für das Armenwesen veröffentlicht . Nur
solche in dcnBlättern für das Armenwesen enthaltene
Notizen sind im Armeninstitutskataster vorzumerken
und zu berücksichtigen.

7 . Mit der Bearbeitung der Akten betreffend Aushilfenrückersätze können
geeignete Kanzleibeamte betraut werden . Wenn jedoch die Angelegenheit in das
Prozeß >(Rekurs -)Stadium tritt , ist die Weiterführung der Angelegenheit einem
rechtskundigen  Beamten zu übertragen.

2».
Kanzleitaxen für Legalisierungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 15 . Fe¬
bruar 1910 , M .-D . 4414/09 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 12 ) :

Nach dem Hoskanzleidekretc vom 28 . November 1816 , Z . 107 , und dem
Regierungsdekrete vom 24 . Juni 1824 , Z . 1157 , war die Gemeinde zur Ein¬
hebung von „politischen Kanzleitaxen " berechtigt , welche mit dem Gemeinderats-
beschlussc vom 26 . Oktober 1858 in österreichische Währung umgercchnet
wurde » .

Mit dem Gemeinderatsbeschlusse vom 5. Mai 1874 , Z . 1465 , wurde
ein neuer Tarif genehmigt und hiefür die landesgesetzliche Bewilligung an-
gcsncht. Die im Tarife angeführten Taxen sollten für alle  unter die Tarifpost
fallenden Amtshandlungen über Parteiansuchen Geltung haben , ohne Unter¬
schied, ob sie in den eigenen oder den übertragenen Wirkungskreis fallen.
In dem Motivenberichte zum Gemeinderatsbeschluß wurde ausdrücklich betont,
daß die Gemeinde mit der Tarifregulierung insbesondere eine teilweise
Entschädigung für die Besorgung des übertragenen Wirkungskreises anstrebe.

Gegen diesen Gemeinderatsbeschluß wurde jedoch von der Regierung
eingewendet , daß es grundsätzlich nicht angehe , für Amtshandlungen des über¬
tragenen Wirkungskreises in Wien Taxen cinzuheben , während solche Taxen
von den k. k. Bezirkshauptmannschaften nicht eingehoben würden . Der Gemeinde¬
ausschuß des Landtages hat diesen Einwendungen Rechnung getragen und
dem Gesetzentwürfe jene Fassung gegeben , in welcher er auch Gesetz geworden
ist. Es wurde die Bestimmung ausgenommen , daß die Taxen nur für Amts¬
handlungen im selbständigen Wirkungskreise eingehoben werden dürfen ; als
einzige Ausnahme hievon wurde die Spezialbestimmung beigefügt , daß für die
Absenkung eines politischen Kommissärs zu freiwilligen Versteigerungen eine
Gebühr eingehoben werden dürfe . Der vom Gemeinderate beschlossene Tarif

blieb im wesentlichen ungeändert , jedoch wurde hiezu die Anmerkung xemacht,
daß für Amtshandlungen im übertragenen Wirkungskreise di : Einhebung von
Taxen unstatthaft sei.

Aus dieser Entstehungsgeschichte des Gesetzes erklärt sich die Absonderlich¬
keit, daß im Tarife für Legalisierungen eine Kanzleilaxe festgesetzt ist, obwohl
Legalisierungen im selbständigen Wirkungskreise der Gemeinde nicht Vorkommen.
Man war sich dieser Tatsache offenbar nicht bewußt , man wollte an dem Tarife
nichts ändern und glaubte , genug getan zu haben , wenn man in der An¬
merkung zum Tarife den übertragenen Wirkungskreis grundsätzlich von der
Taxbarkeit ausschloß.

Daraus folgt also:
1. Die Gemeinde kann für die im Tarife des Gesetzes vom 26 . De¬

zember 1874 , L.-G .-Bl . Nr . 4 sx 1875 , angeführten Amtshandlungen , die
über Ersuchen  von Parteien im selbständigen  Wirkungskreise vor¬
genommen werden , die Taxen einhebcn.

2 . Für die, wenn auch im Tarife angeführten , aber nicht im selb¬
ständigen Wirkungskreise vorgenommenen Amtshandlungen kann die Gemeinde
Taxen nicht einheben ; die einzige Ausnahme hievon bildet die Entsendung von
Lizitationskommissären , weil diese Agende im Schlußsätze des H 1 des Ge¬
setzes ausdrücklich als taxbar bezeichnet ist.

3 . Für die im Tarife etwa angeführten , aber nicht im selbständigen
Wirkungskreise vorgenommenen Legalisierungen kann somit eine Kanzleitaxe
überhaupt nicht eingehoben werden.

24 .

Intervention beim Berwaltungsgerichtshofe.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 15 . Fe¬

bruar 1910 , M .-D . 593/10 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 15) :

Anläßlich der Anfrage einer Magistrats -Abteilung wegen Intervention bei
einer Verhandlung vor dem k. k. Verwaltungsgerichtshofe in einem Falle , in
welchem die Gemeinde Wien bloß mitbeteiligte  Partei war , finde ich
mich bestimmt , anzuordnen , daß auch in jenen Fällen , in welchen die Gemeinde
bloß als mitbeteiligte Partei zur Intervention bei dem genannten Gerichtshöfe
berufen erscheint , stets ein Vertreter zu entsenden ist.

25

Evidenzhaltung der gerichtlichen Exekntiousver-
fügungen hinsichtlich der Gewerbe - nnd ähnlichen
Unternehmungen . Gast - «nd Schankgewerbekataster.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 28 . Februar
1910 , M .-Abt . XVII , 5293/09 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 20 ) :

Auf Grund des Ergebnisses der Komiteeberatung vom 1. Februar 1910
und der Bezirksamtsleiterkonferenz vom 4 . Februar 1910 finde ich anzuordnen:

1. Der Kataster über die Gast - und Schankgewerbe ist bei den magi¬
stratischen Bezirksämtern von einem Konzeptsbeamten unter genauer Beachtung
des Normales Nr . 9 er 1903 (Anordnung der Katasterblälter nach Gassen,
Einbeziehung der Realgewerbe in die Evidenzhaltung und gesonderte Verwahrung
der Katasterblätter über erloschene Gewerbsrechte ) sowie unter Verwendung
der vorgeschricbenen Drucksorte zu führen.

2. Bei den magistratischen Bezirksämtern sind alle gerichtlichen Exekutions¬
verfügungen — gleichgültig , ob sie sich auf nach der Geschäftseinteilung den
magistratischen Bezirksämtern zur Behandlung zugewiesene konzessionierte,
handwerksmäßige oder freie Gewerbe oder auf den Gewerbeunternehmungen
ähnliche Unternehmungen (z. B . Privatgeschäftsvermittlungen ) beziehen — unter
Bedachtnahme auf den vorletzten Absatz des Normales Nr . 53 ex 1908 in
Vormerkung zu nehmen.

3 . Auch die Pachtbetriebe (mit Einschluß gerichtlich bestellter Zwangs¬
pächter ) betreffenden gerichtlichen Exekutionsverfügungen obiger Art sind von
den Bezirksämtern in gleicher Weise in Evidenz zu nehmen , jedoch ist das
Exekutionsgericht zu verständigen , daß durch die erfolgte Pfändung der aus
dem Pachtverträge resultierenden Rechte der Inhaber des Gewerberechtes keines¬
wegs gehindert werden kann , über sein Gewerbsrecht zu verfügen.

4 . Eine Verständigung der magistratischen Bezirksämter seitens der
M .-Abt . XVII über gerichtliche Exekutionsführungen bezüglich der Realgewerbe
hat als entbehrlich nicht zu erfolgen.

5 . Die Evidenzhallung der gerichtlichen Exekutionsverfügungen hat bei den
magistratischen Bezirksämtern durch einen Konzeptsbeamten zu erfolgen und ist
hiefür bezüglich der Gast - und Schankgewerbe der für diese Gewerbe bestehende
Gast -Schankgewerbekataster zu verwenden , bezüglich der übrigen Gewerbe,
respektive gewerbeähnlichen Unternehmungen aber ein eigener Zettelkataster an¬
zulegen . Die hiefür erforderlichen Katasterblätter werden in Druck gelegt und
ledern Bezirksamte ein genügender Vorrat an denselben zur Verfügung gestellt
werden.
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6 . Die oben verfügte Evidenzhaltanz der gerichtlichen Exekutions-
Verfügungen hat mit 1 . März 1910 in Wirksamkeit z« treten.

7, In die Vormerkungen über die gerichtlichen Exekutionsführungen ist
lauch die Pfandsumme aufzunehmen . Außerdem ist bei der Anlage eines neuen
Katastsrblattes auf die etwa bestehenden gerichtlichen Exekutionsführungen aus
früherer Zeit Bezug zu nehmen.

8. Eine Anfrage an de» Steuerkataster über den Bestand gerichtlicher
Pfändungen hat künftighin zu entfallen ; in zweifelhaften Fällen , über welche
die vorhandenen Behelfe der magistratischen Bezirksämter zur Konstatierung,
ob ein Gewerks - oder ähnliches Unternehmen mit gerichtlichen Exekutions-
Verfügungen belastet ist, keine Auskunft geben , hat sich das magistratische Be¬
zirksamt an das Exekutionsgericht zu wenden.

Nach vollzogener Vormerkung der gerichtlichen Exekutionsverfügungen
können die bezüglichen Aktenstücke ohneweiters der Registratur übergeben
werden . (Siehe Normalienblatt Nr . 27 er 1906 .)

2«.

Exekutionsfähigkeitsklausel für Rückstandsaus weise
der Krankenkassen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Ap p e l vom 11. Mürz
1910, M .-Abt. XVIII , 1256/10 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 22) :

Laut einer Mitteilung des Verbandes der Genossenschaftskrankenkassen
Wiens werden von einzelnen Bezirksgerichten Gesuche um exekutive Einhebung
rückständiger Krankenkassenbeiträge aus dem Grunde abgewicsin , weil durch die
magistratischen Bezirksämter zwar die Vollstreckbarkeit , nicht aber auch die
Rechtskraft der beigebrachten Rückstandsausweise bestätigt wurde.

Die betreffenden Erkenntnisse stützen sich auf die Plcnissimarentschcidung
des Obersten Gerichtshofes vom 7. November 1899 , Z . 466 , Judikatenbuch
Nr . 144 , wonach aus Grund der Rückstandsausweisc der Arbeiter -Unfallver¬
sicherungsanstalten , der Bezirks -, Betriebs -, Bau - und Genossenschastskranken-
kassen, sowie der Bruderladen nur unter der Voraussetzung , daß die Rechts¬
kraft  und Exekutionsfähigkeit dieser Rückstandsausweisc von der hierzu berufenen
politischen Behörde bestätigt wird , die gerichtliche Exekution bewilligt werden kann.

Da die politischen Behörden als Aufsichtsbehörden der Krankenkassen auch
deren Interessen wahrzunehmcn haben , erscheint es geboten , diesem Standpunkte
der Gerichte entsprechend Rechnung zu tragen.

In teilweiser Abänderung des hicrämllichcn Erlasses vom 21 . November
1905 , M .-D . 3493/01 , M .-Abt . XVIII 6466/04 (Norm . Bl . 82 ox 1905 ), wird
demnach der Wortlaut der Vollstreckbarkeitsklausel für die Rückstandsausweise
der Krankenkassen , wie folgt , festgesetzt:

M . B . A. Wien , am.

Zur Führung der gerichtlichen Exekution wird seitens des mag . Bez .-
Amtes die Rechtskraft und Exekutionsfähigkeit der in diesem Rückstandsausweise
verzeichneten Krankenkasscngebühren bestätigt.

Vom mag . Bez .-Amt
Amtssiegel . f. d. Bez.

als pol . Behörde I . Inst.

Der Bezirksamtsleitcr:

In der Eingabe des Verbandes wird auch in Beschwerde gezogen, daß den
Bestimmungen des Gesetzes vom 8. Februar 1909 , R . G . Bl . Nr . 29 , entgegen
die Bestätigung der Vollstreckbarkeit nicht auch aus die Verzugszinsen für Ver¬
sicherungsbeiträge ausgedehnt wird ; daß die Rückstandsausweisc von den Bezirks¬
amtsleitern entweder überhaupt nicht oder an unrichtiger Stelle oder nur mittelst
Bleistiftes unterfertigt werden und ebenso das Amtssiegel entweder ganz fehlt
oder nicht gehörigen Ortes angebracht wird , welche Umstände Anlaß zu Ab¬
weisungen seitens der Exekutionsgerichte gegeben haben.

Die magistratischen Bezirksämter werden daher angewiesen , wegen Ab¬
stellung dieser Übelstände das Entsprechende zu veranlassen.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und imLaudesge-
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre IN lv

publizierten Gesetze und Verordnungen.
X. Reichsgesehblatt.

Nr . 41 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 20 . Jänner 1910 , betreffend die Errichtung einer Expositur
des Hauptzollamtes in Budweis für Postgegenstände.

Nr . 42 . Gesetz vom 7. Februar 1910 , betreffend die
Verwendbarkeit der Tcilschuldverschreibungen der vom Herzogtnme Bukowina
aufzunehmendcn Anleihe per 16,000 .000 L zur fruchtbringenden Anlegung von
Stiftungs -, Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 4L . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 12 . Februar 1910 , betreffend die Umwandlung des Neben¬
zollamtes I . Klasse in Neumark in ein Nebenzollamt II . Klasse.

Nr . 44 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 23 . Februar 1910 , betreffend die Errichtung einerk. k. Kom¬
mission für Angelegenheiten des Exportes.

Nr . 4L . Verordnung des Finanzministeriums
vom 15 . Februar 1910 wegen Ergänzung der Bestimmungen über
den steuerfreien Bezug von steuerbarem Mineralöl.

Nr . 4V . Gesetz vom 2. Mürz 1910 , womit die Rekruten-
kontingentc zur Erhaltung des Heeres , der Kriegsmarine und der Landwehr
für das Jahr 1910 bestimmt und deren Aushebung bewilligt werden.

Nr . 47 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 4 . März 1910 , betreffend die Liste der Eisenbahnstreckcn, auf
die das Internationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr vom
14 . Oktober 1890 , R .-G .-Bl . Nr . 186 ex 1892 , Anwendung findet.

Nr . 48 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 11 . Mürz 1910 , betreffend die Regelung der Personalverhält-
nisse der unter das Gesetz vom 25 . September 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 204,
fallenden Dienerschaft der Post - und Telegraphenanstalt.

Nr . 48 . Verordnung des Finanzministeriums vom
28 . Februar 1910 , beweisend die Schlußeinheitcnder an den in¬
ländischen Börsen notierten Effekten als Grundlage für die Bemessung der
Effektenumsatzsteuer.

Nr . » 8 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 5 . März 1910 , betreffend die Ermächtigung der königlich un¬
garischen Hauptzollämrer in Mistolcz und Pecs zur Abfertigung von Pflanzen¬
sendungen.

Nr . Lll Kundmachung derMinisterien der Finanzen
und des Handels vom 9. März 1910 , betreffend die Er¬
richtung einer Expositur des Hauptzollamtes in Triest im Freigebiete am
Franz Josef -Hafen.

L. Landcsgkjetzblatt.

Nr . L<». Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumÖsterreich unter der Enns vom 7. Februar
1910 , A . XVIb - 199/8 , betreffend die der Gemeinde Maissau erteilte Be¬
willigung zur Weitcreinhebung einer Bierverbrauchsauflagc von 3 L für die
Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . L7 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumÖsterreich unter der Enns vom 7. Februar
1910, Z . XVI d-200,8 , betreffend die der Gemeinde Rosenburg erteilte
Bewilligung zur Einhebunq einer Bierverbrauchsauflaqe von 2 L für die
Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . L8 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 7. Februar
1910, Z . XVI b-201/10 , betreffend die der Gemeinde Groß-Ebersdorf er¬
teilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 L für die
Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . » 8 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
ErzherzogtumÖsterreich unter der Enns vom 7. Februar
1910, Z . XVI d-202/7 , betreffend die der Gemeinde Ladendorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 L und einer Brannt¬
weinauflage von 6 L für die Jahre 1910 , 19l1 und 1912.

Nr . 8tt . Kundmachung des k, k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 7 . Februar
1910, Z . XVI b-222/9 , betreffend die der Gemeinde Jnzersdorf erteilte
Bewilligung zur Weitereinhebung von 7 Mietzinshellern für die Jahre 1910,
1911 und 1912.

Nr . 81 . Verordnung der k. k. Ministerien der
Justiz und des Ackerbaues vom 7 . Februar 1910,
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über das Verfahren zur grundbücherlichen Bezeichnung der gemeinschaftlichen
Alpen im Sinne der KZ 14 , 17 und 18 des nicderösterreichischcn Landesgesetzes
vom 31 . August 1908 , L.-G .-Bl . Nr . 116 vom Jahre 1909 , betreffend den
Schutz der Alpen und die Förderung der Alpwirtschaft.

Nr . 62 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 21 . Fe¬
bruar 1910 , Z . X a-326/48 , womit auf Grund des im Einvernehmen
mit den k. k. Ministern des Innern und der Justiz ergangenen Erlasses , des
Leiters des k. k. Ackerbauministeriums vom 7. Februar 1910 , Z . 1650/L . 0.
vom Jahre 1909 und im Einvernehmen mit dem Landes -Ausschusse und dem
Landeskulturrate des Erzherzogtums Österreich unter der Enns die Durch¬
führungsbestimmungen zu dem Gesetze vom 31 . August 1908 , L.-G .-Bl . Nr . 116
vom Jahre 1909 , betreffend den Schutz der Alpen und die Förderung der
der Alpwirtschast , erlassen werden.

Nr . 63 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
28 . Februar 1910 , Z . 11-943/11 , betreffend die Durchführung der
Hauptstellung im Jahre 1910.

Nr . 64 . Verordnung des Ministers für öffent¬
liche Arbeiten im Einvernehmen mit dem Minister
für Kultus und Unterricht , dem Handelsminister und
dem Finanzminister vom 11 . Jänner 1910, Z . 1591-
XXI 6 sx 1909, wirksam für das Erzherzogtum Österreich unter der
Enns , womit einige Bestimmungen der Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht im Einvernehmen mit dem Handelsminister und dem Finanz¬
minister vom 24 . Dezember 1907 , Z . 52463 , L.-G .-Bl . Nr . 173 , betreffend die
Voranschläge der Fortbildungsschulfonds in Niederösterreich und die Einhebung
der Beiträge zu letzteren , abgeändert werden.

Nr . 6S . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 4 . März
1010, A. XVIb -295/3 , betreffend die der Gemeinde Vestenötting erteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuer übersteigenden
Umlagen für das Jahr 1909.

Nr . 66 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 4 . März
1010, A. XVI b-339/16 , betreffend die der Gemeinde Perchtoldsdors er¬
teilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflaae von 3 L für
die Jahre 1910 , 1911 und l912.

Nr . 67 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 5. März
1010, Z . XVI b-352/8 , betreffend die der Gemeinde Hadersdorf-Weidlingau
Gerichtsbczirk Purkersdorf , erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bier¬
verbrauchsauflage von 3 L für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 68 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 5 . März
1010 , F . XVI d 347/7 , betreffend die der Gemeinde Langenlois erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 L für die Jahre
1910 , 1911 und 1912.

Nr . 66 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . März 1910, A. XV1b-272/12 , betreffend die der Gemeinde
Königstetten erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbraucbs-
auflage von 3 X 40 ü für die Jahre 1910 bis einschließlich 1914.

Nr . 76 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . März 1910, Z . XVI b - 348/9 , betreffend die der Gemeinde
Stetten erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflagc von
2 L für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 7t . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . Mürz 1910, Z . XVI b - 351/3 , betreffend die der Gemeinde
Herrenbaumgarten erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchs¬
auslage von 3 L und einer Branntweinverbrauchsauflage von 10 L für die
Jahre 1910 , 1911 , 1912 , 1913 und 1914.

Nr . 72 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . März 1910, Z . XVIb -349/9 , betreffend die der Gemeinde
Ubbs a. d. Donau erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchs¬
auflage von 3 L für die Jahre 1910 bis einschließlich 1914.

Nr . 7S Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . März 1910, Z . XVIb -346/4 , betreffend die der Gemeinde
Böhmischkrut im Gerichtsbezirke Poysdorf erteilte Bewilligung zur Ein¬
hebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 X für die Jahre 1910 , 1911
und 1912.

Nr . 74 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . März 1910, Z. XVI b-350/2 , betreffend die der Gemeinde
Krems erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Branntweinverbrauchsauflage
von 10 X per Hektoliter bis zum 31 . Dezember 1911.

Nr . 7S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . März 1910 , Z . VII - 1586/1 , betreffend die teilweise Änderung
der mit den hierortigen Kundmachungen vom 12 . Dezember 1891 , L.-G .-
und V .-Bl . Nr . 61 , und vom 27 . Dezember 1905 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 166,
festgesetzten Grenzen der Wiener Polizei -Kommiffariatsbezirke.
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1910.

Gesetze Vewr- mmgkn »»st Entscheidungen,
sowie

IV.

Nmimtivbcstimmmigell des Gememdmilcs, Stadtratcs uns des Magistrates
in Istgelrgeiilstükst der OkilieiiidkmuiMiiZ mid poütiSchen ZnitSfütirmig.
Inhalt:

I . Verordnungen und Entscheidungen:
1. Auslagen für Fronlcichnamsfcierlichkcitm.
S. Bestimmungen über die Vcrmögcnsgcbarung von Stiftungen , Fanden

und dergleichen.
3 . Hand - und Zugkostm bei einem Pfarrhofbau.
4 . Der Bercchiigungsumfang des Spcnglcrgcwcrbcs.
5 . Asscnticrnng der Militärveterinärakademiker . — Vorschrift.
6 . Die Amtsadteilnngen des Magistrates Wien (magistratiscke Bezirksämter i

Konskriptionsamt ) stellen sich nicht als selbständige politische Behörde »,
sondern als Vertrctungsbehördcn dieses Magistrates in seiner Eigenschaft !
als poltt,scher Behörde l . Instanz dar.

7 . Abschreibung der Militärtaxcn.
8 . Verzeichnis der in den allgemeinen öffentlichen Krankenanstalten und

Landcs -Wohliätigkcitsanstaltm in Niedcrösterreich per Kopf und Tag !
bestehenden Vcrpflcgsgcbührcn für das Jahr 1910.

9 . Förderung der Lehrlingsarbeiten -Ausstellungen.
10 . Ehcfähigkcitszeugnisse für russische Staatsangehörige.
11 . Fahrordnung für die Mühlgasse im IV . Bezirke.
12 . Prüfung der Vorschreibuugen nach der Verordnung vom 3. Februar l

1910 , R . G . Bl . Nr . 28 , über den militärischen Unterhaltsbeitraq . — !
13 . Regelung des Fuhrwcrksvcrkehrcs im XIX . Bezirke , Probusgasse.
14 . Erhöhung der Verpflegst «;-- im allgemeinen öffentlichen Krankenhause !

m L-tockcrau . j
15 . Wanderbetricb für Zuschncide - und Nähkurse.

16 . Nechtsmittelvcrfahrm nach ß 75 des Pensionsvcrsicherungsgcsctzcs.
17 . Aktivierung eines k. u . k. Konsulates in Winnipeg.
18 . Wehrbegünsligung für im Auslande befindliche Theologen.
19 . Anwerbung zur Auswanderung.
20 . Abänderung der Verpflegsgebührcn im allgemeinen öffentlichen Kranken¬

hause in Mistclbach.
21 . Notifizierung der Unterbringung Geisteskranker in niederländischen und

rcichsdeutschcn , beziehungsweise österreichischen Anstalten.
22 . Änderung der Sprengel der Bczirks -Polizeikommissariate Leopoldstadt

und Brigittenau.
2l . Änderungen der Bermcssungsbczirke.
24 . Gift -Verschleiß.
25 . Erhöhung der Berpflegstapc in den neuen Wiener k. k. Krankenanstalten.

I ». Normativbestimmungcn:
Magistrat:

26 . Bczirksamtsinstruktion für die Bearbeitung von Vcrpslegskostenakten.
27 . Konskriptionsämtlichc Fachprüfung.
28 . Behandlung der Gesuche, betreffend den Betrieb des Kanalräumer-

gcwcrbes.
29 . Vornahme von Kommissionen außerhalb der Amtsstundcn.

Verzeichnis der  im, . Reichsgesetzblatte und im Landes-
gesetzblatle für Österreich unter der Enns im Jahre
1910 Publizierten Gesetze und Verordnungen.

l . Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Auslagen für Fronleichnamsfeierlichkeitcu.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofcs vom

24. November 1909, Nr. 10555 (M . Abt. XXII , 772/1910) :
Im Nllmcn Seiner Muzeltüt des Kaisers!

Der k. k. Verwaltuugsgerichthof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Freiherrn v. Schwartzen  au , in Gegenwart der Räte des k. k.
Vcrwaltungsgerichtshofes Ritter v. Falser,  Freiherrn v. Weiß , Dr
Pantuöck  und Dr . Sachs,  dann des Schriftführers k. k. Hofsekrctärs
Roh rer,  über die Beschwerde des Ludwig Wutschel  in Wien gegen dm
Beschluß des Gemeinderates der Reichshaupt - und Residenzstadt Wien vom
14 . Dezember 1907 , betreffend die Erhöhung der Auslagen für Fronlcichnams-
feierlichkeiten , nach der am 24 . November 1809 durchgcfuhrlm öffentlichen
mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des
Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Julius O f n e r , Hof - und
Gcrichtsadvokatm m Wien , in Vertretung der Beschwerde , und des Magistrats-
Kommissärs Kopccny,  als Verweter der belangten Behörde , zu Recht
erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiescn.

Entscheidungsgründe.

Die vorliegende Beschwerde richtet sich gegen den Beschluß des Wiener
Gemcinderatcs vom 14 . Dezember 1807 , insofern mit demselben in den Haupt-

für 1908 als Auslagen für Zronleichuamsfeierlichkeiten um
17 .000 X mehr eingestellt wurde , als der Magistrat beantragt hatte , während
der vom Magistrate für diese Zwecke beantragte Betrag von 4283 X nach der
ausdrücklichen Erklärung des Beschwerdeführers unangefochten bleiben soll.
Begründet wird die Beschwerde im wesentlichen damit , daß Beschwerdcführer
der katholischen Kirche nicht angehöre und daß es nach Artikel IX des Gesetzes
vom 25 . Mai 1868 , R .-G .- Ll . Nr . 49 , nicht zulässig sei, Andersgläubige zu
Beiträgen für Kultuszwecke einer Religionsgcnosscnschaft , der sie nicht an-
gehörcn , heranzuziehen . Dies dürfe auch nicht indirekt dadurch geschehen, daß
Politische Gemeinden solche Auslagen aus Mitteln bestreiten , welche durch all¬
gemeine Umlagen gedeckt werden . Die Auslagen für Fronleichnamsfeierlichkeitcu
aber seien zweifellos Auslagen für Kultuszwccke der katholischen Kirche.

In der Gegenschrift macht die Gemeinde Wien geltend , daß durch die
Einstellung der Summe in dm Hauptvoranschlag noch keineswegs eine Ver¬

fügung in der Richtung gelegen sei, daß der Betrag tatsächlich zur Ausgabe
gelange . Die wirkliche Zuwendung hänge vielmehr noch von einer besonderen
Entscheidung ab . Erst in der tatsächlichen Zuwendung könnte eine Verletzung des
Gesetzes vom 25 . Mai 1868 gelegen sein, nicht aber schon in der Jnaussicht-
nahme einer solchen Zuwendung im Voranschläge . Im übrigen bestreitet die
Gemeinde , daß die Erhöhung des Betrages erfolgt sei, um Knltusbedürfnisse
zu bedecken. Es handle sich hiebei nicht um die Ausschmückung der Altäre
welche bereits in den von der Anfechtung ausdrücklich ausgeschlossenen , vom
Magistrate beantragten Auslagen enthalten sei, sondern um anderweitige Aus¬
lagen , zur Erhöhung der Pracht des Festes , wie Bctcilung der an dem Feste
teilnehmenden staatlichen und kommunalen Würdenträger mit Kerzen und
Sträußchen , Gratifikationen an die ausgerückte Militärmannschaft , Abfeucrn
von Pöllerschllssm in den ländlichen Bezirken u . s. w . Auch verlange die zahl¬
reiche Beteiligung der Bevölkerung sichcrhcits - und vcrkehrSpolizeilichc Vor¬
kehrungen.

DaS Erkenntnis des Gerichtshofes beruht auf folgenden Erwägungen:
Wenn die Gemeinde bestreitet , daß die Einstellung einer Summe in den

Hauptvoranschlag den Charakter einer in die Rechtssphärc der Einzelnen
eingreifenden Verfügung besitze, so konnte der Gerichtshof diese Einwendung
nicht als begründet erkennen , weil die Feststellung der Höhe der Umlagen nach
den im Voranschläge präliminiertcn Auslagen erfolgt , also gerade von dieser
Präliuiinierung die Leistungspflicht des Einzelnen abhängt . Daß trotz der
Erhöhung die Umlage sich nicht geändert hat , ist kein Gegenargument , weil
ohne diese Erhöhung bei Restriktion and -rcr Auslagen die Umlagen eine
Herabsetzung hätten erfahren müssen . Übrigens wird gerade durch die
Einstellung einer Auslage in dm Voranschlag anerkannt , daß eine derartige
Auslage in den Aufgabenbereich der Gemeinde fällt , also durch eine allgemeine
Umlage zu decken ist, und es ist keineswegs mehr die Aufgabe der zur
Ausführung des Beschlusses berufenen Exckulivorgane , diese Seile der Frage
bc, ihren weiteren , im Rahmen des Beschlusses des Gemeindcrates etwa noch
zu treffenden konkreten Verfügungen zu prüfen . Will daher ein Gemeinde-
Mitglied die grundsätzliche Zulässigkeit der Übernahme einer solchen Aufgabe
bestreiten , so kann cs dies nur im Wege der Anfechtung jenes Gemeindcrats-
Bcschlusses tun , durch welchen über diese Zulässigkeit entschieden worden ist.

In der Sache selbst ist die Beschwerde der Meinung , cs müsse sich nach
dem Inhalte des Beschlusses um eine Kultusauslagc handeln , weil die Fron¬
leichnamsfeierlichkeit eine kirchliche Feierlichkeit sei.

Demgegenüber ist folgendes zu bemerken:

Nach § 45 des Wiener Gemeindcstatutes umfaßt der selbständige Wirkungs¬
kreis , in welchem die Gemeinde innerhalb der Schranken der Reichs - und
Landcsgesetze Anordnungen treffen und verfügen kann , alles dasjenige , was
das Interesse der Gemeinde berührt und innerhalb ihrer Grenzen von ihr
besorgt und durchgefnhrt werden kann.
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Es war daher zu untersuchen , ob die Auslagen , welche die Gemeinde
Wien aus Anlaß der Fronleichnamsprozesfion beschlossen hat , wie dies die
Beschwerde behauptet , Uber diese Schranken des Rcichsgesetzes , und zwar
speziell über jene des Artikels 9 des interkonfessionellen Gesetzes hinansgehen
oder nicht . Nach Artikel 9 des interkonfessionellen Gesetzes können Beiträge
an Geld und Naturalien oder Leistungen an Arbeit für Kultus - und Wohl-
tätigkeitszwccke einer Religionsgcnossenschaft den Angehörigen anderer Religions-
gcnossenschaften prinzipiell , abgesehen von den Fällen des Patronates und
besonderer privatrechtlicher Verpflichtungen , nicht aufcrlegt werden . Es fragt
sich daher , ob die konkreten , von der Gemeinde Wien beschlossenen Auslagen
als für Kultuszwccke der katholischen Kirche bestimmt anzuschen sind . Wenn
die Benennung der Ausgabspost im Präliminare „ Freiwillige Beiträge für
die Abhaltung der Fronleichnamsprozession " maßgebend wäre , so ist zuzugeben,
daß sie einer Auslegung , wie sie eine solche in der Beschwerde gefunden hat,
tatsächlich Raum geben könnte . Dies ist jedoch nicht zutreffend . Es liegt
allerdings eine Spezialisierung der einzelnen unter dieser Post begriffenen
Auslagen weder dem Beschlüsse der Gemeinde , noch auch dem Voranschläge
bei . In der Gegenschrift der Stadtgcmeinde Wien wurden jedoch diese Aus¬
lagen spezifiziert , ohne daß bei der mündlichen Verhandlung der Vertreter der
Beschwerde gegen dieRichtigkeit dieserSpezifizierung speziell konkrete Einwendungen
erhoben hätte.

Der Gerichtshof war daher berechtigt , die diesbezüglichen Angaben der
Gegenschrift seiner Entscheidung zugrunde zu legen . Keine der von der Ge¬
meinde angeführten Auslagen ist aber eine solche, welche speziellen Kultuszwecken
dient , weil cs sich nicht um Zwecke handelt , welche ausschließlich oder zunächst
das Interesse der Kirche oder Rcligionsgesellschaft berühren . Diese Auslagen
zerfallen in zwei Gruppen . Die eine dieser Gruppen betrifft die Aufrechthaltung
der öffentlichen Ordnung , die Handhabung der SicherhcitS - und Verkehrspolizei,
welche an und für sich nicht als Kultuszwccke angesehen werden können , damit
in keinem notwendigen inneren Zusammenhänge sichen und lediglich in den
Kreis der der Gemeinde im selbständigen Wirkungskreise obliegenden Pflichten
fallen . Die zweite Gruppe dagegen betrifft Auslagen für eine Repräsentation
der Gemeinde an der in Rede stehenden kirchlichen Feierlichkeit . Eine derartige
Repräsentation aber ist durch keine gesetzliche Bestimmung , insbesondere aber
auch nicht durch Artikel 9 des interkonfessionellen Gesetzes und die W 35 und
36 des Maigcsetzes vom Jahre 1874 der Gemeinde verwehrt . Wenn die Ge¬
meinde zu solchen Zwecken Auslagen bewilligt , so dienen dieselben nicht den
Kultuszwecken der betreffenden Kirche oder Religionsgcnossenschaft , sondern der
würdigen Repräsentierung der Gemeinde selbst und fallen daher in den Kreis
der Rechte , deren Ausübung der Gemeinde im selbständigen Wirkungskreise
zusteht . Es ergeben sich zahlreiche Anlässe , bei welchen Veranstaltungen einzelner
Korporationen die Gemeinde , sei es , weil sie die Zwecke der betreffenden
Korporation zu ehren beabsichtigt , sei es , weil sie den Anschauungen oder Ge¬
fühlen eines großen Teiles der Bevölkerung Rechnung tragen will , veranlassen
können , zu diesen Veranstaltungen Stellung zu nehmen und für diese Stellung¬
nahme auch besondere Auslagen zu beschließen , ohne daß dadurch die betreffenden
Auslagen zu Beiträgen für den speziellen Zweck dieser Korporation , also zu Vcrcins-
beiträgcn würden . Wenn aber fcststeht, Laß die Volierung solcher Auslagen aus
Anlaß von Veranstaltungen von Korporationen im selbständigen Wirkungskreise
der Gemeinde gelegen ist, so hieße cs den Bestimmungen des interkonfessionellen
Gesetzes Zwang antun , wollte man sie in dem Sinne auslcgen , daß ein Auf
wand für die Teilnahme an einer solchen Veranstaltung nur dann verboten ist,
wenn sie von einer Religionsgcnossenschaft überhaupt oder speziell von der
katholischen Kirche ansgeht.

Aus denselben Gründen könnte der Gemeinde im Sinne der Bestimmungen
des interkonfessionellen Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche
nicht verwehrt werden , Auslagen für das Ausschmücken der Straßen und der
ihr gehörigen Häuser auf sich zu nehmen . Auch ein solcher Aufwand ist nicht
als eine Beitragslcistung für die Zwecke der Ncligionsgcnossenschaft oder als
eine Leistung aus dem Kultusverbande anzuseheu , denn die Ausschmückung der
Häuser und Grundstücke , an welchen sich ein festlicher Umzug bewegt , bleibt
immer dem betreffenden Besitzer als solchen überlassen und ist, auch wenn es
sich um eine kirchliche Feierlichkeit handelt , rechtlich nicht als ein aus dem An-
gel.Lngkcitsverhältnisse fließender Beitrag für die Kultuszwccke der Kirche, sondern
als ein in der Verfügungsgewalt des Eigentümers als solchen gelegener Akt
anzuseheu , durch welchen derselbe seine Teilnahme an der festlichen Stimmung
oder die Ehrung der Gefühle jener , welche das Fest begehen , zum Ansdrucke
bringen will . Dasselbe gilt von der Gemeinde , wenn sie anläßlich eines Festes,
um die Gefühle und Interessen der Fcstteilnehmer zu ehren , ihre Straßen und
Häuser schmückt.

Die Frage aber , ob und wie weit solche Auslagen notwendig oder zweck¬
mäßig erscheinen , fällt in das freie Ermessen der Gemeinde und entzieht sich
nach Z 3 , Nt . v des Gesetzes über die Errichtung des Verwaltungsgerichts-
hofes der Überprüfung des letzteren.

Aus diesen Erwägungen gelangte der Gerichtshof zur Abweisung der
Beschwerde.

2.
Bestimmungen über die Vermögensgebaruug vou

Stiftungen , Fonden und dergleichen.
Erlaß des Magistrats -Direttors Karl Appel  vom21 . April

1910 , M . Abt . XVIII , 8893/09 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 38 ) :

Die k. k. n . ö. Statthalterei hat unterm 22 . Dezember 1909 zur Zahl
V5174 nachstehendes Rundschreiben anher gerichtet:

Die k. k. Direktion der Staatsschuld in Wien hat auf Grund der vom
Fachrechnungsdepartement I des k. k. Finanzministeriums und der k. k. Staats¬
schuldenkasse geführten Kreditbücher der Staatsschuld konstatiert , daß für Kirchen,
Pfarrpfründen , Stiftungen , Fände , Armenfonde , Gemeinden , Bruderladen,
Genossenschaften , Korporationen , Fideikommisse u . s. w ., deren Kapitalien in
Staatsschuldverschreibungen fruktifiziert sind , eine sehr große Anzahl von
Obligationen einzeln vinkuliert ist, welche mitunter auf ganz geringe Beträge
lauten . Diese Tatsache ist hauptsächlich darauf zurückzuführen , daß Obligationen
für sich allein zur Vinkulierung gelangen , anstatt daß sie, wenn tunlich , mit
den bereits vorhandenen vinkulierten Obligationen der betreffenden Kirche,
Stiftung u . f. w . zusammengeschrieben werden.

Die geschilderte Art der Anschreibung von Obligationen muß naturgemäß
nicht bloß für die Staatsfchuldcnverwaltung , sondern auch für die Behörden
und Ämter , Eigentümer , Vermögensverwalter , Nutznießer , bzw . für die zur
Zinsenbehebung legitimierten Organe die Evidenzhaltung der vinkulierten
Schuldverschreibungen erheblich erschweren , sie nötigt aber auch den Zinsen¬
behebungsberechtigten zur Ausstellung von umfangreichen Quittungen für jeden
Zinsentermin , in welchen zahlreiche Obligationen unter genauer Angabe der
Oblioationsnummern , des Anlagsdatums , des Kapitalsbctrages , der Anschrift,
des Zinsentermincs und Zinscnbctrages aufzunehmen sind , und sie hat endlich
eine bedeutende Geschäftsvermehrung für die Zinscnzahlstellen und für das Fach¬
rechnungsdepartement I des k. k. Finanzministeriums als Zensurstell - zur Folge,
indem für jede einzelne Obligation auf Grund der Liquidationsvermerke resp.
Kreditbücher die Zinsen liquidiert bezw . zensuriert und kontiert werden müssen.

In dieser Beziehung erscheint ein Wandel in der Weise dringend geboten,
daß anstatt der obcrwähnten besonderen Ausfertigung von Obligationen eine
Zusammenschreibung des in vinkulierten Staatsschuldverschreibungen bestehenden
gleichartigen Vermögens der Kirchen , Stiftungen u . s. w ., soweit dies nach den
obwaltenden Verhältnissen tunlich erscheint , stat finde.

Eine derartige Zusammcnschrcibung ist, abgesehen von dem Erfordernisse
der Gleichartigkeit der Schuldgattung und der Verzinsungstermine , selbst¬
verständlich nur bei den nicht rückzahlbaren Staatsschuldverschreibungen (einheitl.
Rente , österr . Staatsrcnte , Jnvcstitionsrcnte , Goldrente ) und nur dann
möglich , wenn

1. alle Obligationen ein und derselben Kirche, Stiftung u . s. w . gehören,
2 . alle unbelastet sind oder alle mit den gleichen Vormerken haften und
3 . ein und dieselbe Person vou derselben zinsenbezugsbcrcchtigt erscheint.
Mit Rücksicht auf die dargestellten Verhältnisse wolle , soweit es den

dortigen Wirkungskreis berührt und so oft sich hiezu Gelegenheit ergibt , darauf
hingcwirkt werden , daß seitens der als Verwalter des Vermögens der Kirchen,
Stiftungen , Fonde , Armenfonde , Gemeinden , Bruderladen , Genossenschaften,
Fideikommisse u . s. w . in Betracht kommenden Organe bezüglich jener Obli¬
gationen , welche nicht , wie die Eisenbahnschuld des Staates , das Lottoanlehen
vom Jahre 1860 , in die Kategorie der vcrlosbaren Effekten fallen , nach den
obangcführten Gesichtspunkten zweck tunlichster Zusammcnschrcibung vorgegangen

Auf die angeregte Zusammenschreibung der Obligationen kann umsomehr
gedrungen werden , als nach der Verordnung des k. k. Finanzministeriums vom
v3 . Oktober 1909 , N . G . Bl . Nr . 167 , die Frei -, Um - und Zusammenschrcibnng
vinkulicrter Rente -Obligationen nunmehr gebührenfrei erfolgt , so daß ans der
obcrwähnten Amtshandlung den Parteien keinerlei Kosten erwachsen.

Zu diesem Zwecke wären die ziisammenschreibbarcn Obligationen von den
Obligationseigentümern bezw . Vcrmögensverwaltern im Wege der Zinsenzahl-
stclle behufs Zusammenschrcibnng an die k. k. Staatsschuldenkaffa einzusendcn
bezw . bei dieser Kassa zu überreichen.

Um in Hinkunft das Anhäufen von auf mindere Beträge lautenden Obli¬
gationen möglichst zu vermeiden , wären im Falle des Zuwachses neuer Obli¬
gationen die anzuschreibendcn Überbringcreffektcn im Geleite einer gleichartigen,
bereits für dieselbe Kirche , Stiftung u . s. w . vinkulierten Obligation behufs
ihrer Zusammenschreihung mit letzterem Effekte in eine Obligation an die k. k.
Staatsschuldenkaffa im vorgcschriebencn .Wege einzusendcn.

Hievon setze ich die städtischen Ämter , die Gewerbegenossenschaften , die
genossenschaftlichen Mitglieder -, Gehilfen - und Lehrlings -Krankenkassen , die
Betriebs - und Vereinskrankenkasscn , die registrierten Hilfskasscn und die Ge¬
nossenschaftskommissäre zur Darnachachtung in Kenntnis.

S.
Hand - und Zngkosten bei einem Pfarrhofbau.
Entscheidung des k. k. Verwaltnngsgerichtshofes vom

8. Jänner 1910 , Nr . 184 (M . Abt . XXII , 871/10 ) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Freihcrrn v. Schwartzen  au , in Gegenwart der Räte des
k. k. Verwaltnngsgerichtshofes , des k. k. Senatspräsidenten Truxa,  und der
k. k. Hofräte Dr . Balko,  Ritter v. Falser , Krupskh,  Freiherrn v.
Weiß und Dr . v. Herrnritt,  dann des Schriftführers k. k. Ratssekretars
Ritter v. Thaa,  über die Beschwerde des Rudolf Breuer  in Wien gegen
die Entscheidung des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricksi vom
3. September 1908 , Z . 19842 , betreffend die Kosten der Hand - und Spann¬
dienste beim Pfarrhofbau in Banmgartcn , nach der am 8 . Jänner 1910 durch-
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geführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Franz Pranter,
Hof - und Gcrichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde , dann der
Gegcnausführungen des k. k. Scklionsratcs Dr . Fritsch,  in Vertretung der
der belangten Behörde , und des Magistrats -Kommissärs Kopecnh,  in Ver¬
tretung der milbelangten Rcichshaupt - und Residenzstadt Wien , zu Recht
erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.

Mit dem Akkord-Protokolle der n .-ö. Statthaltcrci vom 24 . Mai 1904
hat die k. k. Bauleitung sür den Pfarrhofbau in Baumgarten Wien XIII dein
Bcschwerdesührcr die Erd -, Maurer - und Stukkaturarbeiten übergeben , wobei
sich der Unternehmer laut Punkt 5 verpflichtete , „ die auf die Hand - und Zug-
arbcitskosten entfallende Quote der Vcrdienstsummc nur von den zur Zahlung
dieser Kosten verpflichteten Faktoren ansprecheu zu wollen . " Am 28 . Mai 1906
brachte der Beschwerdeführer bei der Statthalterei ein Gesuch ein, es möge die
Ortsgemeinde Wien von der Aufsichtsbehörde verhalten werden , ihm den für die
Hand - und Zugarbeiten ausgeworfencn Betrag zu bezahlen , wenn nötig , wolle
die zwangsweise Hereinbringung seiner Forderung von der Verwaltungsbehörde
veranlaßt werden . Mit dem Erlasse des Magistrates der Reichshaupt - und
Residenzstadt Wien vom 15 . Dezember 1906 , Z . 3942 , wurde ihm jedoch mit-
gcteilt , daß laut rechtskräftiger Entscheidung des Wiener Magistrates vom
16 . November 1899 , Z . 187263 , die Gemeinde zur Bezahlung dieser Kosten
nicht verhalten werden könne , weil die Pfarrgemeinde Baumgarten und nicht
die Gemeinde Wien verpflichtet sei, sie zu tragen , während die Ortsgemeinde
Wien lediglich die Pflicht habe , über die Beitragsleistung der Pfarrgemeinde
Baumgarten zu beschließen und für deren Bedeckung und Einbringung durch
die Aufteilung dieser Kosten auf die römisch -katholischen Pfarrangehörigen der
Pfarrgemeinde Baumgar «en nach Maßgabe der direkten Steucrleistung im Sinne
des Gesetzes vom 31 . Dezember 1894 , R .-G .-Bl . Nr . 7 er 1895 , vorzugchcn.

Die Pfarrgemeinde Baumgarten sei aber noch nicht konstituiert . Daher
sei die Einbringung dieser Kosten im Verwaltungswege nicht möglich.

Diese Entscheidung wurde von der n .-ö. Statthaltcrci laut Erlasses vom
6. November 1907 , Z . III,113/45 , bestätigt , der weitere Rekurs wurde vom
Ministerium für Kultus und Unterricht im Einvernehmen mit dem Ministerium
des Innern laut Erlasses vom 3 . September 1908 , Z . 19842 , zurückgcwiesen.

Hiebei erwog das Ministerium gegenüber dem vom Beschwerdeführer
geltend gemachten Rechtsansprüche auf Ausübung administrativen Zwanges
gegen die Gemeinde Wien zur Hcrcinbringuug jener Umlagen der Pfarr-
gcmeinde Baumgartcn , daß ein subjektives Recht aus die Handhabung des
staatlichen Aufsichtsrcchtcs über Gemeindevertretungen und deren Geschäfts¬
führung für niemanden bestehe ; gegenüber dem Verlangen , die Gemeinde Wien
selbst zur Zahlung der Forderung zu verhalten , machte die Ministerial-
Entscheidung gellend , daß die Gemeinde Wien als solche nicht kirchlicher
Konkurrenzfaktor sei (Z 35 des Gesetzes vom 7. Mai 1874 , R .-G .-Bl . Nr . 50 ),
und demzufolge auch eine rechtliche Möglichkeit , diese Gemeinde im admini¬
strativen Wege zur Zahlung von Konkurrenzbeiträgen zu verhalten , nicht
bestehe.

Die Beschwerde richtet sich nur gegen den ersten Teil der Entscheidung,
betreffend das Begehren auf Verhaltung der Gemeinde Wien zur Hereinbringung
der Kosten für Hand - und Zugarbeiten von Seite der Pfarrgemeinde Baum¬
gartcn . In diesem Teile wird die Entscheidung als gesetzwidrig bezeichnet . Sie
führt aus , daß der Anspruch des Beschwerdeführers auf Bezahlung dieser Kosten
zu Recht bestehe und auch von den Zivilgerichten gegenüber der Pfarrpfründc
Baumgarlen anerkannt worden sei (Erkenntnis des Obersten Gerichtshofes vom
30 . Jänner 1908 , G .-Z . R . V ., I , 19/8/l ) ; da aber von der Pfarrpfründc
eine Zahlung nicht erlangt werden konnte (Beschluß des Landesgerichtes Wien
vom 11. November 1908 , Z .-G . V . 249/7/24 ), müsse sich der Beschwerde¬
führer an die Pfarrgemeinde Baumgartcn halten . Sein Anspruch sei ein rein
Privatrcchtlichcr , die Pfarrgemeinde stehe gewißermaßcn unter Kuratel der
Gemeinde Wien , die sich aber in ungesetzlicher Weise weigere , die ihr durch die
Ministerial -Verordnung vom 31 . Dezember 1878 , R .-G .-Bl . Nr . 5 sx 1878,
auferlegtcn Pflichten zu erfüllen . Die Staatsbehörde habe die Pflicht , diese
Gesetzwidrigkeit abzustellen . Der privatrechtliche Anspruch des Beschwerdeführers
könne nur mit Hilfe der politischen Behörde durchgesctzt werden . Demzufolge
habe Beschwerdeführer ein unmittelbares Parteiinteresse an der behördlichen
Mitwirkung der Ortsgemeinde , die Verweigerung diese Hilfe bedeute eine
Rcchtsverweigerung.

Der Verwallungsgcrichtshof kam aber aus nachstehenden Erwägungen
zur Abweisung der Beschwerde.

Da sowohl die Frage , wer zur Leistung der Hand - und Zugarbeiten
beim Pfarrhofbaue verpflichtet ist, als auch die Frage , ob die Ortsgemcinde
Wien , in deren Gebiet der Sprengel der Seelsorge Baumgarten liegt , die in
der Ministerial -Verordnung vom 31 . Dezember 1877 , R .-G .-Bl . Nr . 5 ex 1878,
vorgezeichnete Tätigkeit in Vertretung der Pfarrgemeinde zu entfalten hat,
schon rechtskräftig entschieden ist, halte der Gerichtshof bei Erledigung der vor¬
liegenden Beschwerde lediglich zu prüfen , ob dem Beschwerdeführer ein Rechts¬
anspruch auf zwangweise Durchführung der Konkurrenzentschcidung zur Seite
stehe oder nicht.

Diese Frage mußte der Gerichtshof verneinen . Die Konkurrenzentscheidung
vom 16 . November 1899 , Z . 187263 , begründete nur Rechte einerseits zwischen
den verschiedenen Konkurrenzparteicn untereinander , anderseits zwischen diesen
und der Pfarrpfründc Baumgarten ; ein wie immer geartetes Rechtsverhältnis
zwischen dem Beschwerdeführer und der Pfarrgemeinde wurde durch dieses
Erkenntnis , wie er selbst anerkennt , nicht geschaffen.

Es könnte nun nur noch die Frage aufgeworfen werden , ob etwa -der
zwischen dem Beschwerdeführer und der Staatsverwaltung in bezug auf die
Bauführung abgeschlossene Vertrag vom 24 . Mai 1904 , als Stütze des an die
Kultusbehörde gerichteten Begehrens des Beschwerdeführers dienen könnte . Auch
dies war zu verneinen . Jener Vertrag begründete naturgemäß nur ein Privat¬
rechtsverhältnis zwischen dem Beschwerdeführer als Übernehmer der Arbeit und
dem anderen Vertragsteile (W 1151 u . ff. des a . b. G .-B .) ; die aus diesem
Bertragsverhältnisse fließenden Rechte können somit selbstverständlich nur im
Zivilrechtswege zur Geltung gebracht werden ; im Verwaltungswege war dies
umsoweniger möglich , als der Bestand einer rechtlichen Verpflichtung der
Pfarrgemeinde Baumgartcn gegenüber dem Beschwerdeführer von dem hiezu
ausschließlich zuständigen Zivilgerichte bisher nicht anerkannt worden ist.

Aus dem Gesagten ergibt sich also , daß der Beschwerdeführer ein vor der
Verwaltungsbehörde verfolgbares Recht auf zwangsweise Durchführung des
Konkurrenz -Erkenntnisses nicht hat , daß daher auch durch die die Handhabung
des Staatsaufsichtsrcchtes ablehnende Entscheidung seine Rechte nicht - verletzt
werden konnten.

4 .
Der Berechtigungsuinfang des Spenglergewerbes.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10 . Jänner 1910,
Z . I n-3593/5 , an das magistratische Bezirksamt für den XXI . Be¬
zirk (M . B . A. XXI , 1691/10 ) :

Die Statthalterei findet nach ordnungsmäßiger Durchführung des im
Z 36 , Absatz 2 der Gewerbeordnung vorgeschriebcncn Verfahrens in der
strittigen Frage , ob I . S . und A. F . auf Grund ihres Gewerbescheines für
den Betrieb des Spenglergewerbes berechtigt sind, Dächer mit Dachpappe und
Holzzement einzudeckcn und mit Teeranstrich zu versehen , zu entscheiden, daß
dieselben zur Verwendung von Dachpappe und Holzzement, . sowie zum . Teer¬
anstriche bei Dachdeckung lediglich insoweit berechtigt sind , als die bezeichnten
Materialien etwa bei der Ausführung von dem Spenglergewerbe angchörigen
Blecharbciten und zu ihrer vollständigen Durchführung erforderlich sind . Zur
Herstellung von Dachpappe - und Hotzzcmentdächeru an sich und zum Teer¬
anstriche hiebei sind die Genannten als Spengler nicht berechtigt.

Gegen diese Entscheidung kann die Berufung au das k. k. Handels¬
ministerium binnen vier Wochen von dem dem Zustcllungstagc nachfolgenden Tage
an gerechnet bei dem magistratischen Bezirksamt - für den XXI . Bezirk cin-
gebracht werden.

(Anmerkung der Redaktion : Laut Mitteilung dieses Bezirksamtes wurde
eine Berufung nicht eingebracht .)

5 .
Assentierung der Militärveterinärakademiker . —

Vorschrift.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 19 . Jänner

1910 , Z . 11-165 , M . Abt . XVI , 977/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 24 ) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom 5. Jänner
1910 , Nr . XIV -1320 von 1909 , hat das k. u . k. Reichskriegsministerium im
Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium sür Landesverteidigung und dem
königlich ungarischen Laudcsvertcidigungsministcrium mittels eines im Beiblatte
zum Verordnungsblatt - für das k. u . k. Heer oerlautbarten Erlasses hinsichtlich
der zur Heranbildung von militärärztlichen Berufsbeamtcn in die k. u . k. tier¬
ärztliche Hochschule in Wien , bezw . die kgl. ungarische tierärztliche Hochschule in
Budapest aufgenommenen Aspiranten , welche die Bezeichnung „ Mililärvcterinär-
akadenüker " führen , unter anderem folgendes verfügt:

Da nach den Bestimmungen des gegenwärtig in Kraft stehenden A 141,
Punkt 1 der Wehrvorschriften I . Teil , die Militärveterinärakademiker beim Ein¬
tritte in das stellungspflichtige Alter von der Strllungspflicht nicht enthoben
sind , daher auch die Bestimmungen des Punktes 3 dieses Paragraphen auf sie
keine Anwendung finden können , unterliegen diese Militärveterinär-
akadcmiker — insoferne sie nicht etwa schon freiwillig assentiert worden
sind — d e r S t e l l u n g s p f l i ch t i h r e r A l t e r s k l a s s e.

Die Assentierung der Militärveterinärakademiker hat , insoferne sie nicht
schon früher freiwillig erfolgt wäre , wie bei jedem anderen Stcllungspflichtigcu,
beziehungsweise Einjährig -Freiwilligen -Aspiranten stattzufinden , bei welchem
Anlasse die Militärveterinärakademiker noch vor der ärztlichen Unter-
suchung den Anspruch auf die Begünstigung desein¬
jährigen Präsenzdienstes als Veterinär anzu melden
haben.

Militärveterinärakademiker , welche vor dem Eintritt in die tierärztliche
Hochschule mit der Begünstigung des einjährigen Präsenzdienstes im Soldaten¬
stande assentiert wurden , haben um die Zuerkennung der Begünstigung als
Veterinär anzusuchen.

Wenn der Militärveterinärakademiker das tierärztliche Diplom innerhalb
des (eventuell verlängerten ) Präklusivtcrmins nicht erlangt , so hat er nach
Aberkennung der Begünstigung als Einjährig -Freiwilliger -Veterinär um die
Begünstigung als Einjährig -Freiwilliger des Soldatenstandes anzusuchcn und
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ist sodann zur Ableistung dcS ihm obliegenden Präsenzdienstes mit Begum des
nächsten Monates Oktober hcranznziehcn.

Von diesem Erlasse , welcher bei Z l41 Wehrvorschriften 4- Teil vor-
zumcrkcn ist, werden die politischen Bezirksbchörden mit dem Beifügen ver¬
ständigt , daß im Sinne dieser Bestimmungen die Bewerbung eines Militär-
vetcrinärakadcmikcrs um die Begünstigung des einjährigen Präsenzdienstes im
Soldatcnstandc , beziehungsweise während des Überganges zu den neuen
Bestimmungen auch um, .die Begünstigung des einjährigen Präsenzdienstes als
Veterinär , auch nach Überschreitung des stellungspflichtigcn Alters möglich
erscheint und daß daher gegebenenfalls solchen Aspiranten Ein¬
trittsscheine nach  Muster 18 der Wehrvorschriften  I . Teil , den
Einjährigcn -Vctcrinär -Aspiranten jedoch nur dann ausznfolgcn sind , wenn
bezüglich der letzterwähnten die Abwesenheit von der regelmäßigen Stellung
seitens des Kommandos der Militärabtcilung bei der k. u . k. Tierärztlichen
Hochschule in Wien , als durch die bisherigen Vorschriften gerecht¬
fertigt bestätigt wird.

«.
Die Amtsabteilungen des Magistrates Wien ( magi¬
stratische Bezirksämter , Konskriptionsamt ) stellen sich
nicht als selbständige Politische Behörden , sondern
als Vertretnngsbehörden dieses Magistrates in seiner
Eigenschaft als politischer Behörde I . Instanz dar.

Die k. k. n, -ö. Statthaltcrei hat unterm 9. Februar 1910,
Z . 11-3871/13 (M . T A . 1231/10 ) an eine Partei nachstehende
Entscheidung des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung
hinausgegeben:

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit Erlaß vom 4 . De¬
zember 1909 , Dcp . XVIII , Nr . >384 , Ihrem Rekurse gegen die h. ä. Ent¬
scheidung vom 27 . Mai 1908 , Z . 11-556/3 , mit welcher Ihre Berufung gegen
die Ihnen für das Jahr 1904 vorgeschriebene Militärtaxe von 180 X wegen
Fristversänmnis zurückgewicsen wurde , Folge gegeben und der k. k. Statt-
halterci unter Behebung der angefochtenen Entscheidung die meritorische Be¬
handlung der an sie gerichteten Berufung aufgctragen , weil das Erkenntnis
der Militärtaxbemessungs - llommission für den VIII . Bezirk in Wien vom
8 . April 1907 (Aflentjahr 1892 , Grundbuch 49 , Seite 1307 ) erhobencrmaßcn
am 23 Jänner 1908 zngestellt worden war , die Berufung hingegen am
1. Februar 1908 — mithin vor Ablauf der im Z 8, Absatz 3 des Gesetzes
vom 13 . Juni 1880 , R .-G .-Bl . Nr . 70 , festgesetzten Frist — bei dem Kon-
skriptionsamtc des Magistrates Wien (Militärtaxabtcilung ) eingclangt ist und
demnach deren Zurückweisung wegen Fristversänmnis im Gesetze nicht be¬
gründet erscheint . Das Einlangcn dieser Berufung bei dem bczcichneten Amte
ist als eine der Vorschrift des Z 2 des Gesetzes vom 12 . Mai 1»96 , R .-G .-Bl.
dir . 101 , entsprechende Einbringung aus dem Grunde anzusehen , weil die
Amtsabteilungen des Magistrates Wien (magistratische Bezirksämter , magi¬
stratisches Konskriptionsamt ) gemäß der Bestimmungen des Z 102 des Gemeinde¬
statutes für Wien vom 24 . März 1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17, sich nicht als selb
ständige politische Behörden , sondern als Vertretnngsbehörden dieses Magistrates
in seiner Eigenschaft als politische Behörde I . Instanz darstellend)

Demgemäß findet die k. k. Statthaltcrei das angefochtenc Erkenntnis ab-
zuändcrn und die Ihnen für das Jahr 1904 vorgeschriebene Militärtaxe auf
den Ihrem erhobenen Einkommen (9475 X ) in eben diesem Jahre entsprechenden
Betrag von 60 X hcrabzusctzen rc.

7 .
Abschreibung der Militärtoxen.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 8. April
1910 , M . Abt . XV l, 2067/10 (Normnlicnblatt des Magistrates
Nr . 34 ) :

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 16 . Februar 1910,
Z . 11 647/12 Nachstehendes anher bckanntgegebcn:

„Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom
8. Februar 1910 , Nr . XIV 886 eröffnet , daß die Punkte 1 bis 4 des Mini-
sterial -Erlasses vom 20 . Februar 1909 , Nr . XIV , 245 , Statt -Erlaß vom
8 . April 1909 , Z . 11-944/2 auf die Abschreibung rückständiger Militärtaxen
Anwendung zu finden haben , gleichviel ob diese nach dem Gesetze vom
13 . Juni 1880 , R . G . Bl . Nr . 70 oder vom 10 . Februar 1907 , N . G . Bl.
sttr . 30 , bemessen wurden.

Im Sinne des Punktes 1 des bezogenen Ministerial -Erlasses sind die
politischen Bezirksbchörden innerhalb der daselbst vorgesehenen Einschränkungen
auch ermächtigt , Militärtaxrückstände nach solchen Taxpflichtigen im eigenen

---) Vcrgl. Amtsblatt Nr . SS ex Iglo „Gesetze:c." Ill , II , Seite 21, und Amtsblatt
Nr . 26 ex rovü „Gesetze rc." Ill , l , Seite S7.

Wirkungskreise abzuschrcibcn , deren Verlasscnschaft bei dem Abgänge eines
Nachlasses arinutshalbcr abgetan wurde.

Hinsichtlich Abschreibungen beziehungsweise Rückerstattungen von Militär-
taxcn , welche sich aus einer Herabsetzung der Personaleinkommcnsteuer-
vorschrcibung ergeben , hat es bei der im Artikel 5 , Punkt 4 , Absatz 2 , der
Ministcrial -Vcrordnung vom 19 . August 1907 , R . G . Bl . Nr . 211 , fest¬
gesetzten Kompctenzvertcilung zu verbleiben . "

Ich bringe dies unter Bezugnahme auf die hierämtlichen Erlässe vom
24 . April 1909 , M . Abt . XVI 4410/09 (Normalienblatt Nr . 51/09 ), und vom
18 . November 1909 , M . Abt . XVI 12437/09 (Normalienblatt Nr . 142/09)
mit dem Bedeuten zur Verlautbarung , daß aus die beim Wiener Magistrate
(Militärtax -Abteilung ) in Evidenz geführten Rückstände an Militärtaxen , welche
auf Grund des Gesetzes vom 13 . Juni 1880 , R . G . Bl . Nr . 70 bemessen
worden sind, die vorangeführten Bestimmungen derzeit noch keine Anwendung
finden.

8 .
Verzeichnis der in den allgemeinen öffentlichen
Krankenanstalten undLandes -Wohltätigkcitsanstalten
in Niederöstcrrcich per Kops nnd Tag bestehenden

Verpflegsgcbiihrcn für das Jahr ISiv . )
(Bekamitgegeben mit dem Statthaltcrei -Erlaß vom 23 . Februar

1910 , Z . Vl -1117/6 , M . Abt . X, 1860 .)
1 . Allgemein öffentliche Krankenanstalt „ St . Ulrich -Stiftung " Allcntsteig,

111. Verpflegstaxc 1 X 70 ü.
2 . Allgemein öffentliche Krankenanstalt Amstetten , III . Verpflegstaxc 2 X.
3 . R ath ' schcs  allgemein öffentliches Krankenhaus Baden , I . Vcrpflegs-

tarc 10 X , II . Verpflegstaxc 6 X , III . Verpflegstaxc 2 X.
4 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Eggenburg , I . Verpflegstaxc 5 X,

II . Vcrpflcgstaxe 1 X 90 X.
5 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Feldsberg , I . Verpflegstaxc 6 L,

III . Verpflegstaxc 2 X (ab 1. Jänner 1910 ).
6 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Gars , III . Verpflegstaxe 1 X 80 X.
7 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Hamburg , III . Verpflegstaxe 1 X

90 X (ab 1 . Juni 1909 ) .
8 . Kaiser Franz Josef -Hospital Oberhollabrunn , I . Verpflegstaxe 10 X.

II . Verpflegstaxe 6 X , III . Verpflegstaxe 2 X.
9 . Kaiser Franz Josef -Bezirksspital in Horn , I . Verpflegstaxe 2 X 70 X,

II . Verpflegstaxe 1 X 80 X.
10 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Klosterneuburg , III . Verpflegstaxc

2 X 40 X.
11. Allgemein öffentliches Krankenhaus Korneuburg , III . Verpflegs¬

taxc 2 X.
12 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Krems , III . Verpflegstaxe 2 X.
13 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Lilienfeld , III . Verpflegstaxe 2 X.
14 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Melk , III . Verpflegstaxe 2 X

(ab 18 . Februar 1909 ).
15 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Mistelbach , I . Verpflegstaxe 5 X,

II . Verpflegstaxe 2 X (ab 16 . November 1909 ) .
16 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Mödling , III . Verpflegstaxe 2 X.
17 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Ncunkirchen , 1kl . Vcrpflegs-

taxe 2 X.
1 « Ntwi -M -Ni öskenOicku-s Krankenbaus . Wiener -Neustadt . III . Vcrpflcas-

19 .' Kaiser Franz Josef -Krankenhaus St . Pölten , III . Verpflegstaxc 2 X.
20 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Stockerau , III . Verpflegstaxc

1 X 60 X.
21 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Waidhofen an der Thaya,

III . Verpflegstaxe 2 X.
22 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Waidhofen an der d)bbs , III . Ver-

pflegstaxe 1 X 70 X.
23 . Allgemein öffentliches Krankenhaus Zwettl , III . Vcrpflcgstaxe 1 X

90 X (ab 1. Mai 1909 ).

K. k. Krankenanstalten in Wien.

24 . Allgemeines Krankenhaus , I . Verpflegstaxe 12 X , II . Verpflegstaxe
6 X , III . Verpflegstaxe 2 X 40 X.

25 . Krankenhaus Wieden , I . Verpflegstaxc 12 X , II . Verpflestaxe 6 X,
III . Verpflegstaxc 2 X 40 X.

26 . Krankenhaus Rudolfsstiftung , I . Verpflegstaxc 12 X , II . Vcrpflegs-
kaxe 6 X , III . Verpflegstaxe 2 X 40 X.

27 . Kaiser Franz Josef -Spital , I . Verpflegstaxe 12 X , II . Verpflegstaxe
6 X III . Verpflegstaxe 2 X 40 X.

28 . Kaiserin Elisabeth -Spital , II . Verpflegstaxc 6 X , III . Vcipflcgstaxc
2 X 40 X. ^ ,

29 . Kronprinzessin Stephanie -Spital , III . Verpflegstaxe 2 X 40 X.
30 . Wilhelmincn -Spital , III Verpflegstaxe 2 X 40 X.
31 . Sr . Rochus -Spital , III . Vcrpflcgstaxe 2 X 40 X.
32 . Erzherzogin Sophicn -Spital , I . Vcrpflcgstaxe 12 X, II . Verpflegstaxe

6 X , III . Verpflegstaxe 2 X 40 X.

0 B-rgl . die in diesem Berordnungsblatte unter tt , so und SS enthaltene» Stücke.
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33. NiederösterreichischeLandes-Gebäranstalt in Wien, I. Verpslegstaxe
8 X, II . Verpslegstaxe4 X, Klinik2 X 60 ü.

34. Niederösterreichischc Landes-Findelanstalt in Wien pro 1908, im
I. Lebensjahre 65 b, im 2. Lebensjahre 48 b, im 3. bis lO. Lebensjahre 38 b.
(Für die bei Blutsverwandten in Pflege befindlichen Findlinge bis zu sechs
Jahren zwei Drittel der Gebühr.)

35. Niederösterrcichische Landes-Heil- und Pflegeanstalten„Am Steinhos",
Sanatorium I. Klasse 20 X, II . Klaffe 10 X, III . Klaffe6 X; Heil- und
Pflegeanstalten IV. Klaffe2 L 60 b ; Geistessieche2 X 60 b, hievon entrichtet
der Bezirksarmenfonds70 b, der NiederösterreichischeLandes-Siechenfonds
1 X 90 ü.

36. Allgemein öffentliche Landes-Jrrenanstalt Gugging, III . Verpflegstare
2 X 40 k, IV. Verpslegstaxe2 X 40 ü (Kolonie Haschhof).

37. Allgemein öffentliche Landes-Jrrenanstalt Klosterneuburg, III . Ber-
pflegstaxe2 X 40 ü, IV. Verpslegstaxe2 X 40 ü.

38. Kaiser Franz Josef-Landes-Heil- und Pflegeanstalt für Geisteskranke
in Mauer-Öhling, I . Verpslegstaxe8 X, II . Verpslegstaxe 5X , lll . Verpflegs-
taxe 2 X (Kolonisten in Mauer-Ohlinq), IV. Verpslegstaxe2 X.

39 Niederösterreichische Landes-Pflegeanstalt2>bbs, I. Verpslegstaxe8 X,
II . Verpslegstaxe4 X, III ., Verpslegstaxe2 X, IV. Verpslegstaxe2 X.

40. Pflege- und Beschäftigungsanstalt für schwachsinnige Kinder in Gugging,
1 X 20 b.

41. NiederösterreichischcLandcs-Siechenanstalt in St . Andrä vor dem
Hagentale, III . Verpslegstaxel X 60 b (für zahlungsfähigePfleglinge),
IV. Verpslegstaxe 70 b (für die aus Kosten von Bezirksarmcnfonds Verpflegten).

42. NiederösterreichischeLandes-Siechenanstalt Allentsteig, III . Verpflegs-
taxe 1 X 60 b <für zahlungsfähige Pfleglinge), 70 b (für die auf Kosten von
Bezirksarmenfonds Verpflegten).

43. Niederösterreichische Landes-Siechenanstalt Mistelbach, III . Verpflcgs-
taxe 1 X 60 k (für zahlungsfähige Pfleglinge), 70 b (für die auf Kosten von
Bezirksarmenfonds Verpflegten).

44. Pflege- und Beschäftigungsanstalt für schwachsinnige Kinder in Ober¬
hollabrunn, III . Verpslegstaxe1 X 20 b.

45. Jdioten-Abteilung im Krankenhause Mödling, III . Verpslegstaxe
1 X 50 b.

S.
Förderung der Lehrlingsarbeiten Ausstellungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 21. April
1910 , M . Abt. XVIII , 2781/10 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 37) :

Die k. k. n.-ö. Statlhallerei Hai unterm 4. März 1910 zur Zahl Ia-901
nachstehendenRund-Erlaß anher gerichtet:

Das Ministerium für öffentliche Arbeiten hat mit dem Erlasse vom
19. Februar 1910, Z. 142-XX 6-1910, folgendes der Statthalterei eröffnet:

Die Lehrlingsarbeiten-Ausstellungen, die sich im Auslande schon seit langer
Zeit als ein erfolgreiches Gewerbeförderungsmittel bewährt haben und die vor
etwa 12 Jahren auch in den Rahmen der österreichischen Gewerbeförderungs¬
aktion eingefügt wurden, sind seither zu ständigen Veranstaltungen in den
meisten Verwaltungsgebietengeworden und in stetigem Aufschwünge begriffen.

In Ansehung dieses Umstandes erscheint es dem Ministerium für öffent¬
liche Arbeiten, in dessen Wirkungskreis die Einflußnahme aus diese Ausstellungen
nunmehr fällt, angemessen, auf Grund der gewonnenenErfahrungen jene
Direktiven zu erlassen, deren Befolgung im Interesse einer gedeihlichen Fort¬
entwicklung auf diesem Gebiete liegt und deren Beachtung auch bei
der Schlußfassung über Ansuchen um staatliche Sub¬
ventionierung der Lehrlingsarbeiten - Ausstellungen
von maßgeblicher Bedeutung sein wird.

Wenn auch bei der Veranstaltung der erwähnten Ausstellungen da und
dort gewisse Übelstände zutage getreten sind, so handelt es sich hiebei doch
nur um Ausfllhrungsmängel, die in Hinkunft leicht vermieden werden können
und die dem Werte der Einrichtung als solcher nicht Abbruch zu tun ver¬
mögen. Das Ministerium für öffentliche Arbeiten hält die Lehrlingsarbeiten-
Ausstellungen vielmehr für eine, wenn auch in manchen Richtungen reform¬
bedürftige, so doch jeglicher Förderung würdige und bewährte
Institution , deren Vorzüge mannigfacher Natur find.

Zunächst sind diese Ausstellungen gewiß geeignet, die Lehrlinge zu
tüchtigem Schaffen anzuspornen, Berufsfreudigkeit und Standesbewußtsein zu
heben, auf die Meisterlehre günstig einzuwirken und zwischen Meister und
Lehrling jenen engeren Kontakt herzustellen und ethisch zu vertiefen, an dem es
zum Schaden beider Teile oft mangelt. Die Lehrlingsarbeiten-Ausstcllungen,
insbesondere die Zentral-Ausstellungen geben aber auch den mit der Gewerbe¬
förderung befaßten staatlichen und sonstigen Faktoren von Zeit zu Zeit ein
interessantes Bild über den Stand der Meisterlehre und die Leistungsfähigkeit
des Handwerkes innerhalb bestimmter Gebiete und sie beinhalten häufig wert¬
volle Winke dafür, an welchen Orten und in welchen Gewerben mit anderen
gewerbesörderlichcnMaßnahmen, wie Meisterkursen, Maschinenüberlassungen
u. dgl. einzusetzen wäre. Auch das Verhältnis zwischen den Meistern und der
gewerblichen Fortbildungsschule wurde vielfach günstig beeinflußt und als ein
besonderer Vorzug der in der Regel sehr gut besuchten Lehrlingsarbeiten-
Ausstellungen kann es bezeichnet werden, daß das große Publikum dem Ver¬
ständnisse und der richtigen Bewertung der Werkstattkunst wieder nähergebracht
wird und zur Erkenntnis gelangt, daß das Handwerk bei Anpassung an die
Forderungen unserer Zeit noch immer und in erster Linie berufen und geeignet

ist, dem individuellen Kundenbedarfe qualitativ gerecht zu werden. Dieser Er¬
folg der Lehrlingsarbeilen-Ausstellungen bedeutet eine nicht zu unterschätzende
Popularisierungder Leistungen und Ziele der Gewerbeförderung.

Was nun die Grundsätze anlangt, welche in Hinkunft bei den erwähnten
Veranstaltungen tunlichst Anwendung finden sollen und die unter anderem auf
die Beseitigung einzelner zutagegetretener Unzukömmlichkeiten abzielen, so sei
nachstehendes bemerkt:

Die Lehrlingsarbeiten - Ausstellungen sollen z u-
nächst nur dort veranstaltet werden , wo aus eine gewisse,
einen Überblick über den Stand der Mei st erlehre in einem
bestimmten Territorium gestattende Anzahl von Teil¬
nehmern gerechnet werden kann:  hiebei wird auch in Hinkunft an
dem in H 3 der seinerzeit vom Handelsministeriumherausgegebenen„Bestim¬
mungen über die Veranstaltungenvon Lehrlingsarbeiten-Ausstellungen" auf-
gestellten Grundsätze festgehalten werden, wonach eine Subventionierungvon
Ausstellungen mit weniger als 30 Teilnehmern nicht in Aussicht genommen ist.

Ebenso sollen die lokalen Aus stellungen am selben
Orte beziehungsweise für dasselbe Territorium nicht
allzu rasch hintereinander veranstaltet werden;  derartige
Ausstellungen konkurrenzieren sich selbst, sie setzen das Interesse der Handwerker
und des Publikums herab, werden leicht zu Schablonen und es stehen die Ver-
anstaltungskosten häufig in einem Mißverhältnisse zu dem idealen Erfolge der
Ausstellung. Wenn an Orten beziehungsweise für Territorien, wo Lehrlings-
arbeiten-Ausstellungen lokaler Natur ständig stattfinden, alle drei Jahre an die
Veranstaltungderselben geschritten wird, so dürfte dies ausreichcn, und es ist
hiedurch doch jedem Lehrling die Möglichkeit geboten, sich im Verlaufe seiner
Lehrzeit an einer Ausstellung zu beteiligen.

Die Wahl der Arbeitsstücke ist noch immer hie und da
eine nicht entsprechende,  noch immer trifft man auf Ausstellungen,
wenn auch vereinzelt, Stücke, nach denen naturgemäß eine Nachfrage bei den
betreffenden Meistern nicht herrschen kann, die herzustcllen nicht Sache eines
Lehrlings ist, Künsteleien, Miniaturaussührungen, dann wieder sinnlose über¬
dimensionierte Schaustückeu s w. Eine einfache, die faktische Verwendung des
Lehrlings in der Werkstatt dartuende Arbeit und wenn es nur eine Rcparatur-
oder Vorrichtungsarbeit ist, hat mehr Werk, als Ausstellungsgegenstände der
vorgekennzeichneten Art, die auf jeden verständigen Besucher der Ausstellung den
beabsichtigten Eindruck ganz verfehlen werden. Hiebei wird neuerlich auf die zur
Ausgabe gelangten Aufgabcnverzeichniffe und deren fleißige Benützung hin¬
gewiesen.

Im Zusammenhänge damit muß die Forderung , daß der Lehrling
das Ausstellungsstück tatsächlich ohne fremde Beihilfe
Herste lll,  auf das nachdrücklichstebetont werden. Derartige mit Beihilfe
gearbeitete Stücke können eine ganze, sonst gute Ausstellung diskreditieren und
unter ihrer Einreihung leiden auch diejenigen Lehrlinge, welche wirklich nur
ihrer Hände Werk ausstellen, da ein sich dem Ausstellungsbesuche auf¬
drängender, begründeter Zweifel an der Provenienz eines Stückes nur allzu¬
leicht verallgemeinert wird. Derartigen Übelständen unnachsichtig entgegenzutreten,
ist Sache des Komitees und der Preisgerichte. Die Jury darf sich mit der laut
K II , Punkt 4 oberwähnter Bestimmungen vorgeschriebenen Erklärung des
Meisters, daß dem Lehrling bei der Herstellung der Arbeit von niemandem geholfen
wurde, nicht ohne weiteres abfinden, sie muß sich vielmehr gemäßZ 13 ibickmu die
Überzeugung  verschaffe», ob der Lehrling die Arbeit allein, ohne fremde
Beihilfe angeferligt hat. Die Berichte der in den„Bestimmungen" vorgesehenen
Überwachungskommissionbeziehungsweise einzelner Vertrauensmänner werden
dem Preisgerichte hiebei wesentliche Dienste leisten. War indes eine Überwachung
nicht tunlich oder hegt dieJury — da ja schließlich die Überwachungskommissionnicht
den ganzen Arbeitsprozeß überwachen kann— trotz des ihr vorliegenden Kontroll-
berichtes Zweifel darüber, ob der Lehrling die Arbeit ohne Beihilfe hergestellt
hat, so wird sie es auf eine Probe ankommen lassen müssen, die ja durchaus
nicht einer neuerlichen Herstellung des Stückes unter Aufsicht gleichzukommen,
sondern sich nur auf jenen Teil der Arbeit zu erstrecken braucht, durch den die
bestehenden Zweifel geweckt worden sind.

Das Ministerium für öffentliche Arbeiten legt
weiters den allergrößten Wert daraus , daß die Lehr¬
lingsarbeiten mit den Ausstellungen von Schüler¬
arbeiten der gewerblichen Fortbildungsschulen be¬
ziehungsweise mit jenen der Fortbildungsschulabtci-
lungen staatlicher gewerblicher Lehran st alten verbunden
werden.  Eine solche Verbindung, die bisher nur in vereinzelten Fällen
vorkommt, soll in Hinkunft zur Rege! werden. Beide Ausstellungskategorien
ergänzen sich in wertvollster Weise und werden vereint die Beurteilung des
Standes der Lehrlingsausbildung in erhöhtem Maße ermöglichen. Oft noch
bestehende Vorurteile der Meister gegen die schulmäßigen Einrichtungen werden
schwinden und der Erkenntnis weichen, wie groß der Anteil der Fortbildungs¬
schulen an der Lehrlingsausbildung ist, die Meister werden mancherlei Anregung
empfangen und umgekehrt werden die Werkstattarbeiten auch auf die mit dem
gewerblichen Unterrichte befaßten Faktoren befruchtend wirken und dem Unter¬
richte manche neue Wege und Ziele weisen. Selbstverständlich wird die Ver¬
bindung beider Arten von Ausstellungen umso wertvoller sein, je mehr Aus¬
stellungsobjekte durch die vom Aussteller vorgelegten, entsprechendenEntwürfe,
Werkzeichnungen, Zuschnitte, Verkaufspreiskalkulationen rc. ihre instruktive Er¬
gänzung finden. Die bisher gemäß Z 5, al. 3, der „Bestimmungen" vor¬
geschriebene Einholung der ministeriellen Genehmigungzur räumlichen Ber¬
einigung von Lehrlingsarbeiten-Ausstellungen mit Schülerarbeiten-Ausstellungen
der gewerblichen Fortbildungsschulen hat in Hinkunft gänzlich zu entfallen, es
wird vielmehr umgekehrt in Fällen, wo eine solche Verbindung nicht statthat,
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>m betreffenden Subventionsgesuche darzutun sein , aus welchen besonderen
Gründen vom oben aufgestellten Grundsätze abgcgangen wurde.

Anderseits erscheint es sehr wünschenswert , daß zu den Schülerarbeitcn-
Ausstellungen der Fortbildungsschulen , wenn auch am selben Orte und zur
selben Zeit nicht eine förmliche Lehrlingsarbeiten -Ausstellung stattfindet , doch
einzelne Lehrlinge Werkstattarbeiten mitbringen und neben ven Schularbeiten
ausstellen . Ein Zwang in dieser Richtung soll nicht ausgeübt werden , immerhin
werden aber die Ausstellungen der Fortbildungsschulen bei Beachtung dieser
Anregung eine sehr instruktive Ausgestaltung erfahren können , ohne daß deshalb
eine besondere Subventionierung nötig erscheint.

Die Lehrkräfte der Fortbildungsschulen werden
zur Mitwirkung bei den Lehrlings « rbeiten - Aus st el-
lungen und insbesondere als Jurorenhcranzuziehen
sein.  Sie sind geeignet , in letzterer Eigenschaft eine sehr nützliche und erfolg¬
reiche Tätigkeit zu entfalten , und ihr unbefangenes Urteil wird den anderen
Mitgliedern des Preisgerichtes häufig einen erwünschten Stützpunkt bieten.

DieBeteilung mit aus  B a r g e l d b e st eh  c n d en  Preisen
ist unbedingt zu vermeiden,  im übrigen werden die diesfälligen
Direktiven des Z 17 der „ Bestimmungen " auch weiterhin zu beachten sein ; als
eine Anregung wäre in Erwägung zu ziehen , den mit ersten und zweiten
Preisen ausgezeichneten Lehrlingen bei lokalen Ausstellungen — statt der Be-
teilung mit den üblichen Preisen — den Besuch einer benachbarten größeren
Stadt mit sehenswerten und dem Lehrling Anregung und Belehrung bietenden
Etablissements unter entsprechender Führung zu ermöglichen , wobei das Komitee
für die freie Fahrt und Beköstigung , sowie für ein paffendes Vergnügen der
Teilnehmer auszukommen hätte.

Es ist ausgefallen , daß bei einzelnen Ausstellungen
eine übergroße Zahl von Preisen zur Verteilung ge¬
langt,  was die Vermutung nahelegt , daß bei der Preiszuerkennung hie und
da ein nicht genügend rigoroser Maßstab angelegt wird . Wenn die Juroren
sich auch vor Augen halten müssen , daß es sich eben um L eh r l i n g s arbeiten
handelt , so soll es doch unbedingt vermieden werden , in Konstruktion und Aus¬
fertigung minderwertige Stücke nur deshalb zu prämiieren , weil cs in der
Ausstellung eben noch minderwertigere Objekte gibt . Nicht relativ gute , sondern
nur absolut gute Arbeiten sollen anerkannt und gekennzeichnet werden . Es ist
daher auch verfehlt , wenn ein Ausstellungs -Komitee von vornherein fix be¬
stimmt und bekanntgibt , wie viele erste und wie viele zweite Preise zur Ver¬
teilung gelangen sollen : ebenso verfehlt , wie wenn der Lehrkörper einer Unter¬
richtsanstalt von vornherein sich darüber einigen würde , wie viele Vorzugs-
schüler in einer Klasse sein werden . Durch diese vorherige Fixierung der Anzahl
der Preise , beziehungsweise durch deren Bekanntgabe wird das Preisgericht
immer schon beeinflußt und es erachtet sich dann nur allzuleicht für gebunden,
die Preise zuzucrkennen , wenn cs vielleicht auch an durchaus würdigen Preis¬
trägern fehlt . Dies hindert nicht , daß die Ausstellungs -Komitees in ihren
internen Vorbereitungen einen approximativen Betrag für Preise auswerfen
und dessen Höhe bei der Einbringung des Subventionsgesuches in Kalkül
ziehen.

Bisher waren auf den zentralen Lehrlingsarbcitcn -Ausstellungcn nur die
mit ersten Preisen ausgezeichneten Stücke der lokalen Ausstellung vereint.
Diese Aufgabe der Preisgerichte zentraler Ausstellungen ist cs nun nicht etwa
nur , unter den erst prämiierten Stücken der Lokalausstellungen wieder eine
Prämiierungsauswahl zu treffen , sondern auch eine tunlichst gleichartige Be¬
urteilung und Preiszuerkennung bei den lokalen Ausstellungen anzuhahucn und
die Veranstalter derselben aus etwaige Mängel der Beurteilung aufmerksam zu
machen . Es kann nun Vorkommen , daß bei einer stark beschickten Lokal-Aus¬
stellung eben wegen der großen Anzahl der Objekte ein Stück nur den zweiten
Preis erhält , während bei einer anderen Lokal -Ausstellung ein minder gut
gearbeitetes Projekt mit dem ersten Preise prämiiert wird . Dieses Objekt kommt
nun in die Zentral -Ausstellung , das weit bessere Stück der anderen Aus¬
stellung , findet aber dort nur aus dem Grunde keinen Zulaß , weil es nicht
den ersten Preis erhielt . Diese Unzukömmlichkeit kann vermieden werden , wenn
auch die mit zweiten Preisen dotierten Objekte der Lokal-Ausstellungen auf
die Zentral -Ausstellung geschickt werden . Wenn also die Meister ein dicsfälliges
Ansuchen stellen oder wenn sich das Komitee in Würdigung der vorstehenden
Erörterungen hiezu sonst bestimmt findet , so obwaltet vom hier-
ortigen Standpunkte gegen die Einbeziehung der mit
zweiten Preisen ausgezeichneten Stücke indieZentral-
Ausstellungen kein Bedenken,  allerdings muß dies dann für alle
in der Zentral -Ausstellung vertretenen lokalen Ausstellungen gelten.

Damit die Aufgabe der Juroren der Zentral -Ausstellung erleichtert
und ihnen ein brauchbarer Beurteilungsmaßstab an die Hand gegeben wird,
beabsichtigt das Ministerium für öffentliche Arbeiten Schritte einzuleiten , daß
durch das Gewerbesörderungsamt eine Musterkollektion preis¬
gekrönter und wirklich preiswerter Lehrlingsarbeiten
zusammengestellt wird , welche Kollektion dann als Wanderausstellung
bei Zentral -Ausstellungen und eventuell auch bei in großem Stile angelegten
Lokalausstellungen exponiert werden soll.

Auf den Lehrlingsarbeiten -Ausstellungen sind schon jetzt öfters G e-
sellenstücke  zu sehen , eine Einführung , die nur sachförderlich ist und gegen
die eine Einwendung umsoweniger erhoben werden kann , als ja Gesellenstücke
unter besonderer Kontrolle gearbeitet sind und den in der Ausbildung des be¬
treffenden Lehrlings erreichten Endcrfolg darstellen . Mit der Zeit wird cs wohl
auch möglich sein, mit der Veranstaltung spezieller Ausstellungen von Gesellen-
stückm vorzugehen . Das Ministerium für öffentliche Arbeiten behält sich vor , in
dieser Hinsicht mit dem k. k. Handelsministerium das Einvernehmen zu Pflegen,
was aber wohl erst dann am Platze sein wird , wenn sich die bezüglichen Be¬
stimmungen der neuen Gewerbeordnung allgemeiner eingelebt haben werden.

Eine Neuauflage der mehrerwähnten „Bestim-
m ungen " hat das Ministerium für öffentliche Arbeiten
dermalen nicht im Auge , dieselben bleiben also mit den
obigen Abänderungen in Kraft.  Bei diesem Anlasse sei bemerkt,
daß das Ministerium für öffentliche Arbeiten auch auf die B e o b a ch tu n g
der formalen Vorschriften  dieser „Bestimmungen " Wert legen muß.
Wenn auch bisher in manchen Fällen über Außerachtlassungen minder wesent¬
licher Einzelvorschriftcn hinweggegangen wurde und wenn auch in Hinkunft
die Form nicht über die Sache gestellt werden wird , so liegt es doa- im Inter¬
esse einer geregelten Administration der Agende und somit auch >m Interesse
der Veranstalter von Lehrlingsarbciten -Ausstellungen selbst, wenn sich dieselben
tunlichst mit den „Bestimmungen " in die Regel setzen.

Das Ministerium für öffentliche Arbeiten gewärtigt in Absicht auf eine
gedeihliche Gestaltung des besprochenen Gewerbeförderungsmittels eine ver¬
ständnisvolle Beachtung der vorstehenden Direktiven und behält sich vor , sich
hievon durch Besichtigung einer Anzahl von Aus st ell ungen
durch hierortige Organe  die Überzeugung zu verschaffen.

Hievon werden die städtischen Ämter , die Genossenschaften , die Genossen-
- schaftsverbände , Gewerbevereine , sowie die Genossenschaftskommiffäre in Kenntnis

gesetzt.

10 .

Ehesähigkeits -Zeugnisse für russische  Staats¬
angehörige.

Rundschreiben der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 5. März
1910 , Z . IIl -869 , M . Abt . XVI , 2977/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 26 ) :

Mit Beziehung aus den mit dem h. o. Erlasse vom 12 . September 1898,
Z . 83544 *), bekanntgegebeuen Erlaß des Ministeriums des Innern vom
31 . August 1898 , Z . 20287 , betreffend die von russischen Staatsangehörigen
außerhalb Rußlands geschlossenen Ehen , hat das genannte Ministerium mit
dem Erlasse vom 17 . Februar 1910 , Z . 28005 aus 1907 , eröffnet , daß nach
einer im diplomatischen Wege eingeholten neueren Auskunft der kaiserlich
russischen Regierung die in Österreich zu einer Ehe schreitenden russischen Staats¬
angehörigen nunmehr in der Lage sind , im Sinne des Hofkanzleidekretes vom
22 . Dezember 1814 , Pol . Ges . Slg . Band 42 , Nr . 108 , das Zeugnis einer
heimatlichen Behörde des Inhaltes beizubringen , daß die beabsichtigte Ehe nicht
in Widerspruch mit den russischen Gesetzen sei.

Zur Ausstellung dieser Ehefähigkeitszeugnisse sind nunmehr dieselben
Funktionäre ermächtigt und berufen , welche den in Deutschland eine Ehe ein¬
gehenden Russen das bezügliche Zertifikat ausstellen , nämlich:

Für Angehörige des orthodoxen (griechisch-katholischen ) oder des evange¬
lischen Bekenntnisses der Gemeindegeistliche des Wohnortes oder des letzten
russischen Wohnortes des Verlobten , für Angehörige des römisch -katholischen
Bekenntnisses die Polizeibehörde dieses Ortes,

für Israeliten der Rabbiner dieses Ortes , dessen Unterschrift durch die
Polizeibehörde zu beglaubigen ist,

für Mohammedaner der Religionsdiener dieses Ortes , dessen Unterschrift
durch die Polizeibehörde zu beglaubigen ist.

11 .
Fahrordnung für die Mühlgasse im IV . Bezirke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 5. März 1910,
M . Abt . IV , 2003/09:

Auf Grund des H 100 des Gemeindcstatutes für Wien vom 24 . März
1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . >7, wird die Durchfahrt von Fuhrwerk durch die
Mühlgasse im IV . Bezirke hiemit untersagt . Ausgenommen von diesem Verbote
ist das vom und zum Naschmarkte verkehrende Marktfuhrwerk.

Übertretungen dieses Verbotes werden nach ZZ 100 und 101 des obigen
Gemcindestatutes mit Geldstrafen bis zum Betrage von 400 L oder mit Arrest
bis zu 14 Tagen geahndet.

12 .

Prüfung der Borschreibungen nach der Verordnnng
vom 3 . Februar ISltt , R . G . Bl . Nr . 28 , über de»

militärischen Unterhaltsbeitrag . — Vorschrift.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10 . März 1910,

Z . 11- 1058 , M . Abt . XVI , 3127 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 27 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom
4 . März 1910 , Nr . LIV - 198 , im Einvernehmen mit dem k. k. Finanz¬
ministerium und dem k. k. Ministerium des Innern folgendes eröffnet:

*) Mag . Vdg. Bl . sx >898, Nr . X, Seit - lll.
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Auf Fehler , welche bei der Prüfung der Kassaanweisungcn nach dem
XI . Hauptstücke , Punkte 6 und 7 der Provisorischen Direktiven zur Durchführung
des Gesetzes vom 21 . Juli 1908 , R . G . Bl . Nr . 141 , bezw . bei der Prüfung
der Vorschreibungen nach der Verordnung vom 3 . Februar 1910 , R . G . Bl.
Nr . 28 , „Zu 88 7 und 8 : 34 " von den Rechnungsdepartements der politi¬
schen Landesstellen erhoben werden , ist jedenfalls Rücksicht zu nehmen und es
sind hiebei sich ergebende Mehrauszahlungen zu beanständen , bezw . die unge¬
bührlich angewiesenen und ausbezahlten Beträge von den an der fehlerhaften
Bemessung schuldtragenden Funktionären einzubringen , da die Beamten der
Verwaltungsbehörden , denen die bestehenden Vorschriften die Haftung für die
Geschäftserledigungcn aufcrlegcn , zur ungeteilten Hand für die nachteiligen
Folgen einer Anweisung zu haften haben , zu deren Veranlassung die vor¬
schriftsmäßigen Bedingungen nicht erfüllt waren.

Eine Rückforderung des Mehrbetrages von der Partei ist durch die Be¬
stimmung des § 8 , zweiter Absatz lex . cit ., ausgeschlossen.

1».
Regelung des Fuhrwerksverkehres im HX . Bezirke,

Probusgasse.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 10 . März 1910,

M . Abt . IV , 2909/09:
Auf Grund des 8 109 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März

1910 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird der Verkehr durch die Probusgasse im
XIX . Bezirke nur in der Richtung von der Armbrustergasse zum Pfarrplatz
gestattet , in der umgekehrten Richtung jedoch untersagt.

Übertretungen dieser Anordnung werden nach 88 100 und 101 des
obigen Gcmcindestatutcs mit Geldstrafen bis zum Betrage von 400 X oder
mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

14 .

Erhöhung der Berpslegstaxe im allgemeine » öffent¬
lichen Krankeuhause in Stockerau.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtum
Österreich unter der Enns vom 15 . März , Z . VI -718/3,
L.-G .- und V .-Bl . Nr . 77 (M . Abt . X 2219/10 ) :

Der niederöstcrreichische Landes -Ausschuß hat im Einvernehmen mit der
k. k. niederösterrcichischcn Stalthaltcrei die für das allgemeine öffentliche Kranken¬
haus in Stockerau festgesetzte allgemeine Berpslegstaxe von 1 X 60 ü auf 2 L
Per Kopf und Tag erhöht.

Diese Verfügung tritt mit 1. April 1910 in Kraft.
Dies wird hicmit zu allgemeinen Kenntnis gebracht.

IS.

Wanderbctrieb für Zuschueide - nnd Nähkurse.
Statthalterei -Erlaß vom 15 . März 1910 , Z . 1X-870,

M . Abt . XVII , 2104/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr .33 ) :
Über die an den Wiener Magistrat gerichtete Zuschrift des kais. deutschen

Konsulates vom 16 . Dezember 1909 , I . Nr . 8996 , betreffend die beabsichtigte
Ausdehnung des WanderbetrieLes für Zuschneide - und Nähkurse seitens der
Modenakademie „Union " in München auf Österreich -Ungarn beehrt sich die
k. k. n .-ö. Statthalterei mitzuteilen , daß das k. k. Ministerium für Kultus und
Unterricht mit dem Erlasse vom 2. Mai 1904 , Z . II247 , eröffnet hat , daß die
Genehmigung einer derartigen Form des Unterrichtes , abgesehen von den
Schwierigkeiten der Überwachung und Beaufsichtigung , auch mit den ein¬
schlägigen Bestimmungen des provisorischen Gesetzes über den Privatunterricht
kais. Vdg . vom 27 . Juni 1850 , R .-G .-Bl . Nr . 309 ) unvereinbar erscheint.

Der Modenakademie bliebe es unbenommen , die erforderliche Bewilligung
zur Abhaltung derartiger Unterrichtskurse für bestimmte Orte und
Zeiträume  von Fall zu Fall bei der zuständigen Landesstelle zu erwirken.

(Siehe auch Normalien -Sammlung für den Politischen Verwaltungs¬
dienst Nr . 6290 .)

1«.
Rechtsmittelverfahren nach 8 75 des Pensions

versichernngsgesetzes.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 16 . März 1910,

Z . IV-2834 , M . D . 1097/10 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 25 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom 3. März 1910
Z . 33619/09 , aus Anlaß vorgekommener Zweifel über das Rechtsmittelver-
sahren »ach 8 75 des Gesetzes vom 16. Dezember 1906 , R . G . Bl . Nr . 1,
ex 1907 , betreffend die Pensionsversicherung der in privaten Diensten und
einiger in öffentlichen Diensten Angestellten hieher Folgendes eröffnet:

1. Gesetzliche Einbringungsstelle für die im 8 75 , Absatz 4 P . V . G . be-
zeichneten Rechtsmittel gegen Anstaltsbescheide ist die politische Landesbehörde.

2 . Gegen Bescheide über die Einreihung in die Gehaltsklaffen ist nach
8 75 , Absatz 3 P . V . G . der Einspruch bei der politischen Bezirksbehörde zu
erheben . Hiebei begründet es keinen Unterschied , ob die Einreihung wegen der
Bewertung der Naturalbezüge (8 9, Absatz 4) oder aus anderen Gründen an-
gefochten wird.

3 . In Fällen , in welchen einer Partei aus der einem Anstaltsbescheide
beigegebcnen unrichtigen Rechtsmittelbelehrung ein Nachteil erwächst , wird der
Anstaltsbcscheid im Hinblicke auf die Bestimmung des Artikels 54 , Z . 5 der
Ministerialverordnung vom 22 . Februar 1908 , R . G . Bl . Nr . 42 , unter analoger
Anwendung der Bestimmungen des Gesetzes vom 12 . Mai 1896 , R . G . Bl.
Nr . 101 , zu beheben sein.

In diesem Zusammenhänge wird die k. k. Statthalterei darauf aufmerksam
gemacht , daß nach 8 90 , Absatz 2 des Pcnsionsversicherungsgesetzes Rekurs¬
fristen , die nach Wochen bestimmt , vom Zustcllungstage selbst — nicht erst vom
Tage nach der Zustellung — in der Art zu berechnen sind , daß die Frist mit
dem Ablaufe desjenigen Tages der letzten Woche endet , der seiner Benennung
nach dem Zustcllungstage entspricht . Die Anordnung , eine solche Frist von dem
dem Zustellungstage nachfolgenden Tage an zu rechnen , ist unrichtig.

17 .
Aktivierung eines k. u . k. Konsulates in Winnipeg.

Rund -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 17 . März 1910,
Z . IX - 1285 (M . Abt . XXII , 1063 ) :

Laut einer Mitteilung des k. k. Ministeriums des Äußern ist in Winnipeg
(Canada ) ein k. u . k. effektives Konsulat neu errichtet und mit dem 18 . Februar
1910 aktiviert worden.

Das k. u . k. Konsulat in Winnipeg umfaßt als Amtssprengel die Gebiete
Manitoba , Alberta , Assiniboia , Saskatchewan und British Columbia des
Cominion of Canada , welche Gebiete mit dem bezeichneten Tage aus dem
Amtssprengcl des k. u . k. General -Konsulates in Montreal ausschieden.

18 .

Wehrbegünstignng für im Anstande befindliche
Theologen.

Rund -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 22 . März
1910 , Z . II 589 , M . Abt . XVI , 3598/10 (Nvrmalienblatt des
Magistrates Nr . 36 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom
31 . Jänner 1910 , Nr . Xli - 1153/1909 , in teilweiscr Abänderung des Punktes 2
des Ministerial -Erlasscs vom 30 . November 1906 , Departement XIV , Nr . 452
(h. o. Erlaß vom 10 . Dezember 1906 , Z . 11-3284 , N . S . Nr . 6090 ), ein-
vernehmlich mit dem k. u . k. Rcichs -Kriegsministcrium folgendes augeordnet:

Die Entscheidung Uber Begünstigungsansprüchc nach 8 31 Wehrgcsetz der
im Anslande befindlichen Theologen bleibt nach 8 45 : 4 Wehrvorschriften
I . Teil der cinvernchmlich mit dem Relchs -Kricgsministerium z» treffenden Ent¬
scheidung des Ministeriums für Landesverteidigung auch dann Vorbehalten,
wenn von dem betreffenden Theologen gleichzeitig das Ansuchen um Enthebung
vom Erscheinen vor der Stellungs -Kommission gestellt wird.

Die Entscheidung der Ministcrial -Jnstanz wird sich jedoch in derartigen
Fällen auf die Frage der Anerkennung , beziehungsweise des Fortbestandes der
Begünstigung des 8 31 , Wehrgcsetz , beschränken , während die Entscheidung über
das Ansuchen um Enthebung von der Stellung nnd die übrigen im 8 3 der
Beilage V zu 8 108 , Wehrvorschriften I . Teil vorgesehenen Einleitungen von
der politischen Landesstelle zu treffen sind.

Dieser Erlaß ist bei 8 45 : 4 , Wehrvorschriften I . Teil und 8 3 der
Beilage V zu 8 108 , Wehrvorschriftcn I . Teil vorzumerken.

An die k. u . k. Vertretungsbehördcn und die militärischen Ergänzungs¬
behörden II . Instanz ergeht seitens der berufenen Zentralstellen die entsprechende
Verständigung.

IS.

Anwerbung zur Auswanderung.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . März

1910 , Z . 11- 1223/4 , M . Abt . XVI , 3786:
Das Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom II . März 1910,

Z . 14188 , eröffnet , daß einzelne größere Auswandererbeförderungsagenturen
des Auslandes , darunter namentlich F . Mißler  in Bremen und M . G.
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Freudberg in Antwerpen eine besonders gefährliche Art der Aus¬
wanderungspropaganda anwenden , indem sie sich brieflich an Gemeinde¬
funktionäre und Seelsorger in Landgemeinden mit dem Ersuchen wenden , den
Einfluß und das Vertrauen , das diese unter der Bevölkerung genießen , dafür
cinzusetzen , daß die Auswanderungslustige » in der Gemeinde sich gegebenenfalles
der Vermittlung der betreffenden Agentur bedienen ; zugleich wird den Adressaten
für die tatsächliche Zuweisung von Auswanderern an die Agentur teils in
offener Weise durch Zusicherung einer bestimmten Provision Per Kopf der Aus¬
wanderer , teils in verhüllter Weise materieller Gewinn in Aussicht gestellt.

Nach Weisung des Ministeriums sind die Gemeinden und Pfarrämter
jener Bezirke , in welchen eine Auswanderungspropaganda der erwähnten Art
etwa bereits in Erscheinung getreten ist oder überhaupt die Wanderung nach
überseeischen Ländern sich nicht auf seltene Fälle beschränkt , darauf aufmerksam
zu machen , daß vor Answandereragenturen , die mit solchen Mitteln arbeiten,
wegen ihres skrupellosen Vorgehens gegenüber den Auswanderern nicht genug
gewarnt werden kann und daß jede Förderung dieser Agenturen durch unbefugte
Geschäftsvermittlung nach Maßgabe des Gesetzes vom 21 . Jänner 1897,
R .-G .-Bl . Nr . 27 , strasgerichtlich verfolgbar ist.

2«.
Abänderung der Verpflegsgedühre » im allgemeinen

öffentlichen Krankenhause in Mistelbach.
Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtume

Österreich unter der Enns vom 26 . März 1910 , Z . VI -154/17,
L.-G .- und V .-Bl . Nr . 80 (M . Abt . X , 2527/10 ) :

Der niederösterreichische Landes -Ausschuß hat im Einvernehmen mit der
k. k. niederösterreichischen Statthalterei die für das allgemeine öffentliche Kranken¬
haus in Mistelbach festgesetzten und mit Statthalterci -Kundmachung vom
10 . November 1909 , Z . VI -4337/11 , L.-G .- und B .-Bl . Nr . 120 , verlautbarten
Berpflegsgebühren dahin abgeändert , daß eine mittlere (II .) Klasse mit dem
Verpflegskostenbetrage von 3 L für den Kopf und den Tag eingeführt wurde.

Die höchste (1.) Klasse mit dem Verpflegskostenbetrage von 5 X und die
niederste (jetzt III .) Klasse mit dem Verpflegskostenbetrage von 2 X für den
Kopf und den Tag bleiben unverändert.

Diese Verfügung tritt mit 1. April 1910 in Kraft.
Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht.

S1.

Notifizierung der Unterbringung Geisteskranker in
niederländischen und reichsdentsche », beziehungsweise

österreichischen Anstalten.
Rund -Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 28 . März

1910 , Z . VI -1264/5 , M . Abt . X, 3022/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 35 ) :

Im Rachhange zum h. v. Rund -Erlasse vom 28 . Februar >910 , Z . VI-
1264 wird mitgeteilt , daß der n . ö. Landesausschuß im Interesse einer möglichst
gleichartigen Behandlung aller hieher gehörigen Fälle verfügt hat , daß die
Anzeigen der n . ö. Landesanstalten (s. Absatz 5) nicht durch ihn , sondern eben¬
falls im Wege der zuständigen politischen Behörden I . Instanz der Statt¬
halterei zuzugehen haben , und daß auch bereits sämtliche n . ö. Landes -Heil-
und Pflegeanstalten für Geistes - und Nervenkranke in diesem Sinne ange¬
wiesen wurden .*)

SS

Änderung der Sprengel der Bezirks -Polizei-
kommisiariate Leopoldstadt und Brigittenau.
Note der k. k. Polizei -Direktion in Wien vom 28 . März

1910 , Pr . Z . 848/1 , M . Abt . XXII , 1164/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 31 ) :

Mit der Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtume Österreich
unter der Enns vom 5. März 1910 , Z . VII - 1586/6 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 75
werden das bisher im Kommissariatsbezirke Leopoldstadt liegende Gebiet des
Nordwestbahnhofes sowie der durch die Nordbahnstraße , Dresdnerstraße , Jnn-
straße und Rebhangasse begrenzte Häuserblock dem Kommissariate Brigittenau
zugewiesen und es fallen nunmehr bezüglich dieses Bezirksteiles die Grenzen
der Polizeibezirkc Leopoldstadt und Brigittenau mit den Grenzen der Gemeinde¬
bezirke II und XX so wie diese in den Gesetzen vom 24 . März 1900 , L.-G .-
und B .-Bl . Nr . 17 , und vom 28 . Dezember 1904 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 1
er 1905 festgesetzt sind , zusammen .^

Diese Kundmachung tritt mit 1. April 1910 in Kraft.
Hievon wird mit dem Beifügen die Mitteilung gemacht , daß mit diesem

Zeitpunkte gleichzeitig die der neuen Grenzbestimmung entsprechenden polizei¬
lichen Maßnahmen zur Durchführung gelangen werden.

SS.
Änderungen der Bermeffungsbezirke.

Kundmachung der n .-ö. Finanz - Landes - Direktion vom
29 . März 1910 , Z . 1II-311/4 , betreffend die Neuerrichtung der
Bermeffungsbezirke Purkersdorf und Laa a . d. Thaya und die
Änderung im Umfange der Vermessungsbezirke Wien I —IV,
Herzogenburg , Feldsberg und Mistelbach (M . Abt . XXII , 1206 ) :

Das k. k. Finanzministerium hat mit dem Erlasse vom 2. März 1910,
Z . 15298 , die Nenerrichtnng eines die Gemeinden der Stenerbezirke Purkers¬
dorf , Klosterneuburg und Neulengbach umfassenden Vermessnngsbezirkes mit
dem Sitze der k. k. Evidenzhaltung des Grundsteuerkatasters in Purkersdorf
und eines die Gemeinden des Steuerbezirkes Laa a . d. Thaya umfassenden
Bermessungsbezirkes mit dem Sitze der k. k. Evidenzhaltung des Grundsteuer-
kataslers in Laa a. d. Thaya angeordnet.

Die Aktivierung dieser Bermeffungsbezirke erfolgt mit 15. Mai 1910.
Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt im Umfange der Vermessungsbezirke

Wien I —IV , Herzogenburg , Feldsberg und Mistelbach eine Änderung derart
ein , daß der Vermessungsbezirk I —IV nur das Gebiet der k. k. Reichshaupt-
und Residenzstadt Wien , der Vermeffungsbezirk Herzogenburg nur die Stener¬
bezirke Herzogenburg und Atzenbrugg , der Vermeffungsbezirk Feldsberg nur
die Steuerbezirke Feldsberg und Poysdorf und der Vermessungsbezirk Mistel¬
bach nur den Vermeffungsbezirk Mistelbach umfassen wird.

S4.
Gift -Berfchleitz.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den III . Bezirk
vom 1. April 1910 , M . B . A . III , 75722/09:

Auf Grund der gepflogenen Erhebungen wird dem Gustav Sima  die
Konzession zum Verschleiße von Giften im Sinne des Z 15 , Punkt 14 G .-O.
im Standorte III ., Fasangasse 18 , erteilt.

Diese Konzession wurde in das Gewerberegister unter Nr . 2228 II, M . B.
A. III eingetragen und für die Besteuerung der bereits bestehende Erwerb¬
steuer -Konto Z . 11174/3 , angewiesen.

*
*

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den III . Bezirk
vom 5. April 1910 , Bk. B . A. III , 66275/09 :

Auf Grund der gepflogenen Erhebungen erteilt das magistratische Bezirks¬
amt für den III . Bezirk dem Herrn Alfred Voigt,  Alleininhaber der Firma
Josef Voigt L Komp ., die Konzession znr Darstellung von Giften und zur
Zubereitung der znr arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe und Prä¬
parate , sowie zum Verkaufe von beiden , insofern dies nicht ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist und zum Verschleiße von künstlichen Mineralwässern
im Standorte III . Bezirk , Göllnergasse 12 , iin Sinne der Bestimmungen des
Z 15 , Punkt 14 der Gewerbeordnung.

* *
*

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VIII . Bezirk
vom 26 . März 1910 , M . B . A. VIII - 1774/10:

Das magistratische Bezirksamt für den VIII . Bezirk findet dem Herrn
Franz May die angesuchte Konzession zum Verkaufe von Giften und zum
Großhandel mit Drogen und chemischen Präparaten , welche ausschließlich zu
Heilzwecken Verwendung finden , mir Ausschluß jedes Kleinhandels und mit
Ausschluß der Heilsera mit dem Standorte VIII ., Josefstädterstraße 82 , zu
verleihen

Bei der Ausübung dieser Konzession sind m , eder Beziehung die be¬
bestehenden gewerblichen Vorschriften , die Bestimmungen der Ministenal -Verord-
nungen vom 21 . April 1878 , R .-G .-Bl . 60 und vom 2. Jänner 1886,
R .-G .-Bl . 10 , betreffend den Verkehr mit Giften und gifthältigen Drogen und
der Ministerialverordnungen vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . 152 undy Siehe Amtsblatt Nr . SS ex lglv , „Gesetze-c." III , S, Seite gl.



37Amtsblatt der k. k. Rcichshaupt - und Residenzstadt Wien. — Nr . 34 , 20 . April 1910.

vom 17 . Juni 1886 , R .-G .-Bl . 97 , betreffend die Abgrenzung der Bc-
rcchiigung der Apotheker gegenüber den Materialwarenhaudlungcn genau zu
beobachten.

Imprägnierte und sterilisierte Verbandstoffe dürfen nur in Original¬
verpackung mit der Signatur des Erzeugers , der genauen Bezeichnung und der
Angabe des Gehaltes an wirksamen Stoffen in Prozenten in Verkehr gebracht
weiden und müssen dieselben in staubdichten Kästen vor Verunreinigung ge¬
schützt aufbewahrt werden.

Diese Konzession wurde in, hierämtlichen Gcwcrbercgistcr unter der
Zahl 1159 X , M . B . A. VIII , eingetragen , für die Erwerbsteucrbcmessung
wurde die Kat .-Z 15061/8 vergeben.

* »

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XIII . Bezirk
vom 7. April 1910 , M . B A. XIII , 56615/09:

Laut Erlasses des magistratischen Bezirksamtes für den XIII . Bezirk vom
7. April 1910 , M . B . A . XIII , 56615/09 , wurde dem Ludwig Bauer  auf
Grund des K 15 , Punkt 14 der Gewerbeordnung die angesuchtc Konzession zum
Verkaufe von Giften und von medikamentös imprägnicitcn Verbandstoffen mit
dem Standorte in Wien , XIII . Bezirk , Hüttcldorfcrstraße 18 , erteilt.

Beim Verkaufe von Giften sind die ' bestehenden Normen , insbesondere die
Ministcrinlverordnungen vom 2l . April 1876 , N .-G .-Bl . Nr . 60 und vom
2 . Jänner 1886 , N .-G .-Bl . Nr . 10 , sowie die gcwerbcpolizcilichcn Vorschriften
genau zu beobachten.

Die Verbandstoffe dürfen nur in Originalpackung abgegeben werden und
sind gegen Verstaubung und Verunreinigung geschützt aufzubewahreu.

Diese Konzession wurde im Gewcrbercgistcr unter der Z . 1455 X,
M . B . A . XIII , eingetragen , für die Erwerbstcuerbemcssung wurde die Kat .-
Z . >9630/13 vergeben.

25 .

Erhöhung der Verpflegstaxe in den neuen Wiener
k. k. Krankenanstalten.

Rund -Erlaß der k. k. u .-ö. Statthaltcrei vom 8. April
1910 , Z . VIII -1284 -3 (M . Abt . XVIII , 2853/10 ) :

Durch die stetige Steigerung der Preise der Lebensmittel und der sonstigen
für den Spitalsbeliicb in Betracht kouimcndcn Bedarfsartikel sicht sich die
Statthaltcrei gezwungen , vom 1. Juli 1910 angcfangcn die Tax , für die Ver¬
pflegung und Behandlung von Kranken nach der III . Klasse in den neuen
Wiener k. k. Krankenanstalten mit 3 X 20 ü für den Kopf und Tag sest-
zusctzen und wird eine dicsi ällige hier amtliche Kundmachung im L.-G .- u . V .-Bl.
für Nicderösterrcich erscheinen.

II. UormlllivbkstimmumM.
ZllaiMat:

2«.
Bczirksinntsinstruktion für die Bearbeitung von

Berpflegskostenaktcn.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 21 . März

1910 , M . D . 545/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 23 ) :
Die Einbringung der Kosten für die Verpflegung erkrankter Personen in

öffentlichen  Krankenhäusern (auch Irren -, Gebär - und Findelaustaltcn)
erfolgt auf Grund privatrechtlicher  und ö ff  c n t l i ch r c ch t I i ch er
Bestimmungen.

I . Auf Grund p r i v a t r e ch t l i ch c r Bestimmungen.

Hier kommen alle nach den Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches zahlungspflichtigen Personen in Betracht . Dazu gehören : die
alimcntationspfüchtigen Personen , also Aszendenten , Deszendenten , der Gatte,
ferner jene Personen , welche auf Grund eines richterlichen Urtciles als
zahlungspslichtig erkannt wurden , z. B . durch ein im Adhäsiousverfahren er-
slofscncs Urteil , wenn also der Strafrichter den 4 als au einer Verletzung
des II schuldtragcnd und ihn gleichzeitig als schadenersatzpflichtig erkannt hat.

Der Zahlungspflichtige wird in allen diesen Fällen bloß aufgcfordcrt , zu
zahlen , widrigcns die Intervention des Gerichtes in Anspruch genommen
würde (Drucksorte 4 ) .

Wenn der Zahlungspflichtige dieser Aufforderung nicht entspricht , so wird
der Akt an den Herrn Bczirksvorsteh .r behufs Erhebung seiner Erwerbs - und
Vcrmögcnsverhältnisse geleitet . Mit den gepflogenen Erhebungen , beziehungs¬
weise unter Anschluß des vom Herrn Vorsteher ausgefüllten Armutszeugnisses
geht der Akt an die Spitalsverwaltung retour , ( 'bezüglich dieser Armutszeugnisse
siche Norm .-Blatt 91 er 1906 .) (Druckforte ö .)

Hiemit ist in solchen Fällen die Intervention des Bezirksamtes vollendet.
(Diag . Abt . XI 8907 «r 1907 , abgcdruckt in den Blättern für das Armcn-
wesen der Stadt Wien , Nr . 65 er 1907 , VI . Jahrgang , pa ^ . 98 und 99 .)

II . Ö f f e n t l i ch r e ch t l i ch e r Titel.

Hier kommen in Betracht:
s ) der Verpflichtete selbst,
i>) der Dienstgcbcr,
o) eine Krankcnkassa auf Grund des Gesetzes vom 30 . März 1888 , R . G

Bl . 33 , oder auf Grund des Z 121 der Gewerbeordnung,
ä ) der Landcsausschuß , beziehungsweise Ungarn.

4ck s ). Mit dem E >lasse des k. k. Ministeriums des Innern vom 30 . Ok¬
tober 1906 , Z . 37903 (Statthalterei -Erlaß vom 15 . Februar 1907 , Z . IV-
6671/10 , Mag . Z . L907/XI , enthalten in den Blättern für Armenwcscn 1907
Seite 98 und 99 ), wird ausgesprochen , daß das Verhältnis des Verpflegten zur
Krankenanstalt öffentlichrechtlichen Charakters ist, indem sich bei der Ausnahme,
und Verpflegung in einer öffentlichen Krankenanstalt ein Akt der öffentlichen
Verwaltung vollzieht , der den Zweck verfolgt , die öffentliche Gesundheitspflege
nach Maßgabe des Erfordernisses der öffentlichen Rücksichten zu handhaben.

Durch diesen Erlaß erscheinen die widersprechenden Bestimmungen der
früheren Vorschriften , Normalcrlässe vom 31 . Juli 190 >, M . Z . 62062
(Verordnungsblatt ox 1901 , Seite 89 ) , Absatz 10 , ferner Normalerlaß vom
2. Jänner >902 , M . D . Z . 3621 (Normalicnblatt Nr . 2), außer Kraft gesetzt.

Es habe » demnach die magistratischen Bezirksämter , wenn sie von
Krankenanstalten um Einhcbung der Verpflegsgcbühren vom Verpflegten selbst
ersucht werden , zunächst über die Zahlungspflicht des Verpflegten als politische
Behörde I . Instanz unter Einräumung einer Rekursfrist zu entscheiden.
Die Enthebung erfolgt nach Rechtskraft der Entscheidung im Wege der politischen
Exekution.

4 <1 b). Die Zahlungspflicht des Dienstgebcrs ist öffcntlichrechtlicher , die
der Dicnstboten -Krankenkassa der Gemeinde Wien Privatrechtlicher Natur . Die
Spitalsvcrwaltungcn Pflegen ein Altcrnativbegehrcn zu stellen, entweder um
Überweisung einer Spitalsanweisung seitens der
Dien st boten - Kranke nkassa oder um Einbringung vom
Dieustgcber.  Nur in diesem Falle wird der Akt der Hauptkasscn -Ableilung
zum Anschlüsse einer Spitalsanwcisung übermittelt . Wird diese ausgestellt , so
geht der Akt mit ihr an die Krankenanstalt zurück . Verneinenden Falles ist
der Dienstgcber im Gegenstände eingehend zu vernehmen , sohin nach der
Gcsindcordnung für Wien vom 1. Mai „1810 und dem Zirkulare der
k. k. Landesregierung im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
30 . März 1837 , Z . 1r234 , in I . Instanz  über die allfällige Zahlungspflicht
des Dienstgebcrs zu entscheiden (Drucksorte bi).

Gelangt das Bezirksamt , durch die Einvernahme des Dienstgebcrs,
welche unerläßlich ist und deren Unterbleiben einen
Mangel des Verfahrens begründet,  zu der Überzeugung , daß
der Dienstgebcr nicht zahlungspflichtig ist, so kann  cs mittels Drucksorte >1
beim Landesausschussc des Heimatslandes des Verpflegten anfragcn , ob die
Verpflegskostcn auf den Landcsfonds übernommen werden ; wenn dagegen der
Dienstgcber die Zahlung verweigert und seine Zahlungspflicht dessen ungeachtet
nicht unzweifelhaft fcststeht, so muß diese Anfrage an den Landesausschuß
erfolgen , um diesem vor der Entscheidung Gelegenheit zu geben , zu den Ein¬
wendungen des Dienstgebcrs Stellung zu nehmen (Statth .-Erl . vom 30 . Juni
1901 , Z . 11388 , Norm .-Smlg . Nr . 5207 ). Wenn der Landesausschuß die
Kosten nicht übernimmt , ist instanzenmäßig über die Zahlungspflicht des
Dienstgebcrs zu entscheiden (Drucksorte X).

Handelt es sich um nach Ungarn zuständige Verpflegte , so ist das Stuhl¬
richteramt zu verständigen . Erwähnt sei hier noch, daß die Dicnstboten -Krankcn-
kassa auch für syphilitische Kranke die Kosten zahlt (M . Abt . XVIII 228 «-x
1907 ) und daß auch der Tripper (Gonorrhoe ) zum Begriffe der Lustscuche
(Syphilis ) gehört (M . Vbl . II ex 1905 , ps/ -. 11).

Der Dienstgebcr selbst zahlt für den au Syphilis oder Tripper erkrankten
Dienstboten nicht (Zirkulare Z 6, Schlußsatz ).

Was die Stellung des Hausbesorgers betrifft , vicko V . B . ex 1904,
pax . 87 et M . Abt . XVIII669/1908 vom 2. Mär ; 1908 . Bezüglich der
Verpflegung von D i e n st b o t e n in Gebäranstalten viele M . Abt . XV4II -2384
ex 1906 vom 26 . Februar 1908.

sä c.) Der Akt wird dem Marktamtc übermittelt , welches an Ort und
Stelle erhebt , ob der Verpflichtete bei dem angeführten Arbeitgeber beschäftigt
war und in Melcher Eigenschaft , während welcher Dauer (kalendermäßig ), ob
er für den Krankheitsfall versichert war und bei welcher Kassa (Einsicht in das
Arbcitcrvcrzcichnis rc .) . Wird erhoben , daß der Verpflichtete bei einer Kassa ver¬
sichert war , so wird der Akt an diese Kassa geleitet zum Anschlüsse einer Spitals¬
anwcisung . Wird diese angeschlossen, so geht der Akt mit ihr an das Spital
zurück . Verneinenden Falles sind nun weitere Erhebungen zu vflegcn , und zwar
ist insbesondere der Arbeitgeber einzuvernchmen ; ergibt sich bei der Ein¬
vernahme , daß er die Versicherung des Arbeiters unterlassen hat , so ist er zu
strafen nach tz 67 , beziehungsweise Z 31 K. V . G . oder Z 121 G , Ö . (Drucksorte b').
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Ist das Erkenntnis rechtskräftig geworden , so ist es der betreffenden Kassa zu
übermitteln , welche gleichzeitig um eine Spitalsanweisung zu ersuchen ist. Be¬
streitet der Einvernommenc , den Arbeiter beschäftigt zu haben , so ist dieser ein-
zuvernehmcn , eventuell sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer einander gegcnübcr-
zustellen . Weigert sich die Kassa dennoch , eine Spüalsanwcisung zu übersenden,
so ist der Akt an den zuständigen Landesausschuß mit der Anfrage zu senden,
ob dieser die Kosten übernimmt lDrucksorte O ) . Weigert sich auch dieser , so ist der Akt
nach Z 66 K. V . G . der k. k. Statthalter « zur Entscheidung vorzulcgen . Die Vor¬
lage an - die k. k. n .-ö. Statthalter « hat zu erfolgen nach Abschluß der Er¬
hebungen , welche eingehendst unter Berücksichtigung aller Umstände zu Pflegen
sind , nicht früher,  denn sonst gelangt der Akt zur Ergänzung der Er¬
hebungen zurück , nicht später,  zur Vermeidung von Betreibungen seitens
der Spitäler , die beantwortet werden müssen . Welcher Art die zu pflegenden
Erhebungen sein müssen , hängt eben ganz von dem besonderen Falle ab ; es
lasten sich diesbezüglich allgemeine Normen nicht aufstellen . (Verwiesen wird
auf die Schrift „Die Behandlung der Streitfälle Uber Verpflcgskostenersätze
nach Z 66 K. V . G . von Dr . Mayrhofer -Grünbühcl ). Nicht zu unterlassen ist
aber die Einvernahme des Arbeitgebers sowie des Verpflichteten . (Bdg . Blatt X
sx 1801 , pk>A. 89 und 90 .)

Hiebei wird bemerkt , daß nach dem Erlasse des k. k. Ministeriums des Innern
vom 1. November 1891 , Z . 22534 , im Falle eines rechtsgültigen Beschlusses
einer Genossenschaft , von der Errichtung einer genossenschaftlichen Krankenkassa
abzusehcn und korporativ der Bezirkskrankenkassa bcizütretcn , die Bezirkskranken¬
kassa an Stelle der Gcnossenschaftskrankenkassa tritt ; daher dann auch die Mit¬
glieder , beziehungsweise Angehörigen der Genossenschaft verpflichtet sind , bei
der Bezirkskrankenkassa zu versichern , beziehungsweise sich versichern zu lassen.
Eine allfällige Nichtmcldung ist in diesem Falle nach Z 121 Gew . Odg . zu
strafen.

Hinsichtlich der Zahlungspflicht der Lehrlingskrankenkassa hatte bis znm
Erscheinen der Gewerbeordnung vom 6. Februar 1907 , R . G . Bl . 26 , das
Bezirksamt in I . Instanz zu entscheiden , seither ist im einzelnen Falle fcst-
zustellen , ob sich die betreffende Lehrlingskrankenkassa im Sinne des
8 121 i dieses Gesetzes nmgebildct hat , somit als Kassa im Sinne des ß ll,
P . 4 K. V . G ., zu betrachten ist. Bejahenden Falles hat hinsichtlich ihrer
Zahlungspflicht nicht mehr das Bezirksamt in I . Instanz zu entscheiden , sondern
ist auch in diesem Falle der Akt nach Abschluß der Erhebungen der k. k. Statt¬
halter « vorzulegen ; verneinenden Falles hat das Bezirksamt zu entscheiden
(Drucksorte 0 ) .

Über die Krankcnversichcrungspflicht der nur vorübergehend in gewerblichen
Betrieben verwendeten Hilfspersonen siche B . B . 4 ex 1899 ; über Krankcn-
vcrsicherungspflicht der Agenten siche Budwinskv  10903 er 1897 und X,
285 er 1907.

6 ). Der Landesausschuß ist in allen Fällen nur subsidiär
zahlungspslichtig ; an ihn heranzutreten bleibt daher die ultima raiio . Es muß
durch die geschlossenen Erhebungen feststehcn , daß die all b und e angeführten
Personen , beziehungsweise Kassen nicht zahluugs pflichtig  sind »nd der
all a Angeführte nicht zahlungs fähig  ist . Xcl b ) entscheidet in solchen
Fällen das Bezirksamt instanzenmäßig (Drucksorte 8 ), wobei dem Landcs-
ausschnsse unter Offenlassung der gesetzlichen Rckurssrist ein Neknrsrccht einzu-
räumen und die Drucksorte M . B . A . Nr . 3l3 zu diesem Zwecke entsprechend
zu ergänzen ist.

Über die Zahlungspflicht hinsichtlich der in ungarischen  Spitälern
erwachsenen Kosten siehe Normalicnsammlung für den politischen Verwaltungs¬
dienst Nr . 4952 , amtliche Nachrichten ^x 1901 , psg . 173.

Bezüglich der Verpflegskostcn für Geisteskranke , Syphilis - oder Trachom¬
kranke ungarischer Staatsangehörigkeit viäs M . V . B . XII ox 1905.

Zum Schluffe sei noch mit allem Nachdrucke darauf hingcwicsen , daß
eine klaglose Führung des Verpflegskosten -Refcrates nur dann möglich sein
wird , wenn der Referent selbst die Verpflegskostenakten in genauester Evidenz
hält , was am besten durch die Anlegung und sorgfältige Führung eines
Katasters geschieht.

27.
Konskriptionsämtliche Nachprüfung.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 24 . März
1910 , M . D . 1142/10 , (Normalienblatt des Magistrates Nr . 29 ) :

Auf Grund des Gemeindcrats -Beschlusses vom 6. April 1876 , Z . 1284,
über die Einführung einer konskrivlionsämtlichen Fachprüfung sowie in
Ergänzung des hicrämtlichcn Normal -Erlasses vom 22 . August 1887 , M . D . 324
(Magistrats -Verordnungsblatt « r 1887 , Seite 139 ), betreffend die näheren
Bestimmungen über diese Prüfung , beziehungsweise im Nachhange znm hicr-
ämtlichen Normalerlasse vom 18 . Oktober 1907 , M . D . 3649/07 (Normalicn-
blatt Nr . 72 er 1807 ), und zum hierämtlichen Normalerlasse vom 26 . Februar
1809 , M . D . 471/09 (Normalienblatt Nr . 28 sx 1909 ), wird mit Zustimmung
des geschäftsführenden Herrn Vize -Bürgermeisters angeordnct , daß der Prüsungs-
stoff in Hinkunft auch „ die zur Durchführung des Gesetzes vom 21 . Juli 1908,
N .- G .-Bl . Nr . 141 , betreffend den Unterhaltsbcitrag für Angehörige von zu
einer Waffen - (Dienst -)Übung , beziehungsweise zur militärischen Ausbildung
Eingerückten , erflossenen Verordnung des Ministeriums für Landesverteidigung
im Einvernehmen mit den übrigen beteiligten Zentralstellen vom 3. Februar
1910 , R .-G .-Bl . Nr . 28 ", zu umfassen hat.

Diese Anordnung tritt sofort in Kraft.

28.

Behandlung der Gesuche betreffend den Betrieb des
Kanalränmergewerbes.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 1. April
1910 , M . D . 979/10 (Normalicnblatt des Magistrates Nr . 30 ) :

Zur Sicherung eines einheitlichen Vorganges und behufs Wahrung
etwaiger Interessen der Gemeinde wird verfügt , daß bei Behandlung von
Gesuchen um Verleihung der Konzession zum Betriebe des Kanalräumergewcrbcs,
um Genehmigung von Pächtern (einschließlich Zwangspächtcrn ) und von
Geschäftsführern für diesen Gewerbebetrieb und um Genehmigung von Trans¬
ferierungen dieses Gewerbes seitens der magistratischen Bezirksämter in Hinkunst
stets das Gutachten des StadtbauamtcS (derzeit Fachabteilung III > und jenes
der Magistrats -Abteilung für Kanalisierungen (derzeit M . Abt . VII ) einznholen
ist, bevor mit der Enderledigung vorgcgangen wird.

Diese Verfügung erscheint umso notwendiger , als die unmittelbare Über¬
wachung der Kanal - und Senkgrubenreinigungsarbeiten in sämtlichen Wiener
Gemeindebezirken dem Stadtbauamte obliegt und diese Arbeiten nur von
städtischen Kontrahenten besorgt werden dürfen , deren Bestellung unter Mit¬
wirkung und Uber Vorschlag der Magistrats -Abteilung für Kanalisierungen
erfolgt.

2S.

Bornahme von Kommissionen außerhalb der Amts-
stnnden.

— sikpubliksiion . —
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . Richard Weis¬

kirchner  vom 28 . Dezember 1903 , M . D . 3640/03 (Normalien¬
blatt des Magistrates Nr . 32 ) :

Auf Grund der gelegentlich der Beratungen über den Hauptvoranschlag
der Gemeinde Wien für das Jahr 1904 im Stadtrate gegebenen Anregungen
wurde zufolge Präsidial -Erlasses vom 12 . Dezember 1903 aä Z . 14000 dem
Magistrate der seinerzeit ergangene Auftrag , Kommissionen nur außerhalb
der Amtsstunden vorzunehmen , neuerlich in Erinnerung gebracht und die
strengste Durchführung desselben angeordnct.

Hievon setze ich die städtischen Ämter unter Hinweis auf ß 15 , lit . s des
Entfernungsgebührennormales sowie auf die h. S. Normal -Erlässe vom
10. Juni 1901 , M . D . 1207/01 (abgedruckt im Magistrats -Verordnungs¬
blatte sx 1901 , Seite 51 ), 22 . November 1901 , M . D . 8273/01 (abgedruckt
im Magistrats -Verordnungsblatte ex 1901 , Seite 113 ) und vom I . April
1903 , M . D . 433/03 (abgedrnckt im Magistrats -Vcrordnnngsblatte ex 1903,
Seite 53 ) zur genauen Darnachachtung in Kenntnis.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landesge¬
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre IS kV

publizierten Gesetze und Verordnungen.
Reichsgesetzblatt.

Nr . 52 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 3 . Februar 1910 , betreffend die Abänderung der Bezeichnung
des Finanzinspektorates und der Finanzwachabteilung in Dolnja Tuzla.

Nr . 53 . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 17 . März
1910 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Durchführungs-
Vorschrift zum Zolltarifgesctze vom 13 . Februar 1906 , N .-G .-Bl . Nr . 22 , der
Erläuterungen zum Zolltarife , sowie des mit der Verordnung vom 24 . April
1908 , R .-G .-Bl . Nr . 84 , hinausgcgcbenen Verzeichnisses über den durchschnitt¬
lichen Handclswert der wichtigsten , der Wertvcrzollung nach Nr . 622 unter¬
liegenden chemischen Hilfsstoffe und Produkte.

Nr . 54 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 17 . März 1910 , betreffend die Erstreckung der konzessions¬
mäßigen Frist für die Bauvollendnng und Inbetriebsetzung der Teilstrecke von
Phrawarth nach Zistersdorf der Lokalbahnlinie von Pyrawarth nach Dober¬
mannsdorf.
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Nr . 55 . Verordnung des Ministeriums für öffent¬
liche Arbeiten vom 12. März 1910 , betreffend die Errichtung
einer Abteilung für Bergwerksinspektion in diesem Ministerium.

Nr . 5V. Verordnung des Finanzministeriums vom
18 . Mürz 1910 , betreffend die Abänderung der Anleitung zur Unter¬
suchung kondensierter Milch.

Nr . 57 . Staatsvertrag vom 2. März (18. Fe- !
bruar ) 1908 zwischen Seiner Majestät dem Kaiser von Österreich, König
von Böhmen rc. und Apostolischen König von Ungarn und Seiner Majestät
dem König von Rumänien , betreffend den gegenseitigen Schutz der Werke der
Literatur , Kunst und Photographie.

Nr . 58 . Kundmachung des Justizministcrs vom
23 . März 1910 über die Anwendbarkeit des Urheberrecht-Überein¬
kommens mit Rumänien vom 2. März (l8 . Februar ) 1908 , N .-G .-Bl . Nr . l.7
von 1910 , auf die vor dem Beginne seiner Wirksamkeit erschienenen Werke der
Literatur , Kunst und Photographie.

Nr . 56 . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit den Ministern des Innern und
dev Handels vom 23 . Mürz 1910 , betreffend den mit
Rumänien abgeschlossenen Staatsvcrtrag über den gegenseitigen Schutz der
Werke der Literatur , Kunst und Photographie.

Nr . L6 . Verordnung des Ministeriums für Landes¬
verteidigung vom 18. Mürz 1910 , betreffend Ergänzungen
der Wchrvorschriftcn , III . Teil.

Nr . 6 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 21 . März 1910 , betreffend die Auflassung der Zollexpositur
auf dem Bahnhofe in Taruopol.

Nr . 62 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern vom
23 , Mälz 1910 , mit welcher das Gewerbe der Verarbeitung von Erdöl
und das Gewerbe des Vertriebes von Petroleum mittels Tankwagen an eine
Konzession gebunden wird.

Nr . 63 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern vom
2 6 . März 1910 , betreffend die Bezeichnung des Siniiliscurgcwerbes als
handwerksmäßiges Gewerbe.

Nr . 64 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 30 . März 1910 , betreffend die Wiedererrichtung einer General-
Direktion des Grundstcucrkatastcrs.

Nr . 65 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 9. Mürz 1910 , betreffend die Umwandlung desHauptzollamtcs
II . Klasse in Sebcnico in ein Hauptzollamt I . Klasse.

Nr . 6 ». Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Handels und der Finanzen vom 20 . März
1910 , betreffend die Errichtung einer Zentrale für Viehverwcrtung.

Nr . 67 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 31 . März 1910 , betreffend die Umwandlung des Nebcnzoll-
amtcs I . Klasse in Hirschcnstand in ein solches II . Klaffe.

Nr . 68 . Kundmachung des Finanzministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien der Justiz
und des Innern vom 17. März 1910 , betreffend die Ver¬
wendbarkeit der Schuldverschreibungen der Wiener Baukrcditbank in Wien zur
fruchtbringenden Anlegung von Stiftungs -, Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 66 . Gesetz vom 6. April 1910 über die zeitweise
Abkürzung des richterlichen Vorbereitungsdienstes.

Nr . 7V. Verordnung des Justizministers vom
6 . April 1910 über die zeitweise Abkürzung des richterlichen Vor - i
bercitungsdicnstcs.

Nr . 71 . Verordnung der Ministerien der Justiz,
der Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom

31 . März 1910 über die Bestellung der nicht der Börse angehörenden
i Schiedsrichter für das Schiedsgericht der Börse für landwirtschaftliche Produkte
i in Wien.

Nr . 72 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 4. April 1910 , betreffend die Umwandlung des Nebenzoll¬
amtes Chiopris in eine Zollexpositur.

Nr . 73 . Gesetz vom 9. April 1910 , betreffend die
Höhe der für die strafrechtliche Beurteilung einer Tat maßgebenden Beträge.

L. Landcsgesctzblatt.
Nr . 76 . Verordnung des k. k. niedervsterrcichischen

Landesschulrates vom 9. März 1910 , Z . 1634 -Il,
womit das zwischen dem niederöstcrreichischcn Landes -Ausschussc und dem k. k.
nicderösterreichiichen Landesschulrate vereinbarte Normale über die den Hand¬
arbeitslehrerinnen an den öffentlichen Volksschulen des Erzherzogtums Österreich
unter der Enns , mit Ausschluß des Schulbezirkes Wien , gemäß Z 34 des
Gesetzes vom 8 . Dezember 1909 , L.-G .-Bl . Nr . 129 , gebührenden Weg¬
entschädigungen erlassen wird.

Nr . 77 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
15. Mürz 1910 , Z. VI-718/3, betreffend die Erhöhung der Vcr-
pflcgstaxe im allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Stockerau ? )

Nr . 78 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . März 1910 , Z . XVIb - 365/2 , betreffend die der Gemeinde
St . Veit a . d Gölsen erteilte Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent
der direkten Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1909.

Nr . 76 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . März 1910 , Z . XVIb - 340/7 , betreffend die der Gemeinde
Wcißcnkirchen in der Wachau erteilte Bewilligung zur Einhcbung einer Bier-
auflagc von 3 X für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 86 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
26 . März 1910 , Z . VI - 154/17 , betreffend die Abänderung der Ver-
pflegsgebührcn im allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Mistelbach ." )

Nr . 8l . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
31 . M ärz 1910 , A . X a - 1028/2 , betreffend Änderung der Satzungen
der Niederösterreichischen Landes -Viehversicherungsanstalt.

Ne . 82 . Kundmachung des Landes -Ausschusses für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
16 . März 1910 , Z . 1047/3 -XXV1 , betreffend das neue nicderöster-
reichische Landes -Zentral -Kindcrhcim in Wien.

Nr . 83 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
1. April 1910, Z. XVIb-493/5, betreffend die der Gemeinde
Schönabrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1909 übersteigenden Umlagen.

Nr . 84 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
1. April 1910, Z. XVIb-494/10, betreffend die der Gemeinde
Kopsstetten erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1909 übersteigenden Umlagen.

Nr . 85 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
1 . April 1910 , Z . XVI b -496/7 , betreffend die der Gemeinde

) Erschdint in Vieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
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Thaurcs erteilte Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1909 übersteigenden Umlagen.

Nr . 86 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 1. April
1910 , A . XVId -497/4 , betreffend die der Gemeinde Weiten erteilte Be¬
willigung zur Einhcbung von 100 Prozent der direkten Stenern des Jahres
1909 übersteigenden Umlagen.

Nr . 87 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 5 . April
1910 , A . XVId -495/5 , betreffend die der Gemeinde Puchcnstuben er¬
teilte Bewilligung zur Einhebuvg von 1' 0 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1909 übersteigenden Umlagen.

Nr . 88 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 9 . April
1910 , A . In 1257/8 , betreffend die gewerbliche Regelung des Gewerbes
der Verarbeitung von Erdöl hinsichtlich deS Vertriebes des Petroleums mittels
Tankwagen.

Nr . 8S . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 19 . März
1910, A. X d 44/3 , mit welcher die Neucintcilung des Erzherzogtums
Österreich unter der Enns in staatliche Forstinspektions - und Forstaufsichts-
bezirke, beziehungsweise die Dislokation des forsttechnischen Personals der poli¬
tischen Verwaltung in Niederösterreich verlautbart wird.

Nr . 8V . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 31 . März
1910 , Z . V-638 , mit welcher ein dritter, Sondcrbcstimniungen für die Ver¬
steigerung von durch Mitglieder Wiener gewerblicher Genossenschaften eiu-
gcbrachten Erzeugnissen ihres Gewerbebetriebes enthaltender Anhang zu dem
Regulative für das Verstcigerungsamt im k. k. Versatz -, Verwahrungs - und Ver-
steigerungsanite in Wien verlautbart wird.

Nr . 61 . Kundmachung der k. k. niederösterreichi¬
schen Finanz -Landes -Direktivn vom 29 . Mürz 1910,
Z . III -311/4 , betreffend die Ncucrrichtung der VermcffnngsbczirkePurkers¬
dorf und Laa an der Thaya und die Änderung im Umfange der Bcrmessuugs-
bezirke Wien I —IV , Herzogcnburg , Fctdsbcrg und Mistetbach.
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Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen,
sowie

NonimtivbcstilMMMll des Gciilciildcrates, Stadtrates,»,d des Magistrates
in IlMlegriitBrll der GemrindMrimltlmg und Mischen ZMichrnng.
Inhalt:

I . Verordnungen und Entscheidungen:
1. Verpflegskosten-Ersatz.
2. Verleihung einer Baumeisterkonzession an eine Gesellschaft in. b. H.
3. Gesuche der im Auslande sich aufhaltenden nichtaktiven Mannschaft um

Enthebung von der Waffen(Dicnst)Ubung.
4. In Ungarn und dessen Nebenländern erworbene Pharmazeutische Magister¬

diplome.
5. Zulassung von Stiegenstusen aus Kunststein„System A. Gißhammcr".
6. Zulassung der Universalbetondecke„System A. Gißhammer".
7. Erhöhung der Verpflegskosten des allgemeinen Krankenhauses in Fiume.
8. NiederösterreichischesZentralkinderheim.
9. Errichtung einer altkatholischen Pfarrgemeinde in Graz.

10. Gewerbeanmeldungsgebühr für Zweigetablissements uud Niederlagen
außerhalb des Standortes der Hauptbetriebsstätte.

11. Zur Hintanhaltung des Mädchenhandels.
12. Zulassung der Betoneisenzellendecke(System A. v. Plachy).

13. Abänderung der Marktordnung für die Großmarkthallcabteilung für
Flcischwaren der k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien.

14. Gift-Verschleiß.
15. Änderung der Kompetenzen einiger Wiener Bezirksgerichte.

II.  Normativbestimmungeu:
Magistrat:

16. Änderung der Geschäftsverteilung.
17. Entschädigung der als Lizitationskommissärebei freiwilligen Feilbietungen

verwendeten städtischen Beamten.
III.  Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politischen

Verwaltungsdienst:
18. Einführung einer Abgabe von den Feucrversicherungsgesellschastenals

Beitrag zu den Kosten der Feuerwehren rc.
Verzeichnis der im „Reichsgesetzblatte und im Landes¬

gesetz b l a t t c für Österreich unter der Enns im Jahre
1910 publizierten Gesetze und Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Verpflegskosten-Ersatz.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofesvom7. De¬

zember 1909, Nr. 11000 ex 1909 (M. A. XII, 4482/10) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze desk. k. Senats¬
präsidenten Freiherrn v. Schwachen»  u, in Gegenwart der Räte des k. k.
Vcrwaltungsgerichtshofes Freiherr» v. H o ck, KruPsky,  Dr . Schi m m und
Dr. Sachs , dann des Schriftführers k. k. HofsekretärsR oh r e r, über die
Beschwerde der Gemeinde Kurort Gleichenberg gegen die Entscheidung der k. k.
Statthalterei in Graz vom 16. September 1908, Z. 7-4235/2, betreffend den
Ersatz von Verpflegskosten, nach der am 7. Dezember 1909 durchgeführten
öffentlichen mündlichen Verhandlung, und zwar nach Anhörung des Vortrages
des Referenten, sowie der Ausführungendes Magistrats-Kommissärs Gold,
in Vertretung der mitbeteiligten Gemeinde Wien, zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unzulässig abgewiesen.

Ents cheidungsgründe.
Die Gemeinde Wien hat in der Zeit vom 14. März 1903, beziehungs¬

weise vom 10. Juni 1904 an bis zum 27. September 1905 die Kosten der
Verpflegung der beiden unehelich geborenen und bei Erreichung des Normal¬
alters dem städtischen Waisenasyle von der niederösterreichischen Landes-Findel-
anstalt übergebenen Kinder Karl und HeleneB. bestritten, welche Kosten sich
für die beiden Kinder auf die Summe von 737 L 60 ü belaufen. Den Ersatz
derselben sprach die Gemeinde Wien — nachdem sie durch die am 19. Oktober
1905 erfolgte Mitteilung des Auszuges aus der Tausmatrik der Pfarre Alser-
vorstadt in Erfahrung gebracht hatte, daß die Kindesmutter, das ist die Hand¬
arbeiterin HeleneB., am 24. November 1895 den nach Kurort Gleichenberg
zuständigen Ferdinand Sch. in der Pfarre Penzing geheiratet und letzterer am
10. Juli 1905 vor dem Pfarrer der Pfarre Alservorstadt und zweier Zeugen
sich als Vater der genannten Kinder bekannt und seine Eintragung in die
Tausmatrik begehrt hatte — auf Grund der Bestimmung des tz6 des Heimat¬
gesetzes vom 3. Dezember 1863 von der Zuständigkeitsgemeinde des Kindes¬
vaters Kurort Gleichenberg an.

Letztere verweigerte den Ersatz auf Grund der Annahme, daß die Legiti¬
mation der Kinder erst am 10. Juli 1905 eingetreten sei, weshalb die Gemeinde
für die bis dahin aufgelaufenen Kosten überhaupt nicht aufzukommen habe, sie
habe aber auch dann, wenn die Kinder früher legitimiert worden wären, für
die Zahlung nicht aufzukommen, „weil ihr von dieser Legitimation und der
Art der Unterbringung der Kinder keine Mitteilung gemacht wurde".

Diesen Streit entschied die k. k. Bezirkshauptmannschaft Feldbach unterm
3. August 1908, Z. 1603, dahin, daß die Gemeinde Gleichenberg verpflichtet
sei, obigen Ersatz zu leisten, da die Kinder Karl und HeleneB. legitimierte
Sch. durch die am 24. November 1895 erfolgte Trauung des Ferdinand Sch.
mit ihrer unehelichen Mutter legitimiert wurden und dem Heimatsrechte des

Vaters zur Zeit der Legitimation folgen und der Magistrat von Wien an die
Gemeinde Kurort Gleichenberg die Anzeige nicht erstatten konnte, weil er von
der ehelichen Legitimation keine Kenntnis hatte.

In dem Rekurse gegen diese Entscheidung vertrat die Gemeinde Kurort
Gleichenberg abermals die Rechtsanschauung, es sei die Legitimation der Kinder
erst durch die Vaterschaftserklärung vom 10. Juli 1905 erfolgt, weshalb für
die bis dahin erlaufenen Verpflegskosten nur die Heimatgemeinde der unehe¬
lichen Mutter aufzukommen habe und fügte zum Schluffe folgende Bemerkung
hinzu: „daß der Magistrat Wien die Anzeige hieher nicht gleich machen konnte,
geht wohl dadurch hervor, weil die Legitimierung, respektive Vaterschaftserklärung
erst am 10. Juli 1905 erfolgte und bis dahin die Kinder nicht hieher zu¬
ständig waren".

Diesem Rekurse hat die k. k. steiermärkische Statthalterei unterm 26. Sep¬
tember 1908, Z. 4235, keine Folge gegeben und die angefochtene Entscheidung
aus deren Gründen uud in der weiteren Erwägung bestätigt, daß nach tz 161
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches die Wirkung der Legitimation, daß
das legitimierte Kind unter die ehelichen zu rechnen ist, als eine unmittelbare
Folge der Eheschließung eintritt und daß diese Konsequenz durch eine Be¬
richtigung der Matrikel keineswegs bedingt ist.

Demnach waren die genannten Kinder im vorliegenden Falle schon am
Tage der Verehelichung der Eltern, das ist am 24. November 1895, legitimiert
worden und folgten nach tz 12 des Gesetzes vom3. Dezember 1863, N.-G.-Bl.
Nr. 105, sofort der Zuständigkeit ihres Vaters, welche der letztere zugestandener¬
maßen damals im Kurorte Gleichenberg besaß.

Gegen diese Entscheidung ist nach den Bestimmungen des tz 41 des Ge¬
setzes vom3. Dezember 1863, R.-G.-Bl. Nr. 105, eine Berufung nicht zulässig.

Die Gemeindevorstehung wird demnach aufgefordert, die Verpficgskostcu
für die genannten Kinder dem Wiener Magistrate ehestens zu ersetzen und über
die erfolgte Zahlung zu berichten".

Hiegegen richtet sich die Beschwerde der Gemeinde Kurort Gleichenberg,
welche der Verwaltungsgerichtshof jedoch nicht als zulässig zu erkennen ver¬
mochte.

Im Gegensatz zu der im Zuge des Administrativverfahrens vertretenen
Rechtsanschauung gibt die vorliegende Beschwerde nun selbst zu, daß die Legiti¬
mation der genannten Kinder schon durch die am 24. November 1895 erfolgte
Verehelichung der Kindesmutter HeleneB. mit dem nach Kurort Gleichenberg
zuständigen Ferdinand Sch. als dem Vater der Kinder als eine unmittelbar
gesetzliche Folge dieser Eheschließung eingetreten ist.

Daraus ergibt sich gemäß tztz6 und 28 des Gesetzes vom 3. Dezember
1863 die rechtliche Konsequenz, daß die beschwerdeführendcGemeinde als die
Heimatgemeinde der verpflegten Kinder den Ersatz der obigen Verpflegskosten
an die Aufenthaltsgemeinde Wien zu leisten hat, weshalb die diese Verpflichtung
aussprechende, konform mit der I . Instanz erflosscne Statthalterei-Entscheidung
in keiner Weise gegen das Gesetz verstößt.

Wenn die Beschwerdeaber als einzigen Bcschwerdegrund hervorhcbt, es
habe die Gemeinde Wien schuldbarcrwcise unterlassen, durch Befragung der
Kindcsmutter die schon am 24. November 1895 eingetretene Legitimation sofort
fcstzustellen und vermöge der hierin gelegenen Verletzung des Dispositionsrechtcs
der Beschwerdeführerin ihren eigenen Ersatzanspruch verwirkt, zumal Z 28 des
Heimatgesetzes nur eine vorübergehende kurzfristige Verpflegung vor Augen
habe, so ist hierauf lediglich zu erwidern, daß die beschwerdeführendc Gemeinde
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in ihrem Statthaltereirckurse diese Einwendung nicht erhoben , sich vielmehr,
wie aus dem oben wörtlich zitierten Schlußsatz zu ersehen ist, selbst auf den
Standpunkt gestellt hat , es sei die Gemeinde Wien erst durch die Vaterschafts¬
erklärung vom 10 . Juli 1905 in die Lage versetzt worden , eine Verständigung
der Zuständigkeitsgemeinde vornehmen zu können . Damit hatte aber die Ge¬
meinde Gleichenberg die ursprüngliche Einwendung eines schuldbaren Säum-
nisses der Gemeinde Wien in der Richtung der nicht rechtzeitig vorgenommenen
Verständigung selbst aufgegeben , weshalb auch die k. k. Statthalterei schon
keinen Anlaß mehr vorliegend fand , sich mit dieser Einwendung zu befassen.
Wenn nun in der vorliegenden Beschwerde neuerlich auf ein Verschulden der
Gemeinde zurückgegriffen und selbes auch noch in einer Weise begründet werden
will , welche im Administrativverfahren überhaupt nicht angebracht worden war
— Unterlassung der Befragung der Kindesmutter in einem der Erklärung des
Kindesvaters selbst vorausgehenden Zeitpunkte — so steht der Berücksichtigung
dieses sich als neu erweisenden Vorbringens schon die Vorschrift des Z 5 des
Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 er 1876 , entgegen , weshalb
der Gerichtshof , ohne sich in dessen meritorische Überprüfung cinlaffcn zu
können , mit der Abweisung der Beschwerde Vorgehen mußte.

S.
Verleihung einer Baumeisterkonzession an eine

Gesellschaft m. b. H.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

17 . Jänner 1910 , Nr . 9358 ex 1909 (M . B . A. IX , 19488/1910 ) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichthof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats¬
präsidenten Freiherrn v. Schwartzenau,  in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwaltungsgerichtshofes Srb,  Freiherrn v. Weiß , Dr . Weingarten,
Diwald,  dann des Schriftführers k. k. Hofsekretärs Ritter v. Hennig,
über die Beschwerde der Genossenschaft der Bau - und Steinmetzmcister in Wien
gegen die Entscheidung des k. k. Handelsministeriums vom 3. März 1909,
Z . 5663 , betreffend die Verleihung einer Baumeisterkonzession an die Gesellschaft
mit beschränkter Haftung für Betonbau Diß L Komp,  in Wien , im Sinne
des 8 28 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 sr 1876
(in der Fassung des Artikels II des Gesetzes vom 21 . September 1905,R .-G .-Bl.
Nr . 149 ), nach Einsichtnahme in die Administrativakten und in die von der
mitbelangten Partei erstattete Gegenschrift zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung Diß L Komp.  in Wien
hat um die Verleihung einer Konzession zur Ausübung des Baumeistergewcrbes
(Standort IX ., Liechtensteinstraße Nr . 38 ) angesucht ; in dem Gesuche wurde
angeführt , daß als Geschäftsführer der Gesellschaft der Stadtbaumeister Johann
Mitschka,  welcher laut der beigebrachten Zeugnisse die Befähigung für die
Ausübung des Baumeistcrgewerbes besitze, handelsgerichtlich protokolliert sei,
und wurde derselbe auch als Stellvertreter im Sinne der Gewerbeordnung
namhaft gemacht.

Die Genossenschaft der Baumeister in Wien hat sich gegen die Erteilung
der Konzession ausgesprochen , weil Mitschka  der Gesellschaft nicht als Ge¬
sellschafter angehöre ; sie vermeint nämlich , daß im Sinne des ß 23 a, beziehungs¬
weise 14 o der Gewerbeordnung auch bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung
einer der Gesellschafter den Befähigungsnachweis erbringen müsse . Diese Rechts¬
anschauung wurde jedoch von den Gewerbebehörden nicht geteilt , die Statt¬
halterei und das Handelsministerium waren vielmehr der Anschauung , daß die
zitierten gesetzlichen Bestimmungen auf Gesellschaften mit beschränkter Haftung
keine Anwendung finden und daß diese letzteren den Vorschriften über den An¬
tritt von Gewerben genügen , wenn sie nach H 3 der Gewerbeordnung einen
geeigneten Stellvertreter bestellen . Demgemäß wurde der Gesellschaft die erbetene
Konzession ausgefertigt . Dagegen richtet sich die vorliegende Beschwerde.

Der Gerichtshof konnte die Beschwerde der Genossenschaft nicht als be¬
gründet ansehen . Nach § 14 s der Gewerbeordnung , welcher nach § 209 ibiäein
auch auf solche konzessionierte Gewerbe Anwendung findet , zu deren Antritt
eine besondere Befähigung gefordert wird , hat bei offenen Handelsgesellschaften,
welche ein derartiges Gewerbe betreiben wollen , mindestens ein Gesellschafter,
welcher nach dem Gesellschaftsvcrtrage zum Betriebe der Geschäfte oder zur
Vertretung der Gesellschaft berechtigt ist, den Befähigungsnachweis zu erbringen,
diese Bestimmung gilt auch bei Kommanditgesellschaften bezüglich der persönlich
haftenden Gesellschafter . Die Bestimmung des 8 14 s bezieht sich also nur auf
offene Handelsgesellschaften , deren charakteristisches Merkmal nach Artikel 85 des
Handelsgesetzbuches darin besteht , daß bei keinem der Gesellschafter die Beteiligung
auf Vermögenseinlagen beschränkt ist, und auf Kommanditgesellschaften bezüglich
der persönlich haftenden Gesellschafter , nicht aber für die nur mit Bermögens-
cinlagen Beteiligten . Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist weder eine
offene Gesellschaft , noch eine Kommanditgesellschaft , sondern wohl eine Handels¬
gesellschaft im Sinne des Handelsgesetzbuches , aber eine neuartige , von den bis¬
herigen Arten der Handelsgesellschaften verschiedene , durch das Gesetz vom
6. März 1906 , R .-G .-Bl . Nr . 58 , eingeführtc Gesellschaftsform , welche sich von
den offenen Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften insbesondere
dadurch unterscheidet , daß eine persönliche Haftung der Gesellschafter nicht be¬
steht ; den Gläubigern der Gesellschaft vielmehr nur das Gesellschaftsvermögcn

(§ 61 ) und die einzelnen Gesellschafter sind nur zu bestimmten Einzahlungen in
das Gesellschaftsvermögen verpflichtet (§8 63 bis 74 ). Gerade in den wesent¬
lichsten Beziehungen unterscheiden sich daher die offene Handelsgesellschaft und
die Kommanditgesellschaft einerseits und die Gesellschaft mit beschränkter Haftung
anderseits . Bei dm Gesellschaften mit beschränkter Haftung ist die Gesellschaft
als juristische Person Träger der Rechte und der Verpflichtungen im Gegensätze
zu der persönlichen Haftung aller , beziehungsweise einzelner Gesellschafter bei
der offenen Handelsgesellschaft beziehungsweise der Kommanditgesellschaft . Damit
ergibt sich von selbst die völlige Verschiedenheit dieser Gesellschaftsformen in
rechtlicher und wirtschaftlicher Beziehung.

Hiezu kommt noch, daß bei den Gesellschaften mit beschränkter Haftung
nach W ^5 und 18 des Gesetzes vom Jahre 1906 im Gegensätze zu den
offenen Handelsgesellschaften uud den Kommanditgesellschaften der Geschäfts¬
führer und Vertreter der Gesellschaft nach außen gar nicht Gesellschafter zu sein
braucht , was auch im vorliegenden Falle zutrifft . Hieraus folgt , daß die Be¬
stimmung des ß 14 e der Gewerbeordnung keine Anwendung findet . Daraus,
daß einige der Bestimmungen des Handelsgesetzes über offene Handelsgesell¬
schaften kraft ausdrücklicher Bestimmungen auch auf Gesellschaften mit beschränkter
Haftung Anwendung finden , kann aber gewiß nicht auf die rechtliche Gleich¬
stellung in anderen Beziehungen geschloffen werden , im Gegenteile spricht auch
diese nur auf gewisse Bestimmungen bestimmte Analogie für die sonstige recht¬
liche Verschiedenheit beider Gebilde.

Es ist daher den Vorschriften der Gewerbeordnung über den Befähigungs¬
nachweis vollkommen genügt worden , wenn nach 88 3 und 55 der bestellte
Stellvertreter den Nachweis der Befähigung erbracht hat , was unbestrittencr-
maßen geschehen ist.

Die Beschwerde war daher abzuweisen.

S.
Gesuche der im Auslande sich aufhalteudc » nicht
aktiven Mannschaft um Enthebung von der Wasfen-

(Dienst ) iibttttg.
Rund -Erlaß der k. k. n . ö. Statthaltern vom 5. Februar

1910 , Z . II 520 , M . Abt . XVI , 1782/10 (Normalicnblatt des
Magistrates Nr . 44 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom
27 . Jänner 1910 , Nr . XIV - 1441 er 1909 , im Einvernehmen mit dem k. u . k.
Reichskriegsministerium Folgendes verfügt:

Künftighin sind die, den Gesuchen der im Auslande sich aufhaltcndcn
nichtaktiven Mannschaft um Enthebung von der Waffen (Dienst )übung angc-
schlossencn Militär (Landwehr )pässc nicht mehr weiterzuleiten , sondern bei den
k. u . k Vcrtretungsbehörden zurückzubehalten.

In den Gesuchen muß die Charge , der Truppenkörper (Anstalt ), die
Unterabteilung , der Assentjahrgang , das Los - und Grundbuchsblattnnmmer des
Bittstellers , dann dessen Hcimatberechtigung (Zuständigkeit ) sowie der zuständige
Ergänzungsbczirk zum Ausdrucke kommen.

Vor Abfindung der Gesuche werden die Vcrtretungsbehörden diese Daten
hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit jenen im Militär (Landwchr )passc über¬
prüfen und eventuell berichtigen.

Im Falle der Gesuchswillfahrung wird der Militär (Landwehr )paß von
den Bertretungsbehörden vor dessen Rückstellung entsprechend klausulicrt werden.

Dieser Erlaß — durch den die Bestimmungen des Artikels U der Sub-
beilnge der Beilage V zu 8 108 Wchrvorschriften I . Teil nicht alteriert werden
— ist bei 8 38 : 5 Weh Vorschriften II . Teil vorzumerken.

4 .
In Ungarn und dessen Nebenländern erworbene

pharmazentische Magisterdiplome.
Erlaß der k. k n .-v . Statthalterei vom 5. Juni 1909,

Z . XI -986/1 , M . Abt . X, 5098/09:
Das k. k. Ministerium des Innern hat im Einvernehmen mit dein

k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht mit dem Erlasse vom 27 . Mai
1909 , Z . 34809/08 , eröffnet , daß die bestehenden Vorschriften die fachliche
Tätigkeit an sich, beziehungsweise das Servieren solcher Pharmazeuten , welche
an einer ungarischen Universität oder an der Universität in Agram das Diplom
eines Magisters der Pharmazie erlangt haben , in einer inländischen öffentlichen
oder Anstaltsapotheke auch im Falle dieselben ungarische Staatsbürger sind —
keineswegs ausschließen — daß jedoch im Hinblicke auf die ausdrückliche
Bestimmung snb H 3, Punkt 3 des Gesetzes vom 18 . Dezember 1906,
R .-G .-Bl . Nr . 5 ex 1907 auf das vor dem Erscheinen dieses Gesetzes an
einer der bczeichncten Universitäten erworbene Magisterdiplom zur Erlangung
einer inländischen Apothekenkonzcssion oder zur Pachtung oder selbständigen
Führung einer öffentlichen oder Anstaltsapothekc , und zwar auch dann nicht
berechtigt , wenn der betreffende österreichischer Staatsbürger ist und den übrigen
im zitierten Gesetzesparagraphen ausgestellten Erfordernissen entspricht.
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Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . April 1910,
Z . XI -573/2 (M . Abt . X, 4193 ) :

In dem h. o. Erlasse vom 5 . Juni 1909 , Z . XI -986/1 , wurde unter
anderem erklärt , daß das an der Universität in Agram erworbene Magister¬
diplom zur Erlangung einer inländischen Apothekeukonzession oder zur Pachtung
oder selbständigen Führung einer öffentlichen Anstaltsapetheke nicht berechtigt,
selbst wenn der betreffende österreichischer Staatsbürger ist und den übrigen
im Z 3 des Gesetzes vom 18 . Dezember 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 5 ex 1907,
aufgestellten Erfordernissen entspricht.

Zufolge der im Gegenstände nachträglich gepflogenen Erhebungen stehen
die Bestimmungen der mit Allerhöchster Entschließung vom 19 . Jänner 1896,
genehmigten Studien - und Prüfungsordnung für die Pharmazeuten an der
Universität in Agram in allen wesentlichen Punkten im vollen Einklänge mit
der pharmazeutischen Studien - und Prüfungsordnung für die im Reichsrate
vertretenen Königreiche und Länder vom 16 . Dezember 1889 , R .-G .-Bl . Nr . 200,
und ist diese Übereinstimmung in der ausdrücklich kundgegebenen Absicht
hergestellt worden , hiedurch die Reziprozität rücksichtlich der Anerkennung der
in Rede stehenden Diplome zu sichern.

Da hienach die Agramer Diplome als im Sinne des H 3 , Punkt 8 des
Gesetzes vom 18 . Dezember 1906 , R .-G .-Bl . Nr . 5 er 1907 , nach Maßgabe
unserer Studien - und Prüfungsordnung erlangt angesehen werden können,
sieht sich das k. k. Ministerium des Innern nach gepflogenen Einvernehmen
mit dem k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht bestimmt , in Abänderung
der eingangs erwähnten Enuntiation auszusprechen , daß die Berechtigung zum
selbständigen Betriebe einer öffentlichen Apotheke bei Zutreffen der sonstigen
gesetzlichen Voraussetzungen auch auf Grund der an der Universität in Agram
erworbenen pharmazeutischen Magisterdiplome erlangt werd -n kann.

Hievon wird der Wiener Magistrat zufolge Erlasses des k. k. Ministerium
des Innern vom 12 . April 1910 , Z . 38318/09 , in Kenntnis gesetzt.

S.
Zulassung von Stiegenstufen ans Kunststein „ System

N . Gisthammer ".
Erlaß des Wiener Magistrates vom 2l . April 1910,

M . Abt . XIV , 2561:
In Erledigung des Ansuchens des Herrn A. G i ß h am m e r , Bau¬

meisters , HI ., Sechskrügelgasse 1, wird die Verwendung der von ihm erzeugten
Stiegenstufen aus Stampfbeton mit Eiseneinlagen unter Verwendung von
Donausand und Portlandzement zur Herstellung von Stiegen bei Hochbauten
im Geiueiudcgebietc von Wien unter den im Magistrats -Erlasse vom Ist . August
1906 , M . Abt . XIV , 5093/06 , Magistrats -Verorduuugsblatte Nr . VII ex
1908 , enthaltenen Bestimmungen als zulässig erklärt,

«.
Zulassung der Nniversalbetondeike „ System

A . Gisthammer ".
Erlaß des Wiener Magistrates vom 21 . April 1910,

M . Abt . XIV , 7366/09:
In Erledigung des Ansuchens des A . Giß Hamm  er , Baumeister,

III ., Sechskrügelgasse 1, wird die Verwendung der von ihm erzeugten Trag¬
balken aus Betoneisen (Universalbetondecke „System A. Gißhammer «) für Deckeu-
konstruktionen bei Bauten im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Be¬
dingungen als zulässig erklärt:

1. Auf diese Deckenkonstruktion haben die Bestimmungen der mit Erlaß
des k. k. Ministeriums des Innern vom 15 . November 1907 , Z . 37295,
genehmigten Vorschrift über die Herstellung von Tragwerken aus Stampfbeton
oder Betoneisenlbei Hochbauten Anwendung zu finden.

2 . Diese Deckenkonstruklion ist nur bis zu einer freien Spannweite von
7 '50 m zulässig.

Die Berechnung der Decke als Plattenbalkendecke ist unzulässig.
3. Die beabsichtigte Ausführung ist in den Bauplänen auszuweisen.
Jedem Baugesuche sind die zur Beurteilung der Konstruktion erforderlichen

Deckenpläne und Berechnungen beizuschließen.
Die Bau - und Deckenpläne müssen die Beton - und Eisenstärken enthalten

und sind ebenso wie die Berechnungen von einem behördlich autorisierten Zivil¬
oder Bau -Ingenieur , behördlich autorisierten Zivil -Architekten oder von einem
Baumeister zu unterfertigen , welcher die Herstellung , den Transport und das
Versetzen der Deckenbalken und Platten zu leiten und zu überwachen und für
die klaglose Herstellung , sowie für die der Berechnung entsprechende Tragfähigkeit
der Decke auch nach deren Einfügung in den Bau volle Haftung zu über¬
nehmen hat.

4 . Die Plangemäße Ausführung wird vom Stadtbauamte überprüft . Es
ist daher für die Decke eines jeden Geschosses rechtzeitig um die amtliche Roh¬
beschau anzusuchen.

5 . Dem Stadtbauamte bleibt es Vorbehalten , die einwandfreie Herstellung
durch besondere Versuche feslzustellen , und zwar durch Belastungsproben , stich¬

probeweise Bruchproben und Festigkeitsproben der Decken beziehungsweise der
einzelnen Baustoffe.

Es wird dem Bauführer vom Stadtbauamte behufs rechtzeitiger Her¬
stellung von Ersatzstücken nach Erteilung der Baubewilligung über dessen An¬
frage mitgeteilt werden , ob und inwieweit solche stichprobeweise Bruchproben
heabsichtigt werden.

Die Kosten der Erprobungen hat der Bauführer zu tragen . Fallen die
Erprobungen ungünstig aus , so sind die betreffenden Konstruktionen , beziehungs¬
weise wenn es die Baubehörde verlangt , alle derartigen Betoneisendeckcu des
Baues zu entfernen und durch stärkere zu ersetzen oder wenn dies in fach¬
gemäßer Weise möglich ist, zu verstärken.

6 . Es ist vom Bauführer Vorsorge zu treffen , daß die Eisenbeton-
konflruktionen bei dem inneren Ausbau des Gebäudes nicht geschwächt oder
beschädigt werden (z. B . durch Einstemmen von Löchern und Schlitzen für Rohr¬
leitungen und dergleichen an ungeeigneter Stelle ).

7 . Bei Wohnräumeu haben die Decken eine Beschüttung von mindestens
8 cm Höhe oder eine hinsichtlich Druckverteilung und Schalldichtigkeit gleich¬
wertige Schichte aus einem anderen feuerbeständigen Stoffe zu erhalten.

8 . Jeder Balken ist zur Erzielung einer genügenden Biegungssestigkeit in
seitlicher Richtung im Druckgurte mit mindestens zwei durchlaufenden und
möglichst entfernt von einander anzuordnenden Druckeisen zu bewehren , und
zwar bis zu einer Spannweite der Balken von 4 m mit zwei Rundeisen von
je 5 min und bei einer größeren Spannweite mit zwei solchen von je 10 mm
Durchmesser . Die weiteren erforderlichen Druckeisen sind zwischen diesen in der
rechnungsmäßigen Länge zu verlegen.

Die obere und untere Eiseneinlage sind mit Draht von mindestens 3 mm
Stärke ausreichend zu umwickeln , um die Widerstandsfähigkeit des dünnen
Balkensteges zu erhöhen.

Die Breite der Balkenoberfläche muß mindestens 14 cm , jene der Unter¬
fläche wenigstens 10 cm und die Dicke des Steges mindestens 5 cm betragen.

Die Balkenhöhe darf 60 cm , die Verlagsweite der Balken 1 m nicht
überschreiten.

Der Neigungswinkel der Seitenflächen des Balkens darf nicht stärker
sein als 60 «.

9 . Die Deckenplatte ist mindestens 5 vm stark anzuführen . Werden fertige
Platten verlegt , so sind die Fugen sorgfältig mit Portlandzemeutmörtel aus-
zugießcu.

10 . Die Verwendung fertiger Platten zur Herstellung der ebenen Decken¬
untersicht ist unzulässig . Diese hat vielmehr durch Aufbringung eines au die
Balken gut anschließenden , mindestens 3 cm dicken Estrichs aus Beton oder
Gipsmörtel mit Schilfrohreinlagen auf einer Schalung zu erfolgen.

Falls die Deckenuntersicht aus Beton besteht, dürfen Verzierungen oder
Verputz aus Gipsmörtel nicht unmittelbar aufgebracht werden , weil Gipsmörtel
auf Beton nicht genügend haftet.

11 . Das Mischungsverhältnis des für die Balken und Deckenplatten ver¬
wendeten Betons darf nicht magerer sein als 1 : 4 (350 Portlandzement
auf 1 m2 Kiessandgemenge ).

12 . Auf den Balken muß in unverwischbarer Weise an auch nach dem
Versetzen noch sichtbaren Flächen ein Fabrikszeichen , das Datum der Herstellung,
die zulässige freie Spannweite und die zulässige Nutzlast angezeichnet werden.

13. Die Auflagerlänge der Balken ist so zu bemessen , daß die zulässigen
Beanspruchungen der Baustoffe nicht überschritten werden , sie darf jedoch nicht
unter 15 cm betragen.

14 . Die Abänderung und Ergänzung beziehungsweise Zurücknahme dieser
Bewilligung nach den Ergebnissen der praktischen Erfahrung bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachten Beilagen werden dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

7.
Erhöhung der Berpflegskosten des allgemeinen

Krankenhanses in Fiume.
Laut Note des kön. ung . Ministeriums des Innern vom 23 . April 1910,

Z . 56597/VII (Mag . Abt . XVIII , 3517/10 ) wurde die Tages Verpflegsgebühr
des allgemeinen Krankenhauses in Fiume für das Jahr 1910 , welche in dem
mit Zuschrift desselben Ministeriums Z . 4806 , dem Magistrate zugekommenen
Verzeichnisse mit 1 II 92 ü ausgewiesen wurde , auf 1 X 96 h mit dem An
fallstage vom 1. Jänner 1910 erhöht.

8 .

Niederösterreichisches Zentralkinderheim.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 26 . April

1910 , M . Abt . XII , 8446/10 (Normalieiiblatt des Magistrates
Nr . 40 ) :

Der Laudesausschuß des Erzherzogtumes Österreich unter der Enns hat

nachstehende Kundmachung vom 16 . Mürz l . I ., Z . 1047 /3 -^ ^ ^ ' , er
lassen:

AuS Anlaß des 60jährigen Regierungsjubilümns Seiner k. u . k. Apostolischen
Majestät des Kaisers Franz Josef I . hat das Land Niederösterreich als Ersatz



44 Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien. — Nr . 43 . 31 . Mai 1910.

für die im Jahre 1784 geschaffenen und zufolge Gesetzes vom 29 . Februar
1868 , R . G . Bl . Nr . 1b , in seine Verwaltung übergegangene Findelanstalt
im VIII . Wiener Gemeindebezirke auf den dem n . ö. Findelhausfonde ge¬
hörigen Gründen im XVIII . Wiener Gcmeindebezirke , Bastiengasse Nr . 36
und 38 , eine neue Anstalt errichtet , welche die Bezeichnung „n . ö. Landes-
Zentralkinderheim in Wien " führt und eine öffentliche Wohlfahrtseinrichtung
zum Schutze bedürftiger Kinder , die der elterlichen Fürsorge dauernd oder
vorübergehend entbehren , ist.

Das Statut des neuen n . ö. Landes -Zcntralkinderheimcs in Wien , sowie
weiters besondere „ Grundsätzliche Bestimmungen " für die Errichtung und den
Betrieb der eigenen Zweiganstaltcn des Zentralkinderheimes bildenden n . ö.
Landes -Kinderheime wurden vom Landtage des Erzherzogtumes Niederösterreich
unter der Enns in dessen Sitzung vom 15 . Oktober 1909 beschlossen.

Laut des von der k. k. n . ö. Statthalterei unterm 5. März 1910,
Z . VI -1387/5 , bezogenen Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
26 . Februar l . I ., Z . 6616 , haben Seine k. u . k. Majestät mit Allerhöchster
Entschließung vom 18 . Februar 1910 dem vom Landtage des Erzherzogtumes
Österreich unter der Enns in dessen Sitzung am 15 . Oktober 1909 beschlossenen
Statute für das n . ö. Landes -Zeutralkinderheim in Wien die Allerhöchste Ge¬
nehmigung allergnädigst zu erteilen geruht.

Demgemäß treten nunmehr das neue Statut für das n . ö. Landes-
Zentralkinderheim in Wien und ferners auch die „ Grundsätzlichen Bestimmungen
für die Errichtung und den Betrieb der n . ö. Landcskinderheime ", wofür die
erforderliche Verlautbarung im Landes -Gesetz- und Verordnungsblatte für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns bereits veranlaßt wurde , in Wirk¬
samkeit , wogegen gleichzeitig das mit den Allerhöchsten Entschließungen vom
7 . Dezember 1869 , vom 7 . September 1877 und vom 27 . März 1907 ge¬
nehmigte bisherige Stutut für die n . ö. Landes -Gebär - und Findelanstalt mit
den im Z 54 des neuen Statutes vorgesehenen Beschränkungen außer Kraft
gesetzt wird.

Die Übersiedlung der Anstalt in die neue Anlage im XVIII . Wiener
Gemeindebezirke , Bastiengasse Nr . 36 und 38 , wird im Laufe des Monats
April 1910 stattfinden , doch werden schon ab I . April 1910 die für das n . ö.
Landes -Zentralkinderheim in Wien bestimmten Korrespondenzen und sonstigen
Ausfertigungen , sowie Zustellungen „ An das n . ö. Landes - Zentral¬
kinderheim in Wien " , die der gegenwärtigen Rechtsschutzabteilung der
n . ö. Landes -Findelanstalt zugehörigen Korrespondenzen und Ausfertigungen
aber an das „Rechtsschutzamt des n . ö. Landcs - Zentralkinder-
Heimes in Wien"  zu richten sein.

Die an das n . ö. Landes -Zentralkinderheim zu entrichtenden Vcrpflegs-
gebühren werden auf Grund des mit Sitzungsbeschluß des n. ö. Landtages
vom 15 . Oktober 1909 genehmigten Anstalts -Voranschlages für das Jahr 1910
vom 1. April  1910 angefangen  bis auf weiteres in folgender Höhe
festgesetzt, beziehungsweise zur Vorschreibung und Einhebung gegenüber den
ersatzpflichtigen Fanden , Behörden und Parteien gelangen.

ü . Für die aus öffentliche Kosten aufgenom menen
Kinder:

a) während des 1. Lebensjahres 65 Heller per Kopf und Tag

o) vom 3. Lebensjahre an 38 „ „ „ „ „
beziehungsweise für die vor dem 1. April 1910 aufgenommenen Kinder ?/z
dieser Gebühren in dem Falle , als die betreffenden Kinder bei mit ihnen blut¬
verwandten Pflegeparteien untergebracht sind und deshalb an die letzteren ein
geringeres Kostgeld seitens der Anstalt ausgezahlt wird.

L . Für Zahlkinder , und zwar:

n) für Brustkinder . 5 X per Kopf und Tag
b) „ künstlich ernährte Säuglinge . 3 „ „ „
o) „ Kinder zwischen dem 1. und 6 . Lebensjahre 2 „ „ „ „ „

Hievon werden die städtischen Ämter in Kenntnis gesetzt.

».
Errichtung einer altkatholischen Pfarrgemeinde in

Graz.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 26 . April

1910 , M . Abt . XXII , 3728/09 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 41 ) :

Das k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht hat zufolge Erlasses
vom 8 . November 1909 , Z . 40489 , die Errichtung einer altkatholischen Pfarr¬
gemeinde in Graz mit dem Sitze des Vorstandes und des Pfarrers daselbst
genehmigt.

Diese Pfarrgemeinde hat sämtliche in Steiermark und Kärnten wohnhaften
Angehörigen der altkatholischen Kirche zu umfassen . Diese Altkatholikcn scheiden
sohin mit dem Tage der Aktivierung der neuen Pfarre aus dem Sprengel der
Wiener altkatholischen Pfarrgemeinde aus.

Laut Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10 . März 1910,
Z . III -974/8 , erfolgte die Konstituierung dieser neuen Pfarrgemeinde am
23 . Jänner 1910.

10 .

Gemerbeanmeldungsgebühr für Zweigetablissements
und Niederlagen außerhalb des Standortes der

Hanptbetriebsstäkte.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 27 . April

1910 , M . Abt . XVII 2550 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 42 ) :

Die k. k. n . ö. Finanz -Landes -Direktion hat mit Zuschrift vom 1 . April

1910 , Z . VIII — ^ Nachstehendes anher mitgeteili:
Zufolge Finanz -Ministerial -Erlasses vom 20 . März 1910 , Z . 76605 er

1909 , unterliegen die im Z 40 der Gewerbeordnung in der Fassung des Ge¬
setzes vom 5 . Februar 1907 , R . G . Bl . Nr . 26 , erwähnten Anzeigen über die
Errichtung , bezw. Gesuche um Genehmigung der Errichtung von Zweig¬
etablissements und Zweigniederlagen außerhalb der Gemeinde des Standortes
der Hauptbetriebsstätte im Gegensätze zur früheren Rechtslage gemäß
T . P . 43 , a/2 des Gesetzes vom 13 . Dezember 1862 , R . G . Bl . Nr . 89 , nur
der Stempelgebühr von 1 Krone für jeden Bogen.

11 .
Zur Hintanhaltnng des Mädchenhandels.

Laut Rund -Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2. Mai 1910,
Z . VII -2890 (M . Abt . XXII , 1840 ) befaßt sich ein gewisser Julius Golinski.
1865 zu Wreschen , Provinz Posen geboren , reisender Artist , auch damit , daß
er junge Mädchen engagiert , um sie bei sich zu Altistinnen auszubilden.

Zufolge eines Berichtes der k. k. Polizei -Direktion Wien läßt das Vor¬
leben Golinski 's  es als rätlich erscheinen , daß junge Mädchen , beziehungs¬
weise deren gesetzliche Vertreter von der Annahme eines von dem Genannten
angebotenen Engagements gewarnt werden.

12 .

Zulassung der Betoneisenzellendecke ( System A . v.
Plachy ) .

Erlaß des Wiener Magistrates vom 7. Mai 1910 , M.
Abt . XIV , 5185/09:

In Erledigung des Ansuchens des Herrn Ingenieurs A. v. Plach y,
Wien , IV ., Schelleingasse 17 , wird die Verwendung der Betoneiscnzellendecke
(System A. v. Plach y) als Deckenkonstruktion bei Hochbauten im Gemeinde-
gebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1. Aus diese Deckenkonstruktion haben die Bestimmungen der mit Erlaß
des k. k. Ministeriums des Innern vom 15 . November 1907 , Z . 37295 , ge¬
nehmigten Vorschrift über die Herstellung von Tragwerken aus Stampfbeton
oder Betoneisen bei Hochbauten Anwendung zu finden.

2 . Die beabsichtigte Ausführung ist in den Bauplänen auszuweisen.
3 . Die Bau - und Deckenpläne , welche die Beton - und Eisenstärken zu

enthalten haben , sowie die Berechnungen sind von einem behördlich autorisierten
Zivil - oder Bauingenieur , behördlich autorisierten Zivilarchitekten oder von
einem Baumeister zu unterfertigen , welcher die Ausführung der Konstruktion
zu leiten und zu überwachen hat und für die klaglose Herstellung sowie für
die der Berechnung entsprechende Tragfähigkeit der Konstruktion die volle
Haftung zu übernehmen hat.

4 . Die plangemäße Ausführung wird vom Stadtbauamte überprüft.
Es ist daher für die Decke eines jeden Geschosses rechtzeitig um die amt¬

liche Rohbeschau anzusuchen.
5 . Dem Stadtbauamte bleibt es Vorbehalten , die einwandfreie Herstellung

durch besondere Versuche festzustellen , und zwar durch Belastungsproben , stich¬
probenweise Bruchproben und Festigkeitsproben der Decken beziehungsweise der
einzelnen Baustoffe.

Es wird dem Bauführer vom Stadtbauamte behufs rechtzeitiger Her¬
stellung von Ersatzstücken nach Erteilung der Baubewilligung über dessen An¬
frage mitgeteilt werden , ob und inwieweit solche stichprobenweise Bruchproben
beabsichtigt werden.

Die Kosten der Erprobungen hat der Bauführer zu tragen . Fallen die
Erprobungen ungünstig aus , so sind die betreffenden Konstruktionen , beziehungs¬
weise wenn es die Baubehörde verlangt , alle derartigen Betoneisendecken des
Baues zu entfernen und durch stärkere zu ersetzen oder wenn dies in sach¬
gemäßer Weise möglich ist, zu verstärken.

6. Es ist vom Bauführer Vorsorge zu treffen , daß die Eisenbeton¬
konstruktionen bei dem inneren Ausbau des Gebäudes nicht geschwächt oder
geschädigt werden . (Zum Beispiel durch Einstemmen von Löchern und Schlitzen
für Rohrleitungen und dergleichen an ungeeigneter Stelle ).

7 . Bei Wohngebäuden haben die Decken unter dem Fußbodenbelage eine
Beschüttung von mindestens 8 om Höhe oder eine hinsichtlich Druckverteilung
und Schalldichtigkeit gleichwertige Schichte aus einem anderen feuerbeständigen
Stoffe zu erhalten.

8 . Die Pappe der Zellen ist unter Verwendung eines wasserundurchlässigen
Klebestoffes mit glatt satiniertem Papier zu überziehen , um zu verhindern , daß
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das Abbinden des Betons durch vorzeitige Entziehung von Feuchtigkeit
gestört wird.

Die Zellen sind derart widerstandsfähig herzustellen , daß ein entsprechendes
Stampfen des Betons möglich ist.

9 . Die zur Bildung der ebenen Deckenuntersicht dienenden Betoneisen-
Platten sind kreuzweise zu bewehren und zwar der Länge nach mit mindestens
3 Rundeisen von 4 mm und der Quere nach mit mindestens 4 Rundeisen
von ' 5 mm Durchmesser.

Diese Quereisen müssen abwechselnd an den Längsseiten der Platte vor¬
ragen und sind unter den Zugeisen der Balken durchgehend als Scherbügel
aufzubiegen.

An den Balkenenden sind die Scherbügel rechnungsmäßig zu ergänzen.
Die Platten sind an den Längsseiten nach unten abzuschrägen , um einen guten
Anschluß an die Deckenrippen zu erzielen.

Die Dicke der Platten muß mindestens 3 om betragen.
Ihre Breite darf 0 50 m, ihre Länge 1 m nicht überschreiten.
10 . Wird die Dcckenuntersicht nicht aus fertigen Platten hergcstellt,

sondern aus einer Schalung betoniert , so ist diese Betonschichte mindestens
3 om dick auszuführen und mit denselben kreuzweisen Eiseneinlagen zu versehen,
wie die fertigen Platten.

11 . Das Mischungsverhältnis des zur Herstellung der Deckenuntersicht
verwendeten Betons darf keinesfalls magerer sein als 1 : 4 (350 Portland¬
zement auf 1 in ? Kiessandgemenge ).

12 . Deckenverputz aus Gipsmörtel darf aus die glatte Untersicht nicht
unmittelbar aufgebracht werden , weil Gips aus Beton nicht genügend haftet.

13 . Die Abänderung der Zurücknahme dieser Bewilligung nach Maß¬
gabe der praktischen Erfahrungen bleibt Vorbehalten.

Der beigebrachte Plan wird dem Stadtbauamte zur Verwahrung über¬
mittelt.

IS.
Abänderung der Marktordnung für die (Hroßmarkt-
halleabteiknng für Fleischwaren deck . k. Reichshaupt

und Residenzstadt Wien.
Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtume

Österreich unter der Enns vom 11 . Mai 1910 , Z . X a-899/9,
L.-G .- und V .-Bl . Nr . 108:

Mittels des von der k. k. n .-ö. Statthalterei mit Erlaß vom 11 . Mai
1910 , Z . Xs -899/9 , genehmigten Beschlusses des Sladtrates der k. k. Reichs-
Haupt - und Residenzstadt Wien vom 24 . Februar 1910 , Z . 449/10 , wurde der
8 3 der mit dem Beschlüsse dieses Stadtrates vom 17 . März 1909 , Z . 18618,
festgesetzten, von der k. k. n .-ö. Statthaltern mit Erlaß vom 26 . Juli 1909,
Z . X »- 1307/5 , genehmigten und im Landes -Gesetz- und Verordnungsblatte für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns für das Jahr 1909 unter Nr . 111
verlautbartcn Marktordnung für die Großmarkthalleabteilung für Fleischwaren
in Wien , III ., Vordere Zollamtsstraßc 21 und Jnvalidenstraße 4, in der
gegenwärtigen Fassung außer Wirksamkeit gesetzt und hat künftighin zu lauten:

8 3.
Der Marktverkehr findet statt:

a) an Wochentagen in der Zeit vom 1. Mai bis 31 . Oktober von 4 Uhr
früh bis 4 Uhr nachmittag , in der übrigen Jahreszeit von 5 Uhr früh
bis 4 Uhr nachmittags , an Feiertagen bis 12 Uhr mittags;

b ) an Sonntagen während der durch besondere Vorschriften jeweils für den
Marktverkehr an Sonntagen festgetzten Zeit;

e) der Kleinverkehr beginnt an allen Tagen erst um 6 Uhr beziehungsweise
7 Uhr früh;

ä ) Kleinverkehr findet außerdem an jedem Samstagwochentage sowie an dem
Vortage eines jeden Feiertages von 4 bis 7 Uhr abends statt.
Beginn und Ende des Marktverkehres wird durch ein Glockenzeichen

bekanntgegebe » .

14 .
Gift Verschleiß.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk
vom 17 . Mai 1910 . M . B . A. I , 16441/10:

Das magistratische Bezirksamt für den I . Bezirk findet auf Grund der
gepflogenen Erhebungen , der offenen Handelsgesellschaft Strub ecker L
Holluber,  I ., Lichtensteg 3 , im Sinne des 8 15 , Punkt 14 G .-O . die
Konzession zum Verkaufe von Giften und der zur arzneilichen Verwendung
bestimmten Stoffe und Präparate , insoferne dies nicht ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist, sowie zum Verschleiße von künstlichen Mineralwässern
mit dem Standorte I ., Lichtensteg 3 , zu verleihen.

Bei der Ausübung dieser Konzession sind die gewcrbepolizeilichen Vor¬
schriften , die Bestimmungen der Ministerial -Verorduuugeu vom 2l . April 1876,
R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10 , betreffend
den Verkehr mit Giften und gisthältigen Droguen , daun der Ministerial -Ver-
ordnungen vom 17 . September >883 , R .-G .-Bl . Nr . 163 , und vom 17 . Juni
1886 , R .-G .-Bl . Nr . 97 , betreffend die Abgrenzung der Berechtigungen der
Apotheker gegenüber der Materialwarenhandlüngen genau zu befolgen.

Imprägnierte und sterilisierte Verbandstoffe dürfen nur in Original¬
verpackung mit der Signatur des Erzeugers , der genauen Bezeichnung und
der Angabe des Inhaltes an wirksamen Stoffen in Prozenten in Verkehr ge¬
bracht werden und sind in staubdichten Kasten , vor Verunreinigung geschützt,
aufzubewahren.

Diese Konzession wurde im Gewerberegister unter Z . 3279 K., M . B . A. I.
eingetragen , ihre Besteuerung erfolgt auf den Konto der bisher bestandenen
Einzelfirma Strubecker L Holluber.

* *
*

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VI . Bezirk,
Mariahilf , vom 19 . April 1910 (M . B A. VI , 22485/09 ) :

Das magistratische Bezirksamt für den VI . Bezirk verleiht hiermit auf
Grund der gepflogenen Erhebungen dem Wilhelm Prihoda  im Sinne des
Z 15 , Punkt 14 der Gewerbeordnung die Konzession zum Verkaufe von Giften,
insofern derselbe nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, mit dem
Standorte VI ., Mariahilferstraße 107.

Bei Ausübung des oberwähnten Gewerbebetriebes sind die hinsichtlich
des Verkehres mit Giften bestehenden Normen , insbesonder die Ministerial-
Verordnungen vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 und vom 2. Jänner 1886,
R -G .-BI . Nr . 10 , sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften genau zu be¬
obachten.

Diese Konzession wurde sub R .-Z . 1654/Konz , in das Gewerberegister
eingetragen und für die Erwerbsteuerbemessung der Konto K.-Z . 13973/6
eröffnet.

* *

Erlaß des Magistratischen Bezirks -Amtes für den Vlll . Bezirk
vom 8. April 1910 , M . B . A. VIII , 34937/09:

Das magistratische Bezirksamt für den VIII . Bezirk in Wien findet , dem
Herrn Jaromir Karl Groß  die angesuchte Konzession zum Verkaufe von
Giften und von zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Prä¬
paraten , insoferne dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, vor¬
behaltlich der Prüfung der Eignung des von Ihnen namhaft gemachten
Betriebslokales , zu verleihen.

Bei der Ausübung dieser Konzession sind in jeder Beziehung die bestehenden
gewerblichen Vorschriften , die Bestimmungen der Ministcrial -Verordnungen vom
21 . April 1876 , R .- G .-Bl . 60 und vom 2 . Jänner 1886 , R .-G .-Bl . 10 , be¬
treffend den Verkehr mit Giften und gisthältigen Drogen und der Ministerial-
Vcrorduuug vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . >52 und vom 17 . Juni
1886 , R .-Ä .-Bl . 97 , betreffend die Abgrenzung der Berechtigung der Apotheker
gegenüber den Materialwarenhändlern genau zu beobachten.

Imprägnierte und sterilisierte Verbandsstoffe dürfen nur in Original¬
verpackung m >t der Signatur des Erzeugers , der genauen Bezeichnung und der
Angabe des Gehaltes an wirksamen Stoffen in Prozenten im Verkehr gebracht
werden und müssen in staubdichten Kästen vor Verunreinigung geschützt auf-
bewahrt werden.

Diese Konzession wurde im hierämtlichen Gewerberegister unter der
Zahl 1162/ie , M . B . A. Vlll , eingetragen , für die Erwcrbsteuerbemessung wurde
die Kataster -Zahl 15086/8 vergeben.

15 .
Änderung der Kompetenzen einiger Wiener Bezirks

gerichte.
Verordnung des Justizministeriums vom 18 . April 1910,

R .-G .-Bl . Nr . 7b:
Auf Grund des § 9 der Strafprozeßordnung vom 23 . Mai 1873,

R .-G .-Bl . Nr . 119 , wird die Gerichtsbarkeit in Strafsachen für die Gemeinde¬
bezirke Mariahilf , Neubau und Hernals dem Bezirksgerichte Josefstadt in Straf¬
sachen und die Gerichtsbarkeit in Strafsachen für den Gemeindebezirk Meidling
dem Bezirksgerichte Margareten in Wien zugewiesen.

Diese Verordnung tritt mit 1 . Juni 1910 in Kraft.

II. UormlilivlieflimmuWen.
MmMiat:

i «.
Änderung der Geschäftsverteilung.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Ap p el vom 20 . April
1910 , M . D . 1468 (Normalienl ' latt des Magistrates Nr . 43 ) :

Der Herr geschäftsführende Vize -Bürgermeister Dr . Josef Neuinayer  hat
mit der Verfügung vom 18 . April 1910 , Pr . Z . 5886 , dem Herrn Ober-
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Magistratsratc Dr . Nüchtern  außer der Leitung der Magistrats -Abteilung
VIII a (Bau der II. Kaiser Franz Josef-Hochquellenleitung) auch noch die
unmittelbare Dienstesaufsicht über die Magistrats -Abteilungen VII (Kanali¬
sierungen und Wasserrechtsangelegenheiten ) und VIII (Wasserversorgung ) über¬
tragen.

Die Magistrats -Abteilung VII erscheint somit aus der Geschäftsgruppe
als deren Leiter der Herr Ober -Magistratsrat Pohl  bestellt ist, und die
Magistrats -Abteilung VIII aus der Zahl der meiner unmittelbaren Dienstes-
aufsichk unterstellten Abteilungen ausgeschicden.

17 .

Entschädigung der als Lizitationskonnnissäre bei
freiwilligen Feilbietungen verwendeten städtischen

Beamten.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel vom 21 . April
1910 , M . D . 39 sx 1910 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 39 ) :

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 19 . April 1910 zur Pr -Z . 4869
nachstehende Beschlüsse gefaßt:

Im Anhänge zum Gebührennormale (Verfügung des zur einstweiligen
Besorgung der Geschäfte der Reichshaupt - und Residenzstadt bestellten k. k. Bc-
zirkshauptmannes Dr . v. Friebeis  vom 15 . Jänner 1896 , Z . 3684 ex 1891
und Z . 1836 ex 1894 ), wird zum Zwecke einer gleichmäßigen Entschädigung
der als Lizitationskommissäre verwendeten Beamten an ge ordnet:

I.

Die bisherige Übung , wonach der zu den freiwilligen Feilbietungen
entsendete Beamte einen 5Ligen Anteil an den Armenprozenten für sich in
Abzug bringen konnte , wird abgeschafft.

In Hinkunst gebühren den städtischen Beamten ohne Rücksicht auf die
Entfernung des Vcrsteigerungsortes vom Amtssitze für eine Intervention bei
den freiwilligen Feilbietungen:

a) währcno der Amtsstunden 4 L;
b ) außerhalb der Amtsstundcn 6 Iv;
e) während eines ganzen Tages 10 L.

Die Aufrechnung einer anderen Gebühr ist unstatthaft.

II.

Die von dem Erlöse der freiwilligen Feilbietungen berechneten 2X
(Armenprozente ) sind vorerst in ihrer vollen Höhe dem Wiener allgemeinen
Versorgungsfonds zu überweisen.

Die Stadtbuchhaltung hat sodann mit Ende eines jeden Jahres im Wege
der Verrechnung von diesen Gebühren 5F an die eigenen Gelder der Gemeinde
zur Deckung der Jnterventionsgebühren für die zu den Versteigerungen ent¬
sendeten Beamten abzuführen.

III.
Diese Anordnung tritt sofort in Kraft.
Hievon setze ich die städtischen Ämter in Kenntnis.

III. Gesetze
uoil i>eso»rierer Wichtigkeit für tzeu politischen

verwaltung-chienst.
18 .

Einführung einer Abgabe von denFeuerverfichernngs-
gesellschaften als Beitrag zu den Kosten der Feuer¬

wehren re.
Gesetz vom 19 . März 1910 , betreffend die Einführung einer

Abgabe von den Feuerversicherungsgesellschasten als Beitrag zu
den Kosten der Feuerwehren , ferner für Unterstützungen verunglückter
Feuerwehrmänner sowie deren Hinterbliebenen , zur Bestreitung
der Haftpflichtversicherung und zur Gewährung von Ersätzen
für Schadensälle an Vorspanntieren der Feuerwehren im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns (L.-G .- u . V .-Bl . Nr . 106 ) :

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogtums Österreich unter der
Enns finde Ich anzuordnen , wie folgt:

8 1-
Die inländischen sowie die zum Geschäftsbetriebe im Jnlande zugclassenen

ausländischen Feuerversicherungsgesellschaften , ohne Unterschied , ob dieselben
Aktien - oder auf Wechselseitigkeit beruhende Gesellschaften sind und ob sich ihr
Geschäftsbetrieb nur auf Versicherung gegen Feuerschäden beschränkt oder auch
auf andere Zweige des Versicherungswesens erstreckt, leisten zu den Kosten der
Feuerwehren des Erzherzogtums Österreich unter der Enns einen jährlichen
Beitrag von zwei Prozent der während des betreffenden Solarjahres erzielten
Bruttoprämieneinnahmen für die im Erzherzogtums Österreich unter der Enns
gegen Feuergefahr versicherten Objekte , seien es Mobilien oder Immobilien.

Außerdem haben sämtliche vorgenannte Gesellschaften einen weiteren
Beitrag von einem Prozent dieser Bruttoprämieneinnahmcn zur Unterstützung
verunglückter Feuerwehrmänner , sowie deren Hinterbliebenen , zur Bestreitung
der Haftpflichtversicherung und zur Gewährung von Ersätzen für Schadenfälle
an für Feuerwehren verwendeten Vorspauntieren zu entrichten.

8 2.
Zur Bemessung beider Beiträge dient die Bruttoprämieneinnahme , welche

die Gesellschaft aus dem hierländtgen direkten Feuerversicherungsgeschäfte (ohne
Abzug der Rückversichcrungsprämien ) für die seit der Wirksamkeit dieses Gesetzes
ini Erzherzogtum Österreich unter der Enns gegen Fenersgefahr versicherten
Objekte erzielt hat , als Grundlage und sind die Gesellschaften verpflichtet , die
hierzu notwendigen rechnungsmäßigen Behelfe , insbesondere die Nachweisung
der Prämieneinnahme längstens bis Ende April des nächstfolgenden Jahres
zu liefern.

Diese Nachweisung hat getrennt , und zwar für das Gemeindegebiet der
k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien an den Magistrat und für den
übrigen Teil des Landes an den Landesausschuß zu erfolgen.

8 8-

Die Abstattung der Jahresbeiträge hat längstens binnen sechs Wochen
nach erfolgter Zustellung des Zahlungsauftrages zu geschehen.

8 4.

Im Falle eine Gesellschaft die zur Bemessung der Beiträge notwendigen
rechnungsmäßigen Daten nicht rechtzeitig liefert , kann dieselbe hiezu von der
Statthalterei durch Ordnungsstrafen verhalten werden.

Die Beiträge der Gesellschaften können mittels der Politischen Exekution
durch die politischen Behörden eingetrieben werden.

8 5.
Die Beiträge haben sowohl den freiwilligen Feuerwehren als den Ge¬

meinden , welche Berufsfeucrwehren erhallen , zugute zu kommen und können
sowohl für die Erhaltung und bessere Ausrüstung der bestehenden als auch zur
Errichtung neuer Feuerwehren , ferner zur Unterstützung verunglückter Feuer¬
wehrmänner , sowie deren Hinterbliebenen , zur Bestreitung der Haftpflicht¬
versicherung und zur Gewährung von Ersätzen für Schadensälle an für Feuer¬
wehren verwendeten Vorspanntieren dienen.

8 6.
Die Abgabe von den Bruttoprämieneinnahmen für die im Gemeinde¬

gebiete der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien versicherten Objekte
bezieht die Gemeinde Wien als Beitrag zu den Kosten ihres Feuerlöschwesens,
zur Unterstützung verunglückter Feuerwehrmänner sowie deren Hinterbliebenen,
zur Bestreitung der Haftpflichtversicherung und zur Zugtierentschädigung , sowohl
für die Berufsfeuerwehr , als auch für die in Wien bestehenden freiwilligen
Feuerwehren . Die Bemessung und Einhebung dieser Abgabe steht dem Wiener
Magistrate zu und sind die Einnahmen aus der zweiprozentigen , beziehungs¬
weise einprozentigen Abgabe gesondert voneinander , sowie von den sonstigen
Fonds zu verrechnen.

8 7.
Die Bemessung , Einhebung , Verwaltung und Verwendung der Abgabe

von den Bruttoprämieneinnahmen für die außerhalb Wiens versicherten Objekte
erfolgt durch den Landesausschuß mit Beachtung der folgenden Bestimmungen:

1. Die Einnahmen aus der zweiprozentigen , beziehungsweise einprozenligen
Abgabe sind gesondert voneinander sowie von dem Landesfonds und den übrigen
unter der Verwaltung des Landes stehenden Fonds zu verrechnen.

2 . Auf Beiträge zur Ausstellung , besseren Ausrüstung oder Erhaltung
einer Feuerwehr haben nur jene Gemeinden und rücksichtlich Feuerwehrvereine
Anspruch , welche aus eigenen Mitteln die Kosten hiefür nicht bestreiten können.

3 . Beiträge für Berufsfeuerwehren werden stets von den betreffenden
Gemeinden bezogen . Dasselbe hat in der Regel auch für freiwillige Feuer¬
wehren zu gelten . Ausnahmsweise können solche Beiträge auch direkt den Feuer¬
wehrvereinen gegeben werden , wenn sie ihre Auslagen ganz oder zum größten
Teile ohne Inanspruchnahme der Gemeinde bestreiten und wenn statutengemäß
bei Auslösung des Vereines das Vermögen desselben der Gemeinde gehört;
Gemeinden und Feuerwehren , welche Beiträge erhalten , sind verpflichtet , Uber
die ordnungsmäßige Verwendung dem Landes -Ausschusse Rechnung zu legen.

4 . Bor Feststellung dieser sachlichen wie persönlichen Beihilfen und Unter¬
stützungen hat der Landes -Ausschuß eine kommissionelle Verhandlung unter
Beiziehung von wenigstens vier Vertretern für die im Erzherzogtum Österreich
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unter der Enns mit Ausschluß der k. k. Rcichshaupt - und Residenzstadt Wien
bestehenden freiwilligen Feuerwehren zu veranlassen ; die Hälfte dieser Vertreter
ernennt der Landcs -Ausschnß nach eigener Wahl , die andere Halste ist aus
den vom nicdcrösterrcichischen Landcs -Fcucrwchrvcrbandc in doppelter Anzahl
vorzuschlagendcn Personen zu berufen.

8 8.

Dieses Gesetz tritt mit l . Jänner des auf seine Kundmachung folgenden
Jahres in Wirksamkeit.

Mit dem Beginne der Wirksamkeit dieses Gesetzes treten die Bestimmungen
der Gesetze vom 16 . Dezember 1882 , L.-G .-Bl . Nr . 69 , und vom 2t . Dezember
1884 , L.-G .-Bl . Nr . 1 ex 1885 , außer Kraft.

8 9-
Mein Minister des Innern ist mit dem Vollzüge dieses Gesetzes beauftragt

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und imLandesge
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre IS 10

publizierte » Gesetze und Verordnungen.
L. Reichsgeschbtatt.

Nr . 74 . Kuiidmnchllng des Finanzministcriums
vom 7. April 1910 , betreffend die Ermächtigung des Hauptzoll-
amtcS in Znaim zur Abfertigung bedingt zollfreier Waren.

Nr . 75 . Verordnung des Justizministeriums vom !
18. April 1910 , betreffend die Übertragung der Strafgerichtsbarkeit
für die Gemeindebczirke Mariahilf , Neubau und Hernals an das Bezirksgericht
Josefstadt in Strafsachen und der Strafgerichtsbarkeit sür den Gcmcindcbczirk
Meidling an das Bezirksgericht Margareten in Wien .*)

Nr . 76 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 19. April 1910 , betreffend Ermächtigung des königlich
ungarischen Hauptzvllamtcs II . Klasse in Pancsova zur Anwendung des
abgekürzten Ansagcverfahrens im Eisenbahn - und Schiffahrtsvcrkehrc.

Nr . 77 . Verordnung des Gesamtministeriums vom
23 . April 1910 , wodurch das Gesetz vom9. April 1910, R.-G.-Bl.
Nr . 73 , betreffend die Höhe der für die strafrechtliche Beurteilung einer Tat
maßgebenden Beträge , bei den k. u . k. Konsulargcrichtcn für Strafsachen öster¬
reichischer Staatsangehöriger und diesen gleich zu behandelnder Schutzgenossen
cingcführt wird.

Nr . 78 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 21 . April 1910 , betreffend die Aktivierung des Spiclkartcn-
abstempclungsdienstes bei dem k. k. Hauplzollamte in Lemberg.

Nr . 7S . Kundmachung des Eisenbahnministers
vom 21 . April 1910 , mit welcher die „Maßnahmen zur Ver¬
einfachung des Geschäftsganges bei den Dienststellen der staatlichen Eisenbahn-
Verwaltung " bei der k. k. Direktion für die Linien der Staatscisenbahngesell-
schaft und der k. k. Nordwestbahn -Direktion in Wirksamkeit gesetzt werden.

Nr . 80 . Gesetz vom 26 . April 1910 , betreffend die
Vornahme einer Kreditoperation.

Nr . 8L . Verordnung des Ministeriums des
Innern im Einvernehmen mit dem Handelsministerium,
dem Ministerium für öffentliche Arbeiten und dem
Finanzministerium vom 28 . April 1910 , betreffend die Er¬
lassung sicherheitspolizcilicher Bestimmungen für den Betrieb von Kraftfahr¬
zeugen (Automobilen , Motorzügcn und Motorrädern ).

Nr . 82 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht und des Finanzministers vom 9. April
1910 , womit der Betrag der fassionsmäßigen Ausgabcpost für die Führung
des Dekanats (Vikariats )amtes in Ansehung der städtischen Vikariate in Prag
festgesetzt wird.

Nr . 83 . Verordnung der Ministerien für öffent¬
liche Arbeiten , des Handels , des Innern und der

Finanzen vom 17. April 1910 , betreffend Sondcrbestimmungen
für die Behandlung der aus dem Auslände anläßlich der Ersten internationalen
Jagdausstellung Wien 1910 zur Einfuhr gelangenden Handfeuerwaffen.

Nr . 84 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 20 . April 1910 , betreffend die Auflassung der hauptzoll¬
amtlichen Expositur im landschaftlichen Lagerhaus - zu Innsbruck.

Nr . 85 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 22 . April 1910 , betreffend die Ausgabe von Portomarken zu 25 ff

Nr . 86 . Kundmachung desFinanzministeriums vom
23 . April 1910 , betreffend die Aufhebung der Ermächtigung des
Steueramtcs in Kolomea zur Abfertigung unbedingt zollfreier Ausfuhrwaren
im Ansagcverfahren.

Nr . 87 . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 26 . April 1910,
betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Durchführungsvorschrift
zum Zolltarifgcsctzc vom 13 . Februar 1906 , R .-G . Bl . Nr . 22 , der Erläute¬
rungen zum Zolltarife , sowie des mit der Verordnung vom 24 . April 1908,
R .-G .-Bl . Nr . 84 , hinausgegebenen Verzeichnisses über den durchschnittlichen
Handclswcrt der wichtigsten , der Wertvcrzollung nach Nr . 622 unterliegenden
chemischen Hilfsstoffe und Produkte.

Nr . 88 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 21 . April 1910 , betreffend die fachlichen Prüfungen für den
statistischen Dienst im Handelsministerium.

Nr . 8S . Kundmachung des Finanzministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Justiz vom 6. April 1910 , betreffend die Verwend¬
barkeit der von der Tüvuostonslrä banl -a pro Öocb )- a Uoravn v klare mit
dem Sitze in Prag auf Grund des Z 62 , P . I , ihres Statutes auszugcbcnden
Bankschuldvcrschreibungen zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftungs -,
Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . SO. Verordnung des Handclsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern vom
28 . April 1910 , womit auf Grund des Z 96 ff des Gesetzes vom
14 . Jänner 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 19 , Ausnahmen von den Bestimmungen
dieses Gesetzes über die Mindestruhezeit der Hilfsarbeiter , beziehungsweise über
den Ladenschluß sür einzelne Kurorte gestattet werden.

Nr . SI . Verordnung des Finanzministeriums
im Einvernehmen mit dem Handelsministerium vom
6. April 1910 , betreffend die ausnahmsweise Gestattung der Verwendung
von Zahlungsmitteln der deutschen Reichswährung und der Francswährung
zur Einzahlung von nach Deutschland beziehungsweise nach Italien gerichteten
Postanweisungen bei den Postämtern Riezlern , Mittclberg und Hintcrriß , be¬
ziehungsweise beim Postamte Turano im Val vestino.

Nr . S2 . Gesetz vom 27 . April 1910 über das Verbot
der Teilung von Gebäuden nach materiellen Anteilen in den Krcisgerichts-
sprcngcln Trient und Rovcrcto und den Bezirksgerichtssprcngcln Ampczzo und
Buchenstem.

Nr . S3 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
V0IN 1 . Mai 1910 , betreffend die Konzessionierung einer mit elektrischer
Kraft zu betreibenden normalspurigcn Kleinbahnlinie vom Valcrieparkc zum
Kaiserwalde in Pola.

Nr . S4 . Verordnung des Justizministers vom
5. Mai 1910 , betreffend die Ergänzung des Verzeichnisses der Normen
des Staats -, Finanz - und Berwaltungsrechtcs , welche bei der Richtcramts-
prüfung zu berücksichtigen sind.

Nr . S5 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 29 . April 1910 , betreffend die Errichtung einer Expositur des
Ncbcuzollamtcs Vallarsa in Piano dclla Fugazza (Streva ) für die Dauer der
Sommermonate des Jahres 1910.

Nr. S6 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 1. Mai 1910 , betreffend die Konzessionierungeiner mit elektrischer
Kraft zu betreibenden normalspurigen Kleinbahn von St . Pölten nach Harland.

Nr . S7 . Kundmachung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Minister sür öffentliche
Arbeiten Vom 22 . Aprit 1910 , betreffend die Zeugnisse der
Frauengewerbeschule für Kleidcrmachen in Hronow.) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen !c." vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr. S8 . Kundmachung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten Vom 30 . April 1910 , betreffend die Zeugnisse der
Arbeitsschule des Hausfraucnschulvereiues in Graz.

Nr. SS . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 6. Mai 1910 , betreffend die Gebiihrcnbchandlung von Urkunden
über teilweise Pfandrcchtsanflassungen.

Nr. ISO. Kundmachung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 6. Mai 1910 , betreffend die
amtliche Prüfung nnd Beglaubigung von Elektrizitätsvcrbrauchsmesscrn.

Nr. 10t . Verordnung des Finanzministeriums
vom 10. Mai 1910 , betreffend die Abänderung der Mincralölsteucr-
Vollzugsvorschrift vom 9 . Juli 1803 , N .-G .-Bl . Nr . 143.

Nr. IS2 . Verordnung der Ministerien der
Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
14 . Mai 1910 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der
Dnrchführnngsschrift zum Zolltarifgesetze vom 13 . Februar 1906 , R .-G .-Bl.
Nr . 22 , der Erläuterungen zum Zolltarife sowie des mit der Verordnung vom
24 . April 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 84 , hinausgegebcnen Verzeichnisses Uber den
durchschnittlichen Handelswcrt der wichtigsten , der Wertverzollung nach Nr . 622
unterliegenden chemischen Hilfsstoffe und Produkte.

L. Landcsgcschblatt.
Nr. S2 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 8. April
1910, A. XVI b-66/6, betreffend die der Gemeinde Wiener-Neustadt
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bicrverbrauchsauflage von 3 L 40 Ii
für das Jahr 1910.

Nr. SL. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 9. April
1910, Z. XVIb-533/12, betreffend die der Gemeinde Pfaffstätten im
Gerichtsbczirkc Baden erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bicrverbrauchs¬
auflage von 3 L für die Jahre 1910 bis einschließlich 1912.

Nr. S4 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 9. April
1910, Z. XVl d-11/9, betreffend die der Gemeinde Zöbing erteilte Be¬
willigung zur Wcitereinhcbung einer Bicrverbrauchsauflage von 3 L 40 ll für
die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr. SS . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 11. April
1910, Z. XVIb-186/2, betreffend den Verkauf von Parzellen der dem
niedcröstcrrcichischen Landesfonds eigentümlichen Liegenschaft Einl .-Z . 31 Grund¬
buch Unter -Meisling.

Nr. SS . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 12. April
1910, F . XVI d-131/10, betreffend einen Austausch von Grundtcilcn
der dem niederösterreichischcn Landcsfonds gehörigen Parzelle 1810/9 in Eggen¬
burg zu Slraßenzwccken gegen Teilflächcn der der Stadtgcmeinde Eggenburg
eigentümlichen Parzelle 18170/7 in Eggenburg.

Nr. S7 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . April 1910 , Z . XVI b -292/5 , betreffend die der Gemeinde
Stockerau erteilte Bewilligung zur Einhebung einer BUrgcrrechtstaxc von
100 L.

Nr. Ä8. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom

14 . April 1910 , A . XVI d - 22/2 , betreffend die der Gemeinde Wien
erteilte Bewilligung zur tauschweiscn Überlastung von Grundstücken auf der
Simmeringer Heide an das Ärar.

Nr. SS. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14. April 1910, Z. XVId-99/3, betreffend die der Gemeinde
Groß -Globnitz erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Stenern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1909.

Nr. ISS . Verordnung des Justizministeriums
vom 18. April 1910 , betreffend die Übertragung der Strafgerichts¬
barkeit für die Gemeindcbezirke Mariahilf , Neubau und Hernals an das
Bezirksgericht Josesstadt in Strafsachen und der Strafgerichtsbarkeit für den
Gemcindebezirk Meidling an das Bezirksgericht Margareten in Wien.

Nr. 1SI . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . April 1910 , Z. XVIö-163/14, betreffend die der Gemeinde
Türnitz erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bicrverbrauchsauflage von
3 L für das Jahr 1910 bis einschließlich 1914.

Nr. IS2 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
30 . April 1910 , Z . VI - 2138/5 , betreffend die Verlautbarung des
zwischen der Staatsverwaltung und oem niedcrösterreichischen Landcs -Ausschusse
abgeschlossenen Übereinkommens über die Ausführung der Verbauung des
GrafcnbachcS im Gebiete der Gemeinde Grasenbach.

Nr. ISS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2. Mai 1910, Z. VI-1313/1, betreffend die der Gemeinde
Langcnlois erteilte Bewilligung zur Einhebung von Wasserverbrauchs - und
Waffcrgrnndgebührcn , sowie von Gebühren für die Benützung der Wasscrmesscr
anläßlich der Herstellung einer neuen Wasserleitung in der Gemeinde.

Nr. 1SI . Verordnung des k. k. n.-ö. Landes¬
schulrates vom 3. Mai 1910 , Z. 1780/13/11, mit welcher
der ß 10 der hieramtlichen Verordnung vom 3 . Juni 1905 , L.-G .- und
V .-Bl . Nr . 102 , betreffend die , den Religionslehrern an den öffentlichen Volks¬
schulen des Erzherzogtums Österreich unter der Enns mit Ausschluß dcS
Schulbezirkes Wien zu gewährenden Wegcntschädignngen , abgeändcrt wird.

Nr. ISS . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10. Mai 1910, Z. I a-1440/22, betreffend die Erlassung einer
Betriebsordnung und eines Maximaltarifes für die an öffentlichen Orten im
Gemeindegcbiete der Stadt Wien zu jedermanns Gebrauche bereitgehaltcncn
Pcrsoncnlohnfuhrwerke (Platzfuhrwerk ).

Nr. LOS. Gesetz vom 19. März 1910, betreffend die
Einführung einer Abgabe von den Feuerversicherungsgescllschaften als Beitrag
zu den Kosten der Feuerwehren , ferner für Unterstützungen verunglückter
Feuerwehrmänner sowie deren Hinterbliebenen , zur Bestreitung der Haftpflicht¬
versicherung und zur Gewährung von Ersätzen für Schadenfälle an Vorspann¬
tieren der Feuerwehren im Erzherzogtum Österreich unter der Enns .*)

Nr. 1S7 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4. Mai 1910 , F . XVI b-85/7, betreffend die Änderung des Namens
der Orts - und Katastralgemeinde Siebenhirten un politischen Bezirke Hietzing-
Umgebung in Niederösterreich in den Namen „ Siebenhirtcn bei Wien " .

Nr. 1S8 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11. Mai 1910 , Z. X a-899/9, betreffend die Abänderung der Markt¬
ordnung für die Großmarkthalleabtcilung für Fleischwarcn dcr k. k. Reichshaupt-
und Residenzstadt Wien .*)

*) Erscheint in dieser Nummer der „Bcrorduungen !c." vollinhaltlich ausgenommen.
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1910. ^

Gesetze, Verordnungen»„- Entscheidungen,
sowie

Normativbestimmimgcn des Gcmeindcratcs, StadtratcsM der Magistrates
in InZelegechkiten der GkMilideMimltuiig nud politiSchrn Zilitsflilirlliig.
Irl - alt:

I . Verordnungen und Entscheidungen:
1 . Krankenversicherungspflicht einer Bedienerin in einer Bank.
2 . Ausweise nach Muster IV der Durchführungsverordnung znm Militär-

taxgesetze.
3 . Ergänzung der Aufenthaltsmeldebliitter wegen Kreditierung der Fahr¬

gebühren.
4 . Fortführung des Gewerbes durch die Witwe und die minderjährigen

Deszendenten.
5 . Trottoirhcrstellung.
6 . Wahrnehmungen der Gewerbeinspektoren über Unzukömmlichkeiten in

Gewerbebetrieben.
7 . Ergänzung der Militär -Landwehrpässe durch Angabe des nächsten

Waffenübnngsjahres.
8 . Rechtshilfeverkehr mit dem Königreiche Sachsen in direkten Steuer - und

Militärkaxangelegenheiten.
9 . Rückstellung der bei Anzeigen nach ß 85 G .-O . vorgelegten Arbeits¬

bücher.
10 . Umarbeitung und Nachdruck der Norinalarbeitsordnung.
11 . Nichtanwendbarkeit des § 14 c-, Abs. 1 G .-O . auf das Verhältnis

zwischen dem Spenglergewerbe einerseits und dem Ziegel - und Schiefer-
dcckergewerbe anderseits ; Anwendung des gesetzlichen Wortlautes (H 1,
P . 52 G .-O .) für das Ziegel - und Schieferdeckergewerbc bei Ausfertigung
von Gewerbescheinen.

12 . Behandlung der in Gemäßheit der Punkte 4 nnd 6 der Ministerial-
verordnung vom 14 . November 1904 , Z . 24977 , von den Leitungen
der gewerblichen Fortbildungsschulen erstatteten Anzeigen.

13 . Ausdrückliche Anführung der im H 2, Abs. 2, Ges . v. 12. April 1907,
R .-G .-Bl . Nr . 210 , aufgezählten weinähnlichen Getränke im Konzcssions-
dekrete.

14 . Umgehung der Vorschriften des 8 13 G .-O . über den Befähigungs¬
nachweis.

15 . Änderung der Abgrenzung der Landwehrergänzungsbezirke Nr . 17, 18
und 33.

16 . Nichtbercchtigung der Bau - und Maurermeister zur Ausführung von
Stukkaturerarbeiten.

17 . Festsetzung der Verpflegstaxen in den neun Wiener k. k. Krankenanstalten
18 . Regelung des Mürktverkehres auf dem Nachtmarkte im I . Bezirke.
19 . Speiseöle.
20 . Arzneiabgabe nach Rezeptkopien.
21 . Kundmachungen des Wiener Magistrates , betreffend das Schweine-

schlachthans der Stadt Wien.
22 . Die Verpflegsgebühr im Kinderspitale in Szombathely.
23 . Gebrauch der Bezeichnung „ Franzbranntwein " .
24 . Kontrolle hinsichtlich der Erfüllung der Stellungs - und Landsturm-

mcldepflicht.
25 . Neubegrenzung der Pfarrsprengel Nenstift am Walde , Pötzleinsdorf,

Gersthof , Weinhaus , Währing , Hernals und Döbling.
26 . Verkehr mit Mineralkohle , Koks und Preßkohle.
27 . Zuweisung von Schweineverkanfsplätzen auf dem Zentral -Viehmarkte

St . Marx durch Verlosung.
28 . Ladenschluß.
29 . Vollmachten für Erbschaften und Unfallsentschädigungen in Amerika.
30 . Hilfspersonale auf den offenen Märkten und in den Markthallen in

Wien.
31 . Verbot des Verkaufes von Knallpräparaten.
32 . Gift -Verschleiß.

>1. Normativbestimmungen:
Gemeinderat:

33 . Neuregelung des städtischen Ausmesserdienstes.
34 . Regelung des Dienstverhältnisses und der Bezüge des Personale - der

lithographischen Presse.

Magistrat:

35 . Änderung der Geschäftseinteilung.
36 . Behandlung der Befunde über beanständete Stempelmarken.
37 . Raschere Hereinbringuug von Gemeindeforderungen.

Verzeichnis der im „ Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns in : Jahre
1910 publizierten Gesetze und Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Krankenversicherungspflicht einer Bedienerin in einer
Bank.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
4 . Februar 1910 , Nr . 1221 (M . B . A. I, 25712/10 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshos hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Zenker,  in Gegenwart der Räte des k. k. Verwaltungsgerichts¬
hofes Dr . Balko  von Neunkirchen , Di Wald und Michalski,  dann des
Schriftführers k. k. Rats -Sekretärs Ritter v. Th a a, über die Beschwerde der
Filiale der Hivnostonskä bsuica pro Look )' a Lloravu in Wien , gegen die
Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 8. Mai 1909 , Z . 2581/V,
betreffend eine Arbeiterkrankenversicherungspflicht , nach der am 4. Februar 1910
durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Emil
PoleSovskF,  Hof - und Gerichtsadvokat in Wien , in Vertretung der Be¬
schwerde, dann der Gegenansführungen des k. k. Ministerial -Bize -Sekretärs Dr.
Ritter v. Turz anskl,  in Vertretung der belangten Behörde und der mit¬
beteiligten Sylvia BeneS  in Wien , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde in Bestätigung der beiden
unterinstanzlichen Entscheidungen ausgesprochen , daß die vom 28 . August 1905
bis 31 . Mai 1908 bei der Filiale der ^ ivnostsnsbä vanlca pro Ösoü )' a
Aoravu in Wien als Bedienerin in Verwendung gestandene Sylvia BeneS

durch den Eintritt in diese Beschäftigung er loxs die Mitgliedschaft der Wiener
Bezirkskrankenkassa erworben hat und die genannte Filiale zur Anmeldung
derselben bei dieser Kassa verpflichtet war.

Der Verwaltungsgerichtshof konnte die hiegegen von der Filiale der
Livoostellsks . dsnka pro Öseüz ' a Noravu in Wien eingebrachte Beschwerde
nicht für begründet erachten und ist hiebei von nachstehenden Erwägungen
ausgegangen:

Es ist unbestritten , daß Sylvia B e n e ö in der Zeit vom 28 . August 1905
bis 31 . Mai 1908 bei der beschwerdeführenden Bank in der Weise in Ver¬
wendung stand , daß dieselbe gegen einen monatlichen Pauschalbetrag vor oder
nach den Amtsstunden sämtliche Räume der Bank täglich anszukehren , zwei¬
mal in der Woche die Stiegen reinigen und einmal im Monate die Bank¬
räumlichkeiten auszureiben hatte.

Während nun die angefochtene Entscheidung von der Erwägung aus¬
gegangen ist, daß durch diese Verwendungsart der Sylvia BeneS  ihre
Krankenversicherungspflicht im Sinne des ß > des Krankenversichernngsgesetzes
gegeben ist, negiert die Beschwerde das Zutreffen der im ß I des Kranken¬
versicherungsgesetzes normierten Voraussetzung für die Krankenversicherungs-
Pflicht der Genannten , weil die Dienstleistungen derselben mit dem Betriebe
des Bankgeschäftes in keinerlei Beziehung stehen nnd demnach nicht gesagt
werden kann , daß Sylvia Beneö  im Betriebe der beschwerdeführenden Bank
beschäftigt war.

Allein der Verwaltungsgerichtshos vermochte diese Beschwerdeeinwendung
nicht für zutreffend zu erkennen.

Denn als eine im Betriebe beschäftigte Person muß jede angesehen
werden , welche berufsmäßig Arbeitsvcrrichtungen vollzieht , die zur regelmäßigen
und ordnungsgemäßen Ausübung des hetreffenden Betriebes notwendig find.

Nun kann wohl darüber kein Zweifel bestehen, daß der Betrieb eines
Bankgeschäftes die Beistellung der notwendigen Lokalitäten erfordert , und deren
Instandhaltung und Reinigung Arbeiten in sich schließen, die den regelmäßigen
und ungestörten Fortgang des Bankbetriebes seihst auch mitbedingen.

Wenn sonach die angefochtene Entscheidung von der Rechtsanschauung
ausgcgangen ist, daß als Arbeitsverrichtungen im Betriebe alle zum Betriebe
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erforderlichen Arbeiten und somit auch jene der Sylvia BeneS  abgelegenen
Arbeiten anzusehen sind , so vermochte der Verwaltungsgerichtshof in dieser
Rechtsanschauung der angefochtenen Entscheidung eine Gesetzwidrigkeit » m so
weniger zu erblicken , als ja dieselbe nicht nur dem allgemeinen Sprach¬
gebrauch, :. sondern auch der diesfälligen Auffassung der Gesetzgebung , ins¬
besondere der Gewerbeordnung entspricht , die auch die zu untergeordneten
Hilfsdiensten im Gewerbe verwendeten Personen als gewerbliche Hilfsarbeiter
bezeichnet (Z 73 , lit . ä der Gewerbeordnung ) und Säuberungs - und Jnstand-
haltungsarbeiten im Betriebe zur gewerblichen Betriebsarbeit rechnet (Z 75
der Gewerbeordnung und Gesetz vom 16. Jänner 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 21,
sowie Gesetz vom 18 . Juli 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 125 , Art . HI , Zahl 1).

Dem Gesagten zufolge unterlag sonach Sylvia BeneS  der Kranken-
versichcrungspflicht und war demgemäß die beschwerdeführende Filiale der
^ivuootenskä baiila pro Osobz - a Lloravu verpflichtet , die Genannte nach
Z 31 des Krankenversicherungsgesetzes bei der zuständigen Bezirkskrankenkassa
anzumelden.

Die Beschwerde mußte daher als unbegründet abgewiesen werden.

S.
Ausweise nach Muster IV der Durchführuugs

Verordnung zum Militärtaxgesetze.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthaltcrei vom 7. Februar

1910 , Z . 11-576 , M . Abt . XVI 1654/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 49 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom
1. Februar 1910 , Nr . XIV 91 Nachstehendes hieher eröffnet:

„Auf eine gestellte Anfrage wurde seitens des k. u . k. Reichskriegs-
ministeriums im hierortigen Einvernehmen die Bestimmung des Artikel 17,
Punkt I , zweiter Absatz (Schlußsatz ) der Durchführungsbestimmungen zum
Militärtaxgesetze vom 19 . August 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 211 , dahin erläutert,
daß es nicht in jedem Falle auf eine vollinhaltliche Aktenabschrift anzukommen
hat , sondern eine beglaubigte auszugsw eise  Abschrift jener Stellen des
betreffenden Dokumentes genügen wird , welche eben die Annahme rechtfertigen,
daß das die Dienstuntauglichkeit begründende Gebrechen nicht durch die
aktive Dienstleistung herbcigeführt worden ist. Es werde jedoch unter allen
Verhältnissen der Punkt 2 und 3 des militärärztlichen Zeugnisses in Abschrift
zu nehmen sein.

Die bezüglichen Abschriften seien seitens des betreffenden Standeskörpers
zu verfassen und dem evidenzzuständigen Ergänzungsbezirkskommando zu über¬
senden.

Die Entscheidung , ob das Gebrechen durch die aktive Militärdienstleistung
herbeigeführt wurde oder nicht , stehe jener politischen Bczirksbehörde zu, welche
über die Militärtaxpflicht zu entscheiden hat . Eine analoge Verlautbarung ist
auch im Landwehrbereiche erfolgt . "

Ergänzung der Anfcnthaltsmeldeblätter wegen Kredi
tierung der Fahrgebühren.

Nunderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 16 . März 1910,

Z . II M . Abt . X VI 3358/10 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 46 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom
1. Februar 19 iO, Nr . 1161 er 1909 , Dep . XIV , Nachstehendes hierher
eröffnet:

Bei Durchführung der mit dem Ministerialerlasse vom 4 . März 1909,
Dep . XIV , Nr . 245 (St . E . vom 18 . März 1909 , Z . 11-1115 ), bekanntgegebenen
Bestimmungen über die Kreditierung der Fahrgebühren für die zur Waffen-
Lbung oder Superarbitrierung (Überprüfung ) einberufene Mann¬
schaft*) hat sich wiederholt der Fall ergeben , daß der aus dem Aufenthalts¬
meldeblatte ersichtliche Aufenthaltsort der Einberufenen in den derzeit zu Ver¬
fügung stehenden geographischen Behelfen nicht zu eruieren war und daher die
den militärischen Organen obliegende Eintragung der „ billigsten Reiseroute " in
der Einbcrufungskarte sich nur mit ganz verhältnismäßigen Schwierigkeiten
bewerkstelligen ließ.

Zur Behebung dieses Übelstandes sowie zur Vermeidung etwaiger , hieraus
sich ergebenden Verzögerungen in der Zustellung der Einberufungskarten hat
das Ministerium für Landesverteidigung im Einvernehmen mit dem k. u . k.
Rcichs -Kriegsministerium angeordnct , daß in den Kopf des Aufenthaltsmelde-
blattcs , Muster 9a zu § 15 Wehrvorschrifte » , III . Teil , beziehungsweise
Muster VIII a zu 8 15 des Anhanges zu den Wehrvorschristen , III . Teil,
unter der Vorschreibung „Orlsgemeinde " noch die weitere Vorschreibung „ Nächste
Bahnstation " angesetzt , beziehungsweise ausgefüllt werde.

Wegen Ergänzung des Formulares gelegentlich eines Neudruckes wird
die Hof - und Staatsdruckerei unter einem verständigt ; vorläufig ist die
erwähnte Vorschreibuug bei Ausfüllung des Formulares handschriftlich oder
mittels Stampiglie beizusetzen.

Von diesem Erlasse , welcher an den erwähnten Stellen der Wehr¬
vorschriften vorzumerken ist, sind die Gemeinden entsprechend zu verständigen.

Die Berichtigung der Wehrvorschriften mittels Nachtrages wird einem
späteren Zeitpunkte Vorbehalten.

4 .
Fortführung des Gewerbes durch die Witwe und

die minderjährigen Deszendenten.
Am 9. August 1909 hat E . R . beim magistratischen Bezirksamt ? für den

X . Bezirk den Witwenfortbetrieb des Gemischtwarenhandelgewcrbes mit dem
Standorte X ., Alxingergasse 74 , nach ihrem verstorbenen Gatten A. R . an¬
gezeigt und unter Berufung auf ihre testamentarische Einsetzung zur Universal¬
erbin dieses Fortführungsrecht für sich allein mit Ausschluß der drei minder¬
jährigen Deszendenten in Anspruch genommen.

Das Bezirksamt hat mit Bescheid vom 9. Oktober 1909 , Z . 53004/09,
diese Anzeige aus nachstehenden Gründen nicht zur Kenntnis genommen:

„Nach den Bestimmungen des Z 56 , Absatz 5 G .-O . steht das Fort-
führungsrccht der Witwe und den minderjährigen Deszendenten gemeinschaftlich
zu, wenn der Gewerbetreibende hierüber keine Verfügung trifft oder einzelne
der hiedurch berechtigten Personen auf dieses Recht nicht verzichten . Das der
Anzeige beigelegte Testament , in welchem die Witwe E . N . als Universalerbin
eingesetzt erscheint , kann als eine Verfügung über das Fortführungsrecht nicht
angesehen werden , weil die Bestimmungen des 8 56 , Absatz 5 G .-O ., als
Ausnahmebestimmungen strenge zu interpretieren sind und nur dahin ausgelegt
werden können , daß über dieses Recht namentlich verfügt werden muß.
Übrigens geht auch schon ans der Natur dieses Rechtes als eines öffentlichen
hervor , daß dasselbe nicht ohneweiters in der Summe jener Rechte , welche
das Nachlaßvermögen ausmachen , enthalten ist.

Eine ausdrückliche Verzichtserklärung seitens der minderjährigen De¬
szendenten liegt nicht vor.

Das Gewerbe kann daher nur gemeinschaftlich mit den minderjährigen
Deszendenten fvrtgeführt werden , falls nicht eine durch das Vormundschafts¬
gericht genehmigte Verzichtserklärung seitens der minderjährigen Deszendenten
beigebracht wird . "

Diese Entscheidung wurde sowohl mit Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei
vom 3 . Jänner 1910 , Z . Ia -3042/1 , wie auch mit Erlaß des k. k. Handels¬
ministeriums vom 29 . März 1910 , Z . 3923/10 vollinhaltlich bestätigt.
(M . B . A . X , 25241/10 .)

5

Trottoirherstelliing.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 15 . April

1910 , Nr . 3702 (M . B . A . IX 29493 ) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Zenker,  in Gegenwart der Räte des k. k. Verwaltungsgerichts¬
hofes Srb , Dr . W e i n g a r t e n , Dr . Tezncr  und Dr . S a ch s , dann des
Schriftführers k. k. Ratssekretärs Freiherrn v. Glaser,  über die Beschwerde
des Eduard Rcchziegel  in Prag gegen die Entscheidung der Baudeputation
für Wien vom 10 . Juli 1909 , Z . 51 , betreffend die Instandsetzung eines
Trottoirs , nach der am 15 . April >910 durchgeführtcn öffentlichen mündlichen
Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie
der Ausführungen des Dr . Maximilian Wellner,  Hof - und Gerichts-
advokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde und der Gegenaussührungen
des k. k. Statthaltereirates Freiherrn v. Egger  in Vertretung der belangten
Behörde , sowie des Magistrats -Konzipisten Dr . Kurz,  in Vertretung der
mitbeteiligten Reichshaupt - und Residenzstadt Wien , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.
Entscheidungsgründe.

Mit Verfügung des magistratischen Bezirksamtes für den IX . Bezirk der
Reichshaupt - und Residenzstadt Wien vom 26 . April 1909 wurde dem
Beschwerdeführer der Auftrag erteilt , das Trottoir vor seinem Hause Grundb .-
Einl .-Z . 691 , Pfluggasse 8 , welches sich in schadhaftem Zustande befinde,
instandzusetzen . .

Diese Verfügung wurde mit der angefochtenen Entscheidung der Bau¬
deputation für Wien vom 10 . Juli 1909 mit der Begründung bestätigt , daß
nach ß 61 Wr . B .-O . die Pflicht zur Erhaltung des dieser Bestimmung gemäß
vom Hauseigentümer hergestellten Trottoirs diesem so lange obliege , bis das
Trottoir von der Gemeinde ausdrücklich in die Erhaltung übernommen worden
sei, welcher Fall hier nicht vorliege , und daß an dieser Verpflichtung auch der
Umstand nichts ändere , daß die Gemeinde nach Ablauf eines Jahres zur
Übernahme verpflichtet sei.

Den in der Beschwerde gegen diese Entscheidung erhobenen Einwand,
daß die schadhafte Stelle des Trottoirs sich nicht vor dem Hause des Beschwerde¬
führers Nr . 8 , sondern vor dem ihm nicht gehörigen Hause Or .-Nr . 6 Pflug¬
gasse befinde , vermochte der Gerichtshof aus dem Grunde der 88 5 und 6 des
Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 er 1876 , nicht zu be¬
rücksichtigen, da er im administrativen Verfahren nicht geltend gemacht wurde.

In der Sache selbst war die Erwägung entscheidend , daß die angeführte
Gesetzesbestimmung ausdrücklich den Eigentümer eines neuen Gebäudes zur') Siehe Normalienblatt Nr . 45/0S.
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Herstellung eines vorschriftsmäßigen Trottoirs vor seinem Hause gegen die ^
öffentliche Gasse oder Straße verpflichtet und ihm behufs Befreiung von der i
Jnstandhaltungspflicht nur das Recht einräumt , von der Gemeinde zu ver - I
langen , daß sie mit Ablauf eines Jahres das im vorschriftsmäßigen Zustande
befindliche Trottoir von ihm übernehme.

Es ist aber nicht die Gemeinde verpflichtet , die Initiative zur Übergabe
zu ergreifen . Vielmehr ist cs Sache des Hauseigentümers , ihr das ordnungs¬
mäßig fertiggestellte Trottoir zur Übernahme auzubietcn.

Da nun der Beschwerdeführer nicht einmal das Borliegen eines solchen
Anerbietens behauptet und die bloße Übertragung des für das Trottoir er¬
forderlichen Grundstreifens in das Verzeichnis des öffentlichen Buches dieses
die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des fertiggestellten Trottoirs bezweckenden
Übernahmsaktes nicht zu ersetzen vermag , mußte die Beschwerde als unbegründet
abgewiesen werden.

«.
Wahrnehmungen der Gewerbeinspektoren über Un

znkömuilichkeite » in Gewerbebetrieben.
Runderlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 15 . April 1910,

Z . I a- 399/20 , M . Abt . XVII 3003/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 51 ) :

Die im Drucke erschienenen Berichte der Gewerbcinspektvreu über ihre
Amtstätigkeit im Jahre .1908 enthalten nicht nur einen Ausweis der von ihnen
selbständig abgestellten Übelständc , sondern dieselben konstatieren vielfach Ver¬
hältnisse , welche sich einer weiteren Jngerenz dieser Aufsichtsorgane entziehen
und daher ein Eingreifen der Gewerbebehörden als notwendig erscheinen lassen.
In dieser Beziehung ist bezüglich des Verwaltungsgebietes Niederösterreichs
Nachstehendes zu eröffnen:

1. Die Vorschrift des ß 47 der Ministerialverordnung vom 7. Februar
1907 , R .-G .-BI . Nr . 24 , laut welcher bei allen Bauplätzen Verhaltungs¬
vorschriften für die Arbeiter mittelst Anschlages zu verlautbaren sind , findet fast
gar keine Beachtung.

2 . In einzelnen Gewerben , namentlich in Schneiderwerkstätten und
Fcderschmückereien wurden überfüllte Arbeitsräume vorgefunden.

3 . Manche Gewerbsinhaber trachten sich der Genehmigung ihrer Betricbs-
stätten zu entziehen , oder legen der Einhaltung der ihnen bei der Genehmigung
ihrer Anlagen aufcrlegten Bedingungen wenig Beachtung bei.

Abgesehen von der Gesetzwidrigkeit eines solchen Vorgehens erfordern
dann solche Betriebsanlagen oder deren Erweiterungen , die der gcwerbebehörd-
lichen Genehmigung bedürfen , anläßlich der nachträglichen Revision oft be¬
deutende kostspielige Abänderungen.

Auch wurde festgestellt , daß insbesondere bei Bauten motorisch betriebene
Arbeitsmaschinen ohne behördlicher Genehmigung verwendet werden.

Bei Manipulationen mit feuergefährlichen Stoffen , wie Zelluloid , Benzin,
ferner mit tierischen Produkten , wie Roßhaar (Milzbrand !), wird seitens vieler
Unternehmer eine große Sorglosigkeit an den Tag gelegt . Dasselbe gilt von
der Überspannung von Dampfkesseln.

4 . Unter solchen Verhältnissen ist es nicht zu verwundern , wenn infolge
der unzureichenden Schutzvorkehrungen , namentlich bei Verarbeitung von Blei
und anderen gewerblichen Verrichtungen Vergiftungen und sonstige Krankheiten,
wie Ekzeme und dgl . auftreten oder wenn Katastrophen sich ereignen.

Vielfach werden die elektrischen Lichtleitungs - und Molorenanlagen nicht
in sorgfältigster Ordnung gehalten und periodisch revidiert . Daraus ergibt sich
besonders für Räume , in denen feuergefährliches Material verarbeitet oder ge¬
lagert wird , eine bedeutende Feuersgefahr.

Ohne Rücksicht auf das Abschneiden einer eventuellen Fluchtmöglichkeit
werden Verkehrswege , wie Stiegen , Gänge , Toreinfahrten , Türen re . mit Roh¬
material , Fabrikaten , Werkzeugen uud dgl . verstellt.

Ein anderer häufiger Anlaß für schwere Unglücksfälle ist auch das Fehlen
verläßlicher feststellbarer Ausrückvorrichtungen an den Arbeitsmaschincn , sowie
in anderer Richtung , insbesondere bei Betrieben mit großer Arbeiterzahl in
älteren Gebäuden , das Fehlen genügend zahlreicher und breiter , leicht zugäng¬
licher Stiegenanlagen.

5 . Einen breiten Raum nehmen in den Berichten Bemängelungen der
oft überfüllten Arbeiterunlerkünftc ein . Insbesondere in kleinen gewerblichen
Betrieben bestehen von früher her viele Übelstände.

Es fehlen da häufig die notwendigen Wasch - und Trinkgelcgenheiten;
auch ist selten für entsprechende Ventilation , respektive ausreichende Entstaubung
der Arbeitsräume vorgesorgt.

6 . Ähnlich verhält es sich mit der Verwendung von Kindern zur regel¬
mäßigen Arbeit und mit Anhaltung der jugendlichen in Fabriken beschäftigten
Hilfsarbeiter zu einer 8 Stunden täglich überschreitenden oder auf die Nachtzeit
sich erstreckendcnArbeitsleistung . Ja , eswurde sogar konstatiert , daß diesen gesetzlich
geschützten Personen offenkundig gesundheitsschädliche Arbeiten zur Verrichtung
zugewiesen wurden . Diese Gesetzesverletzungen sind nicht auf einzelne Gewerbe¬
gattungen beschränkt ; in Ziegeleien haben sie aber einen so festen Fuß gefaßt,
daß dieselben als solche sogar den berufenen Ausflchtsorganen zuweilen entgehen.

7 . Die Vorschriften über Arbeitspausen und die Sonntagsruhe , sowie die
damit zusammenhängende Ersatzruhe scheinen auch noch nicht in einzelnen Ge¬
werben und namentlich im Gast - und Schankgewerbe , Bäckereigewerbe ein¬
gewurzelt zu sein.

8 . Noch immer werden gewerbliche Hilfsarbeiter ohne vorschriftsmäßige
Arbeitsbücher ausgenommen und der Mangel dieses Ausweises wird zu ver¬

schiedenen Benachteiligungen der betreffenden Personen oder der Krankenkassen
mißbraucht . .

Auch wurden Lehrlinge  st att als solche  unter dem Titel „ Hilfs¬
arbeiter " ausgenommen ; andere wieder wurden nicht schon nach vier Wochen
aufgedungen , wie es H 99 , Abs. l Gewerbe -Ordnung vorschreibt , sondern erst
nach alter , aber unstatthafter Gewohnheit mit Ablauf der dreimonatlichen
Probezeit.

Dergleichen Manipulationen sind natürlich nur geeignet , die betreffenden
jugendlichen Personen auf das schwerste zu schädigen . .

Ferner wurde vielfach das Fehlen von Arbeitsordnungen und richtig
geführten Arbeiterverzeichnissen konstatiert.

Auch kommt es noch immer vor , daß versicherungspflichtigc Betriebe die
Kranken - und Unfallversicherung ihrer Angestellten unterlassen.

Die Gewerbebehörden I . Instanz haben ihr ganz besonderes Augenmerk
insbesonders auf die angeführten Mißstände zu richten und die geeigneten Ber-
lügungen zu treffen , um sie im Rahmen der bestehenden Vorschriften ausdrück-
sichst zu beseitigen.

7 .
Ergänzung der Militär -Landwehrpässe durch Angabe

des nächsten Waffenübungsjahres.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . April 1910

Z . ll - 1527 , M . Abt . XVI 4988/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 63 ) :

Das Ministerium für Landesverteidigung sowie das Reichs -Kricgsministeriuin
haben verfügt , daß bei der Übersetzung der Mannschaft in das nichtaktive
Verhältnis in Hinkunft in den Landwehr (Militär )pässen ersichtlich zu machen
ist, in welchem Kalenderjahre die betreffende Mannschaft die nächste Waffcn-
üb'nng abzuleisten haben wird . „ , . . . .. .

Ju diesem Zwecke ist bei den Zusätzen zu den Personalnotizen der gcmag
8 17 : 2, beziehungsweise H 35 : 5, letzter Absatz, und Z 42 : 3, erster Absatz
der Wehrvorschriften II . Teil , einzutragenden Bestätigung über die absolvierte
Dienstleistung (Präsenzdienst , militärische Ausbildung , Waffenübung ) noch die
Klausel : „Nächste Waffenübung im Jahre . . . ." bcizufügen.

Gelegentlich der Ausfolgung der Laudwehr (Mü >tär )pässe an die Mann¬
schaft ist dieselbe auf die erwähnte Klausel besonders aufmerksam zu machen.

Dies ist bei den erwähnten Paragraphen der Wehrvorschriften vor-

zuuurken .^ ^ x x Ministeriums für Landesverteidigung vom 12 . April
19l0 . Nr . XIV - 405 .)

8 .

Rechtshilfeverkehr mit dem Königreiche Sachsen in
direkten Steuer - und Militärtaxangelegenheiten.

Erlaß der k. k. n.-ö. Finanz -Landes -Direktion vom 22 . April
1910 , Z . Xl -154 , M . Abt . XlX 735/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 64 ) :

Das k. k. Finanzministerium hat im Einvernehmen mit dem k. k.
Ministerium des Innern Nachstehendes anher eröffnet:

Auf Grund einer mit dem Königreiche Sachsen getroffenen Vereinbarung
werden die königlich sächsischen staatlichen Behörden den bezüglichen , in deutscher
Sprache abgefaßten Ersuchschreiben der österreichischen staatlichen Behörden um
Rechtshilfe zur Einziehung der direkten Staats -, Landes - und Gemeindesteuern
nebst allen Zuschlägen und Nebengebühreu und von Militärtaxe entsprechen,
dagegen haben auch die österreichischen staatlichen Behörden dem Ersuchen der
königlich sächsischen staatlichen Behörden um Rechtshilfe zur Einziehung von
direkten Staats - und Gemeindesteuern nebst allen Nebengebühren zu ent¬
sprechen . . ^ .

Diese gegenseitige Rechtshilfe , welche solange gewährt wird , als die
Gegenseitigkeit verbürgt ist, erstreckt sich jedoch nicht auf die zwangsweise Ein-

^ ^ Der in der Praxis bestehende unmittelbare Rechtshilfevcrkehr für L-teuer-
sachen zwischen den kommunalen beiderseitigen Behörden an der österreichtsch-
Lchsischen Grenze wird aber durch das getroffene Übereinkommen nicht berührt.

Dies wird zufolge Finanzministerialerlaffes vom 9. April 1910 , Z . 4065,
im Einvernehmen mit der k. k. n .-ö. Statthalterei mit dem Beifügen zur
Kenntnis gebracht , daß bei der Inanspruchnahme der Rechtshilfe der sächsischen
Behörden stets die Vermittlung der hierseitigen staatlichen Behörden in Anspruch
zu nehmen ist, da direkte Requisitionen von den requirierten sächsischenBehörden
zurückgewiesen oder nicht erledigt würden.

Die Magistrate der Städte mit eigenem Statut hätten sich, mjoferne
es sich in der bezüglichen Requisition ganz oder auch nur teilweffe um die
Einziehung staatlicher Steuern oder Militärtaxe handelt , an die k. k. Finanz-
Landes -Direktion , sonst aber an die k. k. Statthalterei zu wenden.

Hinsichtlich aller über den gegenständlichen Rechtshilfeverkehr etwa auf¬
tauchenden Zweifel oder entstehenden Differenzen ist sofort im hierortigen Wege

^ die Entscheidung des Finanzministeriums einzuholen.
1*
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».
Rückstellung der bei Anzeigen nach K 85 G . O.

vorgelegte » Arbeitsbücher.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . April 1910,

Z . I a 1422 , M . Abt . XVII 3142/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 50 ) :

Es wurde die Wahrnehmung gemacht , daß bei Erstattung von Anzeigen
über Vertragsbruch nach ß 85 G .-O . seitens der Arbeitsgeber vielfach den
Gewerbebehörden auch die Arbeitsbücher der Arbeiter vorgelegt werden , wobei
es vorgekommen ist, daß die Dokumente von den Behörden während des ganzen
Verlaufes der Strafamtshandlungcn bei den Strafakten belassen wurden . Durch
eine solche Entziehung des Arbeitsbuches , welches dem Arbeiter selbst bei
ordnungswidriger Lösung des Arbeitsverhältnisses spätestens nach Ablauf der
Kündigungsfrist vom Arbeitsgeber bei sonstiger Entschädigungspflicht rückgestellt
werden muß , wird der Arbeiter , der gemäß H 79 G .-O . das Dokument behufs
Erlangung einer neuen Beschäftigung unbedingt benötigt , in seinem Fortkommen
geschädigt . Aber auch der Arbeitgeber wird durch Übernahme des Arbeits¬
dokumentes bezüglich der ihm obliegenden Verpflichtung irregeführt , woraus
ihm empfindliche Unannehmlichkeiten erwachsen können.

Eine solche Gefährdung beziehungsweise Schädigung von Parteiinteressen
ist keine unvermeidliche Folge der betreffenden Strafamtshandlung , denn für
die Gewerbebehörden ist das Arbeitsbuch nach Konstatierung des Umstandes,
daß das Arbcitsvcrhältnis noch nicht ordnungsgemäß gelöst ist, was durch einen
Vermerk in der Anzeige geschehen kann , vollkommen entbehrlich.

Zufolge Erlasses des k. k. Handelsministeriums vom 12 . April 1910,
357

Z . U - ergeht die Weisung , in Hinkunft in solchen Fällen das Arbeitsbuch
nach Einsichtnahme dem Arbeitgeber , insoserne er nicht mit der Ausfolgung
dieses Dokumentes an den Hilfsarbeiter einverstanden ist, unverzüglich zurück¬
zustellen.

1«.
Umarbeitung und Nachdruck der Normalarbeits-

ordnnng.
Statthalterei -Runderlaß vom 28 . April 1910 , Z . I n-1463/10,

M . Abt . X VII 3242/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 52 ) :
Laut Erlasses des k. k. Handelsministeriums vom 10 . September 1897,

Z . 46318 , wurde die Drucklegung einer Normalarbeitsordnung für gewerbliche
Betriebe und laut Erlasses desselben Ministeriums vom 29 . Jänner 1903,
Z . 53962 , die Drucklegung einer Musterarbeitsordnung für Bauunternehmungen
bei der Hof - und Staatsdruckerei in Wien veranlaßt.

Die elftere Normalarbeitsordnung wurde einer den gegenwärtigen Ver¬
hältnissen entsprechenden Revision unterzogen und ein Nachdruck derselben in
der Weise veranlaßt , daß nunmehr abgesonderte Formularien für Betriebe,
welche nur bei Tag arbeiten , und für Betriebe , welche sowohl bei Tag als auch
bei Nacht in Tätigkeit sind , zur Ausgabe gelangen.

Hievon wird über Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 13 . April
1910 , Z . 9983 , mit dem Beifügen Mitteilung gemacht , daß einzelne Exemplare
dieser Musterarbeitsordnung in deutscher Sprache von der k. k. Hof - und
Staatsdruckerei in Wien um den Preis von 20 ü per Exemplar bezogen
werden können.

11 .
Nichtanwendbarkeit des tz I4o,  Abs . I G . O . ans
das Verhältnis zwischen dem Spenglergewerbe einer¬
seits und dem Ziegel - und Schieferdeckergewerbe ander¬
seits ; Anwendung des gesetzlichen Wortlautes 1,
P . 52 G . O . ) für das Ziegel und Schieferdecker¬

gewerbe bei Ansfertigung von Gewerbescheinen.
Statthalterei -Erlaß vom 28 . April 1910 , Z . In 1500,

M . Abt . XVII 3248/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 53 ) :
Laut Erlasses vom II . November 1909 , Z . 21010 , hat das k. k. Handels¬

ministerium dem Rekurse des K. P ., Dachdeckers in Wien , gegen die h. ä.
Entscheidung vom 8 . Mai 1909 , Z . Ia -1500 , mit welcher dem Genannten die
Dispens von der Beibringung des Befähigungsnachweises zum gleichzeitigen
Betriebe des Spenglergewerbes neben dem Dachdeckergewerbe mangels der für
eine solche Dispens erforderlichen Voraussetzungen verweigert wurde , aus dem
Grunde der angefochtenen Entscheidung keine Folge gegeben , weil abgesehen
von dem Abgänge besonders rücksichtswürdiger Gründe zwischen dem angestrebten
Spenglergewerbe und dem handwerksmäßigen Ziegel - und Schieferdeckergewerbe
eine Verwandtschaft nicht besteht , während das auch diese beiden Spezialbranchen
umfassende Dachdeckergewerbe schlechtweg weder dermalen noch auch früher in
der Liste der handwerksmäßigen Gewerbe aufscheint , somit die Voraussetzungen
des Z 14 o, Abs . 1, nicht gegeben erscheinen.

Gleichzeitig hat das k. k. Handelsministerium aufmerksam gemacht , daß
die Bezeichnung des Gewerbes im Gewerbescheine „ Dachdeckergewerbe " schlechtweg

den Bestimmungen der Gewerbeordnung nicht entspreche . Es ergeht somit der
Auftrag zu veranlassen , daß in Hinkunft , dort wo es sich um das Ziegel - und
Schieferdeckcrgewerbc handelt , Gewerbescheine nicht mehr auf das Dachdecker¬
gewerbe lautend sondern dem Wortlaute des Z I , Pkt . 52 der G . O . entsprechend
ausgefertigt werden.

12 .

Behandlung der in Gemäßheit der Punkte 4 nnd 8
der Minifterialverordnung vom 14 . November
1004 , Z . 24077 , von den Leitungen der gewerb¬

lichen Fortbildungsschulen erstattete » Anzeige ».
Statthalterei -Runderlaß vom 3. Mai 1910 , Z . I n-1494,

M . Abt . XVII 3393/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 55 ) :
Die Leitungen der gewerblichen Fortbildungsschulen haben in Gemäßheit

der Punkte 4 und 6 der Verordnung des k. k. Ministeriums für Kultus und
Unterricht vom 14 . November 1904 , Z . 24977 (Verordnungsblatt für den
Dienstbereich des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht 1904 , Nr . 42 ),
Lehrlinge , welche sich der über sie von der Schule verhängten Strafe entziehen,
welche im Unterrichte überhaupt nicht erscheinen oder bei denen sich die in der
Schul - und Disziplinarordnung für gewerbliche Fortbildungsschulen erwähnten
Disziplinarmittel als wirkungslos erweisen , ferner Lehrherren , welche ihren
Verpflichtungen in Betreff des regelmäßigen Schulbesuches ihrer Lehrlinge nicht
Nachkommen , bei der Gewerbebehördc zur weiteren Amtshandlung zur Anzeige
zu bringen.

Wie jedoch das k. k. Ministerium für öffentliche Arbeiten dem k. k.
Handelsministerium mitteilte , wird in den Berichten der Inspektoren der
gewerblichen Fortbildungsschulen über die bei der Inspektion der Anstalten
gewonnenen Wahrnehmungen in zahlreichen Fällen darauf hingewiesen , daß
die Gewerbebehörden die von den Schulleitungen einlangenden Anzeigen nicht
mit der wünschenswerten Raschheit der weiteren Behandlung zuführen . Dabei
wird weiters hervorgehoben , daß die Gewerbebehörden das Ergebnis ihrer
Amtshandlung Uber die Anzeigen der Leitungen der gewerblichen Fortbildungs¬
schulen letzteren nicht zur Kenntnis bringen.

Auch haben die zu einer Konferenz im k. k. Ministerium für öffentliche
Arbeiten einberufenen Inspektoren der gewerblichen Fortbildungsschulen den
Anlaß wahrgenommen , die Angelegenheit neuerlich zur Sprache zu bringen
und hiebei um entsprechende allgemeine Vorkehrungen un Gegenstände gebeten.

Die Motive dieser Bitte können nur vollauf gebilligt werden , da der in
der Erzielung einer geregelten Frequenz liegende Zweck der Anzeigen wesentlich
beeinträchtigt wird , wenn die Anzeigen nicht unverzüglich der Amtshandlung
unterzogen werden und da weiters den Schulleitungen die Erfüllung ihrer
Pflicht erschwert wird , wenn sie von den über die Anzeigen getroffenen gewerbe¬
behördlichen Verfügungen keine Kenntnis erlangen.

Es ergeht somit der Auftrag , Anzeigen der Leitungen der gewerblichen
Fortbildungsschulen , die im Sinne der eingangs bezogenen Verordnung er¬
stattet werden , der raschesten Erledigung zuzusühren , anderseits auch die
Leitungen der gedachten Schulen von dem Ergebnisse der durchgeführten Amts¬
handlung sogleich zu verständigen.

Vorstehende Weisungen haben in gleicher Weise auch hinsichtlich der kauf¬
männischen Fortbildungsschulen zu gelten , an welchen zufolge einer Mitteilung
des Ministeriums für Kultus und Unterricht vielfach dieselben mißliebigen
Wahrnehmungen gemacht wurden , wie an den gewerblichen.

1».
Ausdrückliche Anführnug der im K 2 , Abs . 2 , Ges.
v . 12 . April 1007 , R . G . Bl . Nr . 2 10 , ausgezählte»

weinähnlichen Getränke im Konzessionsdekrete.
Runderlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 3. Mai 1910,

Z . I a-1443 , M . Abt . XVII 3411/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 56 ) :

Das Handelsministerium hat die Wahrnehmung gemacht , daß eine Ge¬
werbebehörde I . Instanz in der Zeit nach Inkrafttreten des Gesetzes vom
12 . April 1907 , R . G . Bl . Nr . 210 , betreffend den Verkehr mit Wein , Wein¬
most und Weinmaische , eine Gast - und Schankgewerbekonzession mit der Be¬
rechtigung „ zum Ausschanke weinähnlicher Getränke " verliehen hat.

Da nun die weinähnlichen Getränke in Z 2 , Abs. 2, des bezogenen Ge¬
setzes taxativ aufgezählt sind und als solche lediglich Obst -, Beeren - und Malz¬
weine sowie Met genannt werden , und da nach ß 8 , Abs. 1, Punkt 2 , lit . e,
die Herstellung zum Zwecke des Verkaufes , die Feilhaltung und der Verkauf
von anderen als den im ß 2, Abs. 2 , angeführten wcinähnlichen und von wein¬
haltigen Getränken und der Strafsanktion des Z 10 des Lebensmittelgesetzes
und unter Anwendung der Bestimmungen der M 20 bis 23 des Lebensmittel¬
gesetzes verboten ist, werden zufolge Handelsministerialerlasses vom 15 . April
1910 , Z . 33009 , die Gewerbebehörden I . Instanz aufmerksam gemacht , daß bei
Erledigung einschlägiger Konzessionsgesuche nach entsprechender Aufklärung des
Parteipetites die etwa erteilte Berechtigung nicht auf den Ausschank wein-
ähnlicher Getränke schlechthin, sondern aus den Ausschank der ausdrücklich
anzusührenden , in H 2, Absatz 2, des mchrbezogenen Gesetzes aufgezählten wein¬
ähnlichen Geiränke zn lauten haben wird.
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14.

Umgehung der Vorschriften des H 1 » (H.-O . über
den Befähigungsnachweis.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 4 . Mai 1910,
Z . I 3,- 1530 , M . Abt . XVll 3394/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 58 ) :

Der Statthalterei ist zur Kenntnis gebracht worden , daß der , für die im
H 38 , Abs. 3 und 4 G .-O . genannten Handelsgewerbe gesetzlich vorgcschriebene
Befähigungsnachweis vielfach durch die Gründung von fiktiven Zweigetablisseinents
unter Deckung durch befugte Gemischtwarenhändler , umgangen wird.

Diese Gründung von fiktiven Zweigetablissements spielt sich angeblich
etwa in nachstehender Weise ab:

Ein Kaufmann erfährt , daß jemand in einer Gemeinde ein Gemischt¬
warengeschäft zu gründen oder zu übernehmen beabsichtigt , der den Befähigungs¬
nachweis zu erbringen nicht in der Lage ist.

Der Erstgenannte (Deckende) meldet nun dort ein Zweigetablissement an ;
den Betreffenden nimmt er in die Lehre auf 2 Jahre , dann in den Dienst als
Kommis und nach 5 Jahren hat jener den Befähigungsnachweis erworben . Es
leitet  also tatsächlich während der 5 Jahre der Lehrling  und spätere
Kommis das Zweigetablissement . Für die Deckung hat der befugte Gewerbe¬
treibende außer anderem noch den Vorteil , daß die Waren aus dem Haupt¬
geschäfte bezogen werden müssen.

Ein - oder zweimal in der Woche wird das Zweigetablissement besucht;
dabei kommt es gewöhnlich aus die Abschlüsse neuer Geschäfte , nicht aber auf
die Überwachung des Lehrlings an.

Solche Fälle kommen angeblich in verschiedenen Bezirken vor und stehe
zu befürchten , das diese Umgehung des Befähigungsnachweises sich soweit ein-
bürgert , daß dieser ganz hinfällig werde.

Nach den Bestimmungen des ß 100 G .-O . steht es außer Zweifel , daß
der Lehrling unter ständiger Kontrolle des Geschäftsinhabers oder wenigstens
des ausgclernten Gehilfen (Kommis ) als Stellvertreter stehen muß . Wird dieser
Grundsatz festgehalten , so können derartige fiktive Zweigetablissemeuts nicht
bestehen bleiben.

Es ergeht daher der Auftrag , alle Zweigetablisseinents zeitweilig zu
revidieren , ob die Lehrlinge (angeblich zumeist ältere Leute ) unter
stündiger  Überwachung des Lehrherrns oder seines befugten Stellvertreters
stehen.

Überdies ist allen Genossenschaften eindringlichst in Erinnerung zu bringen,
daß jede fiktive Gründung von Zweigetablisseinents zwecks Umgehung des Be¬
fähigungsnachweises an dem Betreffenden gemäß 8 133 , Äbs . c G .-O .,
strengstens geahndet werden wird.

IS.

Änderung der Abgrenzung der Landwehrergäuzuugs
bezirke Nr . IV, 18 und 3 » .

Runderlaß der k. k. n .-v. Statthalterei vom 5. Mai 1910,
Z . H -1686 , M . Abt . XVl 5677/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 60 ) :

Die territoriale Abgrenzung der Landwehrergänzungsbezirke Nr . 17 , 18
und 33 wurde mit Zirkularverordnung des k. k. Ministeriums für Landes¬
verteidigung vom 9. April 1910 , Pr . Nr . 1198 , wie folgt geändert:

Der Stellungsbezirk Strzyzow wird aus dem Landwehrergänzungsbezirke
Nr . 18 ausgeschiedcn und dem LaudwehrergSnzungsbezirke Nr . 17 (Landwehr¬
bataillonsbezirk Nr . 1) zugewiescn ; der Stellungsbezirk Stary Sambor hingegen
wird vom Landwehrergänznngsbezirke Nr . 33 abgetrennt und dem Landwehr¬
ergänzungsbezirke Nr . 18 (Landwehrbataillonsbezirk Nr . 2) einverleibt.

Dementsprechend tritt auch die gleiche Änderung in der Abgrenzung der
korrespondierenden Landsturinbezirke ein , wobei für den politischen Bezirk Starh
Sambor als neue Landsturinausrüstungsstation „Przemysl " bestimmt ist.

Diese Verfügungen haben mit 1.' Juni 1910 in Kraft zu treten.

1«.
Nichtberechtigung der Ban - und Maurermeister zur

Ausführung von Stukkaturerarbeiteu.
Statthaltereierlaß vom 9. Mai 1910 , Z . 13 -1562

M . Abt . XVII 3562/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 62 ) :
Das k. k. Handelsministerium hat bereits mit dem Erlasse vom 25 . Mai

1909 , Z . 5753 , in der Frage , ob jene Bau - und Maurermeister , welche ihre
Gewerbeberechtigung auf Grund des Baugewerbegesetzes vom 26 . Dezember
1893 , R .-G .-Bl . Nr . 193 , aber noch vor Erlassung der Ministerialverorduung
vom 24 . September 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 152 , mit welcher das Stukkaturer-
gewerbe als handwerksmäßig erklärt worden ist, erlangt haben , vermöge ihrer
Konzession zur selbständigen Ausführung von Stuktäturerarbeiten auch nach
diesem Datum berechtigt bleiben , Nachstehendes anher eröffnet:

Die Erklärung eines bisher freien Gewerbes als ein handwerksmäßiges
bleibt auf den Berechtigungsumfang derselbe » selbstverständlich ohne jede

Wirkung . Bei Erlassung der Ministerialverorduung vom 24 . September 1905,
R .-G .-Bl . Nr . 152 , mit welcher das Stukkaturergewerbe als handwerksmäßig
erklärt worden ist, konnte daher eine sachliche Verschiebung des Be¬
richt i g u n g s u m f a n g e s dieses Gewerbes überhaupt nicht geplant sein.
Eine solche äußert sich — natürlich abgesehen von der hier nicht in Betracht
kommenden Frage des Befähigungsnachweises — vielmehr nur in der Richtung,
daß die in den Berechtigungsumfang des Stukkaturergewerbes einschlagenden
Arbeiten von dem Zeitpunkte an , in welchem dieses Gewerbe als ein hand¬
werksmäßiges erklärt worden ist, von den Bau - und Maurermeistern im
Hinblicke auf den strikten Wortlaut des H 2, Absatz 3 , und H 3, Absatz 3 des
Baugewerbegesetzes vom 26 . Dezember 1893 , nicht mehr durch die eigenen
Hilfsarbeiter  ausgeführt werden dürfen , sondern daß die genannten
Baugewcrbetreibenden gehalten sind, sich jetzt hinsichtlich der Stukkaturerarbeiten
ausnahmslos  der zu den betreffenden Arbeiten berechtigte » Gewerbs-
inhaber  zu bedienen.

Die in den Kreisen der Baumeister herrschende und von diesen auch zum
Ausdrucke gebrachte Anschauung , als ob jene Bau - und Maurermeister , welche
ihre Gewerbeberechtigung auf Grund des Baugewerbegesetzes vom 26 . Dezember
1893 , aber noch vor Erlassung der Ministerialverorduung vom 24 . September
1905 erlangt haben , vermöge ihrer Konzession zur selbständigen Ausführung
von Stukkaturerarbeiten auch nach diesem Datum berechtigt blieben , muß
demnach im Hinblicke auf die Fassung der vorzitierten 88 2 und 3 des Bau
gewerbegesetzes als eine rechtsirrtümliche bezeichnet werden.

Hievon wird die Genossenschaft über ihre an das k. k. Handelsministerium
gerichtete Eingabe vom 16 . April 1910 zufolge Erlasses dieses Ministeriums
vom 25 . April 1910 , Z . 11955 , in Kenntnis gesetzt.

17.
Festsetzung der Verpflegstaxen in de » neun Wiener

k. k. Krankenanstalten.
Kundmachung des k. k. Statthalters im Herzogtum Österreich

unter der Enns vvm 10 . Mai 1910 , VIII -1284/4 (L.-G .- und
V .-Bl . Nr . 109 ) :

Die Taxe für die Verpflegung und Behandlung von Kranken nach der
III . Klaffe in den neun Wiener k. k. Krankenanstalten *) wird vom I . Juli 1910
angesangen mit 3 X 20 Ir für den Kopf und Tag bestimmt.

Die Verpflegstaxe II . Klasse wird vom gleichen Tage angesangen auf
8 X , die der I . Klasse auf 15 X erhöht.

18.
Regelung des Marktverkehres ans dem Nachtniarkte

im I . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 11 . Mai 1910,

M . Abt . lX 4462/08:
Auf Grund der 88 3 und 4 der allgemeinen Marktordnung für Wien

und des ß 46 , Punkte 3 und 4 beziehungsweise 8 100 des Gemeindestatutes
für Wien vom 24 . März 1900 , L.-G . und V .-Bl . Nr . 17 , werden behufs
Regelung des Marktverkehres auf dem Nachtmarkte im I . Bezirkte zufolge
Stadtrats -Beschlusses vom 27 . April 1910 , P . Z . 11754/09 , in Abänderung
der Kundmachung des Wiener Magistrates vom 16 . April 1908 , M . Abt . IX,
2031/07 , nachstehende Anordnungen erlassen:

1. Marktplatz ist der Platz „ Am Hof " , die Freyung , der Judenplatz,
sowie der Hcidenschuß , die Drahtgasse und die Parisergasse.

2 . Zur Wagenaufstellung können die umliegenden Straßen , Gassen und
Plätze nach Maßgabe des Bedarfes und der Verkehrsverhältnisse benützt werden.
Die Aufstellung von Wagen vor dem Hause Renngasse 2 und auf dem
Passauerplatze ist untersagt . Zur ungehinderten Ausfahrt der Lösch- und
Neltungszüge aus der Feucrwehrzentrale Am Hof ist vor der Front des
Hauses Or .-Nr . 10 Am Hof ein Raum von 11 m Breite und vor der dem
Gebäude der Kreditanstalt (Or .-Nr . 6 Am Hof ) zugekehrten Front des Hauses
Or .-Nr . 9 Am Hof ein Raum von 15 irr Breite bis zum Rinnsal der Durch¬
zugsstraße längs der Häuser Or .-Nr . 6 bis 9 Am Hof vom Marktfuhrwerk
jederzeit sreizuhalten.

3 . Der Markt beginnt um 2 Uhr früh und endet um 6 Uhr morgens.
Außerhalb dieser Zeit darf kein Verkauf abgeschlossen werden.

Nach Schluß des Marktes sind die Marktplätze und die zur Wagen-
anfstellung benützten Plätze sofort zu räumen.

4 . Mit der Zufuhr der für den Markt bestimmten Waren darf seitens
der Marktviktualienhändler schon um 9 Uhr abends begonnen werden.

Die Zufahrt der auswärtigen Produzenten und der Gärtner ist erst von
12 Uhr nachts an gestattet.

5 - Zur Zufahrt auf dem Markt „ Am Hof " darf nur die Bognergasse,
der Heidenschuß oder die Färbergasse benützt werden.

Sämtliches Fuhrwerk darf Am Hof nur in einer Richtung , und zwar
vom Gebäude des Kriegsmiuisteriums gegen die Drahtgasse beziehungsweise
von der Feuerwehrzentrale gegen den Heidenschnß verkehren.

*) Diese sind daS k. k Allgemeine Krankenhaus , daS k. k. Krankenhaus Wieden , die
k. k. Krankenanstalt RudolfsNstung . bas k. k. Kaiser Franz Josef Spital , das k. k. Kaisern,
Elisabeth - Spital , das k. k. Kronprinzessin Stephanie - pital . das k. k Wilhelmmen Spital,
das k. t . St . Rochus -Spital und die k. t Krankenanstalt Erzherzogin Sophie » Spi alstistung.

2
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Die Färbergasse und die Fütterergassc dürfen nur in der Richtung vom
Markte , die Jordangasse und der Schulhof nur in der Richtung vom Markte,
die Drahtgasse nur in der Richtung vom Hof oder vom Ledererhof gegen den
Judenplatz befahren werden.

Aus den Zufahrtsstraßen zu den einzelnen Marktplätzen und den zur
Wagenaufstellung benützten wichtigeren Verkehrsstraßen muß stets so viel Raum
frei bleiben , daß noch zwei Wagen anstandslos nebeneinander verkehren können.

Das Umkehren der Fuhrwerke auf dem Markte ist während der Zu-
und Abfahrt der Marktfuhrwerke verboten . Die Marktwagen dürfen auf den
Marktplätzen nur so lange stehen bleiben , als zum Auf - und Abladen der
Waren notwendig ist.

Fuhrwerke , welche Waren oder Marktgeräte vom Markte wegzuführen
haben , dürfen erst dann auf den Markt einfahrcn , bis die abzuholenden
Gegenstände znm Verladen zusammcngetraxen sind.

6, Übertretungen der Vorschriften dieser Kundmachung werden auf
Grund der ZH 100 und lOI des Gemeindestatutes für Wien mit Geldstrafen
bis zu 400 L oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

LS.
Speiseöle.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12 . Mai
1910 , Z . XI -654 , M . Abt . IX 1404:

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom 29 . April 1910,
Z . 10096 , unter Bezugnahme auf die Ministerialverordnung vom 30 . Jänner
1908 , R .- G .-Bl . Nr . 28 , betreffend die Bezeichnung der Speiseöle , unter einem
den k. k. Allgemeinen Untersuchnngsanstalten für Lebensmittel und den k. k.
landwirtschaftlich -chemischen Versuchsstationen zur Darnachachtung eröffnet , daß
der Lebensmittclbcirat in der XVI . Sitzung folgenden Beschluß gefaßt hat:

„Gemische aus Olivenölen und anderen Ölen , sowie fremde , d. h. nicht
von Oliven herstammcnde Öle , dürfen nicht unter Bezeichnungen , wie „Jnngfern-
öl ", „ Nizzaöl " , „ Speiseöl Type Aixer " oder „ L la Aixer " oder „ Facon Aixer " ,
„Facon Nizza " , „ Facon Lucca " oder ähnlichen bisher nur für reine Olivenöle
gebräuchlichen oder auf ein bestimmtes Produktionsgebiet reiner Olivenöle hin-
deutendcn Benennungen verkauft oder feilgehalten werden.

Derartige Bezeichnungen sind im Sinne des Lebensmittelgesetzes als
falsche Bezeichnungen zum Zwecke der Täuschung und als Versuche zur Um¬
gehung der Ministerialverordnung vom 80 . Jänner 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 28,
zu beanständen ."

SV.

Arzneiabgabe nach Rezeptkopien.
Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 14 . Mai

1910 , Z . 38807 «r 1909 , hinsichtlich der Anfertigung der Rezeptkopien in
Apotheken eröffnet , daß gegen die Führung von Rezept -Kopierbüchern als
geschäftlicher Behelf des Apothekenbctriebes kein Einwand besteht , hingegen ist
auf Grund der Vorschriften der ZH 7 , beziehungsweise 27 der h. ä . Verordnung
vom 28 . Jänner 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 21 , vorzugehen , wenn erwiesen wird,
daß Rezeptkopien zu dem Zwecke angefertigt werden,, , um Arzneien gegen An¬
weisung der Nummer des Rezeptbuches oder gegen Übergabe des Behältnisses
mit den Nummern der Originalrezepte abzugeben . (M . Äbt . X 5578/10 .)

SL.

Knndmachnngeu des Wiener Magistrates , betreffend
das Schweineschlachthaus der Stadt Wien.

I.

Kundmachung vom 15 . Mai 1910 , M . Abt . 1X915/09:
Haus- »nd Betriebsordnung für das Schweincschlachthans der Stadt Wir».
(Genehmigt mit dem Stadtrats -Beschlusse vom 26 . April 1910 , hinsichtlich
der Gebühren festgesetzt mit dem Gemeindcrats -Beschlusse vom 6. Mai 1910,

P . Z . 561 .)

8 1.
Das Schlachthaus ist zur Schlachtung von Schweinen bestimmt.

8 2.
Das Schlachthaus wird für den Schlachtbetrieb an Wochen - und Feier¬

tagen geöffnet:
vom I . April bis 80 . September um 5 Uhr morgens;
in der übrigen Zeit des Jahres um 6 Uhr morgens.
Das Schlachthaus wird geschloffen:
an Feiertagen um 12 Uhr mittags;
an den übrigen Tagen um 6 Uhr abends.
Das Schlachthaus bleibt geschlossen:
an allen Sonntagen;
am Ostermontage;
am Pfingstmontage und
am Christtage.
Bei Vorhandensein der erforderliche » Arbeitskräfte dürfen Tiere bis eine

Stunde vor Schluß des Schlachthauses getötet werden.

Die Schließung des Schlachthauses wird eine Viertelstunde vorher durch
dreimaliges Läuten angezeigt.

Der Aufenthalt im geschlossenen Schlachthause sowie der Eintritt vor
Öffnung oder nach Schließung des Schlachthauses ist nur mit Bewilligung der
Schlachthausleitung gestattet.

Die Vornahine von Notschlachtungen und das Anfarbeiten notgeschlachteter
Tiere ist an die Betriebszeit nicht gebunden.

„Das Schlachthaus darf nur durch die Tore betreten und verlassen werden,
das Übersteigen von Einfriedungen ist verboten.

8 3-
Der Eintritt in das Schlachthaus ist nur solchen Personen gestattet,

welche in dem Schlachthause ein mit dessen Bestimmung im Zusammenhänge
stehendes Geschäft zu besorgen haben.

Andere Personen bedürfen zum Eintritte einer Bewilligung der Schlacht¬
hausleitung.

8 4.
Der Magistrat kann bezüglich bestimmter Kategorien von Personen die

Anmeldepflicht bei der Schlachthausleitung vorschreiben und für die Dienst¬
leistung und Entlohnung der Lohnschlächtcr besondere Vorschriften erlassen.

Der Eintritt in das Schlachthaus ist verboten:
a) Kindern unter dem 15 . Lebensjahre;
b ) Personen , für welche der Aufenthalt im Schlachthause mit besonderer

Gefahr verbunden ist;
e) unreinlich gekleideten Personen;
ä) Personen , die trunken oder mit ansteckenden oder ekelerregenden Krank¬

heiten behaftet sind;
e) Personen , über welche das Schlachthausverbot verhängt worden ist.

8 6.
Personen , welche dem Schlachthauspersonale nicht bekannt sind , haben

die sich über Notwendigkeit ihres Aufenthaltes im Schlachthause auszuweisen.
In zweifelhaften Fällen entscheidet die Schlachthausleitung.

8 7.
Personen , welche das Schlachthaus unberechtigt betreten haben , können

durch die Schlachthausleitung ans dem Schlachthausc gewiesen werden.
Die Schlachthausleitung kann die ein - und austretenden Personen ver¬

halten , sich über den berechtigen Besitz der von ihnen getragenen oder auf
Fuhrwerken geführten Gegenstände auszuweisen.

8 8.
Jedermann ist während des Aufenthaltes im Schlachthause verpflichtet,

sich anständig zu benehmen , den Anordnungen der behördlichen Örgane Folge
zu leisten und alles zu vermeiden , was die körperliche Sicherheit der im
Schlachthause verkehrenden Personen und der in ihm untergebrachten Tiere
gefährden kann. 8 9-

Das müßige Bcistammenstehen von Gehilfen , Lehrlingen und anderen im
Schlachthause beschäftigen Personen sowie das zwecklose Ümherwandeln und
Verweilen über die Zeit der Beschäftigung ist verboten.

8 10.
Jede Art von Hausieren im Schlachthause ist verboten.

8 11-
Unreine oder mit faulenden Gegenständen beladene Wagen werden in

das Schlachthaus nicht eingelassen.
Im Schlachthause darf nur im Schritt gefahren werden.
Die Wagen sind nach Anweisung der Schlachthausleitung anfzustellen.

Durch die Aufstellung darf der Verkehr nicht beeinträchtigt werden.
Die Einfahrt in die gedeckte Durchfahrt und die Ausfahrt aus derselben

darf nur in der vorgeschriebenen Richtung erfolgen und ist nur den zur Ein-
und Ausfuhr von Fleisch dienenden Fuhrwerken gestattet . In der Durchfahrt
dürfen die Fuhrwerke erst dann Ausstellung nehmen , wenn das Fleisch zum
Ausladen bereit ist und nur während der für das Auf - und Abladen erforder¬
lichen Zeit stehen bleiben.

Hunde dürfen in das Schlachthaus nur mitgebracht werden , wenn sie
als Zughunde eingespannt und mit beißsicheren Maulkörben versehen sind.

Für die Beaufsichtigung der Wagen und Bespannung haben die Par¬

teien selbst zu sorgen . ^ ^

Das Einsühren von Streumaterialien ist nur bei Tageslicht gestattet.
Futter und Streumaterialien dürfen aus dem Schlachthause nicht weg-

gebracht werde.
8 13-

Ohne Vichpässe oder ohne jene Begleitscheine , die nach den jeweiligen
Vorschriften die Stelle von Biehpässen vertreten , dürfen Schlachttiere in das
Schlachthaus nicht eingebracht werden . ^

Diese Viehpässe und Begleitscheine sind bei der Schlachthausleitung ab¬
zugeben.

Für notgeschlachtete oder notzuschlachtende Tiere können die Belege nach¬
träglich beigebracht werden.

Die in das Schlachthaus eingebrachten Tiere sind sofort beim Eintriebc
zur tierärztlichen Untersuckung zu bringen.
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Die Schweine vom Zmtral -Viehmarkte sind auf dem vorgcschriebenen
Wege in das Schlachthaus zu treiben oder mit Wagen zu führen und in den
angewiesenen Stallabteilungcn einzustellcn.

8 14.
Die Einstallung der Schlachttierc (Anweisung der Stallungen ) hat nach

Weisung der Schlachthausleitung zu erfolgen.
Für die Markung der Angebrachten Tiere können vom Magistrate

besondere Vorschriften erlassen werden.

8 15.
Verendete Tiere dürfen in das Schlachthaus nicht gebracht werden.
Im Schlachthause verendete Tiere werden dem Wascumeistcr übergeben.

Jede Manipulation an verendeten Tieren ist verboten.

8 16.
Die zur Schlachtung Angebrachten Tiere dürfen aus dem Schlachthause

nicht mehr fortgcbracht werden.
8 17.

Die im Schlachthaus «: eingestellten Tiere müssen innerhalb 24 Stunden
mindestens einmal gefüttert und getränkt werden , widrigenfalls dies unbeschadet
der Anwendung der Strafbestimmungen von Amts wegen auf Kosten des Bieh-
besitzers besorgt wird.

8 18.
Das Einstreuen in die Stallungen hat der Viehbesitzer zu besorgen.
Die Reinigung der Stallungen wird von der Gemeinde durchgeführt.
Der Dünger wird ausschließlich auf Rechnung der Gemeinde verwertet.

8 19.
Die Schlachthausräume und die Schlachthauscinrichtungcn sind mit

Schonung und Sorgfalt und nur zu dem Zwecke, für den sie bestimmt sind,
zu benützen.

Allen auf deren Benützung bezüglichen Anordnungen der Schlachthaus-
lcitung ist Folge zu leisten.

Für die Benützung der Kühlanlage wird eine besondere Vorschrift erlassen.
Jede Handhabung der elektrischen Schalter ist den Parteien untersagt;

die Dampf und Wasserlcitungshähne bei den Brühkesseln dürfen nur nach An¬
ordnung und unter Aufsicht der hiezu bestellten Personen benützt werden.

Das Anschlägen von Kundmachungen und anderen Verlautbarungen ist
nur mit Zustimmung der Schlachthausleitung gestattet.

Das Beschreiben und Bekritzeln der Wände , Tore u . s. w . ist verboten.

8 20.
Alles , was geeignet ist, die genügende Ausnützung des Schlachthauses

zu behindern , ist verboten . Hiezu gehört insbesondere jede ungebührliche Ver¬
zögerung der Arbeit in den Schlachträumcn . Die Schlachthausleitung ist
berechtigt , die zur Einhaltung dieser Bestimmung notwendigen Verfügungen
zu treffen.

8 21.
Die Zuweisung der Schlachtstellen in den Schlachträumcn erfolgt nach

der Reihenfolge der Bewerbung.
Keine Partei erwirbt durch die ein - oder mehrmalige Zuweisung einer

Schlachtstclle , nnes Stalles , eines Wagcnaufstellungsplatzcs oder irgend eines
Raumes im Schlachthause das Recht der wiederholten oder dauernden Be¬
nützung oder der Reservierung.

8 22.
Im Schlachthaus «: muß möglichste Reinhaltung beobachtet werden . Es ist

daher jeder Vorgang verboten , der gegen Reinhaltung verstößt.
Die Verunreinigung der Aborte ist verboten.
Die Parteien sind verpflichtet , die von ihnen benützten Räume und die

in denselben befindlichen Einrichtungsgcgenstände und Geräte nach Beendigung
der Arbeit zu reinigen . Die Schlachträume sind mich während der Arbeit rein
zu halten . Die Reinigungsarbciten werden im Falle der Unterlassung unbeschadet
der Anwendung der Strafbestimmungen von Amts wegen auf Kosten der Ver¬
pflichteten vorgenvmmen.

8 23.
DaS Rauchen ist in allen Stallungen , Schlachträumcn , Magazinen,

Höfen , Böden und Kellern verboten.
Die «Stallungen dürfen nur mit genügend versorgtem Lichte betreten

werden.
8 24.

Jedes unnötige Schreien bei dem Zutricbc sowie der Schlachtung und
Aufarbeitung ist zu vermeiden.

8 25.

Die im Schlachthause verkehrenden Personen haften für die von ihnen,
ihren Bediensteten oder ihren Tieren verursachten Schäden.

8 26.
Die Gemeinde übernimmt für die in das Schlachthaus gebrachten Tiere

und Gegenstände keinerlei Haftung.

8 27.
Die Schlachtung der Tiere hat unmittelbar nach dein Eintricbe in die

Schlachträumc mit Vermeidung jeder Tierquälerei zu erfolgen
Die Tiere müssen , bevor ihnen das Blut entzogen wird , durch Stirn¬

schlag vollständig betäubt werden.

8 28.
Beim Schlachten und Arbeiten dürfen nur Physisch geeignete und ent¬

sprechend geübte Personen verwendet werden.

8 29.
Bei der Schlachtung und Aufarbeitung dürfen nur zweckentsprechende

reine Geräte verwendet werden.

8 so.
Bei der Vieh - und Fleischbeschau wird nach den geltenden Bestimmungen

vorgegangen . Der Schlachtshausleitung steht es zu , bei Bedenken gegen das
lebende Vieh Ort und Zeit der Schlachtung zu bestimmen . Vor der sanitäts¬
polizeilichen Freigabe steht den Eigentümern keinerlei Verfügungsrecht über das
Fleisch und die übrigen Schlachtungsprodukte zu.

Jede Manipulation , welche geeignet ist, das Ergebnis der Untersuchung
zu beeinflussen , ist verboten . Insbesondere ist die Entfernung einzelner Teile
und die nicht mit der gewerblichen Aufarbeitung verbundene Verstümmelung
irgend eines Teiles vor der Beschau verboten.

Ersichtlich kranke Organe dürfen nicht angeschnitten werden.
Die Schlächter find verpflichtet , sämtliche Schlachtungsproduktc behufs

Untersuchung derart zu verwahren , daß sie die Zusammengehörigkeit aller Teile
eines jeden Schlachttieres in glaubwürdiger Weise zu ermitteln imstande sind,
ferner jede zur Erreichung des Zweckes der Untersuchung notwendige manuelle
Beihilfe zu leisten und jede demselben Zwecke dienende notwendige Auskunft zu
erteilen.

Bei Notschlachtungen und in anderen zweifelhaften Fällen wird die
Beschau nur bei Tageslicht vorgenommen.

In strittigen Fällen sanitärer oder veterinär -polizeilicher Natur entscheidet
in der Regel der Schlachthausleiter ; der Partei steht jedoch frei , bei der
Vetcrinäramts -Direktion um eine Überprüfung anzusuchcn . Im letzteren Falle
obliegt der Partei die Bezahlung der von der Gemeinde normierten Ent-
fcrnungsgebührcn . Für die in diesem Falle erwachsenden Verzögerungen und
Schäden übernimmt die Gemeinde keine Haftung.

Die zum Genüsse geeigneten Fleischtest «: erhalten einen Beschaustempel in
blauer Farbe von folgender Form:

8tLät.
8oli « eine-8vtilat!>itliau8

Wien
Datum:

8 3l.
Zinn Rühren des Blutes dürfen nur vollkommen reine Geräte ver¬

wendet werden . Das Rühren des Blutes mit den Händen ist verboten.

8 32.
Personen , welche init kranken Tiertcilcn in Berührung gekommen sind,

müssen Hände , Arme , Bcschuhung und Werkzeuge reinigen.
Das bei den Schlachtungen sich ergebende Blut , sowie Magen - und

Darminhalt und Schlachtungsabfälle überhaupt dürfen nicht in die Kanäle ent¬
leert werden.

Die Magen und Gedärme sind aus den hiezu bestimmten Apparaten zu
entleeren und zu reinigen.

Die Abfälle sind in die hiezu bestimmten Gefäße zu legen.
Die im Schlachthause zurückgelassencn Abfälle , insbesondere auch Borsten,

Klauen und Fett werden auf Rechnung der Gemeinde verwertet.
Das Blut ist in undurchlässigen Gefäßen aufzufangcn und auf geeignete

Weise zu entfernen.
Der Transport von feuchten Gegenständen in durchlässigen Behältern ist

verboten.
8 33.

Das Arbeiten , sowie das Verweilen im Schlachthause in beschmutzte
Kleidung , mit vollkommen oder teilweise entblößtem Oberkörper ist verboten.

Im übrigen gelten die für den Transport von Fleisch erlassenen allge¬
meinen Bestimmungen auch für das Gebiet des Schlachthauses.

Das Verlassen des Schlachthauses in beschmutzten , insbesondere blutigen
Kleidern ist verboten.

8 34.
Die Schlachtgcbühr beträgt:
Für ein Ferkel 50 I«.
Für ein Schwein bis 35 lê Lebendgewicht 1 L 10 ü.
Für ein Fleischschwein 2 L 20 ü.
Für ein Fettschwein 3 L 30 Ir.
Für jedes direkt (nicht über den Zentral -Vichmarkt ) in das Schlachthaus

Angebrachte Stück Tier ist eine Einbringgebühr in der jeweiligen Höhe der
Marktgcbühr zu entrichten.

Für jede nicht amtliche Abwage auf den automatischen Geleisewagcn ist
eine Gebühr von 4 ü für das Stück Tier zu entrichten.

Stallgebührcn werden nicht eingehoben.
Mit der Entrichtung der Schlachtgebühr ist das Recht der Benützung der

Kühlanlage durch drei Tage — einschließlich des Schlachtungstages — verblenden.
(8 2 der Kundmachung , betreffend die Zuweisung und 'Benützung der Kühl-
räumc im Schweineschlachthausc der Stadt Wien .)

Die Schlacht - und Einbringgebühr ^ ifl vor der Schlachtung zu entrichten.
Alle Gebühre » sind in der Kanzlei der Schlachthausleitung zu erlegen.
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Die Gemeinde übernimmt ohne weiteres Entgelt die Versicherung der cin-
gebrachtcn Tiere gegen Feuersgefabr und cs wird im Falle eines Brand¬
schadens dem Eigentümer nach Maßgabe der von der Versicherungsunternehmung
bezahlten Entschädigungssumme Ersatz geleistet.

8 35.
Die Vorschriften dieser Haus - und Betriebsordnung finden sinngemäß

auch ans diejenigen Parteien Anwendung , die zur Ausübung einer mit dem
Schlachthausbetriebe zusammenhängenden Tätigkeit im Schlachthause einge¬
mietet sind.

Diese Mietparteien sind verpflichtet , die Schlachthauslcitung und deren
Organen jederzeit Eintritt und Nachschau in den gemieteten Räumen zu er¬
möglichen.

8 36.
Übertretungen dieser Haus - und Betriebsordnung werden , wenn sie nicht

schon durch das Strafgesetz oder anderweitige gesetzliche Bestimmungen mit
Strafe bedroht sind , auf Grund der W 100 und 101 des Wiener Gemeinde-
statutes mit Geldstrafen bis zum Betrage von 400 X oder mit Arreststrafen
bis zu 14 Tagen geahndet.

Außerdem können Personen , welche die Ordnung im Schlachthause stören,
Unfug treiben oder den Anordnungen der Schlachthausorgane nicht Folge leisten,
durch die Schlachthausleitung ans dem Schlachthause verwiesen werden.

In schweren Fällen sowie bei wiederholter Übertretung dieser Haus - und
Betriebsordnung kann vom Magistrate die Ausschließung aus dem Schlacht¬
hause auf bestimmte Zeit oder auf immer verfügt werden.

8 37.
Diese Haus - und Betriebsordnung tritt mit dem Tage der Eröffnung

des Schlachthauses in Kraft.

II.

Kundmachung Vvm 15 . Mai 1910 , M . Abt . IX 915/09:
Zuweisung und Benützung der Kiihlriiumc im Schwcineschlachthause der

Stadt Wie » .

(Genehmigt mit dem Stadirats -Beschlusse vom 26 . April 1910 , hinsichtlich der
Gebühren festgesetzt mit dem Gemeinderats -Beschlussc vom 6. Mai 1910,

P - Z- 561.,
8 1 . Die Kühlanlage besteht aus zwei Räumen , deren Temperatur ab¬

wechselnd am ersten Tage eine höhere und am zweiten Tage eine niedrigere ist.
8 2 . Die Dauer der Einlagerung ist in der Regel auf den Schlachtungstag

und die zwei darauffolgenden Tage beschränkt . Ist der letzte Tage ein Sonn¬
oder Feiertag , so hat die Herausnahme spätestens an dem nächsten Werktage
zu erfolgen.

8 3 . Sofern sich die Einbringung in die Kühlanlage an das Schlachten
im Schwcineschlachthause der Stadt Wien anschließt , ist für die Benützung der
Kühlanlage während des vorbezeichneten Zeitraumes keine besondere Gebühr zu
entrichten (8 34 der Haus - und Betriebsordnung für das Schwcincschlachthaus
der Stadt Wien ) .

8 4 . Für die über diese Zeit andauernde Benützung , sowie für Schweine,
die im geschlachteten Zustande in das Schlachthaus , beziehungsweise in die
Kühlanlage gebracht werden , ist für den Tag und das Schwein eine Gebühr
von SO ü zu entrichten . Diese Gebühr ist bei der Herausnahme der eingelagerten
Schweine in der Kanzlei der Schlachthausleitung zu erlegen.

§ 5 . Zur Überwachung der Einlagcrungsdauer dient der mit dem Datum
versehene Beschaustempel . Jede Partei ist verpflichtet , ihre Schweine neben dem
amtlichen Stempel mit ihrem Namen , womöglich mittels einer Stampiglie,
zu märken.

Z 6 . Die Kühlräume find geöffnet:
an Werktagen:

a) der für die Vorkühlung bestimmte Borraum von 6 Uhr morgens bis
6 Uhr abends;

b ) der für die Kühlung bei niedriger Temperatur bestimmte Kühlraum von
6 bis 8 Uhr morgens und von 4 bis 6 Uhr abends;

an Sonn - und Feiertagen:
beide Kühlräume von 6 bis 8 Uhr morgens.
Außer diesen Zeiten ist das Betreten der Kühlräume nur ausnahmsweise

und nur mit besonderer , für jeden Fall einzuholender Erlaubnis der Schlacht¬
hausleitung gestattet.

8 7 . Während der im 8 6 festgesetzten Zeit ist der Aufenthalt in den
Kühlräumen nur zur Vornahme der erforderlichen Verrichtungen gestattet.

Nicht beschäftigten Personen ist der Eintritt verboten . Käufer haben sich
bei der Schlachthausleitung anzumelden.

8 8 . Die Zuweisung der Plätze erfolgt nach der Reihenfolge der Ein¬
bringung.

8 9. Mit den Einrichtungen der Transportbahn ist schonend umzugehen.
Die Parteien haften für alle durch sie oder ihr Personale in den Kühlräumen
verursachten Beschädigungen.

8 10 . Die Eingangstüren zu den Kühlräumen sind bei Ein - und Austritt
sofort zu schließen. Es ist untersagt , sie durch Unterlagen oder sonstwie offen
zu halten.

8 11 . Das Aufhängen der Schweine ist nur auf den hiezu bestimmten
Aufhängevorrichtungen gestattet . Das Zerteilen der Schweine in dm Kühlräumcn
ist unstatthaft.

Die für den Verkehr bestimmten Gänge dürfen mit keinerlei Gegenständen
belegt und zu keinerlei Arbeiten benützt werden.

Das Einfahren mit Handwagen ist verboten.
8 12 . Ungenießbares Fleisch, sowie verdorbene Waren überhaupt , dann

Gedärme , Blut , lose Felle , Haare , Ausschnitt , altes Fett , leere Körbe , leere
Fleischzöger und Rohrmatten , andere Gegenstände , welche nicht zur Auf¬
bewahrung von Fleischteilen notwendig sind und verwendet werden , sowie
Kleidungsstücke und Handwerkzenge dürfen in den Kühlräumen nicht auf¬
bewahrt werden.

Verbotswidrig eingcbrachte Gegenstände , sowie solche Gegenstände , die
sich nach der Einbringung als verdorben oder als zur Verwendung unzulässig
erweisen , sind von der Partei zu entfernen , widrigenfalls die Beseitigung von
Amts wegen und ans Kosten der Partei erfolgt . Vorher ist die Partei von
dieser Maßregel unter Angabe der Zeit der Durchführung zu verständigen.

8 13 . Das freie Ausspucken , sowie jede andere Verunreinigung der Kühl-
ränme ist untersagt . In den Kühlräumen ist die peinlichste Reinlichkeit zu
beobachten . Das Rauchen ist verboten.

8 14 . Die Wasscranslänfe dürfen nur von den Aufsichtsorganen benützt
werden.

8 15 . Die Parteien und ihre Bediensteten dürfen das elektrische Licht
nicht eigenmächtig einschalten , sondern sind angewiesen , sich im Bedarfsfälle an
ein Aufsichtsorgan in den Kühlräumen zu wenden . Die Verwendung von
Kerzen oder Öllampen ist nicht gestattet.

8 16 . Bei einer Betriebsstörung , welche die Benützung eines Teiles oder
der ganzen Kühlanlage unmöglich macht , haben die Parteien weder einen
Anspruch auf Benützung noch auf Gebührennachlaß noch ans Ersatz des
etwaigen Schadens.

8 17 . Die Gemeinde übernimmt keinerlei Haftung sin den Schaden,
der an der eingelagerten Ware durch Verminderung , Beschädigung oder Ver¬
schlechterung entsteht.

8 18 . Die Parteien , sowie ihre Bediensteten haben den von der Schlacht¬
hausleitung aus OrdnungsrUcksichten getroffenen Weisungen Folge zu leisten.

8 l9 . Die Übertretung der Vorschriften dieser Kundmachung , die zugleich
mit der Hans - und Betriebsordnung für das Schweineschlachthaus der Stadt
Wien in Kraft tritt , wird nach 8 36 dieser Haus - und Betriebsordnung
geahndet.

III.

Kundmachung vom 15 . Mai 1910 , M . Abt . IX 1849/10:
Lohnschlächter im Schweineschlachthausc der Stadt Wien.

Ans Grund des 8 4 der Haus - und Betriebsordnung für das Schweine¬
schlachthaus der Stadt Wien werden für die Lohnschlächtcr in diesem Schlacht-
Hause folgende Bestimmungen erlassen:

8 1. Im Schweineschlachthause dürfen als Lohnschlächter nur die amtlich
zugelassenen Personen tätig sein.

Die Schlachthausparteien dürfen zur Schlachtung und Aufarbeitung der
Tiere außer eigenen Bediensteten nur diese amtlich zugelasscnen Lohnschlächtcr
verwenden.

8 2 . Die Zulassung als Lohnschlächtcr erfolgt durch den Schlachthaus-
lcitcr nach Anhörung der Genossenschaft der Fleischselcher » ach Maßgabe des
Bedarfes.

8 3 . Als Lohnschlächtcr werden nur solche Personen zngelassen , welche
die körperliche Eignung und die Gewerbeberechtigung für das Lohnschlächter-
gewerbe im Schweineschlachthausc haben.

8 4 . Die Lohnschlächter dürfen ihr Gewerbe nur im Schweineschlachthausc
der Stadt Wien ausüben und weder Gehilfen oder Hilfsarbeiter , noch Lehr¬
linge halten.

8 5 . Sie haben das Abstechen, Enthaaren und Aufarbeiten der Schweine,
sowie die damit unmittelbar zusammenhängenden Verrichtungen (Beförderung
der Schweine in die KUHlräume und aus denselben , Ausladen u . s. w .) zu besorgen.

Insbesondere haben sie auch die im ß 30 der Haus - und Betriebs
ordnung vorgesehene Beihilfe bei der Durchführung der Vieh - und Fleisch¬
beschau zu leisten.

Sie dürfen im Schlachthause weder für eigene oder fremde Rechnung
Geschäfte machen , noch sich in die Geschäfte anderer einmengen.

Wichtige Vorfälle sind sofort dem Schlachthausleiter zu melden.
8 6. Die Lohnschlächter müssen während der Zeit des Schlachtbetriebes

und zur Durchführung von Notschlachtungen auch außer dieser Zeit in einer
dem Bedarfe entsprechenden Anzahl , die der Schlachthausleiter festsetzen kann,
im Schlachthause anwesend sein.

ß 7 . Sie haben aus ihrer Mitte einen Partieführer und einen Stell¬
vertreter zu wählen , die dem Schlachthausleiter behufs Bestätigung namhaft zu
machen sind . , .

8 8 . Dem Partieführer obliegt die gleichmäßige Verteilung der Dienst¬
leistungen und die Überwachung ihrer ordnungsmäßigen Durchführung , dann
die Einhebung , Verrechnung und Verteilung der Entlohnungen , (ß 12.)

Er vermittelt den Verkehr mit dem Schlachthausleiter und hat dessen
Anordnungen zur Durchführung zu bringen.

Im Falle seiner Abwesenheit vertritt ihn der Partieführer -Stellvertreter.
ß 9 . Die Lohnschlächtcr haben den Anordnungen , die der Partieführer

innerhalb seines Wirkungskreises trifft , nachzukommen.
8 10 . Für die Dienstleistungen der Lohnschlächter wird , falls keine be¬

sondere Vereinbarung getroffen ist, folgender Tarif festgesetzt:
Für ein Fettschwein. 2 X,
für ein Fleischschwein . IX.
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Die Entlohnung gilt für alle im 8 5 bezeichneten Verrichtungen an
einem Tiere.

8 II . Die Lohnschlächter sind verpflichtet , über Verlangen die im 8 5
bezeichneten Verrichtungen zu diesen Lohnsätzen ordnungsmäßig durchzusührcn.

8 12 . Sie haben Uber die Verteilung der Entlohnungen untereinander,
sowie an den Partieführer und seinen Stellvertreter ein Übereinkommen zu
treffen.

8 13 . Die Lohnschlächtcr sind den Bestimmungen der Hans - und Betriebs¬
ordnung unterworfen.

8 14. Übertretungen dieser Kundmachung werden nach 8 36 der Haus¬
und Betriebsordnung geahndet.

Außerdem kann die Zulassung als Lohnschlächter vom Schlachthauslciter
für eine bestimmte Zeit oder dauernd zurückgenommen werden.

8 15 . Diese Kundmachung tritt zugleich mit der Haus - und Betriebs¬
ordnung für das Schweineschlachthaus der Stadt Wien in Kraft.

IV.

Kundmachung vom 6. Juni 1910 , M . Abt . IX , 2096/10:
Eröffnung des Schweincschlachthausesder Stadt Wien.

Das Schweineschlachthaus der Stadt Wien im III . Bezirke , in der ver¬
längerten Baumgassc , wird am Montag den 20 . Juni 1910 eröffnet.

Mit diesem Tage treten die Haus - und Betriebsordnung für das Schweine-
schlachthaus der Stadt Wien und die Kundmachung , betreffend die Zuweisung
und Benützung der Kühlräume , beide vom 15. Mai 1910 , M . Abt . IX 915/09,
sowie die Kundmachung , betreffend die Lohnschlächter in diesem Schlachthause,
vom 15 . Mai 1910 , M . Abt . IX 1849/10 , in Kraft.

Zufolge Stadtrats -Beschlusscs vom 20 . Mai 1910 , P . Z . 7602/10,
werden die Schwcineschlachtungen in der Notstcchbrücke auf dem Zcntral -Vieh-
markte in St . Marx und in de» städtischen Rinderschlachthäuscrn vom 20 . Juni
1910 an eingestellt.

SS

Die Berpflegsgebühr im Kinderspitale in Szombat-
hely.

Note des kvnigl. Ungar . Ministeriums des Jnnnern vom
17 . Mai 1910 , Z . 55598/VII (Bi . Abt . X 5058 ) :

Mit Bezug auf die h. o. Note vom 28 . April 1910 , Zahl wie oben,
wird diensthöslich mitgcteilt , daß die Tagesverpflegsgebühr des mit dem
Öffentlichkeitscharakter bekleideten Kindcrspitales Szombathely für das Jahr
1910 nicht , wie in dem bezoqenencn Erlasse bckanntgegebcn wurde , mit 1 X
80 b , sondern richtig mit 2 X festgestcllt worden ist.

2 ».

Gebrauch der Bezeichnung „Franzbranntwein ".
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 19 . Mai 1910,

Z . XI - 193/6 (M . Abt . X 5133 ) :
In Abänderung der mit dem h. o. Erlasse vom 7. September 1909,

Z . Xl - 1330 , hinsichtlich des Gebrauches der Bezeichnung „ Franzbranntwein"
getroffenen Anordnung wird verfügt:

1. Unter der Bezeichnung „ Original - oder echter Franzbranntwein " ist
ein aus Wein , Weintrebern oder Weingeläger bereitetes Destilat zu verstehen,
das mindestens 60 Volatilitätsprozente Alkohol enthalten muß.

2 . Als „ Franzbranntwein " schlechtweg darf ein durch Zusatz von Sprit
oder entsprechend verdünntem Sprit gestrecktes Destilat aus Wein , Weintrebern
oder Weingeläger in den Verkehr gebracht werden , vorausgesetzt , daß die
Mischung noch den Geruch und Geschmack des Urproduktes in ausreichendem
Maße besitzt und der Alkoholgehalt mindestens 60 Volatilitätsprozcnte beträgt.

3 . „ Pharmazeutisch zubereiteter Franzbranntwein " ist Franzbranntwein,
der unter Punkt 1 oder 2 angegebene » Art mit medikamentösen Zusätzen.

Hievon werden die Politischen Bczirksbehörden zufolge Erlasses des k. k.
Ministeriums des Innern vom 14 . Mai 1910 , Z . 2212 , zur Verständigung
sämtlicher Apotheker in Kenntnis gesetzt.

S4.
Kontrolle hinsichtlich der Erfüllung der Steünngs-

und Landstnrmineldepflicht.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 24 . Mai

1910 , M . Abt . XVI 13745/09 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 57 ) :

Nach 8 HO Wehrvorschriften I . Teil hat rücksichtlich jener Männer,
welche das 21 . Lebensjahr überschritten haben und

a) die Heimatsberechtigung wechseln,
b) eine Gewerbekonzession oder einen Gewerbeschein ansprcchcn,
c) ein Lcgitimationsdokument für das In - oder Ausland , ein Arbeits - oder

Dienstbotenbuch u . dgl . begehren,

ck) eine Anstellung im öffentlichen Dienste anstreben , die Behörde , welcher
das Entscheidungs - oder Ausfertigungsrecht zusteht , sich die Überzeugung
zu verschaffen , ob und aus welche Art der Gesuchsteller seiner Stellungs¬
pflicht entsprochen hat . ,
Eine fast gleichlautende Bestimmung ist im 8 8 , Punkt 2, der Ministerial-

Verordnung vom 20 . August 1894 , R .-G .-Bl . Nr . 182 , hinsichtlich der Land¬
sturmmeldepflichtigen enthalten . . . .

Da die vorangeführten gesetzlichen Bestimmungen vielfach nicht be¬
obachtet wurden , bringe ich dieselben zur genauesten Darnachachtung m
Erinnerung . ^ .

Bei Gesuchen um einen Gewerbeschein oder eine Konzession von nach
Wien zuständigen Personen , welche nicht in der Lage sind , die Erfüllung ihrer
Stellungspflicht durch Dokumente (Militär -, Landwehr - oder Landsturmpaß,
Militärtax -Zahlungsauftrag , Landsturmbcfrciungs -Zcrtifikat u . dgl .) nachzu¬
weisen , ist die bei den Konskriptionsamts -Abteilungen seit Errichtung der
magistratischen Bezirksämter in Verwendung stehende Drucksorte Nr . 167,
K . A . Z ., zu den vor Enderlcdigung der Eingabe an die Zentrale des
Konskriptionsamtcs zu richtenden Anfragen in Gebrauch zu nehmen . Be¬
züglich der Gesuche von Fremdzuständigen wäre mit einer hiefür aufgelegten
Drucksorte , welche von der Konskriptionsamts -Dircktion zu beziehen ist, gleich¬
zeitig mit den anderen abgesondert zu pflegenden Erhebungen an die bezeichnetc
Behörde eine entsprechende Anfrage zu richten und auf deren schleunigste
Beantwortung zu dringen . . . . . ..

Schließlich verweise ich auf den Runderlaß der k. k. n .-o. Statthalterei
vom 15 . Juni 1908 , Z . 11-1613 , M .-Abt . XVI6366/08 , betreffend die
Handhabung der Vorschriften über die militärische Meldung der mchtaktwcn
Mannschaft . (Normalienblatt Nr . 70 er 1908 ).

SS.

Neubegrenznng der Pfarrsprengel Neustift am
Walde , Pötzleinsdorf , Gersthof , Weinhaus,

Währing , Hernals und Döbling.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 28 . Mai

1910 , M . D . 1734 , M . Abt . XXII 1276/10 (Normalicnblatt
des Magistrates Nr . 48 ) :

Das k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht hat mit dem Erlasse
vom 13 . März 1910 , Z . 1229 , die Änderung der Wiener Pfarrsprengel Neu¬
stift am Walde , Pötzleinsdorf , Gersthof , Weinhaus , Währing , Hernals und
Döbling genehmigt.

Hiernach sind die Grenzen der Pfarrsprengel Ncustift am Walde , Pötz-
leinsdors , Gersthof , Weinhaus und Währing folgende:

1. Pfarre Ncustift am Walde:
Im Norden:  Die Bezirksgrenze ; .
im Osten : Die Bezirksgrenze , die auf das östliche Ende der Strehl-

qassc gezogene senkrechte Verbindungslinie (ehemalige Gemeindcgrenze ) ;
im Süden:  Die Achse der Strehlgasse , die Achse des Weges über die

Pötzleinsdorfer Höhe auf den Michaclcrberg bis zur Bezirksgrenze , die Bc-
zirksgrenzc:

im Westen:  Die Bezirksgrenze.

2 . Pfarre Pötzleinsdorf:
Im Norden:  Die Achse des Weges Uber die Pötzleinsdorfer Höhe

bis zur Khevenhüllergasse , die Achse der Strehlgasse und die senkrechte Ver¬
bindung zur Bezirksgrenze , die Bezirksgrenze bis zur ehemaligen Gememde-
grenzc zwischen Gersthof und Pötzleinsdorf (Reinweg ) ;

im Osten:  Die Achse des Neinweges mit Ausschluß des Hauses Gcrst-
hoferstraße Nr . 168 , die Achse der Scheibenbergstraße;

im Süden:  Die Bezirksgrenze bis zum Kreuzwicsergraben;
im Westen:  Die Bezirksgrenze vom Kreuzwiesergraben über den

Schafbcrg , die Achse des Fußweges vom Schafberg zur Ecke der Bezirks¬
grenze (Michaeler Wiesen ), die Bezirksgrenze bis zur Einmündung in den
Pötzleinsdorfer Höhenweg.

3. Pfarre Gersthof:

Im Norden:  Die Achse der von der Krottenbachstraße zur verlängerten
Peter Jordangasse führenden neuen Straße , die Bezirksgrenze (Achse der ver¬
längerten Peter Jordangasse ) ;

im Osten:  Die Achse der den Türkenschanzpark begrenzenden nördlichen
Platzstraßc (Severin Schreibcrgasse ), die Achse der neuprojekticrten , durch den
Türkenschanzpark führenden Straße bis zur Gersthoferstraße , die Achse der
Gersthoferstraße;

im Süden:  Die Achse der Czartorhskigassc (Bezirksgrenze ) ;
im Westen:  Die westliche Umfriedung des Gersthofer Friedhofes , die

Achse der Scheibenbergstraße , die Achse des Rainweges (ehemalige Gemeindc¬
grenze zwischen Gersthof und Pötzleinsdorf ) mit Einschluß des Hauses Gerst¬
hoferstraße Nr . 168.

4 . Pfarre Weinhaus:
Im Norden:  Die Achse der neuprojcktierten , durch den Türkcuschanz-

park führenden Straße von der Gersthoferstraße bis zur nördlichen , den
Türkenschanzpark begrenzenden Platzstraße (Severin Schrcibergassc ), die Achse
der Severin Schrcibergassc bis zur Bezirksgrenze , die Achse der Peter .Jordan-
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straß 'c ^ ^ Hochschulstraße , die Achse der verlängerten Prinz Eugen-

i n, O st c n : Die Achse der Cottagegasse , die Achse der Gentzgasse , die
Achse der Argauergasse , die Achse der Karl Bcckgassc;

im Süden:  Die Achse der Antonigasse bis zur Gersthoferstraße;
im Westen:  Die Achse der Gersthoferstraße.

5 . Pfarre Währing:
I m Norden:  Die Achse der Prinz Eugenstraße , die Achse der

Gymuaslumstraßc , die Achse der verlängerten Hasenauerstraße bis zum Währinger-

gürte ? ' " ' westliche Mauer der Stadtbahn am Währinger-

im Süden:  Die Achse der Schumanngasse , die Achse der Dempscher-
gassc, die Achse der Blumengasse ; ^

im Westen:  Die Achse der Leitermayergasse , die Achse der Antoni-
gassc, die Achse der Karl Beckgasse, die Achse der Argauergasse , die Achse der
Gentzgasse , die Achse der Cottagegasse.

Die Grenzen der den Pfarrsprengcln Hernals und Döbling zuiuleacndcn
Teile der Pfarrsprengel Gersthof und Währing sind folgende:

1. Pfarre Hernals:

„ Norden:  Die Achse der Czartoryskigasse , die Achse der Antoni¬
gasse bis zur Rosensteingasse;

i i» Osten : Die Achse der Rosensteingassc bis zur Rötzergasse;
im Süden:  Die Achse der Rötzergasse , die Achse der Rogqen-

dorfergasse;
im Westen:  Die Achse der Richthausenstraße , die östliche und nörd¬

liche Grenzmauer des Hernalscr Friedhofes , die Verlängerung der nördlichen
Grenzmauer des Friedhofes bis zur verlängerten Erndtgasse , die Achse der
verlängerten Erndtgasse bis zur Czartoryskigasse.

2 . Pfarre Döbling:
Im Norden:  Die Grenzmauer des Währingcr Friedhofes;
i in Osten : Die Achse der Döblinger Hauptstraße;
im «üben:  Die Achse der verlängerten Hasenauerstraße bis zum

Wahrmgergllrtcl , die nordwestliche Abschlußmauer der Stadtbahn am
Währiugergürtel;

im Westen:  Die Achse der Gymnasiumstraße.

Zufolge Verfügung des f. e. Ordinariates Wien vom 16 . April 1910,
Z . 3771 , tritt diese Pfarrsprengelbegrenzung am 1. Iuni  1910 in Kraft.

S« .

deutlicher Bezeichnung des Fundortes , beziehungsweise der Erzeugungsstätte
gelagert sein.

2 . An jenen Orten , insbesondere auf Bahnhöfen , wo Kohle , Koks oder
Preßkohle im großen verkauft oder für diesen Verkauf gelagert werden (Ver¬
kaufsräume , Kontore , Rutschen , Lagerplätze ), sind die Preise für den Verkauf
im großen auf die im I . Abschnitte unter Ziffer 1, 2 und 4 bezeichnete Weise
ersichtlich zu machen,

3 . Bei jeder Änderung des Preistarifes sowohl für den Großverkehr als
für den Klcinverkehr ist der städtischen Marktamts -Abteilung jenes Bezirkes , in
dem der Betrieb gelegen ist, binnen drei Tagen eine Abschrift des neuen
Tarifes zu übersenden.

4 . Der Verkauf von Kohle darf nur nach dem Gewichte stattfinden , Koks
darf auch nach dem Hohlmaße , Preßkohle darf nach dem Gewichte und nach
Stück verkauft werden.

5 . An jedem Betriebsorte , an welchem der Verkauf von Kohle , Koks oder
Preßkohle nach dem Gewichte stattfindet , ist eine Dezimalwagc mit den Ge¬
wichten , welche zur Abwage aller im Preistarise angeführten Gewichtsmengcn
erforderlich sind und , wenn Koks nach dem Hohlmaße feilgehalten wird,
mindestens eines der zum Messen von Koks zugelassenen Hohlmaße von 1 dl
Rauminhalt bereitzuhalten . ,>

6. Das Gewicht der zur Zufuhr in loser Schüttung an die Käufer ver¬
wendeten Wagen (Tara ) ist mindestens alle 14 Tage und außerdem auf Ver¬
langen des Käufers durch die Organe der Bahnverwaltung oder auf städtischen
Brückenwagen feststellen zu lassen . Das Taragewicht ist vom Wagorgane auf
dem Wagen in deutlicher Weise ersichtlich zu machen . Diese Gewichtsbezcichnung
darf von dem Fuhrwerke bis zur nächsten Abwage nicht entfernt oder geändert
werden ; wird sie unleserlich , ist die Abwage sofort zu wiederholen.

7 . Uber jeden Verkauf in einer Menge von mehr als 100 k^ , beziehungs¬
weise 1 dl oder 100 Stück ist dem Besteller bei der Übergabe ein Lieferschein
auszuhändigen , der das Gewicht beziehungsweise das Maß oder die Stückzahl,
die Bezeichnung der Sorte unter Angabe des Fundortes oder der Erzeugungs¬
stätte , den Preis , die Kosten der Zustellung , des Auf - und Abladens und der
sonstigen im Preise nicht enthaltenen Leistungen , die Art der Verladung (in
offenen Fuhren , Säcken u. dgl .) und das Datum des Ablicferungstagcs enthält.
Die Tara (Gewicht des Wagens , der Säcke u . dgl .) ist hiebei vom Brutto¬
gewichte abzuziehen.

8 . Beim Verkaufe in verschlossenen Säcken müssen diese 50 kg netto
enthalten . Die Säcke müssen sich in gutem Zustande befinden und mittels
Plomben , welche sich nicht abziehen lassen , verschlossen werden . Die Plomben
haben auf der einen Seite die Anfangsbuchstaben des Vor - und Zunamens
des Händlers oder seiner Firma zu enthalten , auf der anderen Seite ist, falls
die Lagerung auf einem der folgenden Bahnhöfe erfolgte , die entsprechende
römische Ziffer durch Pressung ersichtlich zu machen.

Berkehr mit Mineralkohle , Koks und Preßkohle.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 31 Mai 1910,

M . Abt . IX 1601/10:
I . Ersichtlichmachung der Preise im  K l e in  v e rk  a >r f e.

Auf Grund des 8 52 der Gewerbeordnung vom 15 . März 1883,
R .-G .-Bl . Nr . 39 , werden für den Kleinverkauf von Kohle , Koks und Preß¬
kohle (Briketts ) nachstehende Anordnungen getroffen:

1. An Orten , wo Mincralkohle , Koks oder Preßkohle verkauft oder zum
Verkaufe gelagert werden (Verkaufsräume , Kontore , Rutschen , Lagerplätze ), sind
die Preise für jede fcilgchaltene Sorte unter Angabe des Fundortes , beziehungs¬
weise der Erzeugungsstätte , dann des Namens des Händlers oder seiner Firma
und des Dalums , von welchem an der Tarif gilt , auf eine für jedermann
leicht wahrnehmbare Weise ersichtlich zu machen.

2 . In dem Tarife sind die Preise der Kohle für je 100 kg Nettogewicht
und , falls ein Verkauf in geschloffenen Säcken stattfindet , auch für 50 kg Netto¬
gewicht , die Preise des Koks für den Verkauf nach Gewicht in derselben Weise,
sofern aber nach Hohlmaß verkauft wird , für je l dl , endlich die Preise für
Preßkohle nach Gewicht oder nach Stück unter Bezeichnung des Durchschnitts¬
gewichtes eines Stückes anzugeben . Die Kosten der Verführung in die verschiedenen
Gcmeindebezirke , des Auf - und Abladcns , sowie aller sonstigen im Preise nicht
enthaltenen Leistungen sind von dem Preise der Waren getrennt anzuführen.

3 . Falls der Verkauf auch in Mengen unter 100 kg ausgeübt wird , hat
der Tarif außerdem den Preis für 1, 5 , 10 , 25 und 50 kg Nettogewicht zu
enthalten und ist an den Außentüren oder Außenwänden des Geschäftslokalcs
so anznbringen , daß er auch ohne Betreten der Betriebsräumc deutlich
lesbar ist.

4 . Im Tarife darf nur die geltende Kronenwährung angewendet werden.
5 . Die Preistarife sind genau einzuhalten . Die Gewerbsinhaber beziehungs¬

weise Pächter und Stellvertreter (Geschäftsführer ) sind auch für Überschreitungen
seitens des Dicnstpersonales verantwortlich . Höhere Preise dürfen erst vom
Zeitpunkte des Anschlages des abgeänderten Preistarifes gefordert werden.

Übertretungen dieser Vorschrift werden auf Grund der Gewerbeordnung
geahndet.

II . Verkehrs -, Lebensmittel - und m a r k t P o l iz e i l i ch e
Bestimmungen.

Auf Grund des 8 46 , ZZ . 3 und 4 , und des § 100 des Gemeindestatutes
vom 24 . März 1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird in Handhabung der
Verkehrs -, Lebensmittel - und Marktpolizei «»geordnet:

1. Auf den Rutschen , Lagerplätzen und in den Verkaufsräumen müssen
die verschiedenen Sorten von Kohle , Koks und Preßkohle gesondert unter

Hiebei ist zu bezeichnen:
Der Nordbahnhof mit . I,
der Nordwestbahnhof mit . II,
der Franz -Josef -Bahnhof mit . III,
der Südbahnhof mit . IV,
der Staatsbahnhof mit . V,
der Stadtbahnhof Heiligcnstadt mit . VI,
der Aspangbahnhof mit . VII.

9 . Auf den Wagen , mit welchen die Ware dem Käufer zugcführt wird,
ist die Last gleichmäßig zu verteilen . Dem Begleitpersonal - ist der Aufenthalt
auf den beladenen Wagen , außer auf dem Kutschbockc und zum Zwecke des
Auf - und Abladens verboten.

10 . Auf der Straße darf das Abladen von Kohle oder Koks , welche auf
Wage » lose geschüttet sind, in der Regel nur durch Überladen in tragbare
Gefäße , in anderer Weise nur mit Bewilligung des magistratischen Bezirks¬
amtes erfolgen.

Die Straßen und Gehwege dürfen nicht mehr , als unvermeidlich ist,
verunreinigt und müssen unmittelbar nach Beendigung der Abladung von
denjenigen , welche die Ware bezogen haben , gesäubert werden.

11 . Im I . Gemeindcbczirke ist die Zufuhr von Kohle , Koks oder
Preßkohle in offenen Fuhren auf die Zeit bis 10 Uhr vormittags beschränkt.

Übertretungen dieser Vorschriften werden gemäß §8 100 und 101 des
Gesetzes vom 24 . März 1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , mit Geldstrafen bis
zu 400 L , eventuell mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.

12 . Bei der Verführung von Kohle , Koks und Preßkohle sind die Be¬
stimmungen der Statthalterei -Verordnung vom 30 . April 1891 , Z . 773,
L.-G .-Bl . Nr . 29 , betreffend die Hintanhaltung von Tierquälereien und der
Magistrats -Kundmachungen vom 20 . Mai 1898 , M . Z . 128039 , betreffend das
richtige Verhältnis der Ladung zur Leistungsfähigkeit des Gespannes und zur
Beschaffenheit des Wagens , sowie vom 20 . Jänner 1903 , M . Z . 46296
ex 1901 , betreffend das Verbot der Verunreinigung der Straßen und Plätze,
zu beobachten.

III . Maße , Wagen und Gewichte.

Ferner werden den Gewerbetreibenden , welche sich mit dem Verkaufe von
Mincralkohle , Koks oder Preßkohle befassen, folgende Bestimmungen in
Erinnerung gebracht:

1 . Zum Messen und Wägen im öffentlichen Verkehre dürfen nur gehörig
geeichte und gestempelte Maße , Gewichte und Wagen angewendet werden.
(Art . XI der Maß - und Gewichtsordnung , Gesetz vom 23 . Juli 1871 , R .-G .-
Bl . Nr . 16 ex 1872 .)

2 . Alle zum Messen und Wägen im öffentlichen Verkehre dienenden
Maße und Gewichte und Wagen sind der Nacheichung zu unterziehen , und zwar:
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s ) periodisch die Hohlmaße für trockene Gegenstände vor Ablauf von je
drei Jahren , die Wagen und Gewichte vor Ablauf von je zwei Jahren,
wobei der Lauf dieser Fristen mit dem 1. Jänner desjenigen Jahres
beginnt , welches dem durch die eichamtliche Beglaubigung ausgewiesenen
Jahre der ersten Eichung , beziehungsweise letzten Nacheichung folgt,

b) fallweise vor dieser Zeit , wenn sie in einer Weise beschädigt wurden , daß
hiedurch oder infolge der zum Zwecke ihrer Wiederherstellung vvrge-
nommenen Reparatur ihre durch die Eichung anerkannte Richtigkeit oder
sonstige Eignung zum Gebrauche im öffentlichen Verkehre verloren ge¬
gangen oder doch beeinträchtigt worden ist. (Ministerial -Vcrordnunq vom
28 . März 1881 , R . -G .-Bl . Nr . 30 .)
3 . Zum Messen von Koks dürfen nur die hiefür zugelasscnen Zylinder -,

Kasten -, Rahmen und Kippmaße mit dem Rauminhalte von 1 ü ! aufwärts
verwendet werden . (Kundmachung des Handelsministeriums vom 14 . August
1877 , R .-G .-Bl . Nr . 80 .)

Übertretungen der in den Punkten 1 bis 3 angeführten Bestimmungen
werden » ach der Ministerial -Vcrordnung vom 30 . September 1857 , R .-G .-Bl.
Nr . 198 , mit Geldstrafen von 2 bis 200 X oder mit Arrest von 6 Stunden
bis zu 14 Tagen geahndet.

4 . In den ständigen oder zeitweisen Verkaussstätten , in welchen nach
Maß und Gewicht zugemcssen wird , dürfen ungesetzliche, das ist nichtmelrische
Maße und Gewichte , sowie metrische , jedoch nichtgeeichte oder nicht rechtzeitig
nachgecichte Maße und Gewichte und den bestehenden Eichvorschriften nicht
entsprechende Wagen nicht aufbewahrt werden , wenn auch diese Gegenstände
nicht zur Anwendung im öffentlichen Verkehre bestimmt sein sollten . (Ministerial-
Verordnung vom 28 . März 1881 , R .-G .-Bl . Nr . 31 .)

Die Übertretung dieses Verbotes wird nach dieser Verordnung mit einer
Geldstrafe von 2 bis 100 X oder mit Arrest von 6 Stunden bis zn 7 Tagen
geahndet.

* *
*

Das städtische Marktamt ist beauftragt , den Verkauf von Kohle , Koks
und Preßkohle in den Verkaufsstütten und auf den Lagerplätzen , insbesondere
auf den Bahnhöfen , sowie die Zufuhr auf das strengste zu überwachen . An¬
zeigen und Beschwerden werden von den magistratischen Bezirksämtern und
den Organen des städtischen Marktamtcs entgegengenoimucn.

Diese Kundmachung tritt mit 1 . August 1910 in Kraft . Gleichzeitig
verliert die Kundmachung vom 30 . März 1899 , M . Z . 37952 er 1899 , ihre
Gültigkeit.

27 .
Zuweisung von Schweineverkaufsplätzen auf dem

Zentral Viehmarkte St . Marx durch Verlosung.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterci vom 2 . Juni 1910,

Z . X a- 1884/6 , M . Abt . IX 2209:
Das Handelsministerium hat laut Erlasses vom 6. Mai 1910 , Z . 10989,

nach mit dem Ministerium des Innern und dem Ackerbauministerium ge¬
pflogenem Einvernehmen die Statthalterei -Entscheidung vom 4 . September
1909 , Z . Xa -1695/4 , mit welcher dem Rekurse des Thaddäus Nowak  gegen
die Entscheidung des Wiener Magistrates vom 6 . Angust 1907 , Z . IX -2786,
Folge gegeben und die Einführung der Verlosung bei der Zuweisung der
Schweineverkaufsplätze aus dem Zentral -Viehmarkte St . Marx in Wien
angeordnet wurde , wegen Inkompetenz von Amtswegen als gesetzwidrig behoben.

Die Zuweisung der Plätze ans diesem Markte bildet nämlich eine An¬
gelegenheit der Überwachung des Marktverkehres und diese letztere obliegt in
Wie » zufolge ß 46 , P . 4 des niederösterreichischcn Landesgesetzcs vom 24 . März
1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17 , betreffend die Erlassung eines neuen Wiener Gemeinde¬
statutes , der Gemeinde als ein Gegenstand ihres autonomen Wirkungskreises.

Dieses steht auch mit 8 1 der Marktordnung vom 1 . August 1902,
R .-G .-Bl . Nr . 166 , im, Einklänge , worin die Handhabung der Marktpolizei
und insbesondere die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen der
Marktordnung als eine Aufgabe der Gemeinde bezeichnet ist.

Demnach ist auch die Frage , inwieweit die im Z 45 , beziehungsweise
26 , Abs. 2 der Marktordnung erwähnte Verlosung der Standplätze i„ coneroto
durchzuführen ist, im Namen der autonomen Verwaltung zu lösen.

Nach dem Gesagten ist die oberwähnte Entscheidung des Wiener
Magistrates im selbständigen Wirkungskreise erflossen und war die Statt¬
halterci daher im Hinblicke auf H 80 des Wiener Gcmcindestatutes nicht be¬
rufen , über einen gegen dieselbe gerichteten Rekurs meritorisch zu entscheiden.

Hiemit findet auch der Rekurs der Gemeinde Wien gegen die in Rede
stehende nunmehr behobene Statthalterei -Entscheidung seine Erledigung.

Hievon sind Thaddäus Nowak,  sowie die auf der mitfolgenden durch
den Hof - und Gerichtsadvokaten Dr . Anton C h m u r s k i in Wien un¬
mittelbar bei dem Handelsministerium eingebrachten Eingabe äs prüs.
28 . Jänner 1910 , Z . 2893 , gefertigten Schweiuehandlungsfirmen Baum¬
gartner , Fischhoss L Komp,  und Genossen zu verständigen.

28 .
Ladenschl 'ch.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 2. Juni 1910,
M . Abt . XVII 1277 , betreffend die ausnahmsweisen Ladenschlnß-

zeiten und die Tage des ausnahmsweisen Ladenschlusses bei
Handelsgewerben und im Waren -Verschleiße der Produktions¬
gewerbe :

Auf Grund des tz 96 b , Absatz 1, Ziffer 5 . und Absatz 2 der Gewerbe¬
ordnung (Gesetz vom 14 . Jäner 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 19), werden im Handels¬
gewerbe und im Waren -Verschleiße der Produktionsgewerbc an nachfolgenden
Tagen ausnahmsweise Ladenschlußzeiten festgesetzt:

1. Im Wiener Gemeindegebiete mit Ausnahme des k. k. Praters sind
an den Samstagen in der Zeit vom 16 . März bis 15 . Juni und vom
16 . Oktober bis 15. Jänner , ferner an den dem 24 . Dezember unmittelbar
vorausgehenden vier Werktagen die dem Kundenverkehre offenen Geschäfts¬
räumlichkeiten (Laden ) samt den zu denselben gehörigen Kontoren und Magazinen,
und zwar des Lebensmittelhandels von 10 Uhr abends bis 5 Uhr morgens
und des übrigen Handels von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens geschlossen
zn halten.

2 . Für Gewerbetreibende , welche im k. k. Prater Lebensmittel in Verkaufs-
Hütten feilhalten , gilt obige , für den Lebensmittelhandel ausnahmsweise
angeordnete Ladenschlußzeit für die dreißig aufeinander folgenden Samstage ab
15 . März.

3 . Für die Verlängerung der Arbeitszeit gebührt den Gehilfen eine
angemessene besondere Entlohnung . (Z 96 ü , Absatz 4 der Gewerbeordnung ).

4 . Übertretungen dieser Kundmachung werden nach den Strafbestimmungen
der Gewerbeordnung geahndet.

5 . Diese Kundmachung tritt sogleich in Wirksamkeit.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 7. Juni 1910,
M . Abt . XVII 2953 , betreffend die ausnahmsweisen Laden¬
schlußzeiten und die Tage des ausnahmsweisen Ladenschlusses in
Handelsgewerbcn und im Warenverschleiße der Produktions¬
gewerbe , welche während der Dauer der Ersten Internationalen
Jagdausstellung auf deren Territorium betrieben werden:

Auf Grund des Z 961 >, Absatz 1, Ziffer 5 und Absatz 2 der Gewerbe¬
ordnung (Gesetz vom 14 . Jänner 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 19 ) wird im Handels¬
gewerbe und im Warcnverschleißc der Produktionsgewerbc , welche während der
Dauer der Ersten Internationalen Jagdausstellung auf deren Territorium
betrieben werden , an nachfolgenden Tagen eine ausnahmsweise Ladenschlußzeit
festgesetzt:

1. An den Samstagen vom 11 . Juni bis 29 . Oktober , am 28 . Juni
und am 7. September sind die dem Kundenvcrkehre offenen Geschäftsräumlich¬
keiten (Laden ) samt den zu denselben gehörigen Kontoren und Magazinen
spätestens um 12 Uhr nachts zu schließen.

Der Magistrat behält sich vor , die ausnahmsweise Ladenschlußzeit für
weitere Tage bis zum gesetzlichen Maximum von dreißig Tagen zu bestimmen.

2. Für die Verlängerung der Arbeitszeit gebührt den Gehilfen eine an¬
gemessene besondere Entlohnung , (is 96 b, Absatz 4 der Gewerbeordnung .)

3 . Übertretungen der Vorschriften dieser Kundmachung werden nach den
Strafbestimmungen der Gewerbeordnung geahndet.

4 . Die Kundmachung des Magistrates vom 2. Juni 1910 , Z . XVII
1277 , betreffend die ausnahmsweisen Ladenschlußzeiten und die Tage des aus¬
nahmsweise » Ladenschlusses für das Gebiet der Gemeinde Wien finden auf
Gewerbe , welche während der Dauer der Ersten Internationalen Jagd-
ausstelluilq auf deren Territorium betrieben werden , keine Anwendung.

5 . Diese Kundmachung tritt sogleich in Wirksamkeit.

2S.
Vollmachten für Erbschaften und Nnfalls-

entschädignngen in Amerika.
Runderlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 4 . Juni 1910,

Z . IX-2104 (M . Abt . XXII 2282/10 ) :
In Angelegenheit der Ausstellung von Vollmachten behufs Einziehung

von Erbschaften und Unfallsentschädigungen in Amerika hat das k. k. Ministerium
des Innern mit dem Erlasse vom 15 . Mai 1910 , Z . 16595 , über Anregung
des k. u . k. Ministeriums des Äußern , beziehungsweise des k. k. Justizministeriums
folgendes mitgeteilt:

Wenn ein österreichischer Staatsangehöriger in Amerika gestorben und
insbesondere , wenn er dort durch einen Unfall uni das Leben gekommen ist,
ergibt sich häufig die Notwendigkeit , daß die in Österreich verbliebenen An¬
gehörigen des Verstorbenen zur Einziehung der Erbschaft oder der Unfalls-
entschädigung eine in Amerika wohnhafte Person bevollmächtigen.

Nicht selten werden dann von den Angehörigen Vollmachten zugunsten
von Personen erteilt , die den Ausstellern nicht näher bekannt sind . Die Er¬
fahrung zeigt , daß sich hieraus Unzukömmlichkeiten ergeben können . Um solche
zu vermeiden , empfiehlt es sich, in Fällen dieser Art , stets die Vermittlung der
k. u . k. Konsularbehörden in Anspruch zu nehmen , die in der Lage sind , die
Rechte der Beteiligten wirksam wahrzunehmen.
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Bei Ausstellung einer Vollmacht an eine k. u . k. Konsularbehörde ist
stets darauf Bedacht zu nehmen , daß etwaige frühere Vollmachten an dritte
Personen ausdrücklich widerrufen werden.

»«.
Hilfspersonale auf den offenen Märkten und in den

Markthallen in Wien.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 5. Juni 1910,

M . Abt . IX 1258:

Auf Grund des 8 46 , Z . 4 und des H 100 des Wiener Gemeindestatutes
werden bezüglich des Hilfspersonales auf den offenen Märkten und in den
Markthallen in Wien , sofern hierüber nicht besondere Bestimmungen für einzelne
Märkte und Markthallen bestehen , folgende Anordnungen getroffen:

8 1-
Zu Dienstleistungen auf offenen Märkten und in den Markthallen in Wien

dürfen nur die vom Marktamte zugelaffenen männlichen und weiblichen Hilfs¬
personen (Markthelfer ) verwendet werden.

Diese Hilfspersonen müssen ein Alter von mindestens 18 Jahren haben.
Die Zulassung kann wegen Mangels der körperlichen Eignung für den

Dienst , wegen ungünstigen Leumundes des Bewerbers oder wegen Mangels an
Bedarf versagt werden.

Die Zulassung kann widerrufen werden , wenn die im vorhergehenden
Absätze angeführten Bedingungen nachträglich wegfallen oder die Beschäftigung
ohne ausreichenden Grund durch vier Wochen nicht ausgeübt wird.

8 2.
Das Marktamt hat die Hilfspersonen mit fortlaufenden Nummern zu

bezeichnen und ihnen über die Zulassung ein Lizenzbuch auszufertigen.

8 3.
Die Zulassung erfolgt über schriftliches Ansuchen nach Beibringung der

Personaldokumente und der von der k. k. Polizei -Direktion ansgestellten Lenmunds-
note und gegen Erlag der Anschaffungskosten für das Lizenzbuch.

8 4.
Das Lizenzbuch gilt für das Kalenderjahr.
Im Monate Jänner eines jeden Jahres ist das Lizenzbuch dem Markt¬

amte zur Erneuerung der Lizenz für das lausende Jahr vorzulegen.
Jeder Wohnungswechsel ist unter Vorlage des polizeilich vidierten Melde¬

zettels und des Lizenzbuches binnen drei Tagen beim Marktamte anznzeigen.

8 5.
Die Bezeichnung der Hilfspersonen mit fortlaufenden Nummern erfolgt

mittels der Dienstabzeichen.
Die Dienstabzeichen bestehen:

1. Für Markthelfer:
a) ans einer 8 ew hohen Kappe von schwarzgrauer Farbe mit roter Besetz¬

schnur,
MarkthelserNr ^ ..,,

8 9.

Für die Dienstleistungen des Hilfspersonales — sofern keine besondere
Vereinbarung besteht — wird folgender Tarif festgesetzt:

b ) aus einem 17em langen , 3 >/2 em breiten , mit derAufschrist

versehenen an der Vorderseite der Kappe befestigten Nummernschilde aus
Packfong.

3 . Für Markthelferinnen :
aus einer 44/? em breiten , schwarz und rot gestreiften Armbinde mit einem

Metallschilde , daß die Aufschrift " trägt . Diese Armbinde

ist am linken Arme zu tragen.
Die Dienstabzeichen haben sich die Markthelfer und Markthelferinnen

genau nach den beim Marktamte aufliegenden Mustern auf eigene Kosten zu
beschaffen.

8 6.
Der Verlust des Lizenzbuches oder des Dienstabzeichens ist sofort dem

Marktamte und dem k. k. Polizei -Kommissariate des Wohnortes anzuzeigen.
Für in Verlust geratene Lizenzbücher werden vom Marktamte gegen Ersatz

der Anschaffungkosten Duplikate ausgesolgt.
Die durch Auflassung der Beschäftigung , Unterlassung der Lizenzerneuerung

oder durch zeitliche oder dauernde Zurücknahme der Zulassung ungültig ge¬
wordenen Lizenzbücher und Nummernschilder sind an das Marktamt abzuliefern.

Der Verkauf , der Umtausch , das Ausleihen , sowie jeder Mißbrauch des
Lizenzbuches oder des Nummernschildes ist untersagt.

8 7.
Die Hilfspersonen haben während ihres Aufenthaltes auf dem Markte

eine reine , nicht zerissene Kleidung und das vorgeschriebene Dienstabzeichen zu
tragen.

8 8.
Den Hilfspersonen ist untersagt , auf eigene Rechnung Handel zu treiben,

sich in einem angefangcnen Handel zu mengen , auf die Preisvereinbarung Einfluß
zu nehmen oder sich den Marktparteien aufzudrängen.

Die Hilfspersonen haben nüchtern zu sein und müssen sich sowohl unter¬
einander , als auch gegenüber den Marktparteien und dem Publikum , sowie den
amtlichen Organen gegenüber anständig benehmen ; sie haben den Anordnungen
der amtlichen Organe Folge zu leisten.

Nr.

1

2

3

4

5

6
7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

Dienstleistung

Für das Abladen eines großen Fasses oder einer
großen Kiste vom Wagen.

Für das Ausladen eines großen Fasses oder einer
großen Kiste auf einen Wagen . .

Für das Auf - oder Abladen eines mittelgroßen
Fasses oder einer mittelgroßen Kiste.

Für das Auf - oder Abladen eines kleinen Fasses
oder einer kleinen Kiste.

Für das Auf - oder Abladen eines großen Korbes
mit Grünwaren . - .

Für das Auf - oder Abladen einer großen Butte .
Für das Aus - oder Abladen eines kleinen Büttels

oder Korbes . .
Für das Abladen eines einspännigen Wagens mit

Körben oder Bütteln.
Für das Abladen eines zweispännigen Wagens mit

mit Körben oder Bütteln.
Für das Abladen eines Möbelwagens mit Obst,

Gurken rc. - .
Für das Abladen eines Möbelwagens mit Erdäpfeln

in Säcken , Zwiebeln in Rohrsäcken , Obst in
Kisten usw . . .

Für das Zustreifen eines großen Fasses oder einer
großen Kiste zu den Verkaufsständen , zu oder
auf den Wagen des Käufers.

Für das Zustreisen eines mittelgroßen Fasses oder
einer solchen Kiste zu den Verkaufsständen , zu
oder auf den Wagen des Käufers.

Für das Zustreifen eines kleinen Fasses , Korbes,
Erbsensackes oder einer solchen Kiste zu den
Verkaufsständen , zu oder auf den Wagen des
Käufers.

Für das Ausladen eines Obstschiffes per Büttel
oder Kiste.

Für die Dienstleistung pro Tag.

Entlohnung

L b

20

40

20

10

10
6

2

60

20

10

10

4

6

Die unter Post -Nr . 1 bis 15 angesetzten Löhne gelten für volle Gefäße
und ohne Rücksicht auf die Zahl der bei der Dienstleistung beschäftigten Per¬
sonen.

Das Hilfspersonale ist verpflichtet , über Verlangen die oben bezeichnten
Arbeitsleistungen zu den festgesetzten Lohnsätzen zu übernehmen und ordnungs¬
gemäß durchzuführen.

8 io.
Hilfspersonen , die mit einer ansteckenden oder Anstoß erregenden Krankheit

behaftet sind , ist der Aufenthalt auf dem Markte nicht gestattet.

8 11-
Für die in einem bestimmten Dienstverhältnisse stehenden Hilfspersonen

haben die Bestimmungen dieser Kundmachung keine Geltung.

8 12.
Auf die Hilfspersonen finden die Bestimmungen der allgemeinen und der

besonderen Marktordnungen Anwendung.
Übertretungen der Vorschriften dieser Kundmachung werden auf Grund

der W 100 und 101 des Wiener Gemeindestatutes mit Geld bis zu 400
oder mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.

Außerdem kann die Zulassung vom Marktamte für eine bestimmte Zeit
oder dauernd zurückgenommen werden.

Hilfspersonen , deren Zulassung zurückgenommen wurde , ist der Aufenthalt
auf dem Markte untersagt.

8 13-
Die Kundmachung tritt am 1. September 1910 in Kraft ; mit dem

gleichen Zeitpunkte werden die vom Magistrate erlassenen Vorschriften für die
Markthelfer auf den Viktualienmärkten vom 19 . August 1897 , M .-Z . 108099,
sowie der Lohntarif vom 4 . Mörz 1893 , M .-Z . 157723 , außer Wirksamkeit
gesetzt.

Verbot des Verkaufes vou Knallpräparaten.
Erlaß des Wiener Magistrates vom 10 . Juni 1910

(M . Abt . IV , 2076/10 ) :
Auf die von R . S ., Firmateilhaber , Wien , I ., Opernring 5, an das

k. k. Ministerium des Innern gerichtete Eingabe vom 2. November 1909,
betreffend die Bewilligung zum Verkaufe von mit Knallpulver geladenen Korken
für Kinderpistolen wurde dem Gesuchsteller zufolge Erlasses dieses Ministeriums
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vom 13 . Mai 1910 , Z . 37511 ex 1909 , intimiert mit dem Erlasse der k. k.
n .-ö. Statthallerei vom 19. Mai 1910 , Z . 11 -1956 , durch die k. k. Polizei-
Direktion mit Erlaß vom 1. Juni 1910 , Z . P . A . 29 .13/10 eröffnet , daß diese
Korke , sowie alle Knallpräparate was immer fiir einer Art , laut der Erlässe
des k. k. Ministeriums des Innern vom >4. Juli 1891 , Z . 23237 ex 1889
und vom 19 . April 1909 , Z . 2871 , sowohl vom Verkehre , als auch vom Be¬
züge in Österreich unbedingt ausgeschlossen sind , daher auch der Verkauf derlei
Präparate verboten ist.

»2

Gift -Berschleist.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk

vom 13 . Juni 1910 , M . B . A. I 29040:
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 19 . Mai 1910,

Z . 1 o,-867 , dem gegen die h. L. Entscheidung vom 24 . Februar 1910 , Z . 5897,
eingebrachten Rekurse Folge gegeben und der offenen Handelsgesellschaft L.
Tintner  die erbetene , in Wien I ., Ballgasse 6, zu betreibende Konzession
zum Verkaufe von zur arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und
Präpäraten im Großen verliehen.

Dieser Gewerbetrieb wurde im Gewerberegister unter Reg .-Z . 3288/k/I
eingetragen.

Die Besteuerung erfolgt aus dem Konto sä Kat .-Z . 2508I/I.
Bei der Ausübung dieses Gewerbes sind sämtliche Vorschriften , ins¬

besondere die Ministerial -Verordnungen vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl.
Nr . 60 , und vom 2. Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10, über den Verkehr mit
Giften , sowie die Ministerial -Verordnung vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl.
Nr . 152 , und vom 17 . Juni 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 97 , betreffend die Ab¬
grenzung der Verkaufsrechte zwischen Apothekern und Drogisten genau zu
beachten.

Als verantwortlicher Geschäftsführer wird Herr Gustav Tintner,  1871
zu St . Pölten geboren , konfessionslos , verheiratet , VI ., Gumpendorferstraße 46,
wohnhaft , gemäß W 3 und 55 G .-O . genehmigt.

Die Betriebsanlage wird auf Grund des am 27 . Mai 1910 ab¬
gehaltenen Lokalaugenscheines im Sinne der W 25 , 26 und 30 G .-O . gegen
Einhaltung nachstehender Bedingungen genehmigt:

1. Die Aufbewahrung der chemisch-pharmazeutischen Präparate hat derart
zu geschehen, daß sie vor Zersetzung und Verunreinigung hinlänglich ge¬
schützt sind.

2 . In sämtlichen Räumen dürfen nur soviel ? Arbeiter beschäftigt werden,
daß auf jeden derselben ein Luftraum von mindestens 10 entfällt.

3 . Den Arbeitern sind entsprechende Garderobekasten und Wasch¬
vorrichtungen mit fließendem Wasser , wie Seife und Handtuch , bcizustellen.

4 . Den Arbeitern sind nach Geschlechtern getrennte Aborte beizustellen.

* *
»

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VI. Bezirk
vom 10 . Mai 1910 , M . B . A. VI 14435:

Das magistratische Bezirksamt für den VI . Bezirk verleiht hiemit auf
Grund der gepflogenen Erhebungen dem Hugo Sikora (Gemischtwaren -Ver-
schleißer , VI ., Windmühlgasse 78 ) im Sinne des Z 15 , Punkt 14 der Gewerbe¬
ordnung die Konzession zum Verkaufe von Giften und von zur arzneilichen Ver¬
wendung bestimmten Stoffen und Präparaten , insoferne dies nicht ausschließlich
den Apothekern Vorbehalten ist, mit dem Standorte VI ., Gumpendorfer¬
straße 17.

Bei Ausübung des oberwähuten Gewerbebetriebes sind die hinsichtlich des
Verkehres mit Giften bestehenden Normen , insbesondere die Ministerial-
Verordnungen vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Jänner 1886,
R .-G .-Bl . Nr . 10 , sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften genau zu be¬
obachten.

Diese Konzession wurde sub R . Z . 1668 k in das Gewerberegister ein¬
getragen und für die Erwerbsteuerbemessung der Konto , Kat .-Z . 14072/6
eröffnet.

» -»

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VIII . Bezirk
vom 21 . Juni 1910 , M . B . A. VIII 14310:

Im Nachhange zur h. ä . Erledigung vom 8. April 1910 , M . B . A. VIII
84937/09 (Vdgsbl . V, 14), wird mitgeteilt , daß die dem Karl Jaromir Groß
verliehene Konzession für den Betricbsort VIII ., Kochgasse 16, gilt.

* *

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XV . Bezirk
vom 9. Juni 1910 , M . B . A. XV 5025 , an Anton Kimla,
Drogist , Wien , XV ., Mariahilferstraße 177:

Das magistratische Bezirksamt für den XV . Bezirk findet , Ihnen die
angesuchtc Konzession zum Verkaufe von Giften und gifthältigen Drogen im

Standorte XV ., Mariahilferstraße 177 , im Sinne des Z 15 , Punkt 14 des
Gesetzes vom 5. Februar 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 26 , zu erteilen.

Bei Ausübung dieses Gewerbes sind die einschlägigen gesetzlichen Vor¬
schriften , insbesondere die Ministerial -Verordnungen vom 21 . April 1876,
R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2 . Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10 , genauestens
zu beachten.

Diese Konzession wurde im hierämtlichen Gewcrberegister unter Z . 1268/1 -,
M . B . A . XV , eingetragen.

* »

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XVII . Bezirk
am 8. Mai 1910 , M . B . A. XVII 52979/09 , an Adalbert v.
M o dr o vich :

Das magistratische Bezirksamt für den XVII . Bezirk findet , Ihnen die
angesuchte Konzession zum Verschleiße von Giften im Standorte Wien , XVII .,
Hernalser Hauptstraße 23 , im Sinne des Z 15 , Punkt 14 G .-O . zu erteilen.

Bei Ausübung dieses Gewerbes sind die einschlägigen gesetzlichen Vor¬
schriften , insbesondere die Ministerial -Verordnungen vom 21 . April 1876,
R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Jänner 1886 , R .- G .-Bl . Nr . 10 , genauestens
zu beachten.

Diese Konzession wurde im h. ä. Gewerbe -Register unter der Z . 1963 b,
M . B . A . XVII , eingetragen . Für die Erwerbsteuerbemessung wurde die Kat .-
Z . 19189/17 vergeben.

II NlMlttllivlirstimmuluii'n.
Zemeiildeiat:

» » .

Neuregelung des städtischen Ausmesserdienstes.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 29 . April

1910 , M . Abt . XIV 5099/08 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 47 ) :

Der Wiener Gemcindcrat hat in der Sitzung vom 22 . März 1910,
Pr . Z . 18897 , folgenden Beschluß gefaßt:

Es werden die nachstehenden Bestimmungen über die Stellenzahl , die
Aufnahmsbedingungen , die Entlohnung , das Dienstverhältnis , die Kranken - und
Unsallfürsorge der beim Vermessungsdienste beschäftigten Ansmesser und Ver¬
messungshilfsarbeiter sowie über die Provisionsfähigkeit der Ausmesser
genehmigt:

1. Das ständige Personale für die Bermessungsarbeiten besteht aus
23 Ausmessern und 30 Vermessungshilfsarbeitern.

Die Aufnahme erfolgt durch das Stadtbauamt.
Das Stadtbauamt wird ermächtigt , im Falle des unabwcislichen Be¬

darfes weitere Vermessungshilfsarbeiter und zwar höchstens 10 aufzunehmen.
Für die Aufnahme gelten folgende Bestimmungen:

a) österreichische Staatsbürgerschaft und deutsche Umgangssprache , mit Bevor¬
zugung der Bewerber , die nach Wien zuständig sind und jener deutscher
Nationalität;

b ) Alter von mindestens 20 und höchstens 40 Jahren;
oi körperliche Eignung , insbesondere gutes Seh - und Hörvermögen;
ä ) Kenntnis des Lesens und Schreibens;
«) Unbescholtenheit;
k) Besitz eines Arbeitsbuches.

2 . Die Entlohnung der Ausmesser findet ausnahmslos im Taglohne statt.
Die Ausmesser werden nach dem ihnen zukommenden Lohne in fünf

Klassen eingeteilt . Die Ansmesser der fünften Klasse erhalten einen Taglohn
von 3 X , jede weitere Klasse um 50 Ir mehr , so daß die I . Klasse einen
Taglohn von 5 X erreicht.

Die Vorrückung in eine höhere Klasse wird bei vollkommen zufrieden¬
stellender Dienstleistung nach einem Zeiträume von 5 Jahren durch den
Magistrat bewilligt.

Der Taglohn wird auch für Sonn - und Feiertage bezahlt . Die Aus¬
messer werden uniformiert und erhalten eine Hose aus mohrengrauem Tuch,
eine Bluse sowie eine Hose aus Löschmanngradcl und eine Dicnstkappe mit
einjähriger Tragdauer ; ein Lodensakko mit zweijähriger Tragdauer , ein Loden¬
sakko mit Pclzfntter mit vierjähriger Tragdauer bei Erneuerung des Ober¬
stoffes in zwei Jahren . Das Stiefelpauschale wird mit 24 X jährlich festgesetzt.

Die Entlohnung der ständigen oder nach Bedarf aufgenommencn Ver¬
messungsarbeiter wird für den ganzen Tag mit 2 X 60 Ir festgesetzt.

Wegzulagen für das Vermessungspersonale werden nicht gewährt ; es sind
jedoch den Bediensteten Straßenbahnfahrkarten anszufolgen ; die erforderlichen
Blocks dieser Fahrscheine sind vom Stadtbauamte anzukaufeu und zu ver¬
rechnen.

Die Überstunden werden für Tagesstunden mit 10X , für Nachtstunden
mit 15X des Taglohnes bezahlt . Als Tageszeit gilt vom 15. März bis
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15 . Oktober die Zeit von 6 Uhr früh bis 8 Uhr abends , vom 16 . Oktober bis
14 . März von V28  früh bis 6 Uhr abends . Die übrige Zeit hat als Nachtzeit
zu gelten . Bruchteile von Überstunden werden , wenn sie eine Viertelstunde
überschreiten , als eine halbe Stunde , wenn sie eine halbe Stunde überschreiten,
als ganze Stunde gerechnet ; Bruchteile unter einer Viertelstunde kommen nicht
in Betracht.

Für Arbeiten , welche an Sonn - und Feiertagen ausgesührt werden
müssen , gebührt dem Vermessungshilfsarbeiter bei halbtägiger Beschäftigung eine
25Isige , bei ganztägiger eine 50Xige Erhöhung des Werktaglohnes.

3 . Das Dienstverhältnis der Ausmesser und Vermessungshilfsarbeiter ist
ein provisorisches . Für die Ausmesser wird eine 14tägige , für die Vermessungs-
Hilfsarbeiter wird eine Kündigungsfrist nicht festgesetzt.

4 . Die ständig aufgenommenen Vermessungshilfsarbeiter sind gehalten,
sich auch bei anderen Arbeiten der Gemeinde , die mit dem Vermessungsdienste
nicht zusammcnhängen , verwenden zu lassen und werden in der Zeit , in welcher
keine Vermessungsarbeiten vorgenommen werden können , in der Regel der
städtischen Straßensäuberung zugewiesen . Die nach Bedarf aufgenommenen
Hilfsarbeiter sind , wenn sie im Vermessungsdienste nur eine halbtägige Ver¬
wendung finden , für die übrige Tageszeit angemessen zu beschäftigen.

5 . Sämtliche Arbeiter werden nach Maßgabe der Gemeinderatsbeschlüsse
vom 22 . Juli 1898 , Z . 7411 , vom 3 . März 1899 , Z . 12308 , vom 2. Juni
1899 , Z . 2945 , vom 17 . September 1901 , Z . 9736 , vom 10. Juli 1906,
Z . 9314 , und vom 3 . Juli 1908 , Z . 9744 , freiwillig und auf Widerruf für
den Krankheitsfall versichert.

Desgleichen werden sämtliche Arbeiter nach Maßgabe der Gememderats-
beschlüssc vom 28 . Juli 1897 , Z . 6908 , vom 24 . September 1897 , Z . 2341,
vom 4 . Februar 1899 , Z . 256 , und von , 28 . Oktober 1902 , Z . 12619 , freiwillig
und auf Widerruf gegen Betriebsunfälle versichert.

6. Die Ansmesser erhalten nach zehnjähriger ununterbrochener und voll¬
kommen zufriedenstellender Dienstleistung im Falle ihrer Dienstunfähigkeit eine
Provision.

Auf die Provision hat derjenige keinen Anspruch , welcher die Dienst-
Unfähigkeit vorsätzlich herbeigeführt hat . Die Provision beträgt nach zehnjähriger
Dienstzeit 40X des zuletzt bezogenen Lohnes mit Ausschluß aller etwaigen
Nebcnbezügc und steigt mit jedem weiteren Dienstjahre um 2X bis zur Höhe
des Lohnes.

Die Provisioniernng steht dem Stadtrate zu.
Die in einem anderen Dienstzwcigc der Gemeinde vollstrecktc Dienst¬

leistung wird bei der Provisionsbcrechnnng dann in Anrechnung gebracht , wenn
sic sich der Dienstzeit im Vermessungsdienste ohne Unterbrechung anschließt.

Hinsichtlich der Verwirkung deS Anspruches aus die Provision finden die
Bestimmungen des ß 10 der Pensionsvorschrist für die Gemeindebcamten
und -Diener sinngemäße Anwendung.

7 . Die vorstehenden Bestimmungen treten mit 1. April 1910 in Kraft,
und mit diesem Zeitpunkte werden die bisher geltenden Bestimmungen auf¬
gehoben.

»4
Regelung des Dieuslverhältnisscs und der Bezüge des

Personales der lithographischen Presse.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 27 . Mai

1910 , M .-D . 2009/10 , M . Abt . XXII 2005/08 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 59 ) :

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 6. Mai 1910 , aä Pr . Z . 5793,
nachstehende Beschlüsse gefaßt:

Für das Personale der lithographischen Presse im Neuen Rathause treten
nachstehende Bestimmungen in Kraft:

I . Einteilung des Personales.

Das Personale der lithographischen Presse besteht aus einem Faktor,
zehn Steindruckern und Steindruckergehilsen und aus einem Hausdiener.

II . Bezüge.
Der Faktor erhält einen Jahresgehalt von 1600 X , ein Quartiergeld von

600 X und hat bei zufriedenstellender Dienstleistung nach zurückgelegtem 5.,
10 . und 15 . Dienstjahre , vom Tage seiner Ernennung zum Faktor an gerechnet,
einen Anspruch auf je ein Quinguennium von jährlich 200 X . Die Steindrucker
erhalten einen Monatslohn von 140 X , die Steindruckergehilsen einen Monats¬
lohn von 120 X . Die Steindruckcr haben bei zufriedenstellender Dienstleistung
einen Anspruch auf vier Quinguennien von monatlich 10 X , die Steindrucker¬
gehilfen ans ein solches Quinguennium.

Die Vorrückung vom Steindruckergehilsen zum Steindrucker erfolgt bei
vollkommen zufriedenstellender Dienstleistung nach Ablauf von 10 Jahren.

Das Personale der lithographischen Presse erhält eine Arbeitskleidung nach
Monturgruppe XVI.

III . Überstunden.
Überstunden , welche in die Tageszeit , d. i. die Zeit von 7 Uhr früh bis

7 Uhr abends fallen , werden dem Faktor mit 70 d , den Steindruckcrn mit 60 ü
und den Steindruckergehilsen mit 50 ü , halbe Stunden mit dem halben Betrage
entlohnt . Für Überzeit , welche eine Viertelstunde nicht überschreitet , wird eine
Entlohnung nicht geleistet.

Für Nachtüberstundcn wird eine 25X >ge Aufzahlung auf den Betrag für
Tagübcrstunden gewährt . Jede andere Entlohnung für Vcrvielfältigungsarbeiten

hat zu entfallen.

IV . Aufnahme.

Die Aufnahme erfolgt provisorisch gegen einmonatliche Kündigung . Dem
Faktor kann nach fünfjähriger unuuterbrochencr und vollkommen zufrieden¬
stellender Dienstleistung als Faktor über Ansuchen das Dcfimtwum verliehen
werden . Die Aufnahme der Steindruckergehilsen , die Bewilligung von Qum-
quennien und die Beförderung der Steindruckergehilsen zu Steindruckcrn erfolgt
durch den Magistrat , die Ernennung des Faktors und die Verleihung des
Definitivuuis erfolgt durch den Stadtrat . Der definitive Faktor untersteht den
für die Beamten und Diener geltenden Bestimmungen der Dienstpragmatik.

V. Erfordernis für die Aufnahme.
Als Steindruckergehilsen können nur Personen ausgenommen werden,

welche
a) die Heimatsberechtigung in Wien besitzen,
d ) die deutsche Sprache in Wort und Schrift beherrschen und sich zur deutschen

Umgangssprache bekennen,
c) das 18. Lebensjahr erreicht und das 40 . nicht überschritten haben,
ä ) unbescholten sind,
s ) vom Stadtphystkate vollständig gesund nnd für diesen Dienst tauglich

befunden werden,
k) das Steindruckergewerbe erlernt haben.

VI . Bezüge und Dien st Verhältnis des Hausdieners.
Der Hausdiener bei der lithographischen Presse ist sowohl bezüglich seines

Dienstverhältnisses als auch bezüglich seiner Entlohnung den Hausdienern im
Stande des Reinigungspersonals im Neuen Rathause gleichgestellt . Überstunden
des Hausdieners werden so wie die Überstunden der Steindruckergehilsen ent¬
lohnt . Er erhält dieselbe Arbeitskleidung wie das übrige Personale der litho¬
graphischen Presse.

VII . Ruhegenüsse.

Das provisorische Personale hat im Falle der Dicnstunfähigkcit nach
vollendeter ununterbrochener und zufriedenstellender zehnjähriger Gesamtdienst¬
zeit Anspruch auf Provision . Diese beträgt » ach 10 Jahren 40 X der festen
Bezüge und steigt nach jedem vollendeten weiteren Dicnstjahre um 2X bis zur
vollen Höhe dieser Bezüge . . . . . .

Der definitiv angestelltc Faktor untersteht bezüglich seiner Ruhcgcnussc
den Pcnsionsvorschriften für städtische Beamte und Diener . Für die Witwe
nach dem definitiven Faktor wird die Pension mit 800 X jährlich bemessen.

VIII . Urlaub.

Der definitive Faktor hat Anspruch auf einen Erholungsurlaub nach
vcn Normen für die Urlaube der städtischen Beamten und Diener . Der provi-
sorische Faktor , die Steindrucker und die Steindruckergehilsen haben Anspruch
auf den für provisorische Bedienstete zufolge Gcmcinderatsbeschlusses vom
2. April 1909 , Pr . Z . 7910/08 und 5208/09 , normierten Urlaub.

IX . Arbeitszeit.
Die normale Arbeitszeit bei der lithographischen Presse beträgt neun

Stunden . Unter Arbeitszeit sind nur wirkliche Arbeitsstunden nicht auch
Arbeitspausen zu verstehen.

X . Einreihung.

Die erste Einreihung des Personales in die neu systemisierten Bczugs-
klassen erfolgt auf Grund der in der letzten Diensteigcnschaft vollstrcckten

DicnstM . treten vom 1. Mai 1910 an in Kraft nnd sind dem
definitiven Faktor im vorhinein , den Steindruckcrn und Steindruckergehilsen
im nachhinein auszubezahlen.

ZIImMiat:
»5

Änderung der (Heschaftseinteilnng.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 29 . April

1910 , M D . 1644/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 45) :
Der Herr Bürgermeister hat mit Verfügung vom 30 . März 1910,

Pr .-Z . 4693 , nachstehende Änderungen der Gcschäftseinteilung für den Magistrat
genehmigt:

Magistrats -Abteilung IX.
Nach Landeskulturangclcgcnheiten , grundsätzliche Verhandlungen istfolgender

Absatz einzuschalten:

Lizenzierung von Privathengsten und Zuchtstieren.

2 . Magistratische Bezirksämter , Gruppe VI.

Approvisionierungs - und Veterinärangelegenheiten:

Das Wort „Körung"  im Punkte 7 entfällt.

Die vorstehenden Änderungen wurden zufolge Erlasses des Herrn Statt¬
halters Erich Grafen Kielmansegg  vom 25 . April 1910 , Pr .-Z . 1293/8,
im Sinne des H 105 des Wiener Gemeindestatutes bestätigt und haben sofort
in Kraft zutreten.
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»«
Behandlung der Befunde über beanständete

Stempelmarken.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 18. Mai

1910 , M . D . 1855 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 54 ) :

Über das Ersuchen des k. k. Zentraltax - und Gebührenbemeffungsamtes

i» Wien vom 7. Mai 1910 , Z . Nj ^ Mwneruugen

wegen vermuteter Doppelverwendung einer Stempelmarkc den anfgenommenen
amtlichen Befunden stets den die beanständete Stempelmarkc betreffenden Akt
anzuschließeu , da die Stempelmarke , bezüglich welcher der Berdacht einer wieder¬
holten Berwendung besteht , behufs Einleitung des Gefällsstrafversahrens an die
k. k. Hof - und Staatsdruckcrei in Wien behufs Abgabe des fachmännischen
Gutachtens übersendet werden muß.

»7.

Raschere Hereinbringnng von Gemeindefordernngen.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 1. Juni

1910 , M . D . 2760/09 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 61 ) :

Alljährlich werden die von der städtischen Hauptkassc und den Haupt-
kasseabteilungen verfaßten Ausweise über Aktivrückstände nach Überprüfung
durch die Stadtbuchhallung den Kassaämtern >»it der Aufforderung zurück¬
gestellt , die noch aushaftenden Rückstände mit aller Energie eindringlich zu
machen und , wenn sich die diesbezüglichen Maßnahmen als unzureichend er¬
weisen sollten , die Anzeige hievon an die zuständigen Magistrats -Abteilungen,
beziehungsweise magistratischen Bezirksämter behufs weiterer Veranlassung zu
erstatten.

Wie sich gezeigt hat , gehen die städtischen Ämter bei der Hereinbringung
von Gemeindcforderungen zum öfteren Nachteile der finanziellen Interessen
der Gemeinde Wien nicht immer mit der gebotenen Raschheit zu Werke.

Es werden daher sämtliche städtischen Ämter angewiesen , bei der
Hereinbringnng von Außenständen mit tunlichster Beschleunigung alle zweck¬
dienlichen Maßnahmen zu treffen ; in jenen Fällen aber , in welchen die Un¬
einbringlichkeit eines Rückstandes in zweifelloser Weise festgestellt wurde , ist
besten Abschreibung ohne Verzug entweder innerhalb des eigenen Wirkungs¬
kreises dnrchzuführen oder beim Stadtrate beziehungsweise beim Gemeinderate
zu beantragen , damit nicht in den Büchern jahrelang Forderungen als
Aktiven der Gemeinde fortgeführt werden , welche längst uneinbringlich ge¬
worden sind.

Die Beurteilung der Frage der Uneinbringlichkeit hat selbstverständlich
jedesmal unter Bedachtnahme auf die Gemeindeinteressen in gewissenhafter
Weise zu erfolgen.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und imLandesge-
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre ISO«

publizierten Gesetze und Verordnungen.
X. Reichsgrschblatt.

Nr . 103 Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
18 . Mürz 1910 , womit die Einreihung der Gemeinde Patriasdorf in
die achte Klasse des MilitärzinStarifes verlautbart wird.

Nr . L04 . Verordnung der Ministerien des
Innern , des Ackerbaues , des Handels und der Justiz
vom 18 . Mai 1910 , betreffend den Verkehr mit Hefe.

Nr . 10 » Kundmachung des Finanzministeriums
und des Handelsministeriums vom 20 . Mai 1910,
betreffend den Beitritt der städtischen Steuerkasta in Brünn zum Auweisungs-
verkehre des k. k. Postsparkassenamtes.

Nr . 100 Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 23 . Mai 1910 , betreffend die Errichtung eines
Polizei -Kommissariates in Rovigno.

Nr . 107 . Verordnung der Ministerien für
öffentliche Arbeiten , des Handels , des Innern und
der Finanzen vom 24 . Mai 1910 , betreffend die Abänderung
einzelner Bestimmungen der Verordnung der Ministerien des Handels , des

Innern , für Kultus und Unterricht und der Finanzen vom 9. November
1891 , R .-G .-Bl . Nr . 184 , in Angelegenheit der Anerkennung der Prüfungs-
zcichen der aus dem Deutschen Reiche eingeführten Gewehrläufe und Hand¬
feuerwaffen.

Nr . 1. 08 . Verordnung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht im Einvernehmen mit dem
Ministerium des Innern vom 25 . Mai 1910 , mit welcher
die i>n Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern erlassene Verordnung
des Ministeriums für Kultus und Unterricht vom 16 . September 1905 , R .-G .-
Bl . Nr . 162 , betreffend die Prüfungsordnung für die theoretische Staats¬
prüfung an dem Kurse für Bersicherungstechnik an der böhmischen technischen
Hochschule in Prag , abgeändert wird.

Nr . ION Verordnung des Finanzministeriums
vom 27 . Mai 1910 , betreffend die Abänderung der Hauszinssteuer-
Einzahlungstermine im Steuereinhebungsbezirke Leitmeritz in Böhmen.

Nr . 110 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern Vom 31 . Mai 1910 , betreffend die Errichtung einer
neuen Bezirkshauptmannschaft in Galizien mit dem Amtssitze in O wiscim.

Nr . 111 Verordnung des Justizministeriums
vom 30 . Mai 1910 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde und
des Gmsgebietes Demeszkowce zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Botszowce.

Nr . 112 . Erlaß des Ministers für Kultus und
Unterricht vom 30 . Mai 1910 , betreffend Änderungen der W 4
und 5 des Statutes der Zcntral -Kommission für Erforschung und Erhaltung
der Kunst - und historischen Denkmale.

Nr . 113 . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom 2. Juni 1910 , belreffend eine Ergänzung der Uniformierungs-
Vorschrift für die k. k. Staatsbeamten vom 20 . Oktober 1889 , R .-G .-Bl.
Nr . 176.

Nr . 114 . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 1. Juni 1910 , betreffend die Zeugnisse der an der
Bau - und Kunsthandwerkerschule in Spalato bestehenden Frauengewerbeschule
für Weißnähen und Kleidermachen und der Frauengewerbeschule für Weiß¬
nähen und Kleidermachen in Polnisch Ostran.

Nr . IIS. Kundmachung des Eisenbahnmini¬
steriums Vom 8. Juni 1910 , betreffend dieKonzessionierung einer
mit elektrischer Kraft zn betreibenden schmalspurigen Kleinbahnlinie zum neuen
Friedhofe in Meran.

L. Limdrsgesi'tzdlatt.

Nr . ION . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 10 . Mai
1910, Z . VIIl -1284/4 , betreffend die Festsetzung der Verpflegstaren in
den neun Wiener k. k. Krankenanstalten ? )

Nr . 110 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 18 . Mai
1910, Z . VI-2357, betreffend die Prüfung der Kraftfahrzeuge, sowie deren
Führer.

Nr . 111 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 17 . Mai
1910, Z . XVI b-446/1 , betreffend die der Gemeinde Breitenfurt erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbranchsauflage von 2 L für das
Jahr 1910.

Nr . 112 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 12 . Mai
1910, Z . XVl b-477/1 , betreffend die der Gemeinde Weißeubach erteilte
Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Stenern über¬
steigenden Ümlagen des Jahres 1910.

Nr . 113 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 18 . Mai
1910, Z . XVI b-467/1 , betreffend die der Gemeinde Mauerbach erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von 2 bis zu Ende
des Jahres 1914.

') Erscheint i» dieser Nummer der „Beiordnungen rc .» vollinhaltlich abgedruclt.
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Nr . LI4 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 18 . Mai
1910 , Z . XVId -368/15 , betreffend die der Gemeinde Gainfarn erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Musik - und Verschönerungstaxe und die
hiesür erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 18 . Mai
1910, Z . XVI d-410/1 , betreffend die Einhebung einer erhöhten Umlage
im Armenbezirke St . Pölten für das Jahr 1910.

Nr . 116 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 18 . Mai
1910 , A . XVI d-663/15 , betreffend die der Gemeinde Mauer bei Wien
erteilte Bewilligung einer Bierverbrauchsauflage von 2 L bis Ende des
Jahres 1911.

Nr . 117 . Gesetz vom 10 . Mai 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , mit welchem Bestimmungen
über die Entlohnung des Unterrichtes in nichtobligaten Lehrgegenständen an
den öffentlichen Volksschulen im Schulbezirke Wien getroffen werden.

Nr . 118 . Gesetz vom 26 . Mai 1910 , betreffend die
Verpflichtung der Besitzer von Gebäuden und gewerblichen Anlagen in der
Stadt Laa an der Thaya zum Anschlüsse an die städtische Wasserleitung und
zur Entrichtung einer Wasserleitungsgebühr.

Nr . 11V Gesetz vom 29 . Mai 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Verwendung der
Gebarungsllberschüsse der gemeinschaftlichen Waisenkassen.

Nr . 12V . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Mai 1910 , Z . XVI b-470/1 , betreffend die der Gemeinde
Ober -Waltersdorf im Gcrichtsbezirke Ebrcichsdorf erteilte Bewilligung zur
Weitereinhebung einer Bierauflage von 2 L für die Jahre 1910 , 1911
und 1912.

Nr . 121 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Mai 1910 , Z . XVI d-464/1 , betreffend die der Gemeinde
Leopoldsdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage
von 2 L für die Jahre 1910 , 191 l und 1912.

Nr . 122 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 . -Juni 1910, Z . XVld - 218/2 , betreffend die der Gemeinde
Tannenbruck erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1910 übersteigenden Umlagen.

Nr . 123 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 . Juni 1910, A. XVI d-516/1 , betreffend die der Gemeinde Man-
hartsbrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1910 übersteigenden Umlagen.

Nr . 124 . Kundmachung des k. k.- Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 . Juni 1910, A. XVIb -510/1 , betreffend die der Gemeinde Maria-
Enzersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflagc
von 2 L für das Jahr 1910.

Nr . 125 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 . Juni 1910 , H. XVI 1) 511/1 , betreffend die der Gemeinde Stöckern
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von 2 L für
die Jahre 1910 , ISII , 1912 und 1913.

Nr . 126 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 . Juni 1910, Z . XVI b-474/1 , betreffend die der Gemeinde St. Johann

in Engstetten erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchs¬
auflage von 2 L für die Jahre 1910 bis einschließlich 1914.

Nr . 127 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 . Juni 1910 , Z . XVI b 466/2 , betreffend die der Gemeinde
Mauer bei Wien erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Mietzinsauflage von
7 1> für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 128 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3. Juni 1910 , Z , XVI d- 246/2 , betreffend die der Gemeinde Amt
Aspang erteilte Bewilligung zur Einhedung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1910 übersteigenden Umlagen.

Nr . 12S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4 . Juni 1910 , A . XVI d - 291/2 , betreffend die der Gemeinde
Groß -Taxen erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen pro 1910 in die Steuergemeinde Klein -Taxen.

Nr . 13V . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4 . Juni 1910 , Z . XVI d-448/1 , betreffend die der Gemeinde
Asparn an der Zaya erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchs¬
auflage von 2 L und einer Branntweinauflage von 6 L für die Jahre 1910,
1911 und 1912.

Nr . 131 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4 . Juni 1910 , Z . XVI d-502/1 , betreffend die der Gemeinde Fuchsen-
bigl erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Stenern
des Jahres 1910 übersteigenden Umlagen.

Nr . 132 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
6. Juni 1910 , Z . XVI d-657/6 , betreffend die der Gemeinde
Reichenau erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Musik - und Berschönerungs-
taxe und die hiefür erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr . 133 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
6 . Juni 1910 , Z . XVI b-517/1 , betreffend die der Gemeinde Groß-
Jnzersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage
von 2 L für die Jahre 1910 und 1911.

Nr . 134 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7.  Juni 1910 , Z . XVI b -522/2 , betreffend die der Gemeinde
Psaffendorf erteilte Bewilligung zur Eiuhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1910 übersteigenden Umlagen.

Nr . 135 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7 . Juni 1910 , Z . XVI d-493/8 , betreffend die der Gemeinde
Schönabrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1910 übersteigenden Umlagen.

Nr . 136 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . Juni 1910 , Z . XVId-512/1 , betreffend die der Gemeinde Trais¬
kirchen erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von
2 X für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . >37 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . Juni 1910 , Z . XVI b-518/1 , betreffend die der Gemeinde
Naggendorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage
von 2 X für die Jahre 1910 , 19 ! I und >912.

Herausgeber : Die Gemeinde Wien . — Verantwortlicher Redakteur : Magistratsrat August Joh . Stich.

Papier aus der k. k. Priv . Pittener Papierfabrik . — Buchdruckerei E . Kainz vorm . I . B . Wallishaufser.



Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien. — Nr . 60 , 29 . Juli 1910.

1910 .

Gesetze, Verordnungen»nd Entscheidungen,
sowie

VII.

Normlitivbestimmllngkn des Gemeinderates, Stadtrates>»,s des Magistrates
mJiMlegrlijieitkll der OeiliemdMrmItlmg mid politlZchen InitMjirlmg.
Inhalt:

I . Verordnungen und Entscheidungen:
t . Der Umfang der gewerblichen Berechtigung eines Pflastererineisters.
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23 . Unterscheidung zwischen Gewerbe - und Hausierstrafen.
24 . Die gewerbliche Sonntagsruhe in der I . Internationalen Jagdausstellung.
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26 . Verbot der dauernden Aufstellung von Fuhrwerk in der Seitensahrbahn
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30 . Regelung der Bezüge der städtischen Kanzlisten.
Stadtrat:

31 . Unterhaltsbeitrag aus Gemeindemitteln für städtische Angestellte aus
Anlaß einer militärischen Dienstleistung.

Magistrat:
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Bediensteten anläßlich der Ableistung der Waffenübung und militärischen
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33 . Unzulässigkeit von Gegenschritten anläßlich der Zuweisung an andere
Dienststellen.

34 . Unzulässigkeit der Aufrechnung von Gebühren für das Erscheinen vor
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35 . Vorschrift über die Gebarung und Verrechnung hinsichtlich der „stehenden
Verläge " .

36 . Konskriptionsämtliche Fachprüfung.
37 . Theater , Singspiclhallen , Schaustellungen . — Abgrenzung des Wirkungs¬
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ämter.

38 . Verständigung der Baubehörden von Veränderungen im Baugewerbe.

>11 . Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politische»
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Verzeichnis der imReichsgesctzblatte und im Landes-
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre
1910 publizierten Gesetze und Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Der Umfang der gewerblichen Berechtigung eines
Pflasterermeisters.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshoses vom 13 . April
1910 , Nr . 3742 (M . B . A. IX , 28285 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats¬

präsidenten Dr . Freiherrn v. Schenk , in Gegenwart der Räte des k. k. Ber-
waltnngsgerichtshofes Dr . Ritter v. P o p c l k a, Freiherrn v. Weiß , Dr.
Binder und Diwald,  dann des Schriftführers k. k. Rats -Sekretärs Ritter
v. T h a a, über die Beschwerde der Genossenschaft der Bau - und Steinmetz¬
meister in Wien gegen die Entscheidung des k. k. Handelsministeriums vom
28 . Februar 1909 , Z . 4481 , betreffend den Umfang der gewerblichen Be¬
rechtigung eines Pflasterermeisters , nach der am 13 . April 1910 durchgeführten
öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages
des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Rudolf Proksch,  Hof-
und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde , und der Gegen¬
ausführungen des k. k. Ministeral -Sekretärs Dr . v. Pelikan,  in Vertretung
der belangten Behörde , sowie des mitbelangten Josef Urban,  endlich des Vor¬
stehers der mitbeteiligten Genossenschaft der Pflasterermeister in Wien , Eduard
Rotter,  zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.
Entscheid nngsgrün de.

Mit der angefochtenen Entscheidung hat das k. k. Handelsministerium
dem Rekurse der Genossenschaft der Bau - und Steinmetzmeister in Wien gegen

die Entscheidung der k. k. n .-ö. Statthaltern , mit welcher ausgesprochen worden
war , daß der Pflasterermeister Josef Urban  auf Grund seines auf daS
Pflasterergewerbe lautenden Gewerbescheines auch zur Untermauerung der
Randsteine bei der Trottoirherstellung berechtigt sei, unter Berufung auf Z 37
der Gewerbeordnung keine Folge gegeben , weil die Untermauerung der Rand¬
steine, insolange es sich um die Herstellung einer geeigneten Unterlage ohne
konstruktive Arbeiten handelt , als eine zur vollkommenen Herstellung des
Pflasters nötige Arbeit anzusehen ist.

Der Gerichtshof konnte die dagegen eingcbrachte Beschwerde nicht als
begründet ansehen.

Die Beschwerde vermeint , daß diese Arbeiten nicht dem Pflasterer , sondern
dem Bau - und Maurermeistergewerbe zufallen . Der Pflasterer sei nur berechtigt,
Natursteine in Sand oder sonstiges trockenes Material zu betten , die Unter¬
mauerung von Bausteinen aber , also die Verbindung von künstlich hergestellten
Steinen , Ziegeln und dergleichen mittels Mörtels sei die Herstellung eines
Mauerwerkes . Es sei dies auch keine Nebenarbeit bei der Herstellung , denn die
Untermauerung müsse der Herstellung des Trottoirs vorangehen.

Über diese Einwendung ist folgendes zu bemerken:
Nach Z 35 der Gewerbeordnung ist der Umfang eines Gewerberechtes

nach dem Inhalte des Gewerbescheines zu beurteilen . Nach Z 37 der Gewerbe¬
ordnung ist der Gewerbetreibende berechtigt , alle zur vollständigen Herstellung
seiner Erzeugnisse nötigen Arbeiten zu vereinigen . Aus diesen Bestimmungen
ist zu entnehmen , daß der Inhaber eines Produktionsgcwerbes gewiß berechtigt
ist, zum Zwecke der Herstellung jenes Gegenstandes , dessen Erzeugung eben
den Inhalt seiner Gewerbeberechtigung bildet , alle jene Arbeiten auszuführen,
ohne welche diese Herstellung begrifflich überhaupt nicht oder doch nach je¬
weiligen Verkehrsübungen Praktisch nicht ausführbar ist und welche daher
regelmäßig mit der Herstellung jenes Gegenstandes verbunden sind . Im vor¬
liegenden Falle lautet der Gewerbeschein des Urban  auf das Pflasterer¬
gewerbe . Es ist nun zweifellos , daß die Herstellung eines Pflasters , die eben
der Gegenstand dieser Gewerbeberechtigung bildet , ohne eine entsprechende Be¬
festigung der aufzulegenden Steine ganz undenkbar ist, woraus sich dann
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weiters ergibt , daß die Pflasterermeister auf Grund ihrer Gewerbeberechtigung
auch befugt sein müssen , die zur Befestigung der Plastersteine erforderlichen
Arbeiten anszuführen . Was für Arbeiten hiezu erforderlich sind, ist natürlich
eine rein gewerbetechnische Frage . Darüber , ob die fraglichen Untermauerungs¬
arbeiten zu diesen Arbeiten zu rechnen sind , wurden die erforderlichen Er¬
hebungen im Sinne des Z 36 , Absatz L gepflogen , sowie auch anderweitige
fachliche Gutachten (Stadtbauamt und technisches Departement der k. 1 n .-ö.
Statthalterei ) eingeholt.

Aus den vorliegenden Gutachten der Handelskammer , des Stadtbauamtes
und des technischen Departements der Statthalterei ergibt sich aber , daß bei
Trottoirs regelmäßig die breiteren Randsteine zur entsprechenden Befestigung
eine Untermauerung erhalten müssen und daß seit der Verwendung von
breiteren Randsteinen , welche eine Untermauerung erforderlich machen , auch
die gewöhnliche Untermauerung von den Pflasterermeistern vorgenommen wird.
Wenn nun die Gewerbebehörde auf Grund dieser Erhebungen zu der an¬
gefochtenen Entscheidung über die Berechtigung der Pflasterermeister , diese
Arbeit vorzunehmen , gelangt sind , so kann mit Recht nicht behauptet werden , daß
dieser Ausspruch auf einer unrichtigen rechtlichen Beurteilung oder auf einer
unzulänglichen Tatbestandserhebung beruht . Da es sich um Arbeiten handelt,
welche zur Herstellung des Pflasters erforderlich sind und deshalb in die
Gewerbcbefugnis des Pflasterermeisters fallen , kann es nicht weiter darauf an¬
kommen , in welchem Stadium des Arbeitsprozesses diese Arbeiten vorgenommen
werden.

Deshalb war die Beschwerde abzuweisen.

2.
Zulassung von Wände » »ns Betonplatten mit verti¬

kalen Nnttdeiseneinlaizen „ System M. Hübner ".
Erlaß des Wiener Magistrates Vvi» 10. Mai 1910 , M,

Abt . XI V, 2007/10:
In Erledigung des Ansuchens der Firma E . Hübner,  LI ., Leber¬

straße 82 , wird die Verwendung der von ihr erzeugten Wände aus Beton¬
platten mit vertikalen Rundciseneinlagen (System E . Hübner)  bei Hoch¬
bauten im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als zu¬
lässig erklärt:

1. Die Bctouplatten sind mindestens 8 cm dick auszuführen.
Ihre Länge hat 50 cm , ihre Höhe 38 om zu betragen.
2 . Die vertikalen Rundeisen müssen mindestens 5 mm dick und 100 m

lang sein.
Sie sind in Entfernungen von höchstens 25 cm derart zu verlegen , daß

die Stöße je zweier nebcnciuanderliegender Eisen um mindestens eine Platten¬
höhe gegeneinander versetzt sind.

Die horizontalen Eiseneinlagen sind entsprechend den Bestimmungen des
Erlasses M , Abt . XIV , Z . 5228/06 , Punkt l , anzuordnen.

3 . Das Vergießen der Kanäle hat mit Portlandzementmörtel nach jedes¬
maligem Verlegen einer Plattenreihe zu erfolgen,

4 . Die Bestimmungen der Erlässe M , Äbt . XIV , 152/06 und 5228/06
haben sinngemäße Anwendung zu finden.

Die beigebrachte Planskizze wird dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

Sonntagsruhe bei », Handel mit Kinderlnftballons.
Runderlaß der k. k. ii.-ii. Statthalterei vom 11 . Mai 1910,

Z . I a-970 M . Abt . XVII , 3564/10 ) (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 76 ) :

Rach Z 5, P . 3 der Statthaltcrei -Kundmachung vom 26 . März 1907,
L. G . Bl . Nr , 21 , ist der Handel mit Luftballons an Sonntagen in Wien
nur im Prater , u . zw , von 2 Uhr nachmittags bis 10 Uhr abends gestattet.

Im Anschlüsse an diese Bestimmung , die allerdings mit Rücksicht auf
den Ladenschluß bezüglich der letzten zwei Verkaufsstunden derzeit gegenstandslos !
ist, bewilligt die Stalthalterei über Einschreiten der Genossenschaft der Erzeuger
von Spielwaren , daß der erwähnte Sonntagshandel im übrigen Gebiete der
Stadt Wien vom 15 . Mai 1910 ab in den Stunden von 2 bis 8 Uhr nach¬
mittags stattfinde.

'Die Verlautbarung im Landes -Gesch - und Verordnungsblatt - wird im
Zusammenhänge mit anderen Bestimmungen erst später erfolgen.

4 .
Kompetenz bei Übertretungen der Pnnzierungs-

vorschriften.
Rnnderlaß der k. k, n, -ö. Statthalterei vom 14 , Mai 1910,

Z . X a 793 , M . Abt . XVII , 3916/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 66 ) :

Es ist zur Kenntnis des Ministeriums des Innern gelangt , daß eine
politische Behörde I . Instanz in dem Feilbieten von minderwertigen und nicht
nach der Vorschrift des 8 43 des Gesetzes vom 19 . August 1865 , R .-G .-Bl.
Nr . 75 er 1866 , hezeichneten Metallgeräten von der im 8 21 zitierten Gesetzes
angeführten Art einen strafbaren Tatbestand , so insbesondere eine Übertretung
des zitierten 8 43 nicht erblicken zu können , erklärte.

Anläßlich dieses Falles wurde den oben bezeichneten Behörden unter
Hinweis auf den mit h. ä. Erlasse vom '3 . März 1906 , Z , VI11106 , mitgeteilten
Erlaß des Mimsteriums des Innern vom 5. Februar 1906 , Z . 2569 , und über
Erlaß dieses Ministeriums vom 19. Februar 1910 , Z , 442 ex 1907 , Nach¬
stehendes zur Darnachachtung eröffnet:

Der Z 43 des Punzierungsgesetzes vom 19 , August 1865 , Nr . 75 R .-G, -Bl.
ox 1866 , ordnet zweierlei an ; er enthält zunächst die Bestimmung , daß die im
Z 21 des zitierten Gesetzes benannten Metallgeräte eine bestimmte Bezeichnung
zu tragen haben , und weiters die Bestimmung , daß dem Verfertiger die An¬
bringung dieser Bezeichnung auf jenen Geräten obliegt.

Der mit der Handhabung des Gesetzes betrauten Exekutivgewalt obliegt
es , diese beiden  im § 43 enthaltenen Bestimmungen im Interesse der Öffent¬
lichkeit, beziehungsweise des kaufenden Publikums , durchzuführen , beziehungs¬
weise über deren Einhaltung zu wachen and sonach nach Maßgabe der verfüg¬
baren gesetzlichen Zwangmittel , nicht nur gegen den Verfertiger , der seiner Ob¬
liegenheit , die im ß 43 des Punzierungsgesetzes benannten Metallgeräte in einer
bestimmten Weise zu bezeichnen , nicht nachkommt , sondern auch gegen jedermann
einzuschreitcn , der die im 8 43 log:, cir . weiters enthaltene Vorschrift , wonach
die im 8 21 benannten Metallgeräte eine bestimmte Bezeichnung zu tragen
haben , zum Nachteile der geschützten öffentlichen Interessen dadurch Übertritt,
daß er solche bezeichnungspflichtige und nicht vorschriftsmäßig bezeichnet ? Metall¬
geräte feilbiete und verkauft.

Es ist somit gegen Personen , welche die eben angeführte Übertretung
nachweislich begangen haben , in Gemäßheit der Bestimmungen der Ministerial-
Berordnung vom 30 . September 1857 , Nr . 98 R .-G .-BI ., strafweise vorzu¬
gehen.

Dieser Statthalterei -Runderlaß erging an alle k. k. Bezirkshauptmaun-
schaften in Niederösterreich , an die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waid-
Hofen an der Mbs und an die k. k. Polizei -Direktion in Wien und wurde auch
dem Magistrate zur Kenntnis gebracht.

Gleichzeitig wurde letzterem eine Abschrift des an die Fiuanzlandes-
behörden ergangenen Erlasses des Finanzministeriums vom 29 . Dezember 1905,
Z . 73870 , betreffend die Kompctenz zur Ahndung von Übertretungen der Pun
ziernngsvorschriften , folgenden Inhalts übermittelt:

Über die seitens einer Finanzlandesdirektion gestellte Anfrage , ob die
Strafbestimmung des 8 376 des Gefällsstrafgesetzes in dem Falle Anwendung
findet , wenn ein im Grunde des 8 21 des Punzierungsgesetzes vom 19 . August
1865 , R .-G .-Bl . Rr . 75 ax 1866 , als unecht zu behandelndes Goldgeräte
(Neugoldring ) entgegen der Anordnung des 8 43 dieses Gesetzes, beznn des
Ministerialerlasses vom 7 . Mai 1902 , Z . 4172 (Verordnungsblatt des Finanz¬
ministeriums Nr . 92 ) nur mit einer abgekürzten Bezeichnung (z. B . „ N . G ." )
und nicht mit der im Verkehre gebräuchlichen unverkürzten Bezeichnung des
Stoffes aus welchem es besteht, (Neugvld ) bezeichnet worden ist, wird der
Finanz -(Landes -)Direktion Nachstehendes bedeutet:

Gemäß des Absatzes I des Kundmachungspatentes zum Gefällsstrafgesetze
vom II . Juli 1835 , P , G . S . 63 ö , Nr . 112 , und gemäß 8 1, Z . 2, der
auf Grund dieses Patentes mit dem Hofkanzlcidekrete vom 3. März 1836,
P . G . S . 64 8 , Nr . 48 , kundgemachten Vorschrift über die Anwendung des
Gefällsstrafgesetzes war auf die Übertretungen der ' Pnnzierungsvorschristen das
Gefällsstrafgesetz nicht anzuwenden und es blieben für diese Übertretungen die
bestandenen Vorschriften sowohl in Absicht auf die Bestimmung der Strafen,
als auch auf das bei der Anwendung der Strafen zu beobachtende Verfahren
in Wirksamkeit.

Durch das nachfolgende Punzierungsgesetz wurde nun abweichend von
anderen Gefällsgesctzen nicht die subsidiäre Wirkung des Gefällsstrafgesetzes
anerkannt , sondern im 8 85 dieses Gesetzes normiert , daß die Bestimmungen
des Gefällsstrafgesetzes für das Verfahren  maßgebend seien, durch welches
die im V. Abschnitte (88 73 bis 84 ) des Punzierungsgesetzes festgesetzten Strafen
in Anwendung gebracht werden.

Aus dieser einschränkenden Anordnung des 8 85 des Punzierungsgesetzes
geht deutlich hervor , daß der Gesetzgeber die subsidiäre Geltung des Gefälls-
strafgesetzcs , somit auch nicht der materiellrechtlichen Bestimmungen desselben
(etwa auf Grund des 8 6 , Z . 2 , lik , ä , und 8 405 des Gefällsstrafgesetzes)
voraussetzte , weil anderen Falles die Anwendung der prozeffucllen Bestimmungen
des Gefällsstrafgesetzes bereits im 8 499 G . St . G . begründet gewesen wäre.

Mit Rücksicht darauf , muß daran scstgehalten werden , daß Übertretungen
der Punzierungsvorschriften , rückstchtlich welcher in den 88 73 bis 84 des
Punzierungsgesetzes keine besonderen Strafbestimmungen getroffen wurden , nicht
nach dem Gefällsstrafgesetze zu behandeln sind , somit auch auf den eingangs
bezeichneten Fall die Bestimmungen des 8 73 G . St . G . keine Anwendung zu
finden haben.

Dadurch wird aber selbstverständlich die Ahndung derartiger Übertretungen
durch die politischen Behörden in Gemäßheit der Minsterialverordnung vom
30 . September 1857 , R .-G -Bl . Nr . 98 , nicht ausgeschlossen , weshalb in allen
jenen Fällen , welche der Behandlung nach dem Gefällsstrafgesetze nicht unter¬
liegen , die Akten der politischen Behörde zur zuständigen Strafamtshandlung
mitzntcilen sein werden.

Abgesehen von ber Bestrafung des Verfertigers unechter Goldgeräte wegen
vorschriftswidriger Bezeichnung derselben (8 43 des Punzierungsgesetzes ) be-
gründet das Feilbieten  oder Verkaufen  derartiger , nicht der Vorschrift
gemäß bezeichneter , unechter Goldgeräte als Goldwaren  eine von den
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politischen Behörden zu ahndende Übertretung des § 21 Punziernngsgesetzcs und
die der Anordnung des H 50 dcS Punzierungsgcsetzcs zuwiderlaufende Auf¬
bewahrung beziehungsweise Feilbietung seitens der Gewerbetreibenden eine
nach § 80 des Punzierungsgcsetzes zu behandelnde Übertretung.

S.
Städtische Handelsakademie in Gablonz a. d. N . «nd
Privathandelsschule in Cattaro — Ersatz der Lehr¬

zeit in einem Handelsgewerbe.
Statthalterei -Runderlaß vom 18 . Mai 1910 , Z . ! a 664

M . Abt . X VII , 3905/10 (Normalieublatt des Magistrates Nr . 65 ) :
Der einjährige Handelssachkurs für Mädchen an der städtischen Handels¬

akademie in Gablonz a. d. R . gehört nunmehr zu jenen Handelskursen , deren
Abgangszeugnisse gemäß ß 1 der Ministerialverordnung vom 13 . August 1807,
R .-G .-Bl . Nr . 198 , beim Nachweise der Lehrzeit in einem Handelsgewerbe ein
Jahr der vorgeschriebenen Verwendung als Lehrling ersetzen.

Ferner gehört die zweiklasfige Privathandelsschule für Mädchen in
Cattaro , welche das Ministerium für Kultus und Unterricht mit Erlaß vom
27 . Februar 1910 , Z . 50159/09 , das Öffentlichkeitsrecht verliehen hat , nunmehr
zu jenen Handelsschulen , deren Abgangszeugnisse gemäß Z 2 der Ministerial-
Berordnung vom 13 . August 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , den Nachweis der
vorgeschriebenen Lehrzeit in einem Handelsgewerbe zur Gänze ersetzen.

Zufolge Erlasses des k. k. Handelsministeriums im Einvernehmen mit
dem Ministerium für Kultus und Unterricht vom 5. April 1910 , Z . 6406,
werden die Gewerbebehörden I . Instanz angewiesen , daß dem gleichfalls im
Einvernehmen mit diesem Ministerium ergangenen Erlasse des Handelsministeriums

I 9.-2144
vom 13 . August 1907 , Z . 24999 (Statth .-Erlaß ^ vom 24 . August

1807 ), beiliegende Verzeichnis I durch Beifügung des einjährigen Handelsfach¬
kurses für Mädchen an der städtischen Handelsakademie in Gablonz a . d. N.
und das Verzeichnis II durch Beifügung der zwciklassigen Privathandelsschule
für Mädchen in Cattaro zu ergänzen.

«.
Unzulässigkeit der Ausfolgung von Giftlizeuze « an

Private.
(Interpretation der Ministerial -Verordnnng vom 21 . April 1876,

R .-G .-Bl . Nr . 60 .)

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 23 . Mai 1910,
Z . XI - 327 , M . B . A. XVIII , 19083:

Zufolge Erlasses des k. k. Ministerums des Innern vom 12 . Mai 1910,
Z . 7038 , wird dem Rekurse des Dr . S . R . v. B . in Wien gegen die Statt-
Palterei -Entscheidung vom 19. November 1909 , Z . X1 - I57I , mit welcher die
Bestätigung des Bescheides des magistratischen Bezirksamtes für den
XVIII . Bezirk in Wien , vom 8. Oktober 1909 , Z . 19985 , dein Genannten
die Ausfolgung einer Gistbezugslizenz verweigert wurde , aus folgenden Er¬
wägungen keine Folge gegeben:

Nach ß 5 der Ministerial -Verordnnng vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl.
Nr . 60 , wird die Bewilligung zum fortgesetzten Bezüge von Gift solchen
Personen , welche zum Betriebe ihres Gewerbes oder ihrer Beschäftigung
regelmäßig Gift brauchen durch Ausfertigung einer Bezngslizenz erteilt.

Da bei der Interpretation dieser Vorschrift auf de» Zusammenhang der
Worte und auf die klare Absicht der Verordnung Bedacht genommen werden
muß , geht es nicht an , lediglich auf die grammatische Bedeutung des Wortes
„Beschäftigung " sich zu berufen , sondern es muß der Begriff „Betrieb der
Beschäftigung " , der im Zusammenhänge mit dem „ Betrieb des Gewerbes"
gebraucht wird , in dem Sinne gedeutet werden , daß er jene berufliche
Beschäftigung umfaßt , welche nicht der Gewerbeordnung unterliegt.

Andernfalls wäre die Gegenüberstellung des Begriffes „Betrieb des
Gewerbes " überflüssig , da derselbe bei dieser Auslegung in dem „Beschäftigung"
inbegriffen wäre.

Daß aber der Begriff „Beschäftigung " in dem Sinne der beruflichen
Beschäftigung zu deuten ist, d. i. daß zwischen der den Giftbezug bedingenden
Beschäftigung und dem eigentlichen Berufe des Lizenzwerbers ein Zusammen¬
hang bestehen muß , ergibt sich aus der klaren Absicht der Verordnung , welche
unzweifelhaft dahin geht , dem Verkehre mit Giften jene Schranken zu setzen,
welche durch die Rücksichtnahme auf öffentliche Interessen geboten sind.

Der Tendenz dieser Verordnung , den Giftbezug auf das Maß der
unbedingten Notwendigkeit einzuschränken , würde es nicht entsprechen , wenn
die im Z 5 der Verordnung einem Kreise bestimmter Personen offenbar zur
Verhütung von Betriebsstörungen , somit in Wahrnehmung ihrer beruflichen
Interessen zugestandenc Erleichterung auch auf Personen ausgedehnt werden
würde , welche in Ausübung einer mit ihrem eigentlichen Berufe in keinem
Zusammenhänge stehenden Liebhabcrbeschäftigung (zum Bespiel Amateur-

Photographie ) vielleicht regelmäßig Gift verwenden , deren Erwerbsverhältnissc
aber durch die im 8 5 vorgesehene andere Art der Bezugsbewilligung kein
Abbruch geschieht.

V.
Rechtliche Behandlung der Gebäude « nd Güter

Verwaltung ( Hänseradministration ).
Statthalterei -Runderlaß vom 24 . Mai 1910 , Z . I a- 1558

M . Abt . XVII , 4061/10 (Normalieublatt des Magistrates Nr . 67 ) :
Über Weisung des Handelsministeriums vom 13 . Mai 1910 , Z . 2335,

wird eröffnet , daß der Betrieb der Gebäude - und Güterverwalter nicht als ein
Gewerbe , sondern als eine Privatagentie oder Privatgeschäftssührung , also eine
Privatgeschäftsvermittlung in anderen als Handelsgeschäften anzusehen und
somit nach Artikel V, lit . t des Kundmachungspatentes zur Gewerbeodnung
von den Bestimmungen der letzteren ausgenommen ist.

Für diese Anschauung war die Erwägung maßgebend daß der Ausdruck
„Privatgeschäftsvermittlung " an der eben bezogenen Stelle des Kundmachungs¬
patentes nach jener Terminologie interpretiert werden muß , welche zur Zeit
der Erlassung der Gewerbeordnung die allgemein herrschende war und welche
sich aus dem Wortlaute des Hofkanzleidekretes vom 5. Februar 1847,
P . G . S . Nr . 14 , ergibt , wo die P ri v at g es ch ä fts f ü hr u n g, das sind
tie Besorgungen spezieller Geschäfte und Verrichtungen im Privatleben aus¬
drücklich als „Geschäftsvermittlungen"  bezeichnet werden.

Überdies hat auch noch der Staatsministerialerlaß vom 28 . Februar
1863 , Z . 2306 , den gesetzlichen Bestand des Institutes der Privatagenten und
des bezogenen Hofkanzleidekxetes vom Jahre 1847 ausdrücklich anerkannt und
die Bezeichnung „ Privatagentie " und „ Privatgeschäftsvermittlung ' als gleich¬
bedeutend gebraucht.

Da die Erwerbstätigkeit der Gebäude - und Güterverwalter nichts anderes
beinhaltet , als für die Eigentümer von Realitäten , welche sich mit der Ver¬
waltung der letzteren selbst nicht befassen wollen oder nicht befassen können,
die damit verbundenen Geschäfte , insbesondere auch den lausenden Verkehr imi
den Steuer - und den Lokalbehörden zu besorgen , die genannten Verwalter also
gerade solche Privatgeschäfte vermitteln , das heißt , besorgen , welche das zitierte
Hofkanzleidekret vom Jahre 1847 im Auge hatte , erscheint es nicht angängig,
die genannte Erwerbstätigkeit als Gewerbe zu behandeln . Es wäre auch un¬
tunlich anzunehmen , daß das Gesetz die erwerbsmäßige Verwaltung fremder
Realitäten , welche übrigens wegen des besonders in Betracht kommenden Er¬
fordernisses des persönlichen Vertrauens und der ständigen Wahrung bedeutender
finanzieller Interessen auch vielfach berufenen Sachverwaltern , also Advokaten
und Notaren übertragen wird , bezüglich aller anderen Personen , welche die
Garantie der letztgenannten Berufe nicht bieten können , als ein Gewerbe und
zwar als ein freies Gewerbe behandelt wissen, dagegen die Privatgeschäfts¬
vermittlung im engeren Sinne des Wortes , also die Vermittlung des Kaufes
und Tausches von Realitäten und dergleichen , bei welcher eine Gefährdung
privater Interessen weit weniger möglich ist, an die Konzessionspflicht hätte
binden wollen.

Anmeldungen des freien Gewerbes der Gebäude - und Güterverwaltung
sind daher nicht mehr zur Kenntnis zu nehmen.

8 .

Befähigungsnachweis für das Modislengetverbe.
Statthaltereierlaß vom 26 . Mai 1910 , Z . 1a 1776

M . Abt . XVII , 4063/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 70 ) :
In jüngster Zeit sind dein Handelsministerium aus interessierten Kreisen

wiederholt darüber Klagen zugekommen , daß die Gewerbebehördcn Wiens von
der im Z 14 4, Abs. I , Gew . Odg . enthaltenen Ermächtigung zur freien
Würdigung des Befähigungsnachweises jener Frauenspersonen , welche das
Modistengewerbe anzutreten beabsichtigen , in allzu entgegenkommender Weise
Gebrauch machen . ^ .

Da das Modistengewerbe dann , wenn es nicht von Frauen betrieben
wird , an den vollen Befähigungsnachweis im Sinne des Z 14 Gew . Ordg.
geknüpft ist, erwächst diesen Gewerbetreibenden aus einer zu liberalen Hand¬
habung des ß 14 , Abs. 1, bei Anmeldung von Frauenbetrieben eine bedeutende
Konkurrenz , so daß der Wunsch als begreiflich bezeichnet werden muß , es möge
bei Prüfung des Befähigungsnachweises von Frauenspersonen insbesondere m
Wien , wo der Konkurrenzkampf ein lebhafter ist und wo an das Können und
an den Geschmack der einzelnen auf fachlichem Gebiete größere Anforderungen
als in der Provinz gestellt werden , auch ein strengerer Maßstab an die Beur¬
teilung der vorgebrachten Befähigungsdokumente gelegt werden.

Diesfalls möge daran erinnert sein, daß Z 14 ä , Abs. 1, Gew . Ordg.
zunächst wohl Erleichterungen in bezug auf die formale Seite des Befähigungs¬
nachweises im Auge hatte , keineswegs aber ohne weiters die Zulassung nicht
entsprechend vorgebildeter Elemente zum Betriebe des Modistengewerbes frei
geben wollte . Die Gewerbebehörden werden sich daher bei Prüfung des Be¬
fähigungsnachweises auch jener Frauenspersonen , welche das Modistengewerbe
antreten wollen , die Überzeugung zu verschaffen haben , daß die vorgelegten
Zeugnisse keineswegs nur Gefälligkeitszeugnisse sind, daß diese Zeugnisse viel-

1*
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mehr die tatsächliche Erlernung des «» gemeldeten Frauengewerbes gewährleisten
muffen.

Da 8 14 4 Gew . Odg . ohnehin die frühere Einvernehmung der Genossen¬
schaft vorschrcibt , so liegt es gewiß in den Intentionen des Gesetzes, wenn die
Gcwerbcbchördcn deren fachlichem Gutachten die entsprechende Würdigung zu
teil werden lassen . "

Der Wiener Magistrat und die magistratischen Bezirksämter werden hievon
infolge Erlasses des Handelsministeriums vom 15. Mai 1910 , Z . 14664 zur
Darnachachtung in Kenntnis gesetzt.

S.
Verbot des Standhalte,,s auf den öffentlichen Straßen
znn » Zwecke des Feildietens von Waren ohne gc-

meindebehördliche Bewilligung.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom Mai 1910

M . Abt. IV, 4331/09:
Auf Grund der W 46 , Punkt 3 , und 100 des Gemeindestatutes für

Wien vom 24 . März 1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird folgendes ver¬
ordnet :

Auf den öffentlichen Straßen und Plätzen Wiens ist das Standhaltcn
zum Zwecke des Feilbietens von Waren irgend welcher Art ohne besondere Be¬
willigung der Gemeinde Wien untersagt.

Unter Standhalten ist hiebei jedes Uber die zum Abschluffe eines Verkaufes
notige Zeit , sowie jedes Uber den Zweck des Ausruhens oder Ordnens der Waren
hinausgehende Verweilen auf einem bestimmten Platze oder auf einer kürzeren
Wegstrecke zu verstehen.

Doch darf auch das Ausrasten und Ordnen der Warm nicht stattfinden:
I . Innerhalb jenes Stadtgebietes , das durch die Resselgasse, die Wiedener

Hauptstraße , die Schleifmühlgassc , ferner durch den in der Verlängerung der
letzteren Gasse liegenden Übergang über den Wienfluß , weiters durch die
Magdalenenstraße , den Getreiden,arkt bis zur Papagenogasse , die Friedrich¬
straße , die stadtseitige Häuserreihe des Karlplatzes bis zur Akadcmiestraße und
durch die Verlängerung der letzgenannten Straße bis zur technischen Hoch¬
schule umschlossen ist. » , , / ,

2 . Innerhalb des durch die Henslerstraße , die Vordere Zollamtsstraße
den Stawpark den vom Heumarkte zur Ungargaffe führenden Übergang
über die Stadtbahn , dann durch die Ungargasse , die Beatrixgasse , die Seidl¬
gasse und die Marxergasse umschlossenen Stadtgebietes.

3 . Überhaupt an allen Orten , an denen durch das im Absätze 4 be¬
zeichnet - Verweilen Verkehrsstörungen entstehen können.

Das Verbot gilt auch für die unter 1. und 2. genannten Gassen und
Straßen , insoweit sie als Begrenzung der dort beschriebenen Gebiete anae-
fuhrt sind . ^

Übertretungen dieser Anordnungen werden auf Grund der 88 100
und 101 des Gemeindestatutes mit Geldstrafen bis zu 400 L oder mit Arrest
bis zu 14 Tagen geahndet.

-«? ^ ? ^ machung des Wiener Magistrates vom 11 . März 1905.
M . Abt . IV , Z . 473/05 wird außer Kraft gesetzt.

1«.
Begünstigungen der Arbeiterwohuhäuser aus Grund
des Gesetzes vom 8 . Juli l » 1>2 , R .-G .-Bl . Nr . II4.

1. Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 1. Juni
1010, Z . Xn -1676, M . Abt. XIX, 772 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 87 ) :

^ öffentliche Arbeiten hat mit Erlaß vom 3. Mai
1910 , Z . 449/11 , darauf hingewiesen , daß das Amtsverfahren bei Steuer¬
begünstigungen nach dem Gesetze vom 8 . Juli 1902 , R .-G -Bl . Nr 144
betreffend Begünstigungen für Gebäude mit gesunden und billigen Arbeiter-
Wohnungen , noch immer der gewünschten Präzision entbehrt.

d ^ ugnchmend auf die vielfachen , zuletzt mit h. ä . Erlasse vom 12 . Oktober
Z . X rr-^352/3 (Norm . Sammlg . Nr . 5323 ), ergangenen Weisungen

'^ ) den daher die politischen Bezirksbehörden aufgefordert , diese Verhandlunqs-
falle künftighin einer wesentlich beschleunigten Beamtshandlung zu unterziehen.

2 . Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2. September
1909, Z . X a 2846/2 (M . A. XIX 1312/09 ) :
, 0^ 2 ^ Finanzlandesdirektton hatte laut Zuschrift vom 6 . August

^dO/b , bei der Behandlung der Agenden wegen Steucrbefreinnq
der Arbeiterwohnhauser auf Grund des Gesetzes vom 8 . Juli 1902 , R .-G .-Bl.
Nr . 144 , wiederholt Gelegenheit , den schleppenden Gang , den diese Verhand-
ungen rm allgemeinen nehmen , zu beobachten.

Das Bestreben der k. k. n .-ö. Finanzlandesdirektion , entsprechend den wieder¬
holten Weisungen des k. k. Finanzministeriums eine Beschleunigung in der
Behandlung dieser Gesuche herbeizuführen , fand u . a . seinen Ausdruck in den
mit dem in Abschrift initfolgenden Erlasse der k. k. n .-ö. Finanzlandesdirektion
vom 23 . November 1908 , Z . XI -206/2 , erteilten Weisungen an die Steuer¬
behörden.

Auf die im Punkte 8 des vorbezogenen Erlasses der k. k. n .-ö. Finanz-
landesdirektion besprochene Bestimmung des Z 35 der Verordnung der Mini¬
sterien der Finanzen und des Innern vom 7. Jänner 1903 , R .-G .-Bl . Ne . 6,
wird aufmerksam gemacht , da man sich von der häufigeren Anwendung der¬
selben einen Erfolg hinsichtlich der glatteren Durchführung der fraglichen Steuer¬
freiheitsverhandlungen verspricht.

Auch wird es der Erreichung dieses Zweckes förderlich sein, wenn der
Vertreter der Steuerbehörde nicht erst der Kommission zur Erteilung der Bc-
nützungsbewilligung , sondern schon gegebenen Falles jener zur Erteilung des
Baukonscnses beigezogen wird.

Der Vertreter der Steuerbehörde hätte selbstverständlich nur beratende
Stimme.

3. Erlaß der k. k. n.-v. Finauzlandesdirektivn vom 23. NiN
vember 1908 , Z . XI -206/2 , an die k. k. Steuerbehörden
I . Instanz in Niederösterreich:

Die Verzögerung in der Behandlung der den obigen Gegenstand be¬
treffenden Agenden ist häufig darauf zurückzusühren , daß einerseits in manchen
Punkten überflüssige Erhebungen und Ergänzungen vorgenommen werden,
andererseits oft belangreiche Konstatierungen unterbleiben , was zu Ergänzungs
aufträgen seitens der Vorgesetzten Behörden Anlaß gibt.

Es ist daher im Interesse der raschen Bearbeitung dieser Verhandlungen
geboten , die behufs Feststellung des Vorhandenseins der gesetzlichen Erfordernisse
nötigen Erhebungen prompt , vollständig und erschöpfend durchzusühren , ohne
hiebei entbehrliche und überflüssige Konstatierungen vorzunehmen . Dies setzt
allerdings eine genaue Kenntnis der einschlägigen Vorschriften voraus , weshalb
nachdrücklichst gefordert werden muß , daß sich die Funktionäre , denen die
Bearbeitung dieser Agenden zugewiesen ist, mit dem Gesetze, der Durchführungs¬
verordnung und den im Gegenstände erflossenen Normalerlässe » vollkommen
vertraut machen . Im einzelnen findet die Finanzlandesdirektion folgendes zu
bemerken.

I. »48 5, Abs. 4, des Ges.
Das Verbot der Aftervermietung und der Aufnahme von Bettgehern ist bei

Familienwohnhäusern unbedingt auch in die Hausordnung aufzunehmcn.

2. ack§ 11, I, des Ges.
Manche Behörden Pflegen behufs Festsetzung des legalen Zinsfußes Er¬

hebungen , was überflüssig erscheint , weil der Zinsfuß mit der Ministerial-
Verordnung vom 13 . Februar 1903 , Z . 9205 , R . G . Bl . Nr . 45 , für Nieder¬
österreich mit (höchstens ) 4 76 ^ festgesetzt und in diesem Ausmaß bei der
Tabellenberechnung bereits berücksichtigt ist.

Die Berechnung des Gebührenäquivalentes , dessen Höhe nach ß 1, Abs. 3,
des Gesetzes 1 '5X samt Zuschlag vom Werte bei den nach T . P . 106 3 . s
Pflichtigen Eigentümern der Arbeiterwohnhäuser zu berechnen und in die
Tabelle cinzusetzen ist, geschieht gewöhnlich insofern unrichtig , als das Ge-
bührenäquivalent meist nur für ein Dezennium statt (mindestens ) für fünf
Dezennien berechnet wird . Da die Bestanddauer des Gebäudes gemäß ß 11
des Gesetzes mit 60 Jahren anzunehmen ist und die Gebührenäquivalentspflicht
für die Grundfläche und das darauf errichtete Gebäude nach Ablauf von 10
Jahren seit dem Grunderwerb Antritt , so wird sich die Berechnung in der
Regel auf (etwas mehr als ) 5 Dezennien zu erstrecken haben . (S . auch die
mit Fmanzmmisterialerlaß vom 24 . September 1903 , Z . 54 .421 sh. o. Erl . s
vom 26 . Oktober 1903 , Z . 58007 , herausgegebene Anleitung , Seite 3.)

Die Darstellung der Gebührenäquivalentsberechnung , welche nach dein
,n der Anlage mitfolgenden Musterbeispiele zu erfolgen hat , ist den Akten bei¬
zuschließen.

3. »4 8 12, Abs. I, des Ges.
Bei Arbeiterwohnhäusern , die ganz oder teilweise vermietet sind, ist ans'

jeden Fall ein Mietzinstarif einzuholen . Dagegen hat das k. k. Finanz¬
ministerium keinen Anstand dagegen erhoben , wenn ein solcher bei Häusern,
deren sämtliche Bestandteile unentgeltlich oder gegen eine im Arbeitsvertrage
ziffermäßig nicht festgesetzte Anrechnung auf den Lohn zur Benützung überlassen
worden , nicht beigebracht wurde und daher auch die Berechnung eines Maximal¬
zinses unterblieb . Nur die Bau - und Grunderwerbskosten sind in solchen Fällen
unbedingt festzustellen.

4. »4 8 12, Abs. 4, des Ges.
Die Kündigungsfrist hat bei Familienwohnhäusern mindestens 8 Tage

zu betragen . Diese Mindestfrist muß auch in solchen Fällen eingehalten werden,
wenn die Wohnung eventuell strafweise oder aus Anlaß der Auflösung des
Arbeitsverhältnisses entzogen wird . Hiemit nicht im Einklänge stehende, etwa
unter den „ Folgen der Nichteinhaltung der Hausordnung " (8 34 Min . Vrdq .)
aufgenommene Bestimmungen sind sonach zu beanständen.
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5. »'I 8 35, Abs. 1, der Min. Brün.
Die Bestimmung , wonach die Gesuche „ für jedes für sich vollendete Ob¬

jekt abgesondert " einzubringen sind , ist strikte zu handhaben . Kumulativgcsuche
sind daher sofort mit der entsprechenden Rechtsbelehrnng zurückzustellen.

6. all 8 35, Abs. 3, der Min. Vrdg.
Die Pläne über die Fassade , Schnitte und Situation samt Flächenmaß

der Räume sind im Sinne des h. o. Erlasses vom 30 . Juli 1906 , Z . 55759,
auf jeden Fall von der Partei abzuverlangen und kann auf deren Beibringung
nicht verzichtet werden.

7. all 8 36 Min. Vrdg.
Wenn aus dem rechtzeitig einzuholenden Grundbuchsauszuge hervorgeht,

daß die Erbauung des Arbeiterwohnhauses im Grundbuch - noch nicht ausge¬
zeichnet ist, ist die Partei zur Richtigstellung des Grundbuchsstandes , ohne
welche die Jntabulierung der Widmung nicht erfolgen kann , umgehend aufzu-
fordcrn , da die Durchführung dieser grundbücherlichen Richtigstellung nicht
selten einen längeren Zeitraum erfordert und an weiteren Verzögerungen der
endgiltigcn Erledigung Schuld trägt.

8. all 8 35, letzter Absatz, und 8 43 der Min. Vrdg.
Das Recht des Erbauers eines Arbciterwohnhauses , vor Inangriffnahme

des Baues einen Ausspruch der politischen Landesbehörde einzuholen , ob und
inwieweit die geplante Anlage in bautechnischer , gesundheits - und sittenpolizei¬
licher Beziehung den gesetzlichen Vorschriften entspräche , wird beinahe gar nicht
ausgeübt , obschon gerade durch Ausübung dieser Bestimmung später die Not¬
wendigkeit langwieriger Erhebungen und Beanständungen entfiele . Die Besitzer
größerer Fabriken sind — etwa im Wege des Amtsblattes — alljährlich auf
diese Bestimmung aufmerksam zu machen . In Verbindung damit wäre auch
die im ß 43 Min .-Vrdg . normierte Stempel - und Gebührenfreiheit der dort-
sclbst angeführten Urkunden in Erinnerung zu bringen.

Hinsichtlich der über den Stand der Beamtshandlung der Gesuche zu
erstattenden stcuerbehördlichen Rapporte wird auf den Finanzministerialerlaß
vom 23 . Juni 1908 , Z . 4l079 , von welchem eine Abschrift mitfolgt , verwiesen.

Die Finanzlandesdirektion gibt der bestimmten Erwartung Ausdruck , daß
sich die Steuerbehörden eine möglichst rasche Abwicklung der die Steuer-
bcfreiungsansuchen betreffenden Agenden angelegen sein lassen werden und daß
bereits Ende Dezember 1908 zu erstattende Rapport eine erhebliche Reduktion
der als un rledigt auszuweisenden Verhandlungen aufwciscn wird.

Beispiel der Berechnung des Gebührenäquivalentes nach § !2 des
Gesetzes.

Grund - und Baukosten . 101 .044 X 96 I>
Bauvollendung . 30 . August 1902
daher 60jähriger Bestand . 30 . August 1902 bis 29 . August 1962
Grund erwerb .11 . Oktober 1899
Gebührenäquivalentpflichtdauer . . . 11 . Oktober 1909 bis 29 . August 1962

(beginnend 10 Jahre nach dem Grunderwcrbe)
das ist 5 Dezennien

2 Jahre
^ 319 Tage.

Die Summe von 101 .045 X ist vor allem nach 8 7 des Gesetzes vom
13. Dezember 1862 , R . G . Bl . Nr . 89 (8 3 des Gebührengesetzes kaiserl.
Patent vom 9. Februar 1850 , R . G . Bl . Nr . 50 , Teilbarkeit der Summe
durch 40 ), abzurunden auf
101 .080 X , hievon 15 ^ . 1 .516 X 20 b
von 1516 X 20 ll 25I Zuschlag . 379 „ 05 „
Äquivalent für 1 Dezennium . 1.895 X 25 Ir

daher
für 5 Dezennien (1895 X 25 Ir mal 5) . . . 9 .476 X 25 Ir
für 2 Jahre (-/i „ von 1895 X 25 Ir) . 379 „ 05 „
für 319 Tage.  167 „ 94
Summe . 10.023 X 24 Ir

(10 .023 X 24 Ir)
Äquivalent für 1 Bestandsjahr ^- - - 167 X 05 Ir

(rille gedruckte „ Anleitung ", Seite 3) . . > . rund 167 X,
welche Summe unter I „ Berechnungsgrundlagcn ", Post 8 der Tabelle , als
„Gebührenäquivalent " cinzusctzen ist.

11 .
Ltidenschlntz im Friseurgewerbe.

Statthaltereierlaß vom 4 . Juni 1910 , Z . In -1890 (M . Abt.
XVII , 4337 10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 77 ) :

Über eine Anfrage aus interessierten Kreisen hat das Handelsministerium
mit Erlaß vom 27 . Mai 1910 , Z . 15675 , hinsichtlich der Anwendbarkeit des
Gesetzes vom 11 . Jänner >910 , R . G . Bl Nr . ! 9, auf das Friscurgewerbe
folgende Anschauung ausgesprochen:

Das Gewerbe der Raseure , Friseure und Perückenmacher ist in erster
Linie ein Dienstleistungsgewerbe im Sinne des Artikels II des Kundmachungs-

j patentes zur Gewerbeordnung und kann als solches nicht den Bestimmungen
des Gesetzes vom ! 4 . Jänner 1910 , R . G . Bl . Nr . 19 , unterliegen , da dieses
seinem Art . I zufolge Vorschriften „für Hilfsarbeiter im Handels - und
Speditionsgewerbe sowie im Warenverschleiße der Produklionsgewerbe " enthält.

Das Ministerium des Innern hat am 31 . Juli 1889 , Z . 13226 , im
Einvernehmen mit dem Handelsministerium entschieden , daß den Raseuren,
Friseuren und Perückenmachern der herkömmliche Handelsbetrieb mit Haar¬
bürsten , Kämmen , Parfüweriewaren , Haarnadeln und anderen Haarkonfektions¬
artikeln an ihre Kunden nicht zu verbieten sei, solange dieser Verkauf nicht in
einem solchen Maßstabe betrieben wird , daß er sich als selbständiger Gewerbe¬
zweig darstellt.

(Vgl . „Sammlung von Gutachten und Entscheidungen über den Umfang
der Gewerberechte " , hcrausgegeben von Dr . Friedrich Frey  und Dr . Rudolf
Maresch,  1 . Bo ., Skr. 336 .)

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß auch der Verkauf der oben genannten
Artikel , sofern derselbe eben nicht in einem solchen Maßstabe erfolgt , daß er
sich als Betrieb eines selbständigen Handelsgewcrbes qualifiziert , den Bestim¬
mungen des Gesetzes vom 14 . Jänner 1910 , R . G . Bl . Nr . 19 , nicht unter¬
worfen ist.

Ein Vorbehalt muß hier nur in der Richtung gemacht werden , daß
Friseure und namentlich Perückenmacher im Rahmen ihrer Gewerbeberechtigung
auch gewisse Waren Produzieren dürfen und soweit es sich um den Verschleiß
dieser Produkte handelt , in den Wirkungsbereich des zit . Gesetzes (Waren¬
verschleiß der Produktionsgcwerbe ) fallen.

IS.
Behandlung ungestempelter Parteieingaben.

Nunderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 9. Juni 1910,
1955

Z . III - M . D . 2395 sx 1910 (Normalienblatt des Magi¬

strates Nr . 73 ) :
Laut Erlasses des Ministeriums des Innern vom 28 . Mai 1910,

Z . 264t , hat das Finanzministerium bei Gelegenheit eines besonderen Falles
darauf aufmerksam gemacht , daß die Gebührenbehandlung von ungestempelten
Eingaben in nicht gerichtlichen Angelegenheiten im 8 81 des G . G . vom
9. Februar 1850 , R . G . Bl . Nr . 50 , geregelt ist. Nach dieser gesetzlichen Be¬
stimmung ist von stempelpflichtigen , jedoch ungestempelt überreichten Eingaben
die Stempelgcbühr nur dann im einfachen , eventuell im doppelten Betrage
einzuheben , wenn über die Eingabe eine Amtshandlung vorgenommen und
dem Einschreiter eine Erledigung zugcmittelt wird . Sonst hat in Ansehung
derartiger Eingaben gemäß dieser gesetzlichen Bestimmung als Regel zu gelten,
daß die Eingabe , wenn sie von einer Partei persönlich überreicht wird , an
diese alsoglcich zurückzustellen ist, in dem Falle aber , als die Eingabe von
einer Partei nicht persönlich cingebracht worden sein sollte , weder die Einhebung
der Stempclgebühr , noch eine Strafe , jedoch die nachteilige Folge eintritt , daß
keine Amtshandlung über diese Eingabe vorgenommen , sondern dieselbe den
Akten beigelegt wird.

LS.
Auswanderung nach Kanada.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10 . Juni
1910 , Z . IX-2220 (M . Abt . XVI , 6997/10 ) :

Der General -Gouverneur von Kanada hat mit Kabinettsorder vom
12 . März 1910 , Nr . 458 , verfügt , daß die Kabiucttsordcr vom II . September
1908 , betreffend die Geldmittel , in deren Besitz sich Einwanderer nach Kanada
zu befinden haben , aufgehoben wird und daß an deren Stelle nachfolgende
Bestimmungen zu treten haben:

1. Jeder Einwanderer , Mann oder Weib , soferne er nicht Mitglied einer
Familie im Sinne der nächstfolgenden Bestimmung ist, welcher in der Absicht,
sich nach Kanada zu begeben , an der Grenze oder irgend einem Landungsplatz
in Kanada ankommt und zwar zwischen dem I . Tag des Monates März und
dem 30 . Tag des Oktober , beide Tage eingeschlossen, muß als Bedingung der
Erlaubnis zum Eintritt nach Kanada im Besitze eines , unbedingt sein Per¬
sönliches Eigentum bildenden Barbetrages von V 25 ' — nebst der Fahrkarte
bis zu seinem schließlichen Bestimmungsort in Kanada oder der zum Ankäufe
einer solchen erforderlichen Summe Geldes sein.

2 . Ist ein unter diesen Bedingungen den Eintritt nach Kanada an-
strebcnder Einwanderer Familienhauvt und befindet er sich in Begleitung
seiner Familie oder eines oder mehrerer Mitglieder derselben , so haben die
vorangehenden Bestimmungen auf eine solche Familie oder deren Mitglieder
keine Anwendung zu finden , doch muß der besagte Einwanderer , welcher Haupt
der Familie ist, nebst der obbezcichneten Summe und den zu seinem Trans¬
porte in der angcordnelen Weise erforderlichen Mitteln eine weitere ihm
unbedingt persönlich gehörige Summe Geldes besitzen, und zwar im Ausmaße
von .V 12 50 für jedes im Alter von 5 bis 18 Jahren stehende Mitglied der
besagten Familie und dazu Fahrkarten oder einen zur Deckung der Transport-
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kosten genügenden Geldbetrag für alle besagten Familienmitglieder bis zu
deren Bestimmungsort in Kanada.

3 . Ein jeder solcher Einwanderer , welcher an der Grenze oder irgend
einem Landungsplätze Kanadas zwischen dem l . Tag des November und dem
letzten Tag des Februar , beide Tage eingeschlossen , ankommt , ist den obigen
Bestimmungen zu unterwerfen , wobei .V 50 - statt V 25 ' — und V 25 ' —
statt V 1250 überall dort einzusetzcn sind , wo die erwähnten Summen von
F 25 '— und § 12 '50 in den besagten Bestimmungen erwähnt werden.

4 . Die Einwanderungsagenten an den verschiedenen Plätzen , denArkunfts-
oder Landungshäfen , find v rpflichtet , darüber zu wachen , daß obige Ver¬
ordnungen eingehalten werden . Diejenigen Fälle sind hievon ausgenommen,
in welchen der Einwanderungsagent , ungeachtet irgend einer der oben er¬
wähnten Bestimmungen befugt ist, einen Einwanderer von den Wirkungen der
vorangegangenen Bestimmungen z» befreien , falls in zufriedenstellender Weise
nachgcwiesen wird:

s ) daß der Einwanderer , falls männlichen Geschlechtes , sich zu einer fest-
zugesicherten Beschäftigung als landwirtschaftlicher Arbeiter begibt und
die Mittel zur Erreichung des Ortes dieser Verwendung besitzt ; oder

l>) daß die Einwandcrin in festzugcsicherten Hausdienst eintritt und die zur
Erreichung des ihr den Dienst bietenden Ortes erforderlichen Mittel
besitzt ; oder

o) daß der Einwanderer , ob Mann oder Weib , als in eine der nachstehenden
Kategorien gehörig , bei einem Verwandten der nachbcschricbenen Kategorien
wohnen wird , der sowohl willig , als auch im Stande ist, ihn zu ernähren
und daß der Einwanderer die Mittel besitzt, um den Aufenthaltsort
dieses Verwandten zu erreichen.

I . Eine Frau , welche sich zum Gatten begibt.
II . Ein Kind , das sich zu den Eltern begibt.

III.  Bruder oder Schwester, die sich zum Bruder begeben.
IV.  Minderjährige, die sich zu einer verheirateten oder unabhängigen

Schwester begeben.
V.  Eltern , welche sich zum Sohn oder sich zur Tochter begeben.

14 .
Bestellung eines neuen Amtsvorstandes des Gerverbe-

inspektorates Wien II.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 11 . Juni 1910,

Z . I a-1903 , M . Abt . XVII 4499/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 82 ) :

Laut Erlasses vom 19 . Mai 1910 , Z . 4611 , hat der Herr HandelSministcr
im Einvernehmen mit dein Herrn Minister des Innern sich bestimmt gefunden , den
bisherigen Amlsvorstand des Gewcrbcinspcktoratcs in Tctschcn , Gewcrbeinspektor
1. Klasse Karl Hauck , von seiner dermaligcn Verwendung zu entheben und
denselben zum Amtsvorstande des Gewerbeinspeklorates Wien II zu ernennen.

IS.
Wiedererrichtung und Wirkungskreis der (Heneral-

Tirektio » des Grundsteuerkatasters.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 11. Juni

1910 , M . D . 2227/10 , M . Abt . XXIl , 2155/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 68 ) :

Laut Erlasses des k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidiums vom 22 . Mai 1910,
Pr . Z . 1257/1 , haben Sc . k. u . k. Apostolische Majestät mit Allerhöchster Ent¬
schließung vom 27 . März 1910 die Wiedererrichtung der Generaldirektion des
Grundsteuerkatasters Allcrgnädigst anzuordnen geruht.

Laut Verordnung des k. k. Finanzministeriums vom März 191 (5
R .-G .-Bl . Nr . 64 , sind dieser Generaldirektion , die mit 1b . April l. I . in
Wirksamkeit getreten ist, sämtliche bisher dem k. k. Finanzministerium zu¬
gewiesenen Agenden des Grundsteuerkatasters und dessen Evidenzhaltung zur
Bearbeitung zugewiesen.

Die bisherigen technischen Hilfsämter des k. k. Finanzministeriums , das
Triangulierungs - und Kalknlburean und das lithographische Institut des Grund¬
steuerkatasters fungieren künftighin als technische Hilfsämter der Generaldirektion
des Grundsteuerkatasters.

Der für die Generaldirektion des Grundsteuerkatasters festgesetzte Wirkungs¬
kreis ist folgender:

Z 1. Der Generaldirektion des Grundsteuerkatasters obliegt die bisher
vom Finanzministerium besorgte oberste Verwaltung des Grundsteuerkatasters
und dessen Evidenzhaltung , soweit diese Agenden nicht im Nachstehenden dem
Finanzministerium ausdrücklich Vorbehalten werden.

8 2 . Die Generaldirektion des Grundsteuerkatasters ist eine dem Finanz¬
ministerium untergeordnete , mit dem selbständigen Anweisungs - und Ernennungs¬
rechte ausgestattcte Behörde , die innerhalb ihres Wirkungskreises als eine den
Finanzlandesbehörden unmittelbar Vorgesetzte Zentralstelle fungiert.

Z 3 . Die Generaldirektion des Grundsteuerkatasters umfaßt:

I . Das Präfidial -Bureau.

In den Wirkungskreis dieser Abteilung fällt die Beamtshandlung der
juristischen , administrativen und finanziellen Angelegenheiten der Generaldirektion
des Grundsteuerkatasters und insbesondere die Bearbeitung der an das Finanz-
Ministerium zu leitenden Geschäftsstücke.

II.  Die technische Abteilung.
In ihren Wipkungskreis fällt:
1. Die Überwachung des regelmäßigen Evidenzhaltungsdienstes und der

Katastralmappenarchivc.
2 . Die Einleitung und Überwachung der Neuaufnahme größerer Ge¬

meindegebiete und umfangreicherer Grundtömplexe.
3 . Die Vorkehrungen zur Herbeiführung und Erhaltung der Überein¬

stimmung zwischen dein Grundbuche und dem Grundsteuerkataster.
4 . Die Verhandlung über den Bestand und Umfang von Gemeinden

(Trennung , Vereinigung von Gemeinden , Änderung der Gemeindegrenzen , über
Streitigkeiten über Gemeindegrenzen und über die Namensänderung von Ge¬
meinden .)

5 . Die Verhandlungen über die Feststellung , Regulierung und Vermarkung
der Reichs - und Landesgrcnzen.

6. Allgemeine Vorkehrungen zur Erzielung eines einheitlichen und zweck¬
entsprechenden Vorganges bei den vcrmessungstechnischen Arbeiten.

7 . Die Überwachung des vorschriftsmäßigen Dienstvollzuges der nach¬
benannten technischen Hilssämter.

4 ) Das Triangulierungs - und Kalkulbureau.

In dessen Wirkungskreis fällt:
1. Die Triangulierung im Anschlüsse an das für die Zwecke der inter¬

nationalen Gradmessung geschaffene Dreiecksnctz.
2 . Die sonstigen trigonometrischen und polygonometrischen Arbeiten.
3 . Die Herstellung der neuen Katastralpläne auf Grund der unter 1

und 2 bezeichneten Arbeiten.

8 ) Das lithographische Institut.

Diesem Institute obliegt die Reproduktion der Katastralmappen.

6 ) Das Zentral -Mappenarchiv.

In den Wirkungskreis dieses Archives fällt:
1 . Die ordnungsmäßige Aufbewahrung der Operatc der trigonometrischen

Triangulierung , der lithographischen , kolorierten Abdrücke (Pflichtexemplare ) und
der Katastralmappen sämtlicher Länder , sowie der Abschriften , betreffend die
Ergebnisse der Vermessung und .,Schätzung.

2. DieDurchführung der Änderungen der Grenzen der Katastralgemeinden
in den oberwähnten Pflichtexemplaren.

III.  Die Rechnungsabteilung.
Dieser Abteilung obliegt der administrative Rechnungshilfsdienst , die

Liquidierung der Empfänge und Ausgaben , die Zensur und Verbuchung der
Gebarungen und die Verfassung der Jahrcsvoranschläge und der Rechnungs¬
abschlüsse.

8 4 . Als Vorstand der Generaldirektion des Grundsteuerkatasters fungiert
der Generaldirektor und in dessen Abwesenheit oder Verhinderung sein Stell¬
vertreter , beziehungsweise der von ihm bezeichnete Beamte.

8 5 . Dem Generaldirektor obliegt die Leitung und Überwachung sämtlicher
Agenden des Grundsteuerkatasters und dessen Evidenzhallung in administrativer,
technischer und ökonomischer Beziehung.

Z 6. Der Generaldirektor oder der ihn vertretende Beamte trägt die Ver¬
antwortung für die Geschäftsführung der Generaldirektion , und zwar insoweit
diese Geschäftsführung nicht unmittelbar durch ihn erfolgt , in der Weise , daß
er für die ordnungsmäßige Handhabung des Dienstes durch die hiezu berufenen
Organe zu sorgen hat . Er bestimmt die Geschäftsverteilung der einzelnen Ab¬
teilungen , sowie die Personalzuweisung an dieselben . Ihm obliegt die Appro¬
bation der von den einzelnen Abteilungen bearbeiteten Geschäftsstücke . Die
technischen Hilssämter , soivie die Rechnungsabteilung sind jedoch nach Maß¬
gabe ihrer Instruktionen und der ihnen in einzelnen Fällen vom General¬
direktor erteilten Weisungen zur selbständigen Korrespondenzführung befugt.

8 7 . Die Generaldirektion verkehrt , insoweit die Mitteilung der Ge-
schästsstücke nicht iin Einsichtswege zu erfolgen hat , mit dem Finanzministerium
in der Form von Berichten , mit den übrigen Zentralstellen , Behörden und
Ämtern in der Form von Dienstschreiben und mit den Finanzlandesdirektionen
und deren llnterorganen in der Form von Erlässen . Die Finanzlandesbehörden
haben an die Generaldirektion Berichte zu erstatten.

8 8 . Dem Finanzministerium bleiben Vorbehalten:
1. Die Verfassung der an Se . k. u . k. Apostolische Majestät zu er¬

stattenden alleruntertänigsten Borträge.
2 . Die Vertretung der Agenden des Grundsteuerkatasters und dessen

Evidenzhaltung im Rcichsrate , sowie der Geschäftsverkehr mit letzteren.
3 . Alle Anträge auf Schaffung neuer oder Abänderung bestehender Gesetze

und im Reichsgesetz - oder im Verordnungsblatte zu publizierenden Ver¬
ordnungen.
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4 . Wichtigere organisatorische Verfügungen , insbesondere solche, die der
Allerhöchsten Genehmigung oder der Schlußfassung im Ministerrate unterliegen.

5 . Die Überprüfung und Feststellung des Jahrcsvoranschlages.
6 . Die Genehmigung der Überschreitung des für den Grundstcucrkataster

und dessen Evidcnzhaltung präliminierten Gesamtkredites , ferner jede Über¬
schreitung der für die systemifierten Personalstände der Beamten , Diener,
Kanzleiosfizianten und Kanzleioffiziantinnm zugewiesenen Kredite für persönliche
Bezüge , sowie die dauernde Vermehrung der für die Generaldirektion , bezw.
die einzelnen Finanzlandesbehörden systemisierten Kauzlcigehilfen (Kanzlei-
gehilfinncn ) und Aushilfsdiener , endlich die dauernde Erhöhung der Kanzlci-
pauschalien und der Hcizpauschalien , soweit letztere den normalmäßigen Betrag
überschreiten . Im übrigen steht der Generaldirektion das Recht zu , allfällige
Kreditüberschreilungen bei einzelnen Rubriken durch bereits endgültig erzielte
oder sicher zu gewärtigende Ersparungen im Gesamtaufwande des Grund¬
steuerkatasters und dessen Evidenzhaltung im eigenen Wirkungskreise zur
Deckung zu bringen.

7 . Die Veräußerung von ärarischcn Realitäten.
8 . Die Genehmigung von sonstigen Verkaufsvcrträgen , ferner die Ge¬

nehmigung von Kaufsverträgen aller Art , von Mict - und Pachtverträgen , der
Abschluß von Vergleichen , die Bewilligung von Vergütungen und die Nachsicht
von Ersätzen , die Bewilligung zur Abschreibung von Rückständen und sonstigen
Ararialforderungen , endlich die Genehmigung zur Führung ärarischer Bauten
(Neubauten , Adaptierungen , Erweiterungen re.), iusoferne:

a) diese Gegenstände der Schlußfassung des Ministerratcs unterliegen oder
b) die betreffende Auslage im Staatsvoranschlage nicht gedeckt erscheint.

9. Die Besetzung der Beamtenpostcn von der VIII . Rangklasse aufwärts.
10 . Die Verleihung von Provisorischen oder vertragsmäßigen Bcamten-

und Diencrposten , sowie die Genehmigung von vxtia staluu , und uä x rsona,»
Ernennungen.

11. Die Bewilligung von Personal - und Funktionszulagen.
>2. Die Erteilung von Geldbelohnungen und Aushilfen , wenn der von

der Gcneraldirektion innerhalb eines Jahres mittels ein - oder mehrmaliger
Beteilung bewilligte Betrag im einzelnen Falle 800 L übersteigt.

13 . Die Bewilligung von Besvldungsvorschüssen im Rahmen der be¬
stehenden Vorschriften

o) an den Generaldirektor oder dessen Stellvertreter überhaupt,
b) an alle übrigen mit Jahresgehalt definitiv angestellten Bediensteten,

wenn der Betrag des Vorschusses den einjährigen Gehaltsbezug oder die
Riickzahlungsdaucr sechzig Monate übersteigt , ferner wenn die Bedeckung
des Vorschusses nicht vollständig sichergestellt ist.
14 . Die Bewilligung eines Urlaubes in das In - oder Ausland

a) an den Generaldirektor in der Dauer von mehr als einer Woche : bei
kürzerer Dauer genügt die Anzeige an das Finanzministerium,

b) an die der Generaldirektion unterstehenden Staatsbediensteten , wenn die
Dauer des in einem Zuge oder in mehreren Abschnitten zu kon¬
sumierenden Urlaubes innerhalb eines Kalenderjahres acht Wochen , in
staatsärztlich konstatierten Krankheitsfällen aber sechs Monate übersteigt.
15 . Die Adjustierung der Reisepartikulare des Generaldirektors und des

Vorstandes der Rechnungsabteilung oder der sic vertretenden Beamten.
16 . Die Versetzung in den Ruhestand

a) der Beamten von der VI . Rangklasse aufwärts in allen Fällen,
b) der Beamten aller übrigen Rangklassen dann , wenn dieselben das

60 . Lebensjahr und das 35 . Dienstjahr noch nicht vollstreckt haben . Doch
kann die Gcneraldirektion derartige Beamte im eigenen Wirkungskreise
in den Ruhestand versetzen, wenn dieselben wegen staatsärztlich kon¬
statierter Dienstesunfähigkeit zum aktiven Dienste nicht mehr geeignet
erscheinen.
17 . Die Nachsicht der Dienstesuntcrbrechung behufs Anrechnung der

früheren , sei es im Militär - oder im Zivilstaatsdienste zugebrachten Dienstzeit
bei Bemessung des Ruhegenusses.

18 . Die Bewilligung von höheren als den normalmäßigen Pensions -,
Provistons - und Abfertigungsbezügen , von Gnadengabeu aller Art , sowie die
Bewilligung , eine Pension oder Gnadengabe im Auslande genießen zu dürfen,
endlich die Flüssi :>nachung von über ein Jahr nicht behobenen Ruhegcbührcn
und Versorgungsgenüssen , falls gegen die Flüssigmachung Bedenken obwalten.

19 . Die Wiederanstellung eines strafweise des Dienstes entlassenen
Beamten oder Dieners.

20 . Alle Verhandlungen , bezgl . welcher sich das Finanzministerium in
einzelnen Fällen die Schlußfassung ausdrücklich Vorbehalten hat.

Z 9. Bezüglich des Verfahrens in Disziplinarsachen tritt gegenüber dem
jetzigen Zustande keine Änderung ein.

8 10 . Die vorstehenden Organisationsbestimmungen haben mit 15. April
1910 ,n Wirksamkeit zu treten.

1«.
Requirierung von Urteilen des k. k Obersten

Gerichtshofes seitens der Administrntivbehörde ».
Erlaß der k. k. n .-v. Statthalterei vvm 13 . Juni 1910,

P .-Z . 2015 , M . D . 2411 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 75 ) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 8 . Juni 1910,
Z . 13477/M . I . er 1909 , wird der k. k. Oberste Gerichtshof von Administrativ¬
behörden häufig um Urteilsabschriften angegangen , ohne oaß für dieses Ansuchen
immer in den Bestimmungen der Zivilprozeß - und Strafprozeßordnung eine
gesetzliche Grundlage gegeben wäre . Der Oberste Gerichtshof war trotzdem im
Interesse des öffentlichen Dienstes bemüht , derartigen Wünschen tunlichst ent-
gcgenzukommen . Da sich aber immerhin im einzelnen Falle gegen die Mit¬
teilung einer Urteilsabschrift schwerwiegendere gesetzliche Bedenken ergeben
könnten , hat das k. k. Ministerium des Innern angeordnet , daß solche Ansuchen
künftig aus das unbedingt  notwendige Maß einzuschränkcn sind.

17 .

Postbestelldienst im VII . Wiener Gemeindebezirke.
Note der k. k. Post - und Telegraphen -Direktion für Österreich

unter der Enns vom 13 . Juni 1910 , Z . 79436/IV u (M . A. XXII,
2371 ) :

Vom 27 . Juni 1910 an wird der Brief - und Geldbcstelldienst der Post¬
ämter Wien 60 (VII ., Zieglergasse 8) und Wien 68 (VII ., Bernardgassc 12 ),
zum Postainte Wien 62 (VII ., Zollcrgasse 31 , Mondschcingassc 15 ) verlegt
und dieses Amt mit der gesamten Brief - und Geldbcstelluug in den bisherigen
Abgabebezirken VII/1 , VII/2 und VII/3 betraut.

Dasselbe wird die Bezeichnung 62 Wien VII führen . Vom gleichen
Tage werden die Postämter Wien 60 und 63 bloß als ärarischc Aufgabe¬
ämter tätig sein.

Es sind daher vom 27 . Juni 1910 an sämtliche Brief - und Geld¬
sendungen für den VII . Wiener Gemeindebezirk ausschließlich an das
Postamt 62 Wien VII zu leiten.

In der bisherigen Bestellung der Pakete im VII . Wiener Gemeinde¬
bezirke durch das Postamt 46 , sowie in der bisherigen Bestellung der Tele¬
gramme und Rohrpostsendungen durch die Postämter Wien 60 und 63 , dann
in die Abholung der für Fach - und Postrestautc -Parteien bestimmten Sendungen
(Abholsendungen ), sowie in der bisherigen Briefeinsammlung bei diesen Post¬
ämtern tritt keine Änderung ein.

18 .
Maßregel znr Bekämpfung der Wutkraukheit der

Hunde.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 15 . Juni 1910,

M . Abt . IX , 278:
Aus Anlaß des Inkrafttretens des allgemeinen Tierscuchengesetzes vom

6. August 1809 , R .-G .-Bl . Nr . 177 , werden auf Grund des § 42 dieses Ge¬
setzes unter Behebung der Magistrats -Kundmachung vom >1. Jänner 1906,
M . Abt . IX , 164/06 , folgende Anordnungen zur Hintanhaltung und Bekämpfung
der Wutkrankheit der Hunde getroffen:

1. Alle Hunde müssen mit einer am Halsbande oder am Brustgeschirrc
befestigten gültigen Steuermarke versehen sein (Kundmachung der k. k. n .-ö.
Statthaltern vom 31 . Dezember 1868 , Z . 7096 , enthalten im Laudesgcsetz-
und Verordnungsblatte Nr . 1 ex 1869 ) .

2 . Innerhalb solcher Räumlichkeiten (Gehöfte , Häuser , beziehungsweise
Wohnungen oder Geschäfte , Höfe , Gärten , eingefriedetc Plätze u . dgl ), welche
fremden Personen zugänglich sind, müssen Hunde entweder so an die Kette gelegt
oder so mit einem sicheren Maulkorbe versehen oder sonst derart verwahrt werden,
daß sowohl eine Beschädigung von Personen als auch das Entweichen der
Hunde ohne Maulkorb ausgeschlossen ist.

3 . Außerhalb solcher Räumlichkeiten müssen die Hunde mit einem beiß-
sichcren Maulkorbe versehen sein.

Dieser Maulkorb muß ans starkem Metalldraht so verfertigt und mit
starken Lederriemen oder Hanfgurten am Kopfe derart befestigt sein , daß der
Hund frei atmen und trinken , aber nicht beißen oder den Korb vom Kopfe
herabstrcifen kann.

Ausgenommen von dieser Verfügung sind Jagd - und Zughunde , jedoch
nur für die Zeit , während welcher und für den Raum , in dem sie ihrer Be¬
stimmung entsprechend verwendet werden , ferner Wachhunde , welche innerhalb
solcher abgeschlossener Räumlichkeiten gehalten werden , aus denen sic nicht ent¬
weichen können und die fremden Personen nicht frei zugänglich sind.

4 . Übertretungen dieser Anordnungen unterliegen der Bestrafung nach
8 63 , Punkt 3, des eingangs bezogenen Gesetzes.

Die Sicherheitsorgane sind angewiesen , die bezüglichen Erhebungen zu
pflegen und Strafanzeigen zu erstatten.

Alle auf der Straße ohne gültige Marke oder bcißsicheren Maulkorb
getroffenen Hunde werden — auch wen » sic an der Leine geführt werden —
vom Wasenmeister eingefangen (weggenommen ) und getötet.

Hunde , welche den Maulkorb zwar am Halse augchängt , aber vom Kopfe
herabgestrcift tragen , sind wie die maulkorblosen Hunde zu behandeln.

Bon der Tötung kann nur in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen
ausnahmsweise unter der Bedingung abgesehen werden , daß das Tier auf Kosten

2 '
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des Besitzers so lange sicher und unschädlich verwahre und beobachtet werde,
als nicht die Gefahr des Seuchenausbruches und der Seuchenverbreitung
zuverlässig ausgeschlossen ist (Z 4 '.' , Absatz 2 , des Tierseuchengesetzes ). Das An¬
suchen um Ausfolgung ist sofort nach der Betretung des Hundes beim Wiener
Magistrate , Abteilung IX , mittels einer schriftlichen , mit einem 1 L -Stempel
versehenen Eingabe anzubringcn.

5 . Jedermann ist verpflichtet , ein ihm gehöriges oder anvertrautes Tier,
welches mit einem wutkrankcn oder wutverdächtigeu Tiere in Berührung ge¬
kommen ist oder an welchem Kennzeichen der ausgebrochenen Wut oder auch
nur solche wahrzunehmen find , die dm Wutausbruch besorgen lassen , sofort
durch Tötung oder Absonderung ungefährlich zu machen und hievon unverzüglich
dem zuständigen magistratischen Bezirksamte oder außerhalb der AmtSstnndcn
dem zuständigen k. k. Bezirks -Polizei -Kommissariate die Anzeige zu erstatten.

Übertretungen dieser Borschrift werden nach H 63 , Punkt 1, und nach
Z 64 des Ticrseuchengesetzes geahndet.

6. Wird das bestehendeVerbot des Mitnehmens von Hunden in öffent¬
liche Lokale, wie in Gast - und Kaffeehäuser u . dgl ., ferner in Stellwagen und
Tramwaywagcn mit dem Beifügen in Erinnerung gebracht , daß Huude-
besitzer, welche die vorstehende Anordnung übertreten , sowie Besitzer öffentlicher
Lokale und Schaffer öffentlicher Fuhrwerke , welche die Mitnahme von Hunden
in ihre Lokale oder Fuhrwerke dulden , der polizeilichen Bestrafung unterliegen.

Ebenso wird aufmerksam gemacht , daß die hinsichtlich des Transportes
von Hunden auf Eisenbahnen und Schissen bestehenden Vorschriften gmaucstens
zu beobachten sind.

Belehrung , betreffend die Schutzimpfung der Menschen
gegen Wut.

Jenen Personen , die von wütenden oder wutverdächtigen Tieren gebissen
worden find , wird dringendst empfohlen , sich die Wunde zunächst kunstgerecht
reinigen und verbinden zu lassen , dann aber sich so rasch als möglich der Schutz¬
impfung zu unterziehen.

Diese Schutzimpfung wird in der Krankenanstalt „ Rudolfsstiftung " in
Wien , III ., Bocrhavegasse 3 , vorgenommen , und zwar gewöhnlich ambulatorisch,
wenn nicht die Bißverletzung selbst eine andauernde Spitalsbchandlung erfordert.

Die Schutzimpfungen finden unentgeltlich täglich von H29  Uhr vormittags
an statt.

Die zu Impfenden haben sich vorher im Aufuahmsjournale zu melden
und bedürfen hiezu eines besonderen Zertifikates , welches von dem betreffenden
k. k. Bezirks -Polizeikommiffariate ausgestellt wird.

Die Impfbehandlung erstreckt sich beiläufig auf 12 bis 14 Tage.
Auch geringfügige , von wütenden oder wutverdächtigcn Tieren beigebrachte

Verletzungen erheischen , falls sie geblutet haben , die Vornahme der Schutzimpfung.
Überhaupt wird allen Personen , welche von Tieren gebissen worden sind,

dringend empfohlen , hievon dem nächsten Sicherheitswachposten Mitteilung zu
machen , damit das beißende Tier ungesäumt ausgeforscht und dessen Gesund¬
heitszustand tierärztlich festgestellt werden kann.

Belehrung über die Kennzeichen der Wut bei Hunden.

Die zuerst wahrnehinbare Erscheinung ist eine Veränderung in dem
gewohnten Benehmen ; die Hunde werden mürrisch und unfreundlich , unruhig
und schreckhaft oder träge und verdrossen ; sie verkriechen sich häufig , gehorchen
ihrem Herrn nur mit Unlust und äußern einen Drang zuin Entweichen ; die
Freßlust ist verringert oder fehlt gänzlich , dagegen tritt die Neigung hervor,
ungenießbare wie unverdauliche Gegenstände , wie Holz , Stroh , Federn , Leder
u . dgl . zu verschlingen und an kalten Gegenständen , Steinen , Metallstücken
u . dgl ., an Wasser , an dem eigenen Harne zu lecken.

Nachdem diese Erscheinungen , deren Auftreten den Hund bereits der
beginnenden Wutkraukheit verdächtig macht , einen bis zwei Tage gedauert,
wird der Drang zum Entweichen und Herumschweifen auffallender ; es stellt
sich heftige Beißsucht , besonders gegenüber anderen Hunden , Katzen und größeren
Haustieren ein ; die Stimme wird rauh und heiser : beim Bellen wird der
kurz angeschlagene Laut in einem hohen heulenden Ton fortgezogen . Diese
Erscheinungen treten anfallsweise auf ; während der Anfälle ist das Bewußtsein
der Hunde vollkommen gestört ; in der Zeit zwischen den Anfällen liegen die
Hunde ruhig dahin , können aber durch Lärm , Berührung mit einem Stocke,
grelles Licht u . s. w. in einen Wutanfall versetzt werden . Eine eigentliche
Wasserscheu wütender Hunde ist nicht vorhanden ; das Futter wird vollkommen
verschmäht , dagegen steigert sich die Lust, unverdauliche , selbst ekelhafte Gegen¬
stände zu verschlingen.

Die Hunde magern rasch ab ; sie zeigen ein unheimliches Aussehen , ihre
Augen sind trübe , eingesunken , ihr Haar glanzlos und struppig.

Schließlich tritt Lähmung und Schwäche des Hinterteiles und Unter¬
kiefers ein , die Dauer und Stärke der Anfälle nimmt ab und der Tod erfolgt
meistens zwischen dem fünften und siebenten Tage der Krankheit.

Diese Erscheinungen werden am deutlichsten bei der sogenannten Tollwut
beobachtet.

Bei der sogenannten stillen Wut treten die Beißsncht , das Herumschweifen,
die Aufregung und Unruhe weniger deutlich hcrvbr , die kranken Tiere ver¬
halten sich mehr still und traurig und frühzeitig stellen sich Schwäche und
Lähmnngscrscheinungen ein.

Die Erscheinungen , deren Auftreten den Verdacht der Wut erregen , sind,
kurz zusammen gefaßt , im Beginne : Änderungen im Benehmen der Hunde,
Veränderung der Freßlust , später : der Drang zum Entweichen und Herum¬
schweifen , die auffallende Beißsncht , die Veränderung der Stimme und die
anfallsweise auftretendc Steigerung dieser Erscheinungen.

LS.

Pharmazeutischer Dienst in Apotheken in Bosnien
und der Herzegovina.

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom
21 . Juni !910 , Z . LI -790/1 , dem Wiener Magistrate nach¬
stehendes eröffnet:

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 6. Juni
I9 !0 , Z . 39300/09 , ungeordnet , bei Handhabung der ZZ 3 und 4 des Apotheken-
gcsctzeS vom 18 . Dezember 1906 , R . G . Bl . Nr . 5 >-r 1907 , die in einer
öffentlichen Apotheke in Bosnien und der Herzegowina im pharmazeutischen
Dienste zugebrachte Zeit im Hinblicke auf die in Liesen Ländern geübte Gleich¬
haltung der Verwendungszeit in einer inländischen öffentlichen Apotheke gleich
zu behandeln . Hiedurch wird der h. 0. Erlaß vom 12 . August 1909,Z . XI -12I3,
abgeändert und ist hievon der Allgemeine österreichische Pharmazeutenverein in
Wien zu verständigen.

20 .

Anwendung der Strafbestimmungen des neuen Tier-
senchengesetzes.

Runderlaß der k. k. n.-ö . Statthalterei vom 21 . Juni 1910,
XII -1898/86 (M . Abt . IX , 2455 ) :

Laut Erlasses des k. k. Ackcrbauininisteriums vom 26 . April 1910,
Z . 13714/2l2 :>, hat das k. k. Justizministerium der k. k. Ober -Staatsanwaltschaft
in Graz wegen der Auslegung des Tierseuchengesetzes Folgendes eröffnet:

In der Auffassung dcS tz 68 , Absatz 2 des allgemeinen Tierseuchengesetzcs
stimmt das Justizministerium mit der k. k. Ober -Staatsanwaltschaft überein.
Die Anwendung der politischen Strafbestimmung neben der gerichtlichen soll
nur für die Fälle ausgeschlossen sein , in denen sich der Tatbestand des Z 63
a. T .-S .-G . und der Tatbestand eines gerichtlich strafbaren Deliktes in einer
und derselben Handlung verkörpere . Es muß sich um die nämliche Tat
handeln . (Z 68  a . T .-S -G .) Kommen mehrere Handlungen des Beschuldigten
in Betracht , von denen eine den Tatbestand der Polizeiübertrerur .g, die andere
den Tatbestand eines gerichtlich strafbaren Deliktes erfüllt , handelt cs sich also
um ein mehrtätiges Zusammentreffen , gehl die politische Strafe in der gericht¬
lichen nicht auf.

Die einschränkende Auslegung , welche die k. k. Ober -Staatsanwaltschaft
dem ß 63 , Z . 1 a . T .-S .- G . geben will , entspricht nicht den Absichten des
Gesetzgebers . Die Motive sprechen deutlich aus , daß „zum Unterschied gegenüber
dem heutigen Rechtszustande jede Verletzung einer Anzeigepflicht ausnahmslos
der politischen Entscheidung überwiesen werden soll " . Die Ünterscheidung zwischen
reinen Anzcigcuntcrlassungen und Anzeigcunterlassungen , die ein positives
normwidriges Tun enthalten , hält das Justizministerium nicht für zutreffend.

21 .
Meldepflicht der nichtaktiven Mannschaft und der

Landsturmpflichtigen bosnisch herzegowinischer
Laudesangehörigkeit.

Mit dem Erlasse der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . Juni
1910 , Z . >1-2201/1 (Normaltenblatt des Magistrates Nr . 85)
wurde anher eröffnet:

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom 1 l . Juni
1910 , Nr . XI V-587 , finden auch gegenwärtig weder die in den Wehrvorschriften
III . TOl enthaltenen Bestimmungen über die Meldepflicht der nichtaktiven
Mannschaft noch jene des Gesetzes vom 10 . Mai 1894 , R .-G .-Bl . Nr . 83,
betreffend die Meldepflicht der Landsturmpflichtigen , auf bosnisch -herzegowinische
Landcsangehörige Anwendung.

22 .

Erweiterung der Sprengel der Bezirksgerichte Josef¬
stadt und Margareten in Strafsachen.

Erlaß des Herrn Bürgermeisters Dr . Josef Neumayer
vom 23 . Juni 1910 , M . D . 2413/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 74 ) :

Mit der Verordnung des Justizministeriums vom 18 . April 1910,
Z . 10443/10 , wurde die Gerichtsbarkeit in Strafsachen für die Gemeindebezirke
MaOahilf . Neubau und Hernals dem Bezirksgerichte Joscsstadt in Strafsachen
(anstatt wie bisher den Bezirksgerichten Neubau und Hernals ), ferner die Ge-

l richtsbarkeit in Strafsachen für den Gemcindebezirk Meidling dem Bezirks-
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geeichte Margareten (anstatt wie bisher dem Bezirksgerichte Meidling ) zu¬
gewiesen.

Da sich zufolge Zuschrift des Präsidiums des k. k. Landesgcrichtes vom
9. Juni 19l0 magistratische Bezirksämter und Gemeindcvermitilungsämter
noch immer mit Zuschriften , die Strafsachen betreffen , an die jetzt mit Straf¬
gerichtsbarkeit nicht mehr befaßten Bezirksgerichte wenden , bringe ich den oben
bezogenen Ministerialcrlaß zur genauen Darnachachtung in Erinnerung.

28 .

Unterscheidung zwischen Gewerbe - und Hausier
strafen.

Runderlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 24 . Juni
1910 , Z . In 2469 , M . Abt . XVII , 4847/lO (Normalicnblatt
des Magistrates Nr . 83 ) :

Wiederholt wurde die Wahrnehmung gemacht , daß Gewcrbebehörden
I . Instanz gegen Gewerbetreibende , welche ihr Gewerbe an einem festen
Standorte oder im Umherziehen gemäß 8 60 Gewerbeordnung betreiben , in
Fällen von Überschreitungen der Gewcrbebcfugnis durch Handel im Umher¬
ziehen trotz Anmeldung eines festen Standortes , beziehungsweise durch Handel
im Umherziehen mit anderen als den im Gewerbescheine angegebenen Waren
die Strafamtshandlung nach Z 19 >», beziehungsweise c , des Hausierpatentes
einleiten.

Zur Festsetzung eines einheitlichen Vorgehens in solchen Fällen ergeht
somit die Weisung , dem Gesetze entsprechend nur gegen solche Personen auf
Grund des Hausierpatentes einzuschrciten , welche ohne jede Gewerbe - oder
Hausierbefugnis den Handel mit anderen als den unter den Z 60 Gewerbe¬
ordnung fallenden Erzeugnissen der Land - und Forstwirtschaft , die dem täglichen
Verbrauche dienen , oder natürlichen Säuerlingen betreiben.

Personen , welche ein Gewerbe mit einem festen Standorte , beziehungs¬
weise einen Handel im Umhcrziehcn mit den im H 60 , Absatz 2, erwähnten
Artikeln angemeldet haben und sodann im Umhcrziehcn , beziehungsweise durch
Handel mit anderen als den angegebenen Waren ihr Gewerbe betreiben , werden
nach den Bestimmungen der Gewerbeordnung wegen Übertretung des Z 59,
beziehungsweise 8 60 zn bestrafen sein.

Das Kriterium für die iu Anwendung zu kommende Strafbestimmung
hat somit die Eigenschaft des Beschuldigten zu sein.

24 .

Die gewerbliche Sonntagsruhe in der I . Inter¬
nationale » Jagdansstelluug.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 27 . Juni 1910,
M . Abt . XVII , 4681/10:

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlaß vom 21 . Juni 19 >0 , Z . Iu 991,
hinsichtlich der gewerblichen Sonntagsruhe auf dem Gebiete der I . Internationalen
Jagdausstellung im k. k. Prater in Wien auf kic Dauer dieser Ausstellung
folgendes verordnet :

1. Die Sonntagsarbeit ist den im Ausstellungsgebietc etablierten Betrieben
der im 8 7 der Ministerial -Berordnung vom 24 . April 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 56,
verzeichnetcn Gewerbe , sowohl hinsichtlich der Produktion , als auch unbeschadet
der Bestimmungen des Gesetzes vom 14. Jänner 1910 , Nr . 19, hinsichtlich des
Waren -Verschleißes ohne Einschränkung gestattet.

2 . Die Sonntagsarbcit ist im Handelsgcwerbe , und zwar im Lebensmittel-
hondcl vormittags von 10 bis 12 Uhr , nachmittags von 3 bis 9 Uhr , im
übrigen Handelsgcwerbe vormittags von 10 bis 12 Uhr , nachmittags von
2 bis 8 Uhr gestattet.

3 . Der Betrieb von gewerblichen , vorwiegend instruktiven Zwecken
dienenden Mustcrwerkstätten ist an Sonntagen während jener Stunden gestattet,
während welcher die Ausstellung für das Publikum geöffnet ist.

In allen Fällen ist Ersatzrnhc nach Maßgabe der Artikel V, VII und X
des Sonntagsruhegesctzes zu gewähren.

Dieser Erlaß ivird hiemit verlautbart.

25 .

Gift -Berschleift.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk

vom 27 . Juni 1910 , M . B . A. I, 70363:
Das magistratische Bezirksamt für den I . Bezirk findet , dem Jos .f

R o d c k, Inhaber der Firma W . Mandelblüh  Nachfolger , Niklas L
Rodek,  I ., Kupferschmiedgaffe 2 , die Konzession zum Verkaufe der zur arznei¬
lichen Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate , insofern dies nicht aus¬
schließlich den Apothekern Vorbehalten ist nnd zum Verschleiße von künstlichen

Mineralwässern im Standorte I ., Kupferschmiedgaffe 2, im Grunde des 8 15,
Punkt 14 und Z 141 G .-O . zu erteilen.

Bei der Ausübung dieses Gewerbes sind sämtliche einschlägigen Vor¬
schriften , insbesondere die Ministerial -Vcrordnung vom 17 . September 1883,
N .-G .-Bl . Nr . 152 , und vom 17 . Juni 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 97 , betreffend
die Abgrenzung der Vorkaufsrechte zwischen Apothekern und Drogisten genau
zu beachten.

Diese Konzession wurde im Gewcrbercgister unter Z 3302/X , M . B . A . 1,
eingetragen ; die Besteuerung erfolgt auf dem Konto K.-Z . 22639/1.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den VI. Bezirk
vom 23 . Juni 1910 , M . B . A . VI , 15655/10:

Das magistratische Bezirksamt für den VI . Bezirk verleiht hiemit auf
Grund der gepflogenen Erhebungen dem Alfred Kern  im Sinne des 8 15,
Punkt 14 G .-O . die Konzession zum Verkaufe von Giften , von zur arzneilichen
Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten insofern derselbe nicht aus¬
schließlich den Apothekern Vorbehalten ist und zum Verschleiße künstlicher Mineral¬
wässer mit dem Standorte VI ., Stumpergasse 37.

Bei Ausübung des oberwähnten Gewerbebetriebes sind die hinsichtlich
des Verkehres mit Giften bestehenden Normen , insbesondere die Ministerial-
Verordnungen vom 21 . April 1876 , N .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Jänner
1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10 , sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften genau zu
beobachten.

Diese Konzession wurde sui > R .-Z . !696/k . in das Gewerberegister ein¬
getragen und für die Erwerbsteuerbemessung der Konto Kat .-Z . 14592/6
eröffnet.

2V.

Verbot der dauernden Aufstellung von Fuhrwerk in
der Seitenfshrbahn ani Kärtnerriuge.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 28 . Juni 1910,
M . Abt . IV , 2003/09:

Auf Grund der 88 43 (Punkt 3) und 100 des Gemeindestatutes für
Wien vom 24 . März >900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17, wird das dauernde
Aufstellen von Fuhrwerk aller Art in der seitenfahrbahn der Ringstraße vor
den Häusern I ., Kärntnerring 9 (Grand Hotel ) und I ., Kärntnerring 5/7
(Hotel Bristol ) untersagt.

Ausgenommen von diesem Verbote sind die Fahrzeuge der vor diesen
Häusern behördlich genehmigten Fiakerstandplätze.

Von Hotelgästen bestelltes unnumeriertcs Fuhrwerk hat sich längs des
Trottoirs anschließend an die behördlich genehmigten Fiakerstandplätze , und
zwar vom Grand Hotel in der Richtung gegen die Schwarzenbcrgstraße und
vom Hotel Bristol in der Richtung gegen die Äärntncrstraße auszustellen.

Jede Wagenaufstellung an der gegenüberliegenden (Allee-) Seite der
Seitenfahrbahn ist unter allen Umständen verboten.

Übertretungen dieser Anordnungen werden mit Geldstrafen bis zu 400 L
oder mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.

27 .

Neligionswechsel österreichischer Staatsbürger im
Anslande.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 8. Juli
1910 , M . D . 2657:

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Rund -Erlasse vom 24 . Juni
1910 , Z . III - 1884/2 , nachfolgendes anher eröffnet:

Das Ministerium für Kultus und Unterricht hat anläßlich der von
mehreren Landcsstcllen angeregten Zweifel über die Behandlung der Erklärung
eines Religionswechscls von sich im Auslande aufhaltenden österreichischen
Staatsangehörigen mit dem Erlasse vom 13 . Mai 1910 , Z . 35037 aus 1906
Nachstehendes eröffnet:

Gemäß Artikel 4 des Gesetzes vom 25 . Mai 1868 , R .-G .-Bl . Nr . 49,
hat jedermann ohne Unterschied des Geschlechtes nach vollendetem 14 . Lebens -
jahre die freie Wahl des Religionsbekenntnisses nach seiner eigenen Überzeugung.

Demnach sind österreichische Staatsbürger in der Lage, auch dann einen
Religionswcchsel mit Wirksamkeit für den äußeren Rechtsbereich vorzunehmen,
wenn sie ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt nicht innerhalb des Staats¬
gebietes , sondern im Auslande haben.

Auch in diesem Falle wird es, soweit Handlungen und Verhältnisse
innerhalb der Staatsgrenze in Frage kommen , nach der angeführten Gesetzes-
stclle die Pflicht der Behörde sein, solche Staatsbürger nötigenfalls in dieser
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freien Wahl zu schützen, namentlich den eingetretenen Verlust genossenschaftlicher
Rechte der verlassenen Kirche oder Religionsgesellschaft an den Ausgetretenen
im Streitfälle festzustellen und die sich hieraus ergebenden Konsequenzen für
konkrete rechtliche Ansprüche gegebenen Falles im Wege der Judikatur zum
Ausdrucke zu bringen.

Da Artikel 6 des berufenen Gesetzes für den Eintritt der äußeren Rechts¬
wirkungen eines Religionswechsels eine formelle Erklärung vor der Behörde
vorschreibt , ergibt sich weiters die Frage , ob und inwieweit diese Form der
Austritts -Erklärung auch von im Auslände wohnhaften oder sich ständig da¬
selbst aufhaltendcn österreichischen Staatsbürgern wahrzunehmen ist, oder ob
diese nicht vielmehr dem Religionsweckffel , beziehungsweise die Austritts-
Erklärung nach jenen Vorschriften vorzunehmen haben , welche an dem Orte
ihres Wohnsitzes oder ständigen Aufenthaltes in Geltung stehen.

Diese Frage ist dahin zu beantworten , daß , wenn an diesem Orte eine
durch die Staatsgesetze normierte Form sür den Religionswcchsel , insbesondere
die Anforderung der Erklärung desselben vor einer weltlichen , sei es Ver-
waltungs - oder Gerichtsbehörde , besteht , und ein dort seinen Konfcssionswechscl
vollziehender österreichischer Staatsbürger eben diese Form wahrnimmt , dieser
Akt auch für das inländische Staatsgebiet als der Form nach wirksam ange¬
sehen werden muß.

Sollte dagegen diese Form nicht wahrgenommen werden können oder
wollen , so besteht gemäß Artikel 6 des zitierten Gesetzes trotzdem kein Hindernis,
eine Austritts -Erklärung vor einer österreichischen Behörde abzugeben . Als
Form hiefür käme die Meldung des Austrittes durch den Austrctenden bei der
politischen Behörde in Betracht.

Die örtliche Zuständigkeit dieser würde „sich aus dem letzten inländischen
Wohnsitze des im Auslande domizilierenden Österreichers oder falls er hierzu¬
lande überhaupt nie einen Wohnsitz gehabt hat , aus seiner Heimatzuständigkeit
ergeben.

88 .

Verbot des Hausierhandels im Geineindegebiete der
k. k. Neichshaupt - und Residenzstadt Wien.

Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen
mit dem Ministerium des Innern und dem Finanzministerium
vom 9 . Juli 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 128:

Auf Grund des Z 10 des kaiserlichen Patentes vom 4 . September 1852,
R .-G .-Bl . Nr : 252 , und des H 5 der Vollzugsvorschrift zu demselben wird
der Hausierhandel im Gemeindegebiete der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt
Wien untersagt.

Dieses Hausierverbot findet auf die Angehörigen der im Z 17 des
Hausierpatentes und in den betreffenden Nachtragsverordnungen angeführten,
bezüglich des Hausierhandels begünstigten Gegenden keine Anwendung.

Jene Hausierer , welche seit mindestens drei Jahren in Wien seßhaft find
und daselbst den Hausierhandel befugterweise betreiben , dürfen auf Grund
ordnungsmäßig verlängerter Hausierbewilligungen auch weiterhin in Wien
hausieren.

Diese Verordnung tritt am l . Jänner 1911 in Kraft.

H. UorlimtivlikstimmulUM.
Hemeiuderal:

ss.
Ergänzung beziehungsweise Abänderung der Be

ftimmungen über die Zeitbefördernng.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 30 . Juni

1910 , M .-D . 4103/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 80:
Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 24 . Juni 1910 zur

Pr . Z . 1566 nachstehenden Beschluß gefaßt:

„Am Schluffe des Z 8 der „Bestimmungen über die Einführung der
Zeitbeförderung für städtische Angestellte " ist folgender Absatz beizufügen:

Wird ein Angestellter — weder strafweise noch auch mit Beförderung —
in einen anderen Status übersetzt , so wird ihm der bis dahin zurückgelegte
Teil der Beförderungsfrist angerechnet ; doch endet seine neue Bcförderungs-
frist nicht früher als die des Vormannes , hinter den er eingereiht worden ist.
Eine bei diesem etwa nach 8 11 eintretende Verlängerung der Frist bleibt
hiebei außer Betracht.

Dieser Beschluß tritt mit Rückwirkung vom 1. Jänner 1909 in Kraft ."

SS.

Regelung der Bezüge der städtischen Kanzlisten
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 5. Juli

1910 , M .-D . 1934/09 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 81 ) :
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung voin 1. Juli 1910 zur Pr .-Z . 9575

folgenden Beschluß gefaßt:

Punkt 2 und Punkt 3, Absatz I und 2' , des 8 11 des Diurnisten - und
Kanzlistcnnormales werden abgeändert und haben zu lauten wie folgt:

Die Bezüge der Kanzlisten werden in folgender Weise festgesetzt:

Kanzlisten

II . Klasse

Kanzlisten
I.

Bei einer Dienstzeit von

über 3 bis 6 Jahren.

über 6 bis 10 Jahren

Monats¬
bezug

roncn

110
125

150

300

1470

1800

über 10 bis 14 Jahren

über 14 bis 18 Jahren.

über 18 bis 22 Jahren

über 22 bis 26 Jahren.

über 26 Jahren . . . .

130

140

150

160

170

350

400

500

600

700

1950

2080

2300

2520

2740

Der Genuß der neuen Monatsbczüge und Mietzinsbeiträge beginnt im
Hinblicke auf den Tag des Gemeinderatsbeschlusses mit 1. August 1910.

Die Anweisung dieser neuen Bezüge wird von Amtswegcn erfolgen.

dlaiNrat:
»i.

Nnterhaltsbeitrag aus (Hemcindeinitteln für städtische
Angestellte aus Anlaß einer militärischen Dienst

leistnng.
Erlaß des Magistratsdirektors K. Appel  vom 20 . Juni 1910,

M . D . 2060 sx 1910 , an die städtischen Ämter , Anstalten und
Unternehmungen (Normalienblatt des Magistrates Nr . 71 ) :

Der Stadtrat hat mit dem Beschlüsse vom 14. Juni 1910 , Pr . Z . 8702/l 0
Folgendes angeordnet:

Wie bereits mit dem Normalienblatte des Magistrates Nr . 13 or 1909
verlautbart wurde , hat der Gemeinderat in der Sitzung vom 12 . Jänner 1901,
Z . 17 .668 , folgenden Beschluß gefaßt:

„Die über ein Jahr bei den städtischen Ämtern , Anstalten oder Unter¬
nehmungen in ständiger Verwendung stehenden Angestellten der Gemeinde

! Wien (einschließlich der im Tag - oder Wochenlohn stehenden) erhalten im Falle
! ihrer Einberufung zu einer Waffen (Dienst )übung , beziehungsweise zur mili-
j tärischen Ausbildung nach § 34 W . G ., wenn sie für Angehörige zu sorgen
j haben , die Hälfte ihres Gehaltes (Lohnes ) als Unterhaltsbeitrag , sofern nicht
: schon gegenwärtig für einzelne Kategorien von Angestellten weitergehendc Be¬

günstigungen zugestanden sind.
Als Angehörige sind die im ß 1, vorletzter Absatz, des Gesetzes vom

21 . Juli 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 141 , bezeichneten Personen anzuschen.
Der Unterhaltsbcitrag wird nicht nur sür die Dauer der «Waffen-

(Dienst )übung , beziehungsweise militärischen Ausbildung , sondern auch für die
allenfalls zur Hin - und Rückreise unbedingt erforderliche Zeit gewährt.

Der Stadtrat wird ermächtigt , in besonders berücksichtigungswürdigen
Fällen auch die Auszahlung eines Ünterhaltsbeitrages in der vollen Höhe des
Gehaltes (Lohnes ) zu bewilligen . "

Durch das am 1. Juli l . I . in Kraft tretende Gesetz vom 16 . Jänner 1910,
R .-G .-Bl . Nr . 20 (Handlungsgehilfcngesetz ), werden nun bestimmten Kategorien
von Angestellten im Falle einer militärischen Dienstleistung noch weitere , über
den Rahmen der vorbezeichncten Bestimmungen hinausgehende Begünstigungen
eingeräumt.

Nach Z 8, letzter Absatz, dieses Gesetzes behalten nämlich die ihm unter¬
stehenden Dienstnehmer , wenn sie durch Erfüllung ihrer Militärdienstpflicht an
der Verrichtung ihres Dienstes verhindert werden , den Anspruch auf ihre
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Geldbczüge bis zur Dauer von vier Wochen , wenn das Dienstverhältnis un¬
unterbrochen bereits ein Jahr gedauert hat . Doch besteht dieser Anspruch nicht
für die Ableistung der gesetzlich bestimmten einjährigen oder längeren mili-
lärischcn Präsenzdienstpflicht.

Es ist auch weiters darauf Bedacht zu nehmen , daß die Bestimmungen
über die städtischen Diurnisten und Kanzlisten (Gemciudcratsbcschluß vom
2t . März 1902 , Z . 14738 er 1901s , soweit sie die Erwirkung eines Urlaubes
für die Waffenübung oder militärische Ausbildung verschreiben (Z >3), ferner
das Normale Nr . 10 er 1902 , insoweit cs die Behandlung der Diurnisten
oder sonstigen provisorischen städtischen Bediensteten aus Anlaß einer derartigen
Militärdicustleistung betrifft , durch den eingangs bezogenen Gcmeinderals-
bcschluß abgeänden worden sind.

Es hat sich nun die Notwendigkeit herausgestellt , den Geschäftsgang bei
der Bewilligung und Auszahlung der Unterhaltsbeiträge zu vereinfachen
und darauf Rücksicht zu nehmen , daß die Gewährung eines solchen Unterhalts-
bcitragcs durch die Gemeinde auch die Entscheidung über den Anspruch aus
einen staatlichen Untcrhaltsbcitrag nach dem Gesetze vom 21 . Juli 1908,
R .-G .-Bl . Nr . 141 , wesentlich beeinflussen kann.

Ich finde mich daher bestimmt , folgende Anordnungen zu treffen:
1. Über die mündliche Meldung eines zur Waffenübuug oder zur mili¬

tärischen Ausbildung cinberufenen , in Wien wohnhaften Angestellten der Ge¬
meinde Wien , dem auf Grund des eingangs bezogenen Gemeinderatsbeschlusses
oder dcS Handlungsgehilfcngesetzes ein Anspruch auf den Umerhallsbeitrag aus
G e m c i u d c in i t l c l u zusteht , hat dessen unmittelbar Vorgesetzte Dienstes-
stellc eine Aufnahmeschrist nach dem mitfolgendcii Muster 4 ) zu verfassen und
nach Prüfung der Anspruchsberechtigung die Auszahlung des Unterhalts-
bcitragcs durch die zur Anweisung des Lohnes oder Gehaltes berechtigte Stelle
zu veranlassen . In zweifelhaften Fällen haben die dem Magistrate unter¬
stehenden Ämter und Anstalten die Weisung des zuständigen MagistratS-
referenten cinzuholen.

Unwahre Angaben der Angestellten anläßlich ihrer Einvernehmung sind
als Pflichtverletzung zu ahnden.

Ansuchen um Gewährung auch der zweiten Hälfte des Gehaltes (Lohnes)
als Unterhaltsbeitrag sind, wie bisher , schriftlich oder mittels Aufnahine-
schrift einzubringen und nach vorheriger Anweisung des etwa zu bewilligenden
Fortbezuges des halben Gehaltes (Lohnes ) mit dem Ergebnisse der Er¬
hebungen und einem Anträge an den Stadtrat vorznlegcn.

2 . Damit nicht für dieselbe militärische Dienstleistung neben dem Unter-
haltsbeitragc der Gemeinde auch der st a a t l i ch e Unterhaltsbeitrag nach dem
Gesetze vom 21 . Juli 1908 , R .-G .-Bl . Nr . 14 l , angewiesen werde , ist über
jede Anweisung des ersterwähnten Unterhaltsbeitrages eine Mitteilung nach
Muster 8 ) auszufertigrn und gleichzeitig mit der Auszahlungsanweisung an
die Urlaubercvidenthaltiing des Konskriptionsamtes abzusendcn.

3 . Die Urlaubercvidenthaltiing hat die Bewilligung eines Unterhalts-
bcitragcs aus Gemeindemitteln auf den Meldeblättern der Kataster Uber die
n . a . Mannschaft vorzumerkcn.

Besteht ans einem Katasterblatte bereits die Vormerkung , daß bei einem
magistratischen Beziiksamtc ein Anspruch auf den staatlichen  Unterhalts¬
beitrag gestellt wurde , so ist von der Gewährung des Untcrhaltsbeitrages aus
Gemeinden : ! tteln  diesem Bczirksamte sofort mittels gewöhnlichen Dienst¬
zettels die Anzeige zn erstatten.

Langt erst nach erfolgter Vormerkung der Gewährung eines Unter-
haltsbeitragcs aus Gemeindemitteln  von einem magistratischen Bezirks¬
amt «: ein Gesuch um einen staatlichen  Unterhaltsbeitrag bei der Urlauber-
cvidcnthaltnng ein, so ist von derselben auf den üblichen Refcratsbogen die
entsprechende Mitteilung zu machen.

4 . Jedes bei einem magistratischen Bezirksamte gestellte Ansuchen eines
städtischen Angestellten um einen st a a t l i ch e n Unterhaltsbeitrag ist im Sinne
der bereits bestehenden Weisungen mit dem vorgeschriebcnen Referatsbogen an
die Urlauberevidenthaltung zu leiten.

Kann die Urlauberevidenthaltung ans Grund ihrer Vormerkungen dar¬
über keine bestimmte Auskunft geben , ob ein Unterhaltsbeitrag aus Ge¬
rn e i n d e m i tl e l n bereits bewilligt wurde oder nicht , so ist im kürzesten
Wege eine Anfrage an die in Betracht kommende Dienstcsstcllc zu richten und
auf Grund der dort erhaltenen Auskunft über die Anerkennung des staa t-
lichcn Unterhaltsbeitrages im Sinne der Ministcrialverordnung vom 3. Februar
1910 , R .-G .-Bl . Nr . 28 , zu entscheiden.

Die vorerwähnten Anfragen sind von den erwähnten Dienstesstellen un¬
gesäumt zu beantworten.

Solche Anfragen entfallen jedenfalls bei allen Angestellten , auf welche
die im Anhänge II zur Tienstpragmatik abgedruckte „ Vorschrift über die
Personal - und Dienstverhältnisse der der bewaffneten Macht angehörigen
städtischen Bediensteten " Anwendung findet , weil diese während der Waffen¬
übung oder militärischen Ausbildung im Genüsse ihrer ständigen Bezüge
bleiben.

5 . Die Drucksortcn 4 ) und 9 ) sind durch das Konskriptionsamt aufzu-
legen und von dort zu beziehen

X Dieser Erlaß tritt mit 1. Juli 1910 in Kraft.
Schließlich ordne ich an , daß alle die Bewilligung eines Unterhalts¬

beitrages der Gemeinde betreffenden Amtshandlungen tunlichst derart be¬
schleunigt werden , daß der Beitrag noch vor dem Einrücken des Angestellten
zur Waffenübung bewilligt und — nach Maßgabe der Zahlnngtermine —
auch ausbezahlt werden kann.

*

Muster 4 ).

Dienstesstelle
Nummer :.

N . N . .

Unterhaltsbeitrag. Wien , am 191

Aufnahmeschrift
vom . 191

Land

Land

Diensteigenschaft
Truppenkörper.
Charge.
Asscntjahr . . G . B . Bl . Nr.
Ergänzungsbezirks -Nr.

Herr
Geburtsjahr
Geburtsort

Bezirk.
Zuständigkcitsort

Bezirk
bittet auf Grund

1. des G . R . B . vom 12 . Jänner 1909 , Z . 17 .668;
2 . des Ges. vom 16 . Jänner 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 20

(Handlungsgehilsengesetz)
I . des Unterhaltsbeitragcs

Anweisung z Geldbezüge
in der Höhe von X ii täglich , d. i . -- seines
Gehaltes , . ^

Lohnes ^ die Dauer vom . 191
1. und bemerkt , daß er
für seine Gattin
für seine unversorgten Kinder

aus Gemeindemitteln

bis .. 191

für seinen Vater
für seine Mutter
für seine Geschwister

für seine Großeltern .

zu sorgen hat.
des Unterhaltsbeitrages . .

1 und 2 zur Empfangnahme - Geldbezüg ^ ^ nominiert
der Genannte . wohnhaft
1. der Bittsteller nimml zur Kenntnis , daß unwahre Angaben als Pflicht¬

verletzung geahndet werden.
Fertigung.

(Dienstzettel an die U. E . abgefertigt .)

Muster 8)

Dienstesstelle
Nummer:

N . N.

Unterhaltsbeitrag.

Wien , am 191

Diensteigenschaft
191 in.

An die

Urlauberevidenthaltung  des
Konskriptionsamtcs!

Dem
Name

geboren . :..
zuständig nach . . .
Reservist — Ersatzrcscrvist
des.

Asscntjahr G . B . Bl . Nr.
wurde anläßlich seiner Einberufung zur Waffenübuug (militärischen Aus¬
bildung ) ein Unterhaltsbeitrag aus G e m e i n d e m i t t e l n für die Zeit
vom . 191 bis . . . 191 in der Höhe
von X . l> täglich , d. i. ",)> des gewöhnlichen Lohnes
angewiesen.

Unterschrift:

n . a . Landwehrmann
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ZUagMal:
»s

Wegfall der Urlanbsansnchen der Diurniste » n»d
sonstigen provisorischen Bediensteten anläßlich der
Ableistung der Waffenübnng und militärischen Ans

bildung.
Erlaß des Bürgermeisters Dr . Josef Neumayer  vom

20 . Juni 1910 , Pr .-Z . 8304 , M .-D . 2024/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 72t:

Durch dm Gemeindcratsbeschluß vom 12 . Jänner 1909 , Z . 176 ^8
(Normalienblatt Nr . 13 ex 1909 ), mit welchem für die Angehörigen städtischer
Angestellter im Falle der Einberufung zu einer Waffcn (Dienst )übung und
militärischen Ausbildung Unterhallsbciträge aus Gemeindemitteln zugestandcu
wurden , erscheinen die Bestimmungen über die städtischen Diurnisten und
Kanzlisten (Gemeinderatsbeschluß vom 21 . März 1902 , Z . 14738 ex 1901 ),
soweit sie die Erwirkung eines Urlaubes für die Waffenübung oder militärische
Ausbildung vorschreiben (A 13 ). ferner das Normale Nr . 10 ex 1902 , insoweit
es die Behandlung der Diurnisten oder sonstigen provisorischen städtischen Be¬
diensteten aus Anlaß einer derartigen Militärdicnstleistung betrifft , abgeändcrt.

Den städtischen Diurnisten und sonstigen Provisorischen Bediensteten wird
sohin ausdrücklich bckanntgegebcn , daß sie im Falle ihrer Einberufung zu einer
Waffenübung oder militärischen Ausbildung eines Urlaubes nicht be¬
dürfen.

Es haben vielmehr diejenigen derselben , welchen auf Grund des zitierten
Gemeinderatsbeschlusses ein Unterhaltsbeitrag aus Gemeindemitteln zusteht , im
Sinne des h. ä . Erlasses vom 20 . Juni 1910 , M .-D . 2060 (Normalienblatt
Nr . 7l ex 1910 ) , vorzugehen.

Seitens der übrigen ist lediglich eine Anzeige von der Einberufung an
den Personalreferenten zu erstatken.

Etwaige Ansuchen um gnadenweisen Fortbezug des halben oder ganzen
Taggeldes sind mit dieser Anzeige zu verbinden.

3 ».

Unzulässigkeit von Gegenschritten anläßlich der Zu¬
weisung an andere Dienststellen

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 15 . Juni
1910 , M . D . 2359 10 (Normalieublatt des Magistrates Nc. 69) :

Mit dem Erlasse vom 1l . Februar 1910 , M . D . 666 (Normale 10),
habe ich mich genötigt gesehen zu rügen , daß es häufig vorkommt , daß besonders
Gesuche um Versetzungen beziehungsweise um Zuweisungen an andere Dienst¬
stellen nicht im vorgeschriebencn Dienstwege eingebracht werden.

Eine weitere Ungehörigieit,  welche ich namentlich in der letzteren
Zeit mehrfach zu beobachten Gelegenheit halte , besteht darin , daß Beamte und
sonstige Angestellte des Wiener Magistrates , welche ich anderen Dienststellen
zugewiesen habe , Schritte behufs Widerrufes der Zuweisung machen und zu
diesem Zwecke sogar die Mithilfe dritter Personen , wie ihrer Amtsleiter u . s. w .,
in Anspruch nehmen.

Abgesehen , davon , daß sich ein solches Beginnen als eine Ungchörig-
keit  der betreffenden Angestellten erweist , erscheint cs aber auch vollkommen
zwecklos.  Denn Zuweisungen an andere Dienststellen erfolgen stets nur
dann,  wenn dieselben aus dienstlichen  Rücksichten geboten erscheinen.
Eine im Interesse des Dienstes  notwendige und daher verfügte
Änderung der Dienstzuwcisung kann aber nicht rückgängig  gemacht
werden . Daß ein solches Beginnen überdies für die B e u r t e i l u n g der
betreffenden Angestellten abträglich  erscheint , ist wohl selbstverständlich.

Ich fordere daher die Beamten und sonstigen Angestellten des Wiener
Magistrates auf , in Hinkunft Schritte gegen von mir verfügte Zuweisungen
an andere Dienststellen als ungehörig , nicht zweckentsprechend
und vollkommen nutzlos zu unterlassen.

34

Unzulässigkeit der Aufrechnung von Gebühren für
das Erscheinen vor Gericht als Zenge oder Sach¬

verständiger.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 25 . Juni

1910 , M .-D . 2443/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 78) :
Anläßlich anfgetauchter Zweifel über die Zulässigkeit der Aufrechnung

von Entfernungsgebührcn seitens städtischer Angestellter für das Erscheinen vor
Gericht als Zeuge oder Sachverständiger sehe ich mich veranlaßt , Nachstehendes
bekanntzugeben:

Wenn der Staat in einer Zivil - oder Strafsache als Richter entscheiden
soll, will er seine Entscheidung auf Wahrheit begründen . Eines der wichligsten
Mittel , die Wahrheit zu ergründen , ist aber die Aussage von Zeugen oder
Sachverständigen.

Die Zivil - und die Strafprozeß -Gesetzgebung hat deshalb eine allgemeine
Verpflichtung zur Aussage als Zeuge oder Sachverständiger aufgestellt , von
deren Erfüllung nur gesetzliche Befreinngsgründe entbinden und deren Ver¬
weigerung mit Strafen bedroht ist. (Vgl . Zivilprozeßordnung AZ 320 —367,
Slrafprozeßordnung HA 118 —120 , 150 —172 .)

Für die Erfüllung dieser Pflicht gewährt der Staat eine Entschädigung
und zwar den Zeugen im allgemeinen nur eine Entschädigung der ihnen er¬
wachsenden Auslagen ; Personen , die von Tag - und Wochenlohn leben , auch
für den Berdienstentgang ; den Sachverständigen für ihre Auslagen und für
ihre Mühewaltung.

Diese Entschädigungen leistet das Gericht unter Vorbehalt des Ersatzes
von Seile dessen, der die Auslage verursacht hat ; bei Zivilrechtsstreitigkeiteu
hat unter Umständen die Partei , welche die Zeugen führt , die Entschädigung
vorzuschießcn . Daraus folgt , daß ein Beamter , welcher einer Vorladung als

Zeuge oder Sachverständiger folgt , nicht eine  A m ts  h a n d l u n g vor¬
nimmt , sondern eine ihm obliegende gesetzliche Pflicht  erfüllt . Dies
trifft auch dann zu , wenn seine Vorladung als Zeuge
oder Sachverständiger durch seine dien st li che Stellung
veranlaßt worden  ist.

Hieraus ergibt sich also , daß dem Beamten für die Erfüllung seiner ge¬
setzlichen Pflicht ein Anspruch auf Entschädigung gegen seinen
Dienstgeber niemals  z u st e h t, sondern daß er einen solchen Anspruch
bei Vorhandensein der gesetzlichen Voraussetzungen nur an das Gericht
stellen kann.

.35 .

Borschrist über die Gebarung und Verrechnung
hinsichtlich der ^stehenden Berlage ".

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 1. Juli
1910 , M .-D . 2538 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 79) :

Bei der Gebarung und Verrechnung hinsichtlich der einzelnen städtischen
Beamten zur Bestreitung regelmäßig wiederkchrender kleinerer Ausgaben , wie
Stempel - und Portoanslagen , anvertrauten Amtsgelder der sogenannten
„stehenden Verlage " , hat die nachstehende Vorschrift zur Anwendung zu
kommen:

Da grundsätzlich die Höhe eines stehenden Berlages den Bedarf dreier
Monate decken soll, ist dort , wo hienach ein Verlag als zu hoch bemessen
erscheint , der überschüssige Teil desselben an die städtische Hauptkasse be¬
ziehungsweise Hauptkasseabteilung mittels Gegenscheines abzuführen.

Die Verlagsgelder sind in der Regel abgesondert von privatem Eigentum
zu verwahren.

Es kann jedoch dem Verwahrer für den Fall , daß ihm hinreichend
sichere Ausbewahrnngsmittel nicht zur Verfügung stehen, vom Amtsvorstandc
gestattet werden , Verlagsgelder ausnahmsweise bei sich selbst zu verwahren.
Selbstverständlich ist diese Zustimmung nur nach eingehender Beurteilung der
hiebei in Betracht kommenden Umstände zu erteilen.

Verläge werden in der Regel bloß zur Bestreitung bestimmter Ausgaben
gegeben und dürfen daher zu anderen Leistungen nicht herangezogen werden.

Auch sind die im allgemeinen bestehenden oder für den einzelnen Fall
erlassenen Vorschriften über die zulässige Höhe der einzelnen Ausgabsposten,
über die etwa erforderliche vorhergehende Genehmigung des Magistrats-
Referenten , Bezirksamtsleiters rc . und über die in bestimmten Fällen not¬
wendige vorhergehende buchhalterische Adjustierung strenge zu beachten . Unter
allen Umständen ist es jedoch die erste Pflicht eines jeden Beamten , dem ein
Verlagsgeld anvcrlraut ist, ein mit zwei Betragsspalten versehenes Verzeichnis
(Journal ) zu führen , in das er jede Gebarung , ob Einnahme oder Ausgabe,
sofort einzutragen und hiebei insbesondere dann , wenn ihm ein Beleg für die
betreffende Post nicht zur Verfügung steht, alle notwendigen Merkmale an-
zufllhren hat , die zur Beurteilung des Falles dienlich sind . In dieser Beziehung
kommt vor allem nebst dem Datum die Person , an welche oder von welcher
die Zahlung geleistet wurde , der Titel , auf welchen sich die Zahlung gründet,
und die betreffende Geschäftszahl in Betracht . Die Geschäflsfälle sind mit fort¬
laufenden Post -Nummern , die Belege , getrennt nach Empfang und Ausgabe,
ebenfalls mit solchen zu versehen und ist zwischen Journalpost und Beleg
gegenseitig eine Beziehung herzustellen . Gänzlich unstatthaft ist es, dieses Journal
erst dann anzulegen , wenn sich die Notwendigkeit einer Abrechnung ergibt:

Was speziell die Postwertzeichen anbelangt , so ist es selbstverständlich , daß
dieselben nicht einzeln im Bedarfsfälle zu beziehen sind , sondern daß von den
benötigten Sorten ein gewisser Vorrat angeschafft wird . Es ist jedoch nicht
zulässig , den Betrag dieser Anschaffung summarisch bei ihrem Vollzüge in das
Journal einzustellen ; sondern die Portoauslagen sind vielmehr erst bei
faktischer Verwendung unter Anführung der oben besprochenen Daten zu
journalisieren.

Hieraus ergibt sich, daß der jeweilig vorhandene Postwertzeichen -Vorrat
als Bargeld zu betrachten und gegebenenfalls (bei Erprobung der Über¬
einstimmung der Journalangaben mit dem Kassareste ) dem baren Vorräte an Geld
zuzurechnen ist.

Der analoge Vorgang ist in Bezug auf Stcmpclmarken einzuhalten.
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Sollte der Rechnungsleger zur Führung eines k. k. Stempelverschleißes
befugt sein , so dürfen städtische Gelder nicht in diesem Stempelverschleiße an¬
gelegt werden ; es ist daher ein etwa bestehender Stempclverlag in einem
solchen Falle ohneweiters rUckzuverrechnen.

Behufs Ergänzung der stehenden Berlage haben die Rechnungsleger ihre
abgeschlossenen Journale unter Angabe der Höhe des Berlages und unter
Anschluß der Belege der Stadtbuchhaltung einzusenden , bevor der Verlag in
seiner vollen Höhe verausgabt ist, und zwar am zweckmäßigsten zu einem
Zeitpunkte , in welchem noch etwa ein Dritteil des Verlagsbctrages bar vor¬
handen ist. Da , wie bereits erwähnt , der Verlag nicht größer sein soll, als dem
Bedarfe dreier Monate entspricht , so wird sich von drei zu drei Monaten die
Notwendigkeit einer Abrechnungsvorlage ergeben.

Wenn in der Person des mit der Verlagsgebarung betrauten Beamten
ein Wechsel eintritt , so hat eine formelle Üvergabe unter Intervention des
Amts - oder Abteilungsvorstandes stattzufinden und ist dies im Verlags-
Journale unter Anführung des übergebenen Kassarestes zu vermerken und das
Journal vom Ubergebcr und Übernehmer zu fertigen.

Die Amts -, beziehungsweise Abteilungsvorstände , haben die genaue
Beobachtung dieser Vorschrift zu überwachen und in angemessenen Zwischen¬
räumen sich die Überzeugung zu verschaffen , daß der nach den bezüglichen
Journalen sich ergebende Kassarest auch tatsächlich vorhanden ist.

»6.
Kollskriptionsämtliche Nachprüfung.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 8. Juli
1910 , M . D . 2622 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 84 ) :

Auf Grund des Gemeindcratsbeschlusses vom 6. April >876 , Z . 1184,
über die Einführung einer konskriptionsämtlichen Nachprüfung sowie in Er¬
gänzung des hierämtlichen Normalcrlasses vom 22 . August 1887 , M .-D . 324
(Mag .-Verordnungsblatt er 1837 , Seite 139 ), betreffend die näheren Be¬
stimmungen über diese Prüfung , beziehungsweise im Nachhange zu », hier-
Smtlichen Normalerlasse vom 18 . Oktober 1907 , M .-D . 3649 «x 1907 (N .-
Bl . Nr . 72 ex 1907 ) , zum hierämtlichen Normalerlassc vom 26 . Februar
1909 , M .-D . 471 (N .-Bl . Nr . 28 ex 190b ), und zum hierämtlichen Normal¬
erlasse vom 24 . März 1910 , M .-D . 1142 (N .-Bl . Nr . 29 ex 1910 ), wird
mit Genehmigung des Herrn Bürgermeisters angeordnet , daß der Prüfungs¬
stofs in Hinkunft auch jene Bestimmungen des Handlungsgehilfengesetzes vom
>6. Jänner 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 20 , welche auf die Handhabung des Gesetzes,
betreffend den militärischen Unterhaltsbeitrag beziehungsweise der hiezu erlassenen
Durchführungsverordnung Einfluß nehmen (W 1 bis S, 8 , 9, 19, 20 , 21,
25 , 26 , 27 , 39 bis 42 des Gesetzes vom 16 . Jänner 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 20 ),
zu umfassen hat . Diese Anordnung tritt sofort in Kraft.

»7.
Theater , Siugspielhalle », Schaustellungen . — Ab
grenzuug des Wirkungskreises der Magistrats -Ab¬
teilung IV und der magistratischen Bezirksämter.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 9. Juli
1910 , M . Abt . IV , 2583 , an sämtliche magistratischen Bezirks¬
ämter :

Zufolge der Gcschäftseinteilung für den Magistrat der Reichshaupt - und
Residenzstadt Wien fällt in den Wirkungskreis der Magistrats -Abteilung IV die
Handhabung der gesetzlichen Vorschriften bei Theatern und Singspielhallen aus¬
nahmslos , ferner bei öffentlichen Schaustellungen , Vorführungen , Belustigungen
u . dgl . , wenn die für solche Schaustellungen u . dgl . bestimmten Räumlichkeiten
einen Fassungsraum für mehr als 600 Zuschauer besitzen.

(Seite 19 und 20 der Geschäftseinteilung , 3 . Auflage .)
Hieraus erhellt , daß den magistratischen Bezirksämtern keinerlei Amts¬

handlungen in Handhabung der gesetzlichen (stcherheits - und theaterbehördlichen)
Amtshandlungen hinsichtlich der Theater und Singspielhallen zustchcn und es
kommt die Frage des Fassungsraumes hier gar nicht in Betracht.

Hingegen obliegen die oben erwähnten Amtshandlungen bei Schau¬
stellungen , Vorführungen und Belustigungen anderer Art nur dann der
Magistrats -Abteilung IV , wenn die für solche Zwecke bestimmten Räumlichkeiten,
und zwar zusammengenommen , einen Fassungsraum für mehr als 600 Zu¬
schauer besitze» .

In den übrigen Fällen ist hier die Amtshandlung den magistratischen
Bezirksämtern zu überlassen.

Trotzdem ist diese Abgrenzung der Wirkungskreise in zahlreichen Fällen
außeracht gelassen und insbesondere sind einzelne Theater und Singspielhallen,
deren Fassungsraum unter 600 Personen beträgt , fälschlich in den Wirkungs¬
kreis der magistratischen Bezirksämter einbezogen worden.

Den magistratischen Bezirksämtern werden daher die vorstehend dar-
gestelllen Bestimmungen der Geschäftseinteilung mit dem Aufträge in Erinnerung
gebracht , künftighin im Sinne dieser Bestimmungen vorzugehen und alle Ein¬
gaben , Anzeigen und Zuschriften , die nach der Geschäftseinteilung durch die
Magistrats -Abteilung IV zu erledigen sind, der letzteren abzutreten.

38 .
Verständigung der Baubehörden von Veränderungen

im Baugewerbe.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 11 . Juli

1910 , M .-D . 768/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 86 ) :
Mit Rundschreiben vom 17 . September 1903 , M .-Abt . XIV 1676 , wurden

die magistratischen Bezirksämter ersucht, von allen Veränderungen bei kon¬
zessionierten Baugewerben (Baumeister rc.) wie Konzessionsverleihungen , Ver¬
legungen des Standortes u . s. w. auch die M .-Abt . XIV , die magistratischen
Bezirksämter für die Bezirke X bis XIX und XXI sowie das Stadtbauamt zu
verständigen . Es hat dies den Zweck, die als Baubehörden , beziehungsweise als
Bauaufsichtsorgane fungierenden Ämter über den jeweiligen Stand der zu
Ballführungen befugten Gewerbetreibenden im Laufenden zu erhalten.

Gleichwohl verständigen einige magistratische Bezirksämter von Ver¬
änderungen im Baugewerbe auch die Bezirksämter für die Bezirke I bis IX,
welche als Baubehörden gar nicht in Betracht kommen . Ferner gelangen der¬
artige Verständigungen auch in Betreff des Gas - und Wasserleitungs-
Jnstallateur -Gewerbes , ja sogar des Buchhandels , des Gast - und Schank-
gcwerbes und dergleichen an die genannten Ämter.

Zur Vermeidung dieser auf beiden Seiten überflüssige Arbeit ver¬
ursachenden Verschiedenheiten der Praxis finde ich anzuordnen:

Von allen Konzessionsverleihungen und Veränderungen , wie Verlegung
des Standortes , Verpachtung , Geschäftsführerbestellung , Witwenfortbetrieb,
Firmenäuderungcn in Baugewerben , hat das ausfertigende Amt die M .-Abt . XIV,
die magistratischen Bezirksämter X bis XIX und XXI sowie das Stadtbauamt
(Fachabt . IX ) zugleich mit der Ausfertigung des bezüglichen Dekretes in die
Kenntnis zu setzen. Von gleichartigen Veränderungen in Betreff des Gas - und
Wasserleitungs -Jnstallateur -Gewerbes sind nur die Fachabteilungeu VII a und
VII b des Stadlbauamtes zu verständigen.

III. Gesetze
um » stesmlderer Wichtigkeit für steil politischen

Verwaltungsdienst.
3 «.

Regelung der Verlassenschaftsbeiträge zum Wiener
allgemeinen Bersorgnngsfonds.

Gesetz vom 27 . Juni 1910 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 142
(kundgemacht am 1. Juli 1910 ) :

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogtumes Österreich unter der
Enns finde Ich anzuordnen , wie folgt:

8 l.
Von den Berlassenschaften aller Personen , die zur Zeit ihres Todes ihren

ordentlichen Wohnsitz im Gemeindegebietc der k. k. Rcichshaupt - und Residenz¬
stadt Wien hatten , ist ein Beitrag zum Wiener allgemeinen Versorgungs'
sonds einzuheben , wenn der reine Nachlaß den Betrag von 1000 X übersteigt-

8 2.
Das im Jnlande befindliche bewegliche Nachlaßvermögen ausländischer

Staatsangehöriger , welches auf Grund von Staatsverträgen , nach völkerrecht¬
lichen Grundsätzen oder aus dem Titel der Gegenseitigkeit von den staatlichen
Vermögensübertragungsgebühren befreit ist, ist auch dem Verlassenschafts¬
beitrage zum Wiener allgemeinen Versorgungsfonds nicht unterworfen.

8 3.
Der Beitrag ist vom ganzen reinen Nachlasse zu bemessen und beträgt:

Bei einem gesamten reinen Nachlasse von mehr als 1000 X
bis einschließlich 100 .000 X . . . . . . . . . . . . . . . . 1 Prozent,

bei einem gesamten reinen Nachlasse von mehr als 100 .000 X 15 Prozent.

8 4-
Der Wert des außerhalb des Gcmeindcgebietes der k. k. Reichshaupt-

und Residenzstadt Wien liegenden unbeweglichen Vermögens , sowie der Schulden,
welche auf einem solchen unbeweglichen Vermögen dergestalt ausschließlich
haften , daß der übrige Nachlaß hiefür nicht in Anspruch genommen werden
kann , werden bei Berechnung des reinen Nachlasses nicht in Anschlag gebracht.
Schulden , für welche die ganze Verlassenschaft haftet , mögen dieselben auf
solchen Nachlaßobjekien versichert sein oder nicht , sind dagegen bei dieser Be¬
rechnung in Abzug zu bringen.
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8 6.
Der Beitrag haftet auf der beitragspflichtigen Verlasscnfchaftsmasse und

ist von den Erben zu entrichten , denen es Vorbehalten bleibt , die auf die Ver¬
mächtnisse entfallenden Teilbeträge des Beitrages von den Vermächtnisnehmern
einzubringcn , wenn nicht der Erblasser den Erben ausdrücklich die Entrichtung
des Beitrages für die Vermächtnisnehmer auferlegt hat.

8 6.
Insoweit dieses Gesetz keine abweichenden Bestimmungen enthält , wird

der Beitrag unter sinngemäßer Anwendung der Gesetze und Vorschriften , welche
für die bei Vermögensübertragungen von Todes wegen zu entrichtenden staat¬
lichen Gebühren Geltung haben , durch die daselbst bestimmten Behörden vor¬
geschrieben , sichergestellt und eingehoben.

Insbesondere treten auch, wenn der Beitrag nicht innerhalb 30 Tagen
nach Zustellung des Zahlungsauftrages bezahlt wird , die in jenen Gesetzen und
Vorschriften hiefür festgesetzten Folgen ein.

8 7.
Ist die Staatsgebühr für die Vermögensübertragung von Todes wegen

in Stempelmarken zu entrichten , so wird der Beitrag zum Wiener allgemeinen
Versorgungsfonds vom Abhandlungsgerichte vorgeschrieben.

8 8.
Der vorgeschriebene Beitrag ist bei der Hauptkassa der Gemeinde Wien

zu entrichten.
8 9.

Wenn für die staatliche Bermögensübertragungsgebühr von Todes wegen
aus Grund des Z II des Gesetzes vom 18 . Juni 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 74,
Ersatzzinsen zu entrichten sind , so gebühren solche unter den gleichen Voraus¬
setzungen und in demselben Prozentausmaße auch von dem korrelativen Bei¬
trage zum Wiener allgemeinen Versorgungsfonds.

8 io.
Ein Beitrag zum Wiener allgemeinen Bersorgungssonds ist nach Maß¬

gabe der Vorschriften der HZ 1 bis 9 und der folgenden Bestimmungen auch
von dem Mt Gemeindegebiete der Reichshaupt - und Residenzstadt Wien ge¬
legenen unbeweglichen Nachlaßvermögen nach Personen zu entrichten , die zur
Zeit ihres Todes ihren ordentlichen Wohnsitz nicht im Wiener Gemeindegebiete
hatten.

8 II-
Die Bemessung erfolgt in den Fällen des Z 10 durch das k. k. Zentral -Tax-

und Gebührcnbemessungsamt in Wien , welchem zu diesem Behufe von den
Erben gleichzeitig mit der beim Abhandlungsgerichtc erfolgenden Überreichung
der Nachlaßnachweisung für die Bemessung der staatlichen Vermögens-
iibertragungsgebühr eine Abschrift dieser Nachlaßnachweisung vorzulegen ist.

Die Richtigkeit und Vollständigkeit der in der Nachlaßnachweisung ent¬
haltenen Angaben ist durch Vergleichung mit jenen Daten zu prüfen , welche
bei Bemessung der staatlichen Vermögensübertragungsgebühr vom Gesamt¬
nachlasse von der hiezu berufenen Behörde zugrundegelegt wurden.

An diese Daten ist das k. k. Zentral -Tax - und Gebührenbemessungsamt
in Wien gebunden.

Die Überreichung einer Abschrift der Nachlaßnachweisung beim k. k. Zentral-
Tax - und Gebührenbemessungsamte in Wien entfällt , wenn die Nachlaß-
nachwcisung zum Behufe der Bemessung der staatlichen Vermögensübertragungs-
gebühr bei dem Abhandlungsgerichte selbst ausgenommen wurde , wie auch bei
jenen Verlasscnschaften , bei welchen die Entrichtung der staatlichen Vermögens¬
übertragungsgebühr in Stempelmarken zu erfolgen hat.

Die Art , wie in solchen Fällen dem obgedachten k. k. Zentral -Tax - und
Gebührenbemessungsamte die zur Bemessung des Versorgungsfondsbeitrages
erforderlichen Grundlagen geliefert werden , wird im Berordnungswege be¬
stimmt.

8 12.
In den Fällen des Z 10 ist der Beitrag zum Wiener allgemeinen

Bersorgungssonds in der Regel vom reinen Werte des im Gemeindegebiete
der Reichshaupt - und Residenzstadt Wien liegenden unbeweglichen Nachlaß-
Vermögens zu bemessen.

Dieser reine Wert ergibt sich dadurch , daß man von dem nach den Vor¬
schriften des Gebührengesetzes ermittelten Werte der Realität jene Schulden
abzieht , welche aus dem gedachten unbeweglichen Vermögen dergestalt arrs-
schließlich haften , daß der übrige Nachlaß hiefür nicht in Anspruch genommen
werden kann.

Bon dem reinen Werte sind jedoch auch die auf dem ganzen Nachlasse
lastenden Schulden , mögen dieselben hypothekarisch versichert sein oder nicht,
insoweit zu deren Deckung das bewegliche Nachlaßvermögen nicht ausreicht,
mit jenem Teil der hienach unbedeckt bleibenden Passivquote in Abzug zu
bringen , welcher nach dem Verhältnisse der im Sinne des ersten Absatzes dieses
Paragraphen veranschlagten reinen Werte der Gesamtnachlaßrealitäten einerseits
und des im Gemeindegebiete der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien
befindlichen unbeweglichen Vermögens anderseits entfällt.

8 13-
Von dem sich nach Z 12 ergebenden Betrage des im Wiener Gemeinde-

gcbiete gelegenen unbeweglichen Nachlaßvermögens ist der Beitrag zum Wiener

allgemeinen Versorgungsfonds nach jenem Skalagesetze zu bemessen, welcher
! gemäß Z 3 der Höhe des bei Bemessung der staatlichen Vermögcnsübcr-
I tragungsgebühr ermittelten reinen Wertes des Gesamtnachlasses entspricht.

8 14.
Die ungerechtfertigte Nichtüberreichung der Nachlaßnachweisung (Z II,

Absatz I ) beim k. k. Zentral -Tax - und Gebührenbemessungsamie in Wien wird
mit einer Geldstrafe von 10 bis 600 L geahndet , welche zugunsten des
Wiener allgemeinen Bersorgungssonds bei der im Z 8 bezeichneten Kassa
einzuzahlen und erforderlichenfalls gleich den landesfürstlichen Steuern im
Exekulionswegc einzutreiben ist.

8 15.
Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Kundmachung in Kraft . Es findet

auf alle Bcrlassenschaften Anwendung , bei denen der Erbanfall nach diesem
Tage eintritt . Alle bisherigen Bestimmungen über den Verlasscnschaftsbeitrag
zum Wiener allgemeinen Versorgungsfonds werden aufgehoben.

8 16.

Mit der Durchführung dieses Gesetzes sind Meine Minister des Innern,
der Finanzen und der Justiz beauftragt.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und imLandesge-
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre LSI«

publizierten Gesetze und Verordnungen.
Reichsgeschblatt.

Nr . 11V . Kundmachung des Ministeriums des
Innern vom 15 . Juni 1910 , betreffend die Errichtung neuer
Bezirkshauptmannschaften in Böhmen mit dem Amtssitze in Neudek und
Humpoletz.

Nr . 117 Verordnung der Ministerien der Fi¬
nanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
15 . Juni 1910 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der
Durchführungsvorschrist zum Zolltarisgejetze vom 13 . Februar 1906 , R .-G .-Bl.
Nr . 22 , und der Erläuterungen zum Zolltarife.

Nr . 118 Verordnung des Handelsministeriums
Vom 21 . Juni 1910 , betreffend die Regelung der Personalvcrhältnisse
der Postmeister bei den Postämtern I . und II . Klaffe.

Nr . 11N . Verordnung des Handelsministcrs vom
21 . Juni 1910 , betreffend die Besorgung der Dienerschastsverrichtungen
bei den Postämtern 1. und II . Klasse und die Dienstverhältnisse der hiezu
verwendeten Organe.

Nr . 12 « Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister sür öffentliche
Arbeiten vom 10 . Juni 1910 , betreffend die Zeugnisse der
böhmischen Mädchen (Frauen )gewerbcschulc in Witkowitz (Politischer Bezirk
Mährisch -Ostraul uud der Frauengewerbcschule für Wcißnähen unv Kleidcr-
machen des Vereines Dobromil in Mährisch -Ostrau.

Nr . >21 . Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 22 . Juni 1910 , betreffend die Ausdehnung des
Polizeirayons der k. k. Polizei -Direktion in Brünn.

Nr . >22 . Finanzgesetz sür das Jahr 1910 vom
29 . Juni 1910.

Nr . 12 » . Verordnung des Justizministeriums
Vom 24 . Juni 1910 , betreffend die Aktivierung des Bezirksgerichtes
Stulpikany in der Bukowina

Nr . 124 . Kundmachung des Handelsministcrs im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 29 . Juni 1910 , betreffend die Zeugnisse der
gewerblichen und kaufmännischen Mädchenschule in Pisek.

Nr . 125 . Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 30 . Juni 1910 , betreffend die Amtswirksamkeit der
Bezirkshauptmänner in Caslau und in Eger.
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Nr . 1.28 . Verordnung der Ministerien des
Ackerbaues , des Handels und des Innern vom
30 . Juni 1910 , betreffend die Marktordnung fiir den Wiener Zentral-
Viehmarkt in St . Marx.

Nr . 127 . Konzessionsurkunde vom 1. Juli 1910,
für die Lokalbahnen von Innsbruck (Mitten ) über Scefeld zur Reichsgrenze
bei Scharnitz und von Reutte Uber Lermoos zur Reichsgrenze bei Griefen.

Nr . 128 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern
und dem Finanzministerium vom 9 . Juli 1910,
betreffend das Verbot des Hausierhandels im Gemeindegebiete der k. k. Reichs-
Haupt - und Residenzstadt Wien .*)

Nr . 12 « . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern vom
1 . Juli 1910 , womit auf Grund des A 96 Ir des Gesetzes vom
14 . Jänner 1910 , R .-G .-Bl . Nr . !9, Ausnahmen von den Bestimmungen
dieses Gesetzes Uber den Ladenschluß für einzelne Kurorte gestattet werden.

Nr . 18 « Verordnung des Handelsministeriums
Vom 15 . Juli 1910 , betreffend die Ausgabe von Briefmarken zur
Feier des achtzigste » Geburtstages Seiner kaiserlichen und königlichen Apostolischen
Majestät.

Nr . 181 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern und dem
Minister sür Kultus und Unterricht vom 4 . Juli 1910,
betreffend die Gestattung der gewerblichen Arbeit an Sonntagen in der Kunst¬
eis -Erzeugung.

Nr , 182 » Gesetz vom 14 . Juli 1910 , betreffend die
Erhöhung der Ruhegenüsse der Staatsbeamten und Staatslehrpersonen , der in
die Kategorie der Dienerschaft gehörigen Zivilstaatsbediensteten sowie der
Gendarmericmannschaftspersonen und Gendarmeriekanzleidiener , sofern die Ver¬
setzung dieser Staatsbediensteten in den Ruhestand vor dem 1. Oktober 1898,
beziehungsweise I . September 1899 und 1. Jänner 1900 erfolgte , und betreffend
die Gewährung von außerordentlichen Pensions (Provisions )zuschüssen.

Nr « 188 » Gesetz Vom 14 . Juli 1910 , betreffend die
Erhöhung der vor Wirksamkeit des Gesetzes vom 14 . Mai 1896 , R .-G .-Bl.
Nr . 74 , angefallenen normalmäßigen Pensionen der Witwen nach Staats¬
beamten und Staatslehrpersonen sowie der nach älteren Gehaltsnvrmcn be¬
messenen , beziehungsweise zu bemessenden Pensionen (Provisionen ) der Witwen
nach Gendarmeriemannschaftspersonen , Gendarmeriekanzleidienern und den in
die Kategorie der Dienerschaft gehörigen Staatsbediensteten.

U. Lan-esgesrhblütt.

Nr » 188 . Gesetz vom 27 . illltli 1910 , betreffend die
Errichtung einer Wasserleitung in Mistelbach und die Einhebnnq von Gebühren
durch die Gemeinde Mistelbach anläßlich dieser Errichtung.

Nr . 188 . Gesetz vom 27 . Mai 1910 , betreffend die
Einhebung von Kanaleinmündungsgebühren in der Gemeinde Siebenhirten,
Bezirk Hietzing -Umgebung.

Nr . 14 « . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7 . -FUni 1910 , A . V1 - 1253/10 , betreffend eine Abänderung der
Totenbeschauordnung für die k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien und
die Neuauflage des Formulares L (Totenbeschaubcfund ).

Nr . 141 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . xNlui 1910 , A. XVId -217/2 , betreffend die der Gemeinde Rutzen-
dorf erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1910 übersteigenden Umlagen.

Nr » 142 » Gesetz vom 27 , Juni 1910 , betreffend die
^ Berlassenschaftbeitrages zum Wiener allgemeinen Bersorgungs-

Nr . 148 . Gesetz vom 27 . Juni 1910 , wirksam sür das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns mit Ausschluß der k. k. Reichshaupt-
und Residenzstadt Wien , betreffend die Abänderung und Ergänzung des Ge¬
setzes vom 13 . Oktober 1893 , L.-G .- und B .-Bl . Nr . 54 , für das Erzherzogtum

Österreich unter der Enns über die Einhebung eines Beitrages von Verlassen-
schaften zu dem niederösterreichischen Landesarmenfonds.

Nr » 144 » Gesetz vom 27 . Juni 1910 , wirksam für
die k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien , betreffend die Einhebung einer
kommunalen Abgabe von gebrannten geistigen Flüssigkeiten.

Nr . 145 . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
30 . >§uni 1910 , A . 2512 , betreffend die Vieh - und Fleischbeschatt¬
ordnung für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns mit Ausschluß der
k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien.

Nr . 146 . Gesetz vom 23 . Juni 1910 , betreffend die
Einhebung von Wasserleitungsgebührcn durch die Gemeinde Spitz an der Donau.

Nr . 147 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . Juni 1910 , F . XVI d-504/1 , betreffend die der Gemeinde
Ebenthal erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflaqe von
2 X für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 148 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . ^ uni 1910 , F . XVI d - 508/1 , betreffend die der Gemeinde
Höflein an der Donau erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchs¬
auflage von 2 X für die Jahre 19l0 , 1911 und 1912.

Nr . 14 « . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
13 . Juni 1910 , Z . IlI -1928/13, betreffend den in dem abgcänderten
Statute der israelitischen Kultusgemeinde Mbs bestimmten Kultusgemeindesitz
und den demselben entsprechenden Namen dieser Knltnsgemeinde.

Nr . 15 « . Kundmachnng des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
13 . Juni 1910 , F . XVI d - 455/2 , betreffend die der Gemeinde
Gundschachcn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1910 übersteigenden Umlagen.

Nr . >51. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
17 . Juni 1910 , F . XVI d - 224/21 , betreffend die der Gemeinde

Puchberg am Schneeberg erteilte Bewilligung zur Enthebung einer Bier¬
verbrauchsauflage von 2 X 30 X für die Jahre 1910 bis 1912.

Nr . 152 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
17 . Juni 1910 , F . XVI d - 507/3 , betreffend die der Gemeinde
Hardegg erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbranchsauflaqe von
2 X 70 X für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 158 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
17 . Juni 1910, F . XVI d-503/3 , betreffend die der Gemeinde Klein-
Göpfritz erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 1910 übersteigenden Umlagen.

Nr . 154 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
17 . Juni 1910, F . XVI d 472/4 , betreffend die der Gemeinde
Senftenberg erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchs¬
auflage von 2 X 40 ü für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 155 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
17 . ^ iuni 1910 , F . XVI d - 456/3 , betreffend die der Gemeinde Hadres
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflaqe von 3 X für
die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 156 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . ^ uui 1910 , F . XVI d-471/3 , betreffend die der Gemeinde
Poysdorf erteilte Bewilligung zur Wcitereinhebung einer Bierverbrauchsauflage
von 3 X 40 Ir und einer Branntweinanflage von 6 X für die Jahre 1910
bis einschließlich 1914.0 Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen >c." vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr . 137 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Juni 1910 , Z XVI 5- 459/4 , betreffend die der Gemeinde
Hintersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage
von 3 X 40 5 für die Jahre 1910 , 1911 und l9 !2.

Nr . 158 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Juni 1910 , Z . XVI d-478/4 , betreffend die der Gemeinde
Wilhelmsdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbranchsauslage
von 3 X für die Jahre 1910 bis einschließlich 1913.

Nr . ISN . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Juni 1910 , A. XVI p-453 4, betreffend die der Gemeinde
Feldsberg erteilte Bewilligung zur Wcitereinhebung einer Bierverbrauchsauflage
von 3 X 40 5 für die Jahre 1910 bis einschließlich 1914 und einer Brannt-
weinverbrauchsauflagc von 6 X für die Jahre 1911 bis einschließlich 1914.

Nr . 168 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 , Juni 1910 , Z . XVI 5-449/3 , betreffend die der Gemeinde Bockfließ
erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchsanflage von 3 X
40 5 , sowie einer Branntweinauflage von 6 X für die Jahre 1910 , 1911
und 1912.

Nr . 181 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Juni 1910 , Z . XVI b-458/5 , betreffend die der Gemeinde
Herzogenburg erteilte Bewilligung zu Emhebung einer Bürgerrechtstaxe im
Betrage von 80 X.

Nr . >82 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Juni 1910 , A. XVI 5-515/2 , betreffend die der Gemeinde Baden
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bürgerrechtstaxe im Betrage von
100 X.

Nr . 162 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom

25 . Juni 1910 , Z . XIII -949 , betreffend die Neubestellung eines
k. k, Dampfkesselprüfungs -Kommiffiirs für den III . Wiener Aufsichtsbezirk (II .,
XIX, , XX , und XXI . Wiener Gcmeindebezirk ), sowie die Bestellung von Stell¬
vertretern,

Nr . 184 Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
4 . Juli 1910 , Z . XVI 5-844/5 , betreffend die der Gemeinde Seeben
stein erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Verschönerungstaxe von 2 X
für die Jahre 1910 bis 1914 und die hiefür erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr . 183 . Kundmachung de§ k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . Juli 19 10 , Z . XVI d-479/2 , betreffend die der Gemeinde Zisters¬
dorf erteilte Bewilligung zur Emhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 X
für die Jahre 1910 bis einschließlich 1914.

Nr . 18 « . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . Juli 1910 , Z . XVI 5-132/4 , betreffend die der Gemeinde Bogen-
ncusiedl -Streifing erteilte Bewilligung zur Einhebung von >0 > Prozent der
direkten Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1910 in der Katastral¬
gemeinde Streifing.

Nr . 187 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . Juli 1910 , Z . XVI 5-509/3 , betreffend die der GemeindeJndenan
erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierverbrauchsauflage von 3 X
für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 188 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . Juli 1910, A. XVI 5-541/2 , betreffend die der Gemeinde Kollmitz-
graben erteilte Bewilligung zur Einhebung einer 100 Prozent der direkten
Steuern für das Jahr 1910 übersteigenden Umlage.

Nr . I8N . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
5 . Juli 1910 , Z . XVI 5 216/3 , betreffend bieder Gemeinde Nußdorf
an der Traisen erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern für das Jahr ivIO übersteigenden Umlagen.
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VIII.

Gesetze , Verordnungen und Entscheidungen,
sowie

Norimtivbestiiiiillllllgcil des Gcmemdcrates, Stadtrates und des Magistrates
in Inzekgechiten der OeineindMmMmg md pMchen ImtMrmg.
Inhalt:

s . Verordnungen und Entscheidungen:
1. Vidierung der Lehr - und Arbeitszengnisse durch die Baugewerbe¬

genossenschaften.
2 . Kompetenz der Gewerbebehörden zur Bestrafung der Übertretungen von

Sperrstundenvorschriftcn für Gast - und Schankgewerbe.
3 . Der Zwangspächter eines Gast - und Schankgewerbcs ist zum Ansuchen

um Übertragung dieses Gewerbes (Z 20 G .-Ö .) nicht legitimiert.
4 . Miliärtaxpflicht der Eingewandcrten . — Vorschrift.
5 . Erlöschen der Pfändung einer Konzession mit dem Ableben des Kon-

zessionsinhabcrs.
6 . Gcwerbcrechtlichc Behandlung des Glockengießergewerbes.
7. Bahnhofbuchhandlungen , Nichtanwendung des Ladenschlußgesetzes.
8 . Vorschriften über den Biehverkehr in Wien.
9 . Ausdehnung des Wirkungskreises der Polizei -Direktion Brünn.

10 . Gift -Verschleiß.
11 . Antraxin Eitelberg . — Vertriebsverbot.

12 . Spitalskopfzettel , neues Verfahren in Ungarn . — Vorschrift.

Normativbestiminuugen:
Gemeinderat:

13 . Mietzinsbeitrag der städtischen Aushilfsdiener.
Stadtrat:

14 . Einbringung von Remunerations -Anträgen für städtische Angestellte
ans Anlaß von Bauführungen der Gemeinde Wien.

Magistrat:
15 . Einhebung von Augenscheins - und Kanzleitaxen.

is «. Gesetze von besonderer Wichtigkeit : für den politischen
Verwaltungsdienst:

16 . Hausbesorgerordnung.

Verzeichnis der im .Reichsgesetzblatte und i ui Landes-
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre
1910 publizierten Gesetze und Verordnungen.

l. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Vidierung der Lehr - und Arbeitszeugnisse durch die
Bangewerbegeuosfenschaften.

Rnndcrlaß der k. k. u .-ö. Statthalterei vom 6. April 1910,
Z . In - 1217 , M .-Abt . XVII 2605/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 93) :

Der Wiener Bautechnikerverein hat sich beim Handelsministerium darüber
beschwert , daß die Statthalterei die genossenschaftliche Bestätigung aller Ver¬
wendungszeugnisse ohne Unterschied verlange , und Bewerber , welche genossen¬
schaftlich nicht vidierte Zeugnisse beibringen , nicht zur Prüfung zulasse und
ihnen auch die Konzession verweigere . Hiezu hat das Handelsministerium mit
dem Erlasse vom 19 . Oktober 1909 , Z . 27159 , bemerkt , daß weder das Bau¬
gewerbegesetz, noch die Gewerbeordnung eine Bestimmung darüber enthält,
daß die Zeugnisse über die Erlernung eines Baugewerbes oder über die
praktische Ausbildung in demselben von der betreffenden Gewerbegenossenschaft
bestätigt sein müssen . Es wird daher in dem Umstande , daß derlei Zeugnisse
eine genossenschaftliche Bestätigung nicht tragen , ein formelles Hindernis bei
Anrechnung solcher Zeugnisse keineswegs seitens der Verleihungsbehördcn
erblickt werden dürfen . Die Genossenschaft erhält die Gelegenheit , sich über den
Nachweis der Befähigung des Konzessionswerbcrs in dem Zeitpunkte zu
äußern , in welchem sic im Sinne des ß 23 a, Abs. 1 , der Gewerbeordnung
von der Verleihungsbchörde zur Einsichtnahme in die beigebrachten Belege
während dreier Wochen aufgefordcrt wird.

S.

Kompetenz der Gewerbebehörden zur Bestrafung
der Übertretungen von Sperrstundcnvorschrifteu

für Gast und Schankgewerbe.
Nnnderlaß dcr k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . April 1910,

Z . I b- 1682 , M .-Abt . XVII 3097/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 91 ) :

Das k. „k. Handelsministerium hat anläßlich eines speziellen Falles
eröffnet , daß Übertretungen der polizeilichen Sperrstundenvorschriften für den
Betrieb des Gast - und Schankgewerbes mit Rücksicht darauf , daß deren Fest¬
setzung als eine gewerbepolizeiliche Regelung im Sinne des tz 54 , Abs. 2,
Gewerbeordnung den politischen Behörden als Gewerbebehörden
zusteht , nach Maßgabe der Strafbestimmungen der Gewerbeordnung zu
ahnden sind.

Die mit dieser Vorschrift im Widerspruche stehenden Bestimmungen des
h. ä . Runderlasses vom 14 . Dezember 1895 , Z . 78625/1891 , Norm . Nr . 3387
der Sammlung , werden außer Kraft gesetzt.

».

Der Zwangspächter eines Gast und Schankgewerbes
ist znm Ansuchen um Übertragung dieses Gewerbes

(8 2V GO ) nicht legitimiert.
Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 3. Mai 1910,

Z . 3926 (Auszug ) (M .-Abt . XVII , 4124 ) :
Mit Entscheidung des Magistratischen Bezirksamtes III vom 18 . No¬

vember 1909 , Z . 65558 , wurde dem Zwangspächter eines Gast - und L >chank-
gewerbes gemäß Z 20 G .-O . die Übertragung dieses Gewerbes mangels Be¬
dürfnisses der Bevölkerung verweigert.

„Die k. k. Statthalterei hat mit Erlaß vom 8 . Jänner 1910 , Z . I a -10,
diese Übertragung unter Annahme eines Bedürfnisses der Bevölkerung ge¬
nehmigt.

Über den gegen diese Entscheidung eingebrachten Ministerialrckurs der
Genossenschaft der Gastwirte in Wien hat das Handelsministerium mit dem
Erlasse vom 3. Mai 1910 , Z . 3926 , die angefochtene Entscheidung der Vtatt-
haltcrei als gesetzlich nicht begründet von Amts wegen aufzuhebcn gefunden.

Diese Entscheidung beruht auf der Erwägung , daß um die Bewilligung
zur Übertragung eines Gast - und Schankgewerbes im Sinne der Bestimmungen
des 8 20 G .-Ö . lediglich vom Gewerbeinhaber (Konzesfionsinhaber ) angesucht,
beziehungsweise jene Bewilligung nur dem letzteren erteilt werden kann , da
die Jngerenz auf die konzessionsmäßige Ausübung und den Bestand des
fraglichen Gewerberechtes ausschließlich dem Konzessionsinhaber zusteht , einem

j vom Exekutionsgerichte nominierten Zwangspächter daher in diesem Belange
! die erforderliche Legitimation mangelt.

Ein gegenständlicher Antrag , beziehungsweise eine auf die Bewilligung
zur Transferierung des Gewerbes abzielende zustimmende Erklärung des
Exekutionsgerichtes erscheint hiebei vom gewerberechtlichen Standpunkte
irrelevant.

4.
Militärtaxpflicht der Eingewanderteu . — Vorschrift.

Nnnderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Mai 1910,
Z . 11-1926 , M .-Abt . XV1-6298/10 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 95 ) :

Über eine Anfrage nach der Dauer der Militärtaxpflicht derjenigen
Personen , welche nach dem Austritte aus der III . Altersklasse , jedoch noch vor
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dem 31 . Dezember jenes Jahres , in welchem sie das 33 . Lebensjahr Voll¬
strecker!, einwandern und das österreichische Staatsbürgerrecht erwerben , hat das
k. k. Ministerium für Landesverteidigung mit dem Erlasse vom 10 . Mai 1910,
Nr . XIV - I347 , folgendes eröffnet:

Rach Z 2 , iit . a, des Gesetzes vom 10 . Februar 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 30,
erstreckt sich die Militärtaxpflicht bei den im 8 1, Punkt 2 », dieses Gesetzes
Bezeichneten auf jedes Jahr , in welchem der Betreffende dienstpflichtig sein
würde , wenn er assentiert worden wäre.

Nachdem Ausländer , welchen das Staatsbürgerrecht nach dem Austritte
aus der III . Altersklasse , jedoch noch vor dem 31 . Dezember jenes Jahres zu¬
erkannt wird , in welchem sie das 33 . Lebensjahr Vollstrecker!, gemäß Z 10 : 3
der Wehrvorschriften I . Teil in der Ersatzreserve der Landwehr dienstpflichtig
und in dem ihrem Geburtsjahre entsprechenden Jahr¬
gang einzuteilen sind,  endet die Dienstpflicht solcher Personen im
Falle ihrer Assentierung mit 3l . Dezember desjenigen Jahres , in welchem sie
das 33 . Lebensjahr vollstrecken, als des zwölften Kalenderjahres (Z 8 : 3
Nr . b und Z 8 , Schlußabsatz des Wehrgesetzes ) nach demjenigen Kalender¬
jahre , in welchem die Betreffenden — wenn sie damals bereits Inländer
gewesen wären — in der I . Altersklasse zur Stellung berufen gewesen wären.

Im Falle die bezeichneten Personen bei der ihnen obliegenden einmaligen
Stellung (ß 17 , Absatz 2, der Wehrvorschriften I . Teil ) nicht assentiert werden,
ist das dem Untanglichkeitsbeschlusse folgende  Jahr das erste Taxpflicht-
»ud Taxbemessungsjahr (Artikel 4 : I , lir . a und Artikel 5 : 1 der Ministerial-
verordnung vom 19 . August 1907 , R . G . Bl . Nr . 211 ), das Jahr , in
welchem sie das 33 . Lebensjahr vollstrecken, das letzte Taxpflicht - und Tax¬
bemessungsjahr.

Dieser Erlaß ist bei ß 2 des Militär -Tax -Gesetzes , sowie bei Artikel
4 : I und 5 : 1 der Durchführungsverordnung anzumerken.

5 .
Erlöschen der Pfändung einer Konzession mit dem

Ableben des Konzessionsinhabers.
Entscheidung des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 14 . Juni

1910 , G . Z . LI . 397/10 , (M .-Abt . XVII , 5346/10 ). :
Der k. k. Oberste Gerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Hofrates

Firbas  und im Beisein der k. k. Hofräte Tesar und Giegl  als Richter
in der Exekutionssache des Johann S ch a l lu d als Zessionär nach Armin
Tyroler  wider die Verlassenschaft der Franziska Tyroler,  beziehungs¬
weise die minderjährigen Erben Ernestine und Friedrich Tyroler,  vertreten
durch den Vater Moritz Tyroler,  letzterer vertreten durch Dr . Norbert
Til chler , wegen Exekutionseinstellung infolge Revistonsrekurses der Aktien¬
gesellschaft der Liesinger Brauerei in Liesing als betreibender Gläubigerin , ver-
rrctcn durch Dr . Julius Tauber,  gegen den Beschluß des k. k. Landesgerichtcs
in Zivilrechtssachen Wien als Rekursgerichtes vom 12 . Mai 1910 , G . Z . R . XIV,
311/10/15, ' womit der Beschluß des k. k. Bezirksgerichtes Floridsdorf vom 20 . April
1910 , G . Z . R . 1007/8/12 , abgeändert und sämtliche in Ansehung der der
Franziska Tyroler  zugestandenen Konzession und des von ihr auf Grund¬
lage dieser Konzession betriebenen Gast - und Schankgewerbcs geführten Exe¬
kutionen unter Aushebung sämtlicher auf die Konzession erworbenen Pfandrechte
eingestellt wurden , folgenden Beschluß gefaßt:

Dem RevisionSrckurs wird keine Folge gegeben.
Begründung.

Aus 8 96 der Gewerbeordnung ergibt sich klar und deutlich , daß die
Konzession zum Betriebe eines einer solchen bedürftigen Gewerbes eine dem
Inhaber desselben persönlich verliehene Berechtigung ist, welche demnach natur¬
gemäß mit seinem Tode erlischt . Soweit eine solche Konzession überhaupt ein
Vermögensobjekt sein kann , hört dieselbe daher mit dem Untergange des Ver-
mögenssubjektes als solches zu bestehen auf . Dies zeigt sich klar in ihrer Be¬
handlung gelegentlich der Verlassenschastsabhandlung anläßlich des Ablebens des
bisherigen Inhabers . Würde die Konzession mit Rücksicht auf ihre fortdauernde
Ausübung noch immer ein Vermögensobjekt des Verstorbenen sein, dann müßte
sie auch in die Verlassenschaftsabhandlung einbezogen werden.

Es ist ein Mißverständnis , zu glauben , daß an dieser Sachlage die Be¬
stimmung des 8 56 , Absatz 2 G .-O ., irgend etwas ändere . Hier wird nur die
Fortführung des Gewerbes auf Grund der alten Konzession unter gewissen
Einschränkungen gestattet . Diese Gestattung erfolgt aber ausschließlich zugunsten
gewisser Personen , für deren Rechnung das Gewerbe weiter betrieben wird , der
Witwe und der minderjährigen Erben . Diese persönlich und nicht etwa sic als
Repräsentanten des Erblassers sind nunmehr die aus der der Konzession Be¬
rechtigten , die Träger derselben als eines Vermögensobjektes . Eine Exekutions¬
führung auf diese ihre Persönlichen Rechte zum Behufe der Hereinbringung einer
wider den Erblasser zu sie Herrdm Forderungen ist somit gänzlich ausgeschlossen.

«.
Gewerberechtliche Behandlung des Glockengießer¬

gewerbes.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Juni 1910,

Z . I a 2169 , M .-Abt . XVII , 4809/10 , (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 92 ) :

In letzter Zeit sind dem Handelsministerium wiederholt Klagen darüber
zugekommen , daß die Gewerbebehörden Anmeldungen , lautend auf den Betrieb
des Glockengießergewerbes , anstandslos als Anmeldung eines freien  Ge¬
werbes annehmen und hierüber sohin ohne Forderung eines Befähigungs¬
nachweises Gewerbescheine ausfertigen.

Dieser Vorgang ist jedoch ein rechtsirrtünrlicher und cs werden über
Erlaß des Handelsministeriums vom 15 . Juni 1910 , Z . 17594 , die Gewerbe¬
behörden I . Instanz darauf aufmerksam gemacht , daß das Gewerbe der
Glockengießerei als Metallgießerei zu den im 8 1, Abs. 3, Punkt 7, Gewerbe¬
ordnung aufgezählten handwerksmäßigen  Gewerben gehört und daher
bei der Anmeldung desselben , soferne cs sich nicht um ein fabriksmäßig be¬
triebenes Gewerbeunternehmen handelt , der bezügliche Befähigungsnachweis zu
erbringen beziehungsweise zu fordern ist.

7 .
Bahnhofbttchhaudluugen , Nichtanwendung desLaden-

schlnßgesetzes.
Runderlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 27 . Juni 1910,

Z . I a 2192,M .-Abt . XVII , 4991/10 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 94 ) :

Zur eigenen Information  und zur Darnachachrung wird mit-
geteili , daß nach Anschauung des Handelsministeriums , da bei Bahnhosbuch-
handlungen der ganze abgegrenzte Bahnhofraum einschließlich der Wartesälc,
Perrons und der im Bahnhofe stehenden Waggons als eine  feste Betriebs¬
stätte angesehen werden kann , und im Hinblicke darauf , daß bei solchen Buch¬
handlungen der Warenumsatz sich nicht in für den Kundenverkehr offenen
Geschäftsräumlichkeiten (Laden ) vollzieht , derzeit kein zwingender Grund zur
unbedingten Anwendung der Vorschriften des Gesetzes vom 14 . Jänner 1910,
R .-G .-Bl . Nr . 19 , über den Ladenschluß in Handelsgewerben u . s. tv . auf die
genannten Betriebe vorliegt.

8 .
Vorschriften über den Viehverkehr in Wien.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 7. Juli 1910,

M .-Abt . IX , 1628:
I . Allgemeine Bestimmungen.

8 1. Der Straßentricb aller Arten von Großhornvieh und Stechvieh
als : Stiere , Ochsen , Kühe , Kälber , Schafe , Lämmer , Schweine , Ziegen ist mit
den in den Absätzen II und III dieser Kundmachung enthaltenen Ausnahmen
im Genreindegebiete von Wien verboten.

8 2. Zur Beförderung dieses Viehes dürfen nur geeignete , ein Aus¬
brechen der Tiere vollkommen ausschließende Wagen mit Pferdebespannung
verwendet werden.

Die zur Verwendung gelangenden Wagen samt den bei der Beförderung
der Tiere benützten Gerätschaften find nach jedesmaligem Gebrauche einer
gründlichen Reinigung zu unterziehen und , falls sie zum Transporte seuchen-
verdächtiger Tiere verwendet wurden , auch zu desinfizieren.

Vor dem Verladen der Tiere sind die Wagen jedesmal mit reinem , noch
nicht gebrauchtem Stroh oder Sand in genügender Menge zu bestreuen.

Für die geeignete Beschaffenheit des Wagens , für die Reinigung und
Desinfektion , sowie für das Einstreuen ist der Eigentümer des Fuhrwerkes
verantwortlich.

Wagen , welche nicht in dem vorgeschriebenen Zustande auf dem Zentral-
Viehmarkte in St . Marx anlangen , werden vom Marktamte zurückgewiesen.

8 3 . Das gemeinsame , ungetrennte Verladen von Großhornvieh mit
Stechvieh , sowie von Schweinen mit anderem Stechvieh ist untersagt.

Auf einem Wagen dürfen nicht mehr Tiere verladen werden , als der bei
dem Wagentransporte gebotenen Dichtigkeit der Verladung und der Größe des
Wagens entspricht.

Stechvieh darf nur ungefesselt befördert werden.
Großhornvieh ist mit entsprechend starken Stricken an den Wagen an¬

zubinden.
Stiere und Büffel sind doppelt anzuhängen und mit Blenden zu

versehen.
Scheues und nicht marschfähiges Großhornvieh ist sofort vom Zentral-

Viehmarkte in das Schlachthaus St . Marx zur Schlachtung zu bringen.
Lebende und Weidner Tiere können gleichzeitig aus einem Wagen nur

dann befördert werden , wenn eine Einrichtung besteht, welche eine Ver¬
unreinigung der toten durch lebende Tiere vollkommen ausschließt.

II . Ausnahmen für das Treiben von Großhornvieh.

8 4 . Auf den Nutzrinderverkehr finden die Vorschriften keine Anwendung.
8 5 . Der Trieb von Großhornvieh ist in folgenden Fällen gestattet:

a) Vom Wiener Zentral -Viehmarkte in das Schlachthaus St . Marx;
b) vom Wiener Zentral -Viehmarkte durch das rückwärtige Tor über die

Döblerhofgasse bis zum städtischen Gaswerke , längs der Nord - und Ost-
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Planke desselben (Guglgaffe ) bis zum neuen Wirtshause , unterhalb des¬
selben durch den Durchlaß der Staatseisenbahn aus die Simmeringer-
lände und auf dieser bis unterhalb der Waggondesinfektionsanstalt , von
da durch die Fuchsboden - und Zinnergasse , Kaiser -Ebersdorfer - be¬
ziehungsweise Dreherstraße über die Grenze des XI . Gemeindebezirkes.
Bei Überschwemmung dieser Viehtriebstrecke durch Hochwasser wird Uber
fallweise Anordnung des Veterinäramtes der Abtrieb über diese Strecke
eingestellt und finden dann zur Beförderung des Viehes die oben im
Absätze I angeführten allgemeinen Bestimmungen Anwendung;

e) vom Frachtenbahnhofe der Station Nußdorf der k. k. Staatsbahnen
durch das südliche Tor desselben , sodann Uber die Schleusenbrückenrampe
durch den ersten Viadukt in die Eisenbahnstraße und durch diese und das
rückwärtige Tor des Nußdorfer Schlachthauses in dieses Schlachthaus;

ci) im XXI . Gemeindebezirke.
H 6. Der nach K 5 zulässige Viehtrieb ist nur während der Tagesstunden

gestattet.
Das Vieh darf nur gekoppelt und nur in Partien von höchstens 20 Stück

getrieben werden.
Die Treiber haben während des ganzen Weges bei der Partie , zu der

sic gehören , zu verbleiben , jedes ungerechtfertigte Anhalten der Tiere zu unter¬
lassen und sich jeder Mißhandlung der Tiere zu enthalten.

Bei genügender Breite der Straße ist das Treiben des Viehes auf den
Straßenbahngeleisen verboten.

Zu dem Triebe hat der Vieheigentümer die erforderliche Anzahl von
Treibern beizustellen , und zwar:

1. Für ein einzelnes Tier , das an der Leine zu führen ist oder für zwei
Tiere einen Treiber;

2. für eine Partie von 3 bis 10 Stück zwei Treiber;
3 . für eine größere Partie bis 20 Stück 3 Treiber.
Bei Verwendung von mehr als einem Treiber hat einer vor den Tieren

zu gehen , um das Ausbrechen derselben zu verhindern.
Als Treiber dürfen nur verläßliche erwachsene Personen verwendet

werden.
Treiber , welche dem für Dienstleistungen auf dem Zentral -Viehmarkte be¬

hördlich bestellten Personale entnommen werden , sind verpflichtet , ihre Dienst¬
kleidung und die vom Marktamte erhaltenen Nummern - und Brustschilde auch
während des Treibens zu tragen und das mit Photographie versehene Lizenz¬
buch Uber Verlangen der Überwachuugsorgane (K 9) jederzeit vorzuweisen;
andere Treiber müssen während des Treibens mit Ausweisen über ihre Person
versehen sein und haben diese Ausweise über Verlangen der Überwachungs¬
organe (K 9) jederzeit vorzuweisen.

Bei Trieben vom Zentral -Viehmarkte weg sind , insoferne nicht das eigene
gewerbliche Hilfspersonale des Eigentümers verwendet wird , die Treiber aus
dem Stande der für den Zentral -Viehmarkt bestellten Markthelser zu ent¬
nehmen . Dem Leiter eines solchen Triebes wird ein Abtriebszettel ausgefolgt,
der den Namen des Viehtricbleiters enthält und von diesem den behördlichen
Organen über Verlangen vorzuweisen ist.

III . Ausnahmen für das Treiben von Stechvich.

K 7 . Auf das Treiben von Schafen und Ziegen , die zu Zucht - und
Nutzzweckcn dienen , finden diese Vorschriften keine Anwendung.

K 8 . Das Treiben von Schlachtschafen ist, jedoch nur zur Tageszeit und
unter Verwendung von zwei Treibern bei Partien bis zu 100 Stück und von
je einem Treiber mehr für je weitere 100 Stück , gestattet:

1. Im Bezirksteile Kaisermühlen und im XXI . Gemeindebezirke;
2. vom Zentral -Viehmarkte zur Weide und zurück, sowie vom Staats¬

bahnhose zur Weide oder auf den Zentral -Viehmarkt , und zwar auf folgendem
Wege : Durch das rückwärtige Tor des Zentral -Viehmarktes in die Döblerhof-
gasse und Simmeringer Hauptstraße , durch den Viadukt der Wien -Aspangbahn
gegen das Asyl - und Werkhaus , durch den Staatsbahndurchlaß in die Gudrun-
straße , durch die Laimäcker -, Kudlich -, Wald - und Bürgergasse über den oberen
Teil des Bürgerplatzes und durch die David -, Knüll -, Rotenhofgasse oder
Quellenstraße zur Triesterstraße und von dieser Strecke durch die nächsten
verkehrsfreien Gassen zu den Weideplätzen.

Die Bestimmungen des K 6 bezüglich des Treiberpersonales haben auch
auf den Schaftrieb Geltung.

Die aus veterinärpolizeilichen Rücksichten hinsichtlich des Schafweidetriebes
erlassenen Anordnungen bleiben unberührt.

IV . S ch l u ß b e st i m m u n g e n.

K 9 . Die Überwachung der genauen Einhaltung dieser Vorschriften wird
durch die Organe des Veterinäramtes , des Marktamtes und der k. k. Sicher¬
heitswache geübt.

Diese Organe werden im gegebenen Falle die entsprechenden Verfügungen
treffen und Übertretungen zur Strafamtshandlung anzeigen.

K 10 . Übertretungen dieser Vorsöbriften werden ohne Rücksicht auf etwa
gleichzeitig zur Anwendung gelangende strafgesetzlichc oder sonstige Bestimmungen
auf Grund der ZK 100 und 101 des Gemeindestatutes für Wien mit Geld¬
strafen bis zu 400 X oder mit Arrcststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

K 11 . Diese Vorschriften treten mit I . August 1910 in Kraft und es
wird mit diesem Zeitpunkte die Kundmachung vom 30 . April 1906 , M .-Abt . IX,
4198/05 , betreffend die Vorschriften über den Viehverkehr in Wien , außer Kraft
gesetzt.

».
Ausdehnung des Wirkungskreises der Polizei-

Direktion Brünn.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 9. Juli 1910,
P . Z . 2264 , M .-Abt . XVI , 8487:

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 15 . Juni 1910 die Ausdehnung des Wirkungskreises der Brünner Polizei-
Direktion auf die Gemeinden Bohonitz , Czernowitz , Ober -Gerspitz , Huffowitz,
Julienfeld , Jundorf , Königsfeld , Kohoutowitz , Komein , Kumrowitz , Leskau,
Malomeritz , Medlanko , Obran , Reckowitz, Schimitz , Sebrowitz , Steinmühle und
die Ortschaft Mokra Hora der Gemeinde Jehnitz allergnädigst zu genehmigen
geruht.

Die Stadtgemeinde Brünn , die Vororte Bohonitz , Czernowitz (mit Aus¬
nahme des Ortsteiles Neu -Czernowitz ), Ober -Gerspitz , Jundorf , Kohutowitz,
Kumrowitz , Leskau und Steinmühle wurden der Brünner Polizei -Direktion zur
unmittelbaren Amtswirksamkeit zugewiesen , während für den übrigen Teil des
erweiterten Polizeirayons zwei Exposituren als Bestandteile der Polizei -Direktion,
und zwar eine Expositur in Königsfeld für die Vororte Königsfeld , Medlanko,
Reckowitz, Mokra Hora , Sebrowitz und Komein und eine Expositur in Huffowitz
für die Vororte Huffowitz , Julienfeld , Malomeritz , Obran , Schimitz und den
Ortsteil Neu -Czernowitz der Gemeinde Czernowitz , errichtet werden.

Der bisher für das Gebiet der Stadtgemeinde Brünn festgesetzte sachliche
Wirkungskreis der Polizei -Direktion wird von dieser nunmehr in dem ganzen
durch die Einbeziehung der angeführten Vororte erweiterten Polizcirayon
ausgeübt.

Die bezügliche Verordnung des Ministeriums des Innern gelangte am
28 . Juni 1910 in dem Reichsgesetzblatte und der „ Wiener Zeitung " zur
Verlautbarung.

10 .
Gift -Verschleiß.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk
vom 19 . Juli 1910 , M . B . A. I ., 67344/09:

Das magistratische Bezirksamt für den I . Bezirk verleiht dem Moritz
K r i ö, Apotheker , die nachgesuchte Konzession zum Engros -Verkaufe der zur
arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate , insofern dies nicht
ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, und zum Verschleiß von künstlichen
Mineralwässern im Standorte I ., Stephansplatz 8, im Grunde des K 15,
Punkt 14 , und K 141 der Gewerbeordnung.

Der Betrieb dieses Gewerbes ist von dem der Apotheke gänzlich zu trennen
und sind bei der Ausübung desselben sämtliche einschlägigen Vorschriften , ins¬
besondere die Ministerial -Verordnung vom 17 . Juni 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 97,
betreffend die Abgrenzung der Verkaufsrechte zwischen Apothekern und Drogisten,
genau zu beachten.

11 .
Autraxin Eitelberg . — Vertriebsverbot,

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . Juli 1910,
Z . Xl -877 (M .-Abt . X, 7016/10 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 28 . Juni
1910 , Z . 33910 , die Erzeugung und den Vertrieb der pharmazeutischen Zu¬
bereitung bllixu 'um ebivoi,, . 6o,up . mit der Wortmarke : „ Antraxin Eitelberq"
auf Grund des Z 2 des Gesetzes vom 10 . April 1870 , R .-G .-Bl . Nr . 68 , aus
sanitätspolizeilichen Gründen und im Einvernehmen mit dem k. k. Ackcrbau-
und dem k. k. Handelsministerium gemäß K 12 des Tierseuchengesctzes vom

! 6 . August 1909 , R .-G .-Bl . Nr . 177 , aus veterinärpolizeilichen Gründen verboten.

IS.
Opitalskopfzettel , neues Verfahren in Ungarn . —

Vorschrift.
Rundschreiben der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Juli

1910 , Z . VI-2866 , M .-Abt . X, 7338 , an den n .-v. Landcs-
Ausschuß , alle k. k. Bezitkshauptmannschaften , den Wiener
Magistrat (Abt . X), die Stadträte in Waidhofen a. d. Ibbs
und Wiener -Neustadt , sowie an alle k. k. Wiener Kranken¬
anstalten.

Das Ministerium des Innern hat unterm 2 . Juni 1910 , Z . 15320 , die
beiliegende Übersetzung des Zirkular -Erlasses des königl . ung . Ministeriums des
Innern vom 23 . März 1910 , Z . 42700/10 VII », betreffend Neueinführungen
in der Handhabung der sogenannten Spitalskopfzettel bei der Einhebung von

1*
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Spitalsverpflegskosten , nebst Beilage mit dem Beifügen übermittelt , daß nun¬
mehr , da die neueingeführte „ Verständigung " fernerhin jene Daten enthalten
wird , welche in dem Kopfzettel angeführt waren , der Anschluß der Original-
Spitalskopfzettel an die im Sinne der bestehenden Reziprozitätsverhältnisse
behufs Ersatzes von Verpflegskosten aus dem Landesfonds zu übersendenden
Spitalsrechnungen oder an die behufs Hereinbringung der Spitalsverpflegs¬
kosten nach Einführung des neuen Verfahrens vorzulegenden Akten von den
ungarischen Spitälern künftighin nicht mehr zu verlangen sein wird.

Die politischen Bezirksbehörden haben hievon die Leitungen der unter¬
stehenden Krankenanstalten unter Anschluß von Abschriften der beiden Beilagen
in Kenntnis zu setzen.

* *
*

Zirkular -Erlaß Z . 28/42700 M . d. J ./V1I a Handhabung
' der Spitalskopfzettel.

An sämtliche Jurisdiktione  n .*)

Zwecks Verhütung jener unmittelbaren Gefahr , welche durch Anschluß
der Spitalskopfzettel als Beilage zu den Spitalsverrechnungen oder an die
Akten bei Verfügungen hinsichtlich der Hereinbringung der Spitalskosten ent¬
stehen kann , speziell dann , wenn der Kranke an irgend einer ansteckenden !
Krankheit behandelt wurde , ordne ich in Abänderung des bezüglichen Teiles !
der Normalverordnung vom Jahre 1902 , Z . 35000 **), beziehungsweise vom
Jahre 1907 , Z . 140 .000 ***) M . d. I . an , daß von nun an die Original-
Spitalskopfzettel , dem Original - Krankenaufnahmsprotokolle angeschlossen,
vom Spitale zu verwahren find.

Gelegentlich der Aufrechnung oder Eintreibung der Spitalskosten aber
hat , nachdem die Verständigung auch den größten Teil jener Daten enthält,
welche am Kopfzettel figurieren , in Hinkunft das erste Exemplar der Ver¬
ständigung , dem Original -Spitalskopfzettel gleichlautend , in den zur Anführung
des Aufnahmetages in die Spitalsabteilung , des Zeitpunktes der Entlassung
und der Art der Krankheit (äiaKnosis ) dienenden neuen Rubriken der den
Original -Kopszettel ausstellende Spitals -Abteilungschesarzt oder Spitalsdirektor
anszufüllen und mit seiner Unterschrift zu versehen.

Auf dem ersten Exemplare ist gleichzeitig die gesamte Anzahl der Ver-
pflcgstage , die tägliche Verpflegstaxe und die Summe der Verpflegskosten
anzuführen , was sodann die Vorlage einer separaten Rechnung unnötig macht.
Diese Aufrechnung ist natürlich Aufgabe des Spitalsverwalters.

Die Verständigungen sind nach dem 1. Mai in der angeschlossenen
neuen Form vorzulegen . Damit die bisher vorrätig gehaltenen Exemplare
der Verständigungen nicht vernichtet werden müssen , find die neuen Rubriken
auf die alten Verständigungen einfach oder durch Anwendung von Stampiglien
anzubringen.

Ich fordere aus , zur genauen Durchführung meiner gegenwärtigen
Verordnung , sämtliche im Gebiete befindlichen Munizipien und die Direktoren
der städtischen Stiftungs - und Privatspitäler anzuweisen.

Budapest , am 23 . März 1910.

II. NornuitivbestimmniMil.
Zeineiilderal:

13 .
Mietzinsbeitrag der städtischen Anshilfsdiener.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 14 . Juli
1910 , M .-D . 1718/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 90) :

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 8. Juli 1910 , zur
Pr . Z . 10103 , nachfolgenden Beschluß gefaßt:

„Den städtischen Aushilfsdienern wird ein Mietzinsbeitrag von monatlich
zwanzig Kronen bewilligt ; diese Bestimmung tritt mit dem ersten Tage des
auf diesen Beschluß folgenden Monates in Kraft ."

Die Anweisung der Mietzinsbeiträge hat in der Weise zu geschehen, daß
dieselben in die Listen der letzten Woche eines jeden Monates eingesetzt werden.
— Der erste Mietzinsbeitrag für den Monat August d. I . ist demnach in die
letzte Wochenliste des bezeichncten Monates einzusctzen.

Den im Genüsse einer Naturalwohnung stehenden städtischen Aushilfs¬
dienern ist für die Dauer der Zuweisung der Naturalwohnung ein Mietzins¬
beitrag nicht anzuweisen.

81 Mrat:
14 .

Einbringung von Remnnerationsanträgen für
städtische Angestellte aus Anlast von Ball¬

führungen der Gemeinde Wien.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 13 . Juli

1910 , M -D . 2751/10 , M .-Abt . IX . 2206/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 89) :

Der Stadtrat hat mit dem Beschlüsse vom 5 . d. M ., Pr . Z . 10033/10,
aus Anlaß eines speziellen Falles an geordnet,  daß mit der Einbringung
von Remunerationsanträgen anläßlich von Bauführungen der Gemeinde Wien
insolange zuzuwarten  ist , bis die endgültige Abrechnung über die Gesamt¬
kosten vorgelegt wird.

Hievon setze ich die städtischen Ämter , Anstalten und Unternehmungen zur
Darnachachtnng in Kenntnis.

Magistrat:
15 .

Einhebung von Augenscheins - und Kanzleitaxen.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 15 . Juli

1910 , M .-D . 2061/10 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 88 ) :
Es mehren sich die Fälle , daß taxbare Dienststücke , wie Genehmigungen

von Betriebsanlagen , Aufstellung von Schaubuden u . dgl ., nicht taxbar gemacht
werden oder , daß bei Amtshandlungen , z. B . Aufstellung und Transferierung
von Markthütten , bei denen die Gemeinde Kanzleitaxen einzuhcben berechtigt
wäre , Taxen nicht eingehoben werden.

Da hiedurch der Gemeinde nicht unbedeutende Einnahmen entgehen
können , sehe ich mich veranlaßt , nachstehendes bekanntzugeben:

Zufolge Landesgesetzes vom 13 . Februar 1866 , Nr . 3 , ist die Gemeinde
Wien berechtigt , bei Augenscheinsvornahmen , um welche von Parteien angesucht
wird , Taxen cinzuheben ; auch ist ihr auf Grund des Landcsgesetzes vom
26 . Dezember 1874 , Nr . 4 er 1875 , das Recht eingeräumt , für gewisse Amts¬
handlungen im selbständigen Wirkungskreise Kanzleitaxen zu beanspruchen.

Die Fälle der Entrichtung der Augenscheins - und Kanzleitaxen sind in
den beiden Gesetzen taxativ aufgezählt.

Mit Rücksicht darauf , daß seit dem Beginne der Wirksamkeit des ersteren
Gesetzes bereits mehr als vier Jahrzehnte verstrichen find und daß die damaligen
Verhältnisse , welchen der Inhalt dieser Gesetze angepaßt war , infolge der mit
der Entwicklung auf wirtschaftlichem , insbesondere aber auf technischem Gebiete
sich steigernden vielseitigen Inanspruchnahme der städtischen Ämter seitens der
Bevölkerung eine wesentliche Änderung erfahren haben , erscheint es begreiflich,
daß es mitunter zweifelhaft sein kann , ob Amtshandlungen , welche von Parteien
veranlaßt werden , als taxpflichtig zu behandeln find.

Bei der Beurteilung der Frage , ob auf solche Amtshandlungen die Tarif¬
posten des obzitierten Gesetzes anwendbar sind, soll es aber nicht auf den
Wortlaut des Gegenstandes der Augenscheinsvornahme ., ankommen , vielmehr
hat den zur Entscheidung hierüber berufenen städtischen Ämtern als Richtschnur
zu dienen , daß die Berechtigung zur Einhebung von Augenscheins - und Kanzlei¬
taxen der Gemeinde die Möglichkeit eines teilweisen Ersatzes der Kosten für die
von den Parteien in Anspruch genommene Tätigkeit des Magistrates bieten soll.

Von diesem, das finanzielle Interesse der Gemeinde wahrenden Gesichts¬
punkte aus kann daher von der Einhebung der erwähnten Taxen nur dann
abgesehen werden , wenn die Nichtanwendbarkeit einer Tarispost des Landes¬
gesetzes Nr . 3 er 1866 , bezw. des Landesgesetzes Nr . 4 er 1874 außer
Zweifel steht.

Weiters werden die städtischen Ämter darauf aufmerksam gemacht , daß
bei taxpflichtigen Amtshandlungen die Augenscheinstaxen ohne Rücksicht auf die
durch das Normale über Entfernungsgebühren für städtische Beamte und
sonstige Bedienstete festgesetzte Zonencinteilung zur Einhebung zu gelangen
haben , daß es daher völlig unzulässig ist, bei Augenscheinsvornahmen außerhalb
der ersten Zone etwa von der Einhebung der Augenscheinstaxen abzusehen und
an Stelle derselben den Parteien Entfernungsgebühren aufzurechnen.

*) Dieser Zirkular -Erlaß erstreckt sich auch auf Fiume.
**) Orgau des Innern , Jahrgang 1902, Blatt 103.

**?) Orgau des Innern , Jahrgang 19V7, Blatt 487.



Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien. 85— Nr . 69 , 30 . August 1910.

III. Gesetze
von besonderer Mehligkeit für den politischen

Verwaltungsdienst.
1«.

Haasbesorgcrordnung.
Landes -Gesetz vom5 . Juni 1910 , L.-G .-Bl . Nc . 176 , betreffend

Erlasfung einer Hausbesorgerordnung für das Gebiet der k. k Reichs-
Haupt - und Residenzstadt Wien und die Städte Baden , Krems,
Mödling , St . Pölten , Wiener -Neustadt.

Mit Zustimmung Meines Landtages für das Erzherzogtum Österreich
unter der Enns finde ich anzuordnen , wie folgt:

8 1.

Hausbesorger (Portiere , Hausmeister ) im Sinne dieses Gesetzes find jene
Personen männlichen oder weiblichen Geschlechtes , welche vom Eigentümer
oder Verwalter eines Mielhauses mit dessen Beaufsichtigung , Wartung , Rein¬
haltung und sonstigen Besorgungen des Hauses betraut sind.

Auf diese Personen findet die Gesindcordnung keine Anwendung.

8 2.

Personen , welche die angeführten Dienstleistungen in einem ausschließlich
industriellen oder gewerblichen Zwecken dienenden Objekte oder in einem nur
vom Hauseigentümer oder dessen Familienzugehörigen bewohnten Hause ver¬
richten , find von der Geltung dieses Gesetzes ausgenommen und unterstehen
der Gewerbe - beziehungsweise der Gesindeordnung.

8 3.
Der Hausbesorger hat die Pflicht , das Interesse des Hauseigentümers

in Ansehung des seiner Obhut anvertrauten Hauses mit Umsicht, Sorgfalt und
Redlichkeit wahrzunehmen , alle Gebrechen an dem Hause , aus denen dem
Hauseigentümer oder dritten Personen Schaden oder Nachteil an Gesundheit
oder Vermögen entstehen könnten , dem Hauseigentümer oder dessen Stell¬
vertreter sofort zur Anzeige zu bringen , Beschädigung der Haus - und Wohnungs-
bestandteilc durch die Mietpartcien oder fremde Personen tunlichst hintanzuhaltcn
und auf Einhaltung der Hausordnung durch die Parteien zu achten . Er ist
verbunden , allen Anordnungen des Eigentümers oder dessen Machthabers,
welche sich auf die Wartung , Beaufsichtigung oder Verwaltung des Hauses
beziehen , Folge zu leisten.

8 4.
Dem Hausbesorger obliegt die Sorge für die Reinhaltung des Hauses,

und zwar der Hausflur , der Stiegen , der Gänge , Gang - und Kellerfcnster,
des Kellers und Dachbodens , sowie der gesamten der allgemeinen Benützung
der Parteien zugänglichen Räume , der ihm vom Hauseigentümer zur Reinigung
zugewiesencn Aborte , der Höfe und des Trottoirs samt Bespülung , Bestreuung
desselben bei Glatteis von der normierten Öffnung bis zur normierten Sperre
des Haustores , soweit den Hausbesitzer eine Verpflichtung hiezu trifft , endlich
die Sorge für die Beleuchtung des Hauses , für die Wasserleitung und die
Verrichtung der notwendigen Dienstgänge für das Haus.

8 5.
Der Hausbesorger ist verbunden , über die Sicherheit des Hauses und

seiner Bewohner zu wachen , in dringenden Fällen ist er gehalten , die Herbei-
holung der Wache zu veranlassen.

8 6.
Dem Hausbesorger ist es gestattet , wenn nicht beim Vertragsabschlüsse

anderes vereinbart wurde , einen anderweitigen Beruf auszuüben . Falls sein
anderweitiger Beruf ihn jedoch durch längere Zeit außer dem Hause beschäftigt,
muß er, wie auch in jedem Falle längerer Abwesenheit vom Hause , für seine
Vertretung durch eine andere geeignete , dem Hauseigentümer genehme Person
in der Beaufsichtigung des Hauses auf seine Kosten sorgen.

8 7.
Der Hausbesorger hat nicht bloß seinem Dienstgeber , sondern auch den

Mietparteien mit Artigkeit und Höflichkeit zu begegnen.

8 8.

Dem Hausbesorger gebührt seitens des Hauseigentümers die Einräumung
einer mindestens aus zwei Räumen bestehenden Wohnung.

8 S.
Es gebührt dem Hausbesorger für die jedesmalige Öffnung des Haus¬

torks nach Torspcrre seitens der Parteien eine Entlohnung von 20 Ir.
8 io.

Dem Hauseigentümer ist gestattet , den Mietparteien den Torschlüssel
auszufolgen.

In diesem Falle , sowie wenn er die Mictpartei von der Zahlung des
Sperrgeldes enthebt , hat er den Hausbesorger hiefür zu entschädigen oder den
Betrag der vom Mieter zu leistenden Entschädigung mit diesem zu ver¬
einbaren.

8 11-
Für die Besorgung der Reinigungsarbeiten im Hause ist der Haus¬

besorger in der Regel vom Hauseigentümer besonders und in angemessener
Höhe zu entlohnen . Den Mietparteien kann die Verpflichtung zur Leistung
dieser Entlohnung (R -inigungsgeld ) nur durch eine diesbezügliche Vereinbarung
bei Abschließung des Mietvertrages auferlegt werden.

8 12-
In der Regel soll für jedes Haus ein eigener Hausbesorger bestellt

werden , jedoch steht es dem Hausbesitzer frei , die Hausbesorgerdienste selbst zu
verrichten oder durch einen Dienstboten verrichten zu lassen . Auch können sich
mehrere Hauseigentümer dahin einigen , für ihre Häuser einen einzigen Haus¬
besorger zu bestellen , wenn derselbe imstande ist, seinen Verpflichtungen in
diesen Häusern zu entsprechen.

8 13-
Die Stellung und Wohnung des Hausbesorgers kann nur mit mindestens

14tägiger Kündigungsfrist mit Ablauf eines jeden Kalendermonates gegenseitig
ohne Angabe von Gründen aufgekündigt werden.

8 14-
Der Hauseigentümer kann den Hausbesorger ohne Kündigungsfrist aus

der Stellung und Wohnung entlassen:
1 . wenn er eine Unredlichkeit begeht;
2. wenn durch sein grobes Verschulden ein Schaden für das Haus oder

den Hauseigentümer Antritt;
3 . wenn er ein ungebührliches Benehmen gegenüber dem Hauseigentümer

oder den Parteien fortgesetzt au den Tag legt;
4. wenn er sonst seine Pflichten in gröblicher Weise vernachlässigt.

8 15-
Anderseits kann auch der Hausbesorger ohne Kündigung die Stellung

und Wohnung verlassen:
1. wenn er ohne erweislichen Schaden für seine Gesundheit seinen Ob¬

liegenheiten nicht mehr Nachkommen kann;
2 . wenn der Hauseigentümer sich einer tätlichen Mißhandlung oder

einer groben Ehrenbeleidigung gegen ihn oder dessen Angehörige schuldig macht;
8 . wenn der Hauseigentümer oder seine Angehörigen zu unsittlichen oder

gesetzwidrigen Handlungen zu verleiten suchen;
4 . wenn der Hauseigentümer dem Hausbesorger die bedungenen Bezüge

ungebührlich vorcnthält , ihm die eingeräumte Wohnung verkürzt oder andere
wesentliche Vertragsbestimmungen verletzt.

8 16.
Alle Streitigkeiten zwischen dem Hauseigentümer und Hausbesorger ge¬

hören vor die ordentlichen Gerichte . Diese haben insbesondere auch die Auf¬
kündigung von beiden Seiten enlgegcnzunchmen und der Gegenpartei zuzustcllen,
sowie über einen allfälligen Einspruch der Streitteile wegen Nichteinhaltung
der Kündigungsfrist zu entscheiden.

8 17-
Der Hausbesitzer hat die Pflicht , dem Hausbesorger nach Beendigung

seiner Dienstleistung ein Zeugnis auszustcllen.

8 18-
Die in den ZZ 4, 6 und 11 dieses Gesetzes festgesetzten Bestimmungen

können durch schriftliche Vereinbarungen zwischen dem Hauseigentümer und
dem Hausbesorger geändert werden.

8 19-
Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind Mein Minister des Innern und

Mein Justizminister betraut.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und imLandesge-
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre ISIS

publizierten Gesetze und Verordnungen.
-4. Rnchsgesehblatt.

Nr . 134 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 24 . Juli 1910 , betreffend die Kundmachungeiner Telephon¬
ordnung und eines Telephontarifes.

Nr . 133 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 30 . Juni 1910 , betreffend eine
Ergänzung der Landsturmorganisationsvorschrift.

Nr . ! 3K Verordnung des Finanzministeriums
vom 26 . Juli 1910 , betreffend die abgabefreie Verwendung von
Zucker zur Erzeugung von Zuckercouleur.

Nr . 137 . Verordnung der Ministerien der
Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
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26 . Juli 1910 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungender
Erläuterungen zum Zolltarife vom 13 . Februar 1906.

Nr . 138 . Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
6 . Mai 1910 , womit die Einreihung der Gemeinde Mühlbach in die
neunte Klasse des Militärzinstarises verlautbart wird.

Nr. 13S Verordnung des Finanzministeriums
Vom 19 . Juli 1910 zur Durchführung des Gesetzes vom 14 . Juli
1910 , R . -G .-Bl . Nr . 133 , betreffend die Erhöhung der vor der Wirksamkeit
des Gesetzes vom 14 . Mai 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 74 , angefallenen normal¬
mäßigen Pensionen der Witwen nach Staatsbeamten und Staatslehrpersonen
sowie der nach älteren Gehaltsnormen bemessenen , beziehungsweise zu be-
mcsscnden Pensionen (Provisionen ) der Witwen nach Gendarmeriemannschafts¬
personen (Gendarmeriekanzleidienern ) und den in die Kategrie der Dienerschaft
gehörigen Staatsbedienstetcn.

Nr . 14V . Verordnung Finanzministeriums vom
19 . Juli 1910 zur Durchführung des Gesetzes vom 14. Juli 1910,
R .-G .-Bl . Nr . 132 , betreffend die Erhöhung der Ruhegenüsse der Staats¬
beamten und Lehrpersonen , der in die Kategorie der Dienerschaft gehörigen
Zivilstaatsbediensteten , sowie der Gendarmeriemannschaftspersonen und Gen¬
darmeriekanzleidiener , sofern die Versetzung dieser Staatsbedienstetcn in den
Ruhestand vor dem 1. Oktober 1898 , beziehungsweise I . September 1899 und
I . Jänner 1900 erfolgte , und betreffend die Gewährung von außerordentlichen
Pcnsions -(Provisions -)Zuschüffen.

Nr . 141 . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 19 . Juli 1910 , betreffend die Gewährung von außerordent¬
lichen Pensionszuschüssen im Sinne des Z 5 des Gesetzes vom 14 . Juli 1910,
R .- G .-Bl . Nr . 132.

Nr. 142 Gesetz vom 21. Juli 1910, betreffend die
Verwendbarkeit der Teilschuldvcrschreibungcn der von der Markgrasschaft Mähren
aufzunehmenden Anleihe von 50,000 .000 X zur fruchtbringenden Anlegung
von Stiftnngs -, Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 143 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister des Innern vom
23 . Juli 1910 , womit aus Grund des Z 96 ü des Gesetzes vom
14 . Jänner 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 19 , Ausnahmen von den Bestimmungen
dieses Gesetzes über die Mindestruhezeit der Hilfsarbeiter beziehungsweise Uber
den Ladenschluß für den Kurort Dorna Watra gestattet werden.

Nr. 144 Erlaß des Finanzministeriums vom
II.  August 1910 , betreffend die Einziehung der Banknoten zu 100 X
mit dem Datum vom 2. Jänner 1902 und die Ausgabe von Banknoten zu
100 X mit dem Datum vom 2. Jänner 1910.

Nr . 145 . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche Arbeiten
Vom 29 . Juli 1910 , betreffend die Zeugnisse der Frauengcwerbeschulc
für Weißnähen und Kleidermachen in Hohenmauth.

Nr . 146 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 1. August 19 10 , betreffend die Errichtung eines Hauptzollamtes
II . Klasse in Grigno mit einer Expositur in Tezze und Auflassung des Neben¬
zollamtes II . Klaffe in Tezze.

Nr . 147 . Verordnung des Justizministeriums vom
15 . August 1910 , betreffend die Errichtung eines Bezirksgerichtes
in Blatta auf der Insel Curzola (Dalmatien ).

8 . Landesgesehbtatt.
Nr. 17« . Gesetz vom 6. Juli 1910, betreffend die

Vereinigung des restlichen Teiles der Orts - und Katastralgemeinde Strcbers-
dorf , eines Teiles der Katastralparzelle 69/1 , Katastralgemeinde Auhof (Orts¬
gemeinde Hadersdorf -Weidlingau ) sowie eines Teiles der Ortsgemeinde Mauer
bei Wien mit der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien.

Nr . 171 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9 . Juli 1910 , Z . XVIö -447/3 , betreffend die der Gemeinde
Vösendorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflagc von
3 X für die Jahre 1910 bis einschließlich 1914.

Nr . 172 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11 . Juli 1910 , Z . XVlb -468/3 , betreffend die der Gemeinde
Nieder -Kreuzstetten erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchs¬
auflage von 3 X 40 ü für die Jahre 1911 , 1912 und 1913.

Nr . 173 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
11 . Juli 1910 , Z . XVI b-463/4 , betreffend die der Gemeinde Laab
im Walde erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage
von 2 X für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 174 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
13 . Juli 1910 , A. Xa-1849/22, betreffend die Errichtung desk. k.
Eichamtes in Ziersdorf.

Nr . 175 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
19 . Juli 1910, Z . XVIb -4575/5 , betreffend die der Stadtgemeinde
Hamburg erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Auflage von 7 '5 ü von
jeder Mietzinskrone von den in der Gemeinde bestehenden Mietzinsen für die
Jahre 1910 bis einschließlich 1914.

Nr . 176 . Gesetz vom 5. Juni 1910 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Erlassung einer Haus¬
besorgerordnung für das Gebiet der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien
und der Städte Baden , Krems , Mödling , St . Pölten , Wiener -Neustadt .*)

Nr . 1? 7 . Gesetz vom 10. Juli 1910 , wirksam in,
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , womit das Gesetz vom 29 . August
1908 , L.-G .-Bl . Nr . 129 , betreffend die Verbauung der Aspangcr Wildbäche,
abgeändert wird.

Nr . 178 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2 . August 1910 , Z . XVI b-862/13 , betreffend die der Gemeinde
Paherbach erteilte Bewilligung zur Einhebung von Verschönerungstaxen und
die chicfür erlassenen Einhebnngsvorschristen.

Nr . I7S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
20 . Juli 1910 , Z . XVI k-88/14 , betreffend die der Gemeinde
Leobendorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflagc
von 3 X für die Jahre 1910 bis inklusive 1912.

Nr . 18 « . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Juli 1910 , Z . XVI b-521/3 , betreffend die der Gemeinde
Erlaa bei Wien erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchs¬
auflage von 2 X für das Jahr 1910.

Nr . 18 ». Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
20 . Juli 1910 , Z . XVI d-365/6 , betreffend die der Gemeinde
St . Beit an der GLlsen erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent
der direkten Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1910.

Nr . 182 . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
19 . Juli 1910 , Z . I a - 2334 , mit welcher der mit Verordnung des
k. k. Statthalters im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 1. August
1894 , Z . 28801 , erlassene Maximaltaxtarif für die konzessionierten Zweispänner-
(Fiakcr ) und Einspänner -Lohnsuhrwerke mit dem Standorte in einer Gemeinde
im politischen Bezirke Baden für Fahrten innerhalb des politischen Bezirkes
Baden ergänzt wird.

Nr . 183 . Gesetz vom 21 . Juni 1910 , womit der
Gemeinde Böhmzeil die Bewilligung zur Einhcbung von Kanaleinmündungs-
gebühren erteilt wird.

Nr . 184 . Gesetz vom 10. Juli 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Bienenzucht.

'») Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
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Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen,
sowie

Normativbkstimlliungcn des Gemciuderalcs, Stadtratcs md des Magistrates
in Istgelrgentieitest der OkstieiiideorrMltnstg and politiSchen AmtMlirllng.
Inhalt:

I . Verordnungen und Entscheidungen:
1. Neubestellung eines Dampfkessclprüfungs -Kommifsärs für den III . Wiener

Aufsichtsbezirk (II ., III ., XX . und XXI . Bezirk ), sowie Bestellung von
«Stellvertretern.

2 . Ausfertigung von Distanzzertifikatcn.
3 . Feuerwehr -Ehrcnmedaille , Anspruchsberechtigung.
4 . Zuweisung der neuerrichtetcn Bezirkshauptmanuschaft Oswiccim an den

zuständigen Landwehr -Ergänzungs -(Landsturm -iBezirk.
5 . Ladenschluß im Lebensinittelhandel und bei sogenannte » gemischten Be¬

trieben.
6 . Verpflegstaxen in der städtischen Irrenanstalt in Triest.
7 . Anwendung der Ministcrial -Verordnung vom 15 . Juli 1908 , R .-G .-Bl.

Nr . 163 , auf Verkausslager von Zelluloidgegcnständen.
8 . Portobehandlung der Korrespondenzen mit den k. u . k. Missionen und

Konsularämtern.

'9 . Mit Holzgeist denaturierter Spiritus . — Verwendung.
10 . Behandlung von Ansuchen um Überstundenbewilligungen.
11 . Dienstliche Verwendung von Studierenden der Medizin in Kranken¬

anstalten.
12 . Zeugnisse der städtischen Mädchengewerbeschule für Weißnähen und

Kleidermachcn in NeubhdLow.
13 . Instruktion fiir den Dienstverkehr der politischen und l. f. Polizeibehörden

mit Behörden und Parteien im Auslande.
14 . Gift -Verschleiß.

II . Normativbeftimmungen:
Magistrat:

15 . Bekanntgabe der Effektensicherstellungen an die Armcninstitutc.
16 . Abhaltung von Privaten Löschproben.

Verzeichnis der  i m, .R e i ch s g e s e tz b l a tt e und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns i in Jahre
1910 publizierten Gesetze und Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Neubestellung eines Dampfkesselprüfuugs -Kommissärs
für den III . Wiener Aufsichtsbezirk ( II . , III . ,
XX . und XXI . Bezirk ) , sowie Bestellung von

Stellvertretern
Erlaß der k. k. n.-ö . Statthalterci vom 25 . Juni 1910,

Z . XIIl -949 (M . Abt . XIV , 7118 ) :
Infolge Ablebens des k. k. Dampfkesselprüfungs -Kouimissärs für den

III . Wiener Aufsichtsbezirk , des k. k. Professors Edmund Czap,  wird dessen
I . Stellvertreter , der k. k. Öber -Jngcnieur Johann v. Whsocki,  zum Dampf-
kesselprUfungs -Kommissär für diesen Aufsichtsbezirk vom 1. Juli 1910 an-
gesangen ernannt.

Als Stellvertreter werden ernannt:
Der k. k. Ober -Ingenieur Alfred Graf  im Ministerium für öffentliche

Arbeiten und der k. k. Bau -Adjunkt Rudolf Dorningcr  der k. k. n .-ö.
Statthalterci.

Dies wird mit Beziehung auf die h. a . Kuudiuachung vom 27 . Mürz
1905 , Z . XIII -203 , n .-ö. L.-G .- und V .-Bl . Nr . 88 und vom 22 . Juni 1906,
Z . XII1 -816 , n . ö. L.-G .- und V .-Bl . Nr . 55 , zur allgemeinen Kenntnis
gebracht.

S.

Ausfertigung von Distanzzertifikaten.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 26 . Juli 1910,

Z . XI1I - 1055 , M . Abt . XXII , 2943/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 102 ) : '

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit Erlaß vom
30 . Juni 1910 , Z . XVI -I261 sr 1910 , Nachstehendes eröffnet:

Nachdem die Wahrnehmung gemacht wird , daß die politischen Bezirks¬
behörden , bei Ausstellung derDistanzzertifikatc für Zwecke des
Militär » orspanncs  noch immer nicht mit der gebotenen Sorgfalt Vor¬
gehen , woraus Schwierigkeiten bei der Prüfung der Aufrechnungen , zahlreiche
Bemänglungen und weitwendige Erhebungen entspringen , wodurch die Gefahr
einer Schädigung des Ärars besteht, findet das Ministerium für Landes¬
verteidigung Nachstehendes anzuordnen , bezw . in Erinnerung zu bringen.

I. Da es in zahlreichen Fällen vorgekommen ist, daß Distanzzertifikatc
mit anderen Entfernungsangaben ausgestellt wurden , als sie in den offiziellen
Behelfen : Militärmarschroutenkartc und Postkursbuch ausgewiesen werden , wird
in Hinkunft die Ausstellung von Distanzzertifikaten für
s olche Strecken , iv c l ch c in der M i l i t ä r in a r s ch r o u t c n ka r t e
oder im Postkursbuch e n t h a l t c n s i n d, untersagt.  Besteht

gegen die Nichtigkeit konkreter Angaben dieser offiziellen Behelfe ein Bedenken,
so ist die Berichtigung im vorgcschriebenen Wege — nicht durch Ausstellung
abweichender Distanzzertifikate —' cinzuleitcn . Die vorspannehmenden Ver¬
waltungszweige wurden ersucht , den ihnen unterstehenden Organen die Ein
holung von Distanzzertifikaten für Strecken der bezeichnetcn Art zu untersagen.

2 . In der Erwägung , daß in überaus zahlreichen Fällen in den Distanz
Zertifikaten Entfernungsangaben bescheinigt werden , welche mit anderen , von
der nämlichen Behörde oft unter demselben Datum bescheinigten Angaben für
die gleiche Strecke oder mit den hierortigc », auf speziellen amtlichen Erhebungen
beruhenden Vormerkungen im Widerspruche stehen und daß die Hauptguelle
solcher fehlerhafter Entfernungsangabcn darin zu erblicken sein dürfte , daß die
Distauzzertifikate usuell den politischen Bezirksbchördcn bereits ausgefüllt zur
Bestätigung vorgelegt und von diesen ohne nähere Prüfung gefertigt werden,
w i rd die Einsetzung wenigstens der E n t f c r n u n g s d a t e u
h i e m i t den P o l i t i s ch e n B e z i r k s b c h ö r d e n zur ausdrück¬
lichen Pflicht gemacht und ihnen die U n t c r f e r t i g u n g von
D i st anz z er ti fi ka t en , in welche diese Daten bereits von
anderer Seite eingesetzt wurden , untersagt.

3 . Bei der Ausstellung von Distanzzertifikaten ist der richtigen
Schreibweise der Ortsnamen  ein besonderes Augenmerk zuzu-
wcnden . Maßgebend ist in dieser Hinsicht das von der k. k. Statistischen Zentral-
Kommission herausgcgebene „ Allgemeine Ortschaftenverzeichnis ", bezw . die
fallweise verlautbarten amtlichen Berichtigungen (Änderungen ) des Namens der
Schreibweise einzelner Orte.

Beziehen sich die Distanzangabcn auf bestimmte Punkte (Bahnhof , Laudungs
platz außerhalb der Ortschaft gelegene Objekte u . dgl .), so ist das im Distanz¬
zertifikate selbstverständlich besonders zum Ausdrucke zu bringen.

Hievon werden die politischen Bezirksbchördcn Niederösterreichs mit dem
Beifügen verständigt , daß in Hinkunft für Mehraufrechnungen , welche aus
fehlerhaften Distanzzertifikaten resultieren und anderweitig nicht mehr herein¬
gebracht werden können , gegebenenfalls der schuldtragcnde Funktionär haftbar
gemacht werden würde.

».

Feuerwehr Ehre « »,edaille , Anspruchsberechtiguug.
Runderlaß der k. k. n .-v. Statthalterei vom 29 . Juli

1910 , Pr . Z . 2064 , M . Abt . IV , 3001/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 98) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 12 . Juni
1910 , Z . 4691/XI . I -, anläßlich einer konkreten Anfrage hieher eröffnet , daß
nach H 3 der Statuten der Ehrenmedaille für 25jährigc verdienstliche Tätigkeit
auf dem Gebiete des Feuerwehr - und Rettungswesens der Anspruch auf diese
Medaille nicht nur an d i e 25 jährige aktivc Mitgliedschaft  bei
einer der in den im Reichsratc vertretenen Königreichen und Ländern bestehenden
freiwilligen Feuerwehren oder einem solchen freiwilligen Nettungskorps,
sondern überdies noch an die Bedingung einer in dieser
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Eigenschaft entfalteten eifrigen und nützlichen Tätig-
k c i l g c kn ü p f t s e i.

Hienach ist die erwähnte Medaille nur solchen Personen zuzuerkenncn,
welche während einer durch mindestens 25 Jahre dauernden Zugehörigkeit zu
einem solchen Vereine bei der Betätigung desselben ausübend emsig und er¬
sprießlich mitgewirkt haben , wobei allerdings eine durch vorübergehende Ab¬
wesenheit von dem Orte , an welchem d i e F e u e r w c h r i h r e n S i tz
hat , oder durch sonstige Gründe bedingte lediglich fall-
wciscVcrhinderung einer derartigen aktiven Betätigung
d i c Z u e r k e n n u n g der Medaille nicht ausschließcn würde.

4 .
Zuweisung der neuerrichteteu Bezirkshauptmann
schuft Oswiecim an de« zuständigen Landwehr

Ergänzungs -(Landsturm -) Bezirk.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 2. August

1910 , Z . 11-2598 , M . Abt . XVI , 8784/10 (Nornialienblatt des
Magistrates Nr . 97 ) :

In Verfolg der Zirkularverordnung des Ministeriums für Landes¬
verteidigung vom 10 . Juni 1910 , Departement XIV , Nr . 608 (Landwehr¬
verordnungsblatt Nr . 21 ), hat dieses Ministerium laut Erlasses vom 2. Juli
1910 , Nr . VII - 1625 , die Bezirkshauptmaunschaft Oswiecim dem Landwchr-
crgänzungsbezirkc Nr . 31 (Landwehrbataillonsbezirk Nr . 2 ) beziehungsweise
dem Landsturmbezirkc Nr . 31 zugewicscn.

5 .
Ladenschluß im Lebensmittelhandel und bei soge¬

nannten gemischten Betrieben.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterci vom 4 . August 1910,

Z . 1 a-2450 , M . Abt . XVII , 5881/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 103 ) :

Aus Aulaß mehrerer Anfragen hat das Handelsministerium mit Erlaß
vom 2 . Juli 1910 , Z . 17218 eröffnet , daß nach Ansicht des Handels¬
ministeriums unter „ L eb e n s in i t t c l h an d e l " im Sinne des Z 96 e,
I . Abs. des Gesetzes vom 14 . Jänner 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 19, betreffend die
Dauer der Arbeitszeit und den Ladenschluß in Handelsgcwerben und ver¬
wandten Geschäftsbetrieben , derHandel mit Nahrungs - und Ge¬
nu ß m i t t c l n jeder Art  zu verstehen ist. Das Handelsministerium geht
hiebei von der Erwägung aus , daß das Gesetz vom 16 . Jänner 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 89 1897 , betreffend den Verkehr mit Lebensmitteln und
einigen Gcbrauchsgegenständen , im Z 1 die gleiche Definition des Begriffes
„Lebensmittel " gibt und daß der Wortlaut des eingangs zitierten § 96 « zu
einer Einschränkung der allgemeinen Bezeichnung „ Lebensmittel " auf bestimmte
Nahrungs - und Genußmitlel nicht berechtigt.

Überdies ist die Ausnahmsbestimmung , betreffend den Neunuhrladenschluß
beim Lcbensmittclhandcl , zweifellos dem Interesse des konsumierenden Pub¬
likums zu dienen bestimmt , welches in der Möglichkeit , sein Approvisioniernngs-
bedurfnis am Abend nach beendeter Berufstätigkeit zu decken, nicht behindert
werden soll.

Es werden also nach dem Gesagten alle Laden , in denen Nahrungs¬
und Gcnnßmittcl irgend welcher Art zum Verschleiß gelangen , samt den dazu
gehörigen Kontoren und Magazinen bis 9 Uhr abends offen gehalten werden
dürfen , sofern die politischen Landcsbchörden nicht etwa auf Grund des
A 96 s , Abs. 3 lex . eit . eine frühere Sperrstunde angeordnct haben.

Da diese Begünstigung aber im Gesetze ausdrücklich nur für den Lebens¬
mittelhandel cingeräumt ist, so kann sie nicht auch für den Handel mit
anderen Waren gelten , welcher gegebenenfalls in denselben Laden be¬
trieben wird.

Auf diesen Handel wird vielmehr die Vorschrift des Achtuhr - beziehungs¬
weise eines früheren Ladenschlusses in der Art Anwendung finden muffen , daß
der Verschleiß aller Waren , welche nicht zu den Lebens¬
mitteln zu rechnen sind,  unter allen Umständen von 8 Uhr abends
bis 5 Uhr morgens , beziehungsweise zu den von den politischen Landes-
behörden gemäß A 96 s , Abs. 3 anderweitig normierten Ladenschlußzeiten
einzust eilen  ist.

Damit wird allerdings bei gemischten Betrieben der eigentliche Ladenschluß
erst für 9 Uhr abends gesichert, was , da der Ladenschluß im Gesetze nicht
Selbstzweck , sondern Mittel zur Erreichung des eigentlichen Zweckes (Be¬
schränkung der Betricbszeit und der Arbeitsdauer ) ist, insolangc unbedenklich
bleibt , als die Verbindung des Lebensmittelhandels mit dem Verkaufe anderer
Artikel nicht zur Umgehung des Gesetzes benützt wird . Sollte dies der Fall
sein , so müßte dagegen mit aller Strenge eingeschritten werden , da es absolut

unzulässig ist, daß unter dem Deckmantel einer nur dem Lebcnsmittelhandel
zustchendcn Begünstigung die Konkurrenzverhältnisse verschoben und die Ab¬
sichten des Gesetzgebers durchkreuzt werden^

Betpflegstaxen in der städtischen Irrenanstalt in
Triest.

Rundschreiben der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 6. August
1910 , Z . VI-423/7 , an den n .-ö. Landes -Ausschnß , an alle
k. k. Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich , an den Wiener
Magistrat (Abteilung X) und an die Stadträte in Wiener-
Neustadt und in Waidhvfen an der Ibbs (M . Abt . X , 7520 ) :

In der städtischen Irrenanstalt in Triest sind für die Jahre 1910 und
191 l nachfolgende Verpflegsgebiihrcn per Person und Tag festgesetzt worden:

a) für die I . Klasse 15 X,
l>) für die II . Klaffe 8 X,
o) für die 111. Klaffe 2 X 66 d , beziehungsweise für Angehörige einer

Gemeinde der Markgrafschaft Istrien 2 X 60 st.

7 .
Anwendung der Ministerin ! Verordnung vom
IS . Juli R . G . Bl . Nr . I « L, auf Ver-

kaufslager von Zelluloidgegenständen.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vvm 15 . August 1910,

Z . I a-2639/19 , M . Abt . XVII , 6206/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 100 ) :

Bei Handhabung der Ministirial -Vcrordnung vom 15 . Juli 1908,
R .-G .-Bl . Nr . >63 , betreffend den Verkehr mit Zelluloidgcgenständen sind
wiederholt Zweifel in der Richtung entstanden , ob die Bestimmungen des 8 2
dieser Verordnung über Lagerräume auch auf Vcrkaufslagcr augcwcndet werden
können oder ob für diese ausschließlich der 8 60 dieser Verordnung maß
gebend sei.

Um diesen Zweifeln , die bereits in mehreren einander widersprechenden
Entscheidungen der magistratischen Bezirksämter zum Ausdruck kamen , ein Ende
zu bereiten , hat sich die Magistrats -Abteilung XVII in einem am 18. Mai
1910 , aä Z . 7119 , erstatteten Berichte an das k. k. Handelsministerium mit
der Bitte um eine authentische Auslegung der Ministcrial -Verordnung in der
angcdeuteten Hinsicht gewendet , worauf das k. k. Handelsministerium mit dem
Erlasse vom 26 . Juli 1910 , Z . 19684 , intimiert mit Statthalterci -Erlaß vom
15 . August 1910 , I a-2639 , folgendes eröffnet hat:

„Aus Anlaß von Rekursen , die dem k. k. Handelsministerium zur Ent¬
scheidung Vorgelegen sind, wurde die Wahrnehmung gemacht , daß auf Verkauss-
lokale und Verkaufslager , in denen fertige , ganz oder teilweise aus Zelluloid
hcrgestellte Waren vorrätig gehalten werden , mehrfach strikte die Bestimmungen
des I . und II . Abschnittes der mehrbczogcncn Ministerialverordnung an-
gewcndet werden , wiewohl der ganze Ausbau dieser Verordnung erkennen läßt,
daß sich die Bestimmungen der erwähnten beiden Abschnitte auf Berkaufslokale
nicht erstrecken, daß diese vielmehr im Rahmen der Verordnung nur nach den
Bestimmungen des III . Abschnittes zu behandeln sind.

Auf Berkaufslokale der erwähnten Art haben also nach der schon an¬
läßlich eines konkreten Falles der Ministerial -Entschcidung vom 4. November
1909 , Z . 23564 , betreffend das Berkaufslokal des I . R . in Wien zugrundc-
gelcgtcn Ansicht des k. k. Handelsministcriums die Bestimmungen des I . und
II . Abschnittes der Verordnung nicht Anwendung zu finden , vielmehr gelten
aus den Gesichtspunkten der Verordnung hiefür lediglich die Bestimmungen
des Z 60 und es unterliegen diese Lokale im übrigen den Bestimmungen des
III.  Hauptstückesder Gewerbeordnung.

Hiezu wird noch bemerkt , daß bei solchen Verkaufslokalen , in welchen die
Zelluloidwaren unmittelbar an die Kunden abgegeben werden und welche dem
Verkehre mit den Kunden dienen (Gassenladen u . dgl .) und den unmittelbar
daranstoßenden Hausmagazinen die Voraussetzungen des Z 25 G . O . in der
Regel nicht als gegeben anzusehen sein werden , so daß bei derlei Lokalen auch
die Notwendigkeit einer besonderen gewerbsbehördlichen Genehmigung aus dem
Titel der Aufbewahrung von Zelluloid nicht voclicgt . Inwieweit bei anderen
Verkaufslagern von Zelluloidwaren (Eng >osgeschäften , Exporteuren rc.) die
Voraussetzungen für eine gewerbebehördliche Genehmigung gegeben erscheinen,
hängt im Hinblicke auf die große Verschievcnarligkeit der Zelluloidwaren und
der sonstigen hier in Betracht zu ziehenden llmstände von den speziellen Ber
hältniffen des konkreten Falles ab und muß demnach dem fallweisen Ermessen
der Behörde überlassen bleiben , wobei als Richtschnur zu gelten Hat, daß den
Parteien durch das eingcleitete Genehmigungsverfahren und durch die im Zuge
desselben vorgeschriebenen Bedingungen keine unbegründeten und überflüssigen
Schwierigkeiten bereitet werden.



Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien. — Nr . 78, 30 . September 1910 . 89

8 .
Portobehandlnng der Korrespondenzen mit den

k. u . k. Missionen und Konsularämtern.
Zirkularerlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 19 . August

19l0 , P . Z . 2716 , M . D . 3171 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 99 ) :

Laut einer an das k. k. Ministerium des Innern gelangten Mitteilung
des k. u . k. Ministeriums des Äußern wurde kürzlich anläßlich einer bei
mehreren k. u . k. Nertretungsbehörden im Auslande vorgenommenen Revision
sestgcstellt, daß zahlreiche 1 k. Behörden Zuschriften an die gedachten Ämter
unfrankiert mit dem Beisatze „ portofreie Dienstsache " der Post übergeben,
wodurch dem Etat des k. u . k. Ministeriums des Äußern ungerechtfertigte
Auslagen für Strafporto erwachsen , da deren Refundierung aus verschiedene»
Gründen nur selten angesprochen werden kann.

Mit Beziehung auf die im Gegenstände wiederholt ergangenen Weisungen,
namentlich unter Hinweis auf die h. a . Erlässe vom 20 . September 1898,
Z . 5631/pr . und vom 21 . Februar 1900 , Z . 1031/pr . wird neuerdings ein¬
dringlich darauf aufmerksam gemacht , daß die Korrespondenzen mit den k. u . k.
Missionen und Konsularämtern zu frankieren sind , insofern nicht die im erst¬
zitierten Erlasse angeführten Ausnahmsbcstimmungen Platz greifen.

«.
Mit Holzgeist denaturierter Spiritus . — Verwendung.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . August
1910 , Z . XI -940 (M . Abt . X. 7665 ) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 6. Juli 1910,
Z . 26042/09 , ist dem Ministerium des Innern zur Kenntnis gelangt , daß mit
Holzgeist denaturierter Spiritus nicht nur in gewerblichen Betrieben und in
Heimarbeitsstätten in ausgebreiteter Verwendung steht, sondern auch zur Kon¬
servierung von Nahrungs - und Gcnußmirteln verwendet wird . Der denaturierte
Spiritus wird insbesondere von Tischlern , Bugholz - und Schatullentischlern,
Polierern , Lackierern , Schriftenmalcrn , Pianobaucrn , Vergoldern , Verfertigern
von Streich - und Saiteninstrumenten verwendet und findet auch bei der
Herstellung von Turngeräten , Rahmen , Goldlcisteu , Holzkassetten , Spielwaren,
Musikautomaten , Spielwerken , Kaffeemühlen , Tabakpfeifen , Flaschenkapseln,
Firnissen , Lacken, Appreturmassen , Gummiwaren , Stcinknöpfen , künstlichen
Blumen und Blättern , geprägter Pappe , Bleistiften , sowie beim Vordrucken
von Mustern , Anwendung.

Laut eines Gutachtens des Obersten Sanitätsrates ist der Holzgeist kein
indifferentes Mittel und der mit demselben denaturierte Spiritus geeignet , bei
den damit Beschäftigten Gesundheitsstörungen hervorzurufcn , die auch der
Genuß von mit derartigem Spiritus konservierten Nahrungs - und Genußmitteln
nach sich zu ziehen vermag.

Die am häufigsten beobachteten Gesundheitsstörungen sind : Husten und
Kopfschmerzen , Kongestionen , chronische Katarrhe der Respirationsorgane , haupt¬
sächlich der Nase , des Rachens und des Kehlkopfes mit reichlicher Expektorations¬
und Oppressionsgefühl in der Brustgegend , Störungen des Appetites , Anaemie,
Erbrechen und Ohnmächten . Sehr häufig treten auch Ekzeme an den Händen und
den Unterarmen , sowie Abschuppungen an den Händen , wie nach Scharlach , auf.

Es wäre diesbezüglich sehr zweckmäßig , wenn in den der gewerblichen
Aufsicht unterstehenden Betrieben in geeigneter Weise auf die Gefahren , welche
die Verwendung von mit Holzgeist denaturiertem Spiritus mit sich bringt , auf¬
merksam gemacht und zur Vermeidung derselben empfohlen würde , daß der
Arbeits - und Trockenraum einer ausreichenden Ventilation unterzogen und die
Arbeit zeitlich derart verteilt werde , daß nicht ein und derselbe Arbeiter stunden¬
lang mit dem denaturierten Spiritus zu arbeiten genötigt ist und daß die
Arbeiter ihre Hände rein und wunde Stellen an denselben bedeckt halten . Am
zweckmäßigsten wäre es ledoch, wenn in jenen Betrieben , in welchen es zulässig
ist, « icht mit Holzessig, sondern mit Terpentin oder Schellack denaturierter
Spiritus verwendet werden würde . (Erlaß des Finanzministeriums vom
21 . Juli 1899 , R .-G .-Bl . Nr . 130 , Seiten 634 und 645 .)

Es würde sich auch empfehlen , die Aufmerksamkeit der Distrikts -, Kassen-
und Privatärzte auf diese Angelegenheit zu lenken , damit dieselben in den der
gewerblichen Aufsicht entbehrenden Heimarbeitsstätten und Haushaltungen in
dem angedeuteten Sinne belehrend wirken könnten.

Ferner wäre die Aufmerksamkeit der mit der Kontrolle der Lebensmittel
betrauten Organe auf die Gefahren zu lenken , welche der Genuß von mit
Holzgeist denaturiertem Spiritus konservierten NabrungS - und Genußmitteln
nach sich zu ziehen vermag.

1«.
Behandlung von Ansuchen um Überstunde»

bewillignngcn.
Runderlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 22 . August

1910 , Z . I a-2737 , M . Abt . XVII , 6226/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 104 ) :

Wiederholt wurde die Wahrnehmung gemacht , daß Gesuche um Über¬
stundenbewilligungen für eine Dauer von mehr als drei Wochen von den Ge¬
werbebehörden I . Instanz nicht oder mangelhaft instruiert der Statthalterei
vorgelegt wurden , wodurch infolge der notwendigen Vorerhebungen eine
unnötige Verzögerung der Erledigung der Statthalterei eintreten mußte . Zur
Vermeidung solcher Anstände und zur Erzielung einer einheitlichen Gestaltung
des Vorganges bei solchen Bewilligungen ergeht folgende Weisung:

Bei Ansuchen um Überstundenbewilligungen für die Dauer von längstens
drei Wochen hat die Gewerbebehörde I . Instanz nach Einvernehmung des
Gewerbeinspektorates mit tunlichster Beschleunigung gegebenenfalls diese Be
willigung zu erteilen.

Diese Bewilligung hat die Art der Gewerbeunternehmung
(beziehungsweise in speziellen Fällen auch den Betriebszweig,  für den
angesucht wurde ), die Anzahl der Stund  e .n , um welche die Arbeits-
daucr verlängert werden soll, die Dauer der Überstundenarbeit  in
Wochen , und zwar mit Angabe des kalendcrmäßigen Anfangs - und Endtages,
sowie den Hinweis auf die gesetzliche Vorschrift der besonderen Entlohnung,
auf den Ausschluß jugendlicher Hilfsarbeiter , auf die mindestens viertelstündige
Arbeitspause btt Verlängerung des vor - oder nachmittägigen Arbeitsabschnittes
auf mehr als 5 Stunden , auf die Pflicht der Anzeige , wenn von der Be¬
willigung kein Gebrauch gemacht werden sollte, und endlich auf die Pflicht zum
Anschläge der Bewilligung in den Arbeitsräumen zu enthalten.

Im Ansuchen für eine mehr als dreiwöchentliche Dauer oder iu dem
Falle , als in dem Kalenderjahre bereits von der Gewerbebehörde I . Instanz
eine Bewilligung für drei Wochen erteilt worden sein sollte , ist (im erstereu
Falle nach Erteilung der Bewilligung für drei Wochen seitens der 1. Instanz)
das Gesuch ' unter Anschluß der Bewilligung der l . Instanz im Konzepte schleunigst
unter Antragstellung der Statthalterei vorzulegen . Hiebei ist die Gesamtzahl
der Arbeiter des Betriebes sowie die Anzahl der zu Überstunden herangezogenen
Arbeiter anzugeben.

11 .
Dienstliche Verwendung von Studierenden der

Medizin in Krankenanstalten.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 23 . August 1910,

Z . Xl -1008 (M . Abt . X. 7991/10 ) :
Das Ministerium des Innern hat in Erfahrung gebracht , daß in einigen

Verwaltungsgebieten wiederholt Studierende der Medizin aus höheren Jahr¬
gängen oder absolvierte Mediziner , die noch nicht das Diplom eines Doktors
der gesamten Heilkunde erlangt hatten , zu Sekundarärzlen oder Hilfsärzten in
öffentlichen oder Privaten Krankenanstalten bestellt wurden , weil für die erledigten
Stellen Anmeldungen graduierter Bewerber nicht Vorlagen.

Aus diesem Anlässe hat das Ministerium des Innern mit dem Erlasse
vom 5 . August 1910 , Z . 24418 , im Einvernehmen mit dem Ministerium für
Kultus und Unterricht folgendes eröffnet:

Die Sekundarärzte oder Hilfsärzte sind nach Bezeichnung und Dienstes¬
verpflichtung dem Primarärzte oder leitenden Arzte des Krankenhauses unter¬
stellte Ärzte ; ihnen obliegen neben der fachlichen Mitarbeit im Dienste des
Krankenhauses , beziehungsweise der Krankenabteilung in Abwesenheit der vor-
gesetz cn Ärzte auch selbständige Verrichtungen auf dem Gebiete der Kranken¬
behandlung und selbständige Anordnungen hinsichtlich der Arzneiverschreibung
und Krankenpflege . Diese Tätigkeit der Hilssärzte setzt nach den geltenden
gesetzlichen Bestimmungen die Berechtigung zur Ausübung der ärztlichen Praxis
voraus.

Da nichtdiplomicrte Mediziner weder die notwendige Qualifikation,
noch die erforderliche gesetzliche Berechtigung besitzen, ist ihre Verwendung zu
sekundarärztlichen oder hilfsärztlichen Diensten in Krankenanstalten grundsätzlich
unstatthaft.

Innerhalb des ärztlichen Wirkungskreises der Spitäler den Studierenden
der Medizin , welche bereits das Absolutorium , jedoch noch nicht das Diplom
aufweisen , als Aspiranten , Hospitanten oder dergleichen solche Verrichtungen
anzuvertrauen , welche nicht eine selbständige ärztliche Krankcnbehandlung dar
stellen, wie die Aufnahme von Anamnesen , Führung von Krankengeschichten,
Leistung fachlicher Hilfsdienste bei Untersuchung und Behandlung Kranker u . s. w .,
unterliegt insolange keinem Bedenken , als hiedurch der Betrieb der Kranken¬
anstalten nicht beeinträchtigt wird . Dies setzt aber unbedingt voraus , daß die
Besorgung des notwendigen hilfsärztlichen Dienstes in ausreichendem Maße
vorgesehen und die Tätigkeit dieser Mediziner der ständigen verantwortlichen
Überwachung der Krankenhaus - beziehungsweise Abteilungsärzte unterstellt ist.
Ferner ist die Übernahme solcher Tätigkeiten durch Mediziner der höheren
Jahrgänge , welche das Absolutorium noch nicht erlangt haben , ^ unter den
erwähnten Bedingungen nur in Spitälern gestattet , die am Sitze einer
Universität , beziehungsweise einer medizinischen Fakultät sich befinden . Jedoch
muß der betreffende Mediziner an dieser Fakultät inskribiert und seine dienstliche
Verwendung in der Krankenanstalt derart geregelt sein, daß er nicht behindert
ist, am medizinischen Unterrichte teilzunehmen.

Über den Eintritt von nicht promovierten Medizinern in den derartig
begrenzten Spitalsdienst , sowie über deren Austritt , hat die Anstaltsleitung im
Wege der Gemeindevorstehung die für ärztliche Niederlassungen vorgeschriebene
Anzeige an die politische Behörde I . Instanz zu erstatten . Betrifft diese
Anzeige den Eintritt oder Abgang eines absolvierten Mediziners , so hat die
politische Bezirksbehörde hievon das zuständige medizinische Dekanat zu ver¬
ständigen.

*
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12 .

Zeugnisse der städtischen Mädchengewerbeschnle für
Weistnähen nnd Kleidermachen in Nenbyd » ow.

Kundmachung des Handelsministeriums im Einvernehmen
mit dem Minister für öffentliche Arbeiten vom 3. September
1910 , R .-G .-Bl . Nr . 165:

Die städtische Mädchengewerbeschnle für Weißnähen und Kleidermachen
in Neubydrow wird auf Grund des § 14 6, Alinea 3 , des Gesetzes vom
5 . Februar 1807 , R .-G .-Bl . Nr . 26 , beziehungsweise der Verordnung des
Handelsministers im Einvernehmen mit dem Minister für Kultus und
Unterricht vom 26 . Juli 1907 , R -G .-Bl . Nr . 180 , in das Verzeichnis jener
gewerblichen Unterrichtsanstalten ausgenommen , deren Zeugnisse bei der An¬
meldung des aus die Frauen - und Kinderlleider beschränkten Kleidermacher¬
gewerbes durch Frauen den Nachweis der ordnungsmäßigen Beendigung des
Lehrverhältnisses ersetzen.

1».
Instruktion sür den Dienstverkehr der politischen
nnd 1. f . Polizeibehörden mit Behörden und Parteien

im Auslände.
Rnnderlaß (Vorschrift ) der k. k. n .-ö. Statthalterei (Prä¬

sidium ) vom 12 . September 1910 , Pr .-Z . ^ 02

(Normalieublatt des Magistrates Nr . 105 ) :
Nach einer an das k. k. Ministerium des Jnnem ergangenen Mitteilung

des k. nnd k. Ministeriums des Äußern langen die von landesfürstlichen,
politischen und auch von autonomen Behörden dem administrativen Expedite
des k. und k. Ministeriums des Äußern zur Weiterbeförderung im Kurienwege
an k. und k. Bertretungsbehörden im Auslande cingcschickten, zumeist von
einem Ersuchsschreiben begleiteten Sendungen samt den allfälligen Beilagen
nicht immer separat geschloffen und versiegelt ein.

Angesichts der großen Menge dieses bei der genannten Stelle der Weiter¬
beförderung zu unterziehenden Materiales entsteht dadurch die unmittelbare
Gefahr , daß bei der Manipulation und schließlichen Verpackung eine oder die
andere der oft sehr zahlreichen , mitunter aus losen Zetteln bestehenden Bei¬
lagen sich verirrt oder in Verstoß gerät , ganz abgesehen davon , daß es zu Zeit¬
verlusten führt und auch zu Jrrtümcrn Anlaß geben kann , wenn erst aus der
Sendung selbst deren Bestimmung ausfindig gemacht werden muß.

Die über Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom 1l . Juni 1909,
Z . 4156 M . I ., mit dem h. o. Zirkular -Erlaffe vom 24 . Juni 1909,
Pr .-Z . 2261 , übermittelte „Instruktion für den Dienstverkehr der politischen
und der landcsfürstlichen Polizeibehörden mit Parteien oder Behörden , welche
sich außerhalb der österr .-ung Monarchie befinden, " schreibt im Schlußabsatze
des Z 13 vor:

.. „Die an das administrative Expedit  des k. und k. Ministeriums
des Äußern geleiteten , zur Beförderung an die k. und k. Bertretungsbehörden
mittels Kurierverbindung bestimmten Zuschriften oder Wertsendungen sind zu
siegeln und mit der Adresse der betreffenden  k . und  k . Be¬
tzö r d e zu versehen ."

Es wird sonach neuerlich über Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern
vom 13 . August 1910 , Z . 5882 M . I ., die genaue Einhaltung der vorstehend
angeführten Bestimmung zur Pflicht gemacht und hiebei bedeutet , daß die den
Sendungen häufig angeschlossenen Ersuchsschreiben entbehrlich sind , die Sendungen
selbst aber , nach Adressaten gesondert , ordnungsmäßig geschloffen, versiegelt und
mit Adresse , Inhaltsangabe (Betreff ), Provenienz und Geschäftszahl ver¬
sehen , an das „Expedit für administrative Korrespondenzen " im k. und k.
Ministerium des Äußern geleitet werden müssen.

Hievon werden behufs Darnachachtung sämtliche Herren Departement-
Vorstände , die Herren Vorstände aller Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , der Herr Präsident der k. k. Polizei -Direktion in Wien , der Wiener
Magistrat und im Wege des letzteren die magistratischen Bezirksämter , weiters
die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Abbs und die
Direktionen beziehungsweise Leitungen aller Wiener k. k. Krankenanstalten in
Kenntnis gesetzt.

Eine Abschrift des vorstehenden Erlasses wird dem Landesausschuffe des
Erzherzogtumes Österreich unter der Enns , dem k. k. n .-ö. Landesschulrate und
der Zentral -Direktion des k. k. Versatz -, Verwahrungs - und Versteigerungs-
amtcs übermittelt.

14 .
Gift -Verschleiß.

Auszug aus dem Erlasse des magistratischen Bezirksamtes
für den IV . Bezirk vom 17 . September 1910 , M . B . A. IV,
2186 , an Wilhelm Sturm,  IV ., Schönbrnnnerstraße 17:

Das magistratische Bezirksamt für den IV . Bezirk , findet Ihnen die
angesuchte Konzession zum Betriebe des Verkaufes von zur arzneilichen Ver¬
wendung bestimmten Stoffen und Präparaten , dann zum Verschleiße künstlicher
Mineralwässer , insoweit dies hinsichtlich dieser Erzeugnisse nicht den Apothekern
Vorbehalten ist, mit dem Standorte in Wien , IV ., Schönbrunnerstraße 17 , zu
erteilen.

Diese Konzession wurde im h. a . Gewerberegister unter der Z . 1437/ü,
M . B . A . IV , eingetragen , für die Erwerbsteuerbemeffung wurde die Kat .-
Z . 12890/1V vergeben.

* *
«

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den XVIII.
Bezirk vom 28 . Mai 1910 , Z . 46731 , an die Firma M . k B.
Ko pp , zuhanden des Herrn Gabriel Falk,  verantwortlicher
Geschäftsleiter , XVIIl ., Währingerstraße 116:

Das magistratische Bezirksamt für den XVIIl . Bezirk findet auf Grund
der gepflogenen Erhebungen , Ihnen die angesuchte Konzession gemäß H 15,
Punkt 14 G .-O . zum Verkaufe von Giften und von zu arzneilichen Zwecken
bestimmten Stoffen und Präparaten mit dem Standorte in Wien , XVIII .,
Währingerstraße 116 , unter gleichzeitiger Genehmigung des Herrn Gabriel
Falk  als verantwortlichen Geschäftsführer mit dem Beifügen zu erteilen , daß
bei dem Betriebe alle einschlägigen , namentlich die auf den Verkehr mit Giften,
gifthaltigen Drogen und gesundheitsgefährlichen chemischen Präparaten , sowie
die auf die Abgrenzung der Befugnisse der Apotheker und der Materialwaren¬
händler bezüglichen Vorschriften , insbesondere die Ministerial -Verordnung vom
21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , 2 . Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10,
17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 152 und 29 . Dezember 1903 , R .-G .-Bl.
Nr . 3 ex 1904 , genauestens einzuhaltcn sind.

Imprägnierte und sterilisierte Verbandstoffe dürfen nur in Original-
Verpackung mit der Signatur des Erzeugers , der genauen Bezeichnung und
der Angabe des Gehaltes an wirksamen Stoffen in Prozenten in Verkehr
gebracht werden und . müssen in staubdichten Kasten vor Verunreinigung geschützt
aufbewahrl werden.

* *

Auszug aus dem Erlasse des magistratischen Bezirksamtes
für den XIX . Bezirk vom 2 . September 1910 , Z . 13751:

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 31 . Mai 1910,
Z . Ia -506 , im Rekurswege der Firma M . L B . K o p p, offene Handels¬
gesellschaft in Wien , XVIII ., Währingerstraße 116 , die Konzession gemäß Z 15,
Punkt 14 G .-O . znm Verkaufe von Giften , zum Verkaufe von , zu arzneilichen
Zwecken verarbeiteten Stoffen und Präparaten und zum Verschleiße künstlicher
Mineralwässer im Standorte XIX ., Döblinger Hauptstraße 73 , verliehen und
zugleich ungeordnet , daß für den Fall , als für die Gift -Verschleißbetriebe
XVIII ., Währingerstraße 116 und XIX ., Döblinger Hauptstraße 73 , derselbe
Geschäftsführer bestellt wird , sich dieser zu verpflichten hat , beide Giftkästen
unter persönlichem Verschlüsse zu halten und die Gifte nur selbst abzugeben.

Mit der h. a . vom 28 . Juni 1910 abgegebenen Protokollarerklärung hat
Gabriel Falk,  Gesellschafter der obgenannten Firma , welcher mit Dekret des
magistratischen Bezirksamtes für den XVIIl . Bezirk vom 19 . April 1906,
M . B . A . XVIIl , 9733/06 , als Geschäftsführer für den Hauptbetrieb der
obigen Firma im XVIIl . Bezirke , Währingerstraße 116 , genehmigt wurde,
erklärt , persönlich die ausschließliche Haftung für alle aus der Verwahrung
und Abgabe von Giften sich ergebenden Folgen zu tragen und iin XIX . Bezirke
täglich einige Zeit anwesend zu sein, um persönlich Gifte an Bezugsberechtigte
abgeben zu können . Außer dieser Zeit werden Gifte nicht abgegeben und bleibe
der Gistvorrat ausschließlich unter seiner Persönlichen Haftung und Verwahrung.

Nach dieser Erklärung ist demnach Gabriel Falk  als Geschäftsführer
für die Zweigniederlassung der Firnka im XIX . Bezirke anzusehen und wird
in dieser Eigenschaft von h . a . genehmigt.

Bei der Ausübung der Konzession sind die in Betreff des Verkehres mit
Giften bestehenden Normen , insbesondere die Ministerial -Verordnung vom
21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 und vom 2. Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr 10,
sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften , namentlich jene der Ministerial-
Verordnung vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 152 und vom 29 . De¬
zember 1903 , R .-G .-Bl . Nr . 3 ex 1904 , genauestens einzuhalten.



91Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien. — Nr . 78 , 30 . September 1910.

II. UornttllililiestimmuiMN.
Magistrat:

is.
Bekanntgabe der Effekte »,sicherstellnngen an die

Armeninstitnte.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 14 . Sep¬

tember 1910 , M . D . 3329/10 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 101 ) :

Mit 1. Oktober d. I . werden an die Armenistitutc neue Vorschriften,
betreffend die Fürsorge für Obdachlose erlassen , in welchen u . a . Folgendes
angcordnet wird : „Alle Organe der Armenverwaltung haben durch Gewährung
entsprechender Mietzinsaushilfen stets in erster Linie Vorsorge zu treffen , daß
die Obdachlosigkeit bei Einzelpersonen und Familien nach Tunlichkeit hint-
angchalten wird . War jedoch der Fall der Obdachlosigkeit trotz aller Be¬
mühungen der städtischen Armenverwaltung nicht zu verhindern , so hat für die
betreffenden Personen in der Regel das Armeninstitut des letzten
W o h n o r t e s (nicht mehr die Verwaltung des Asyl - und Werkhauses ) Vor¬
sorge zu treffen und die nötige Unterstützung anzuweisen . "

Mit Rücksicht auf die letzterwähnte Bestimmung erscheint es notwendig,
den Armeninstitutcn zuverlässigere Nachweise als bisher über die tatsächlich ein-
getretenc Obdachlosigkeit zur Verfügung zu stellen, damit verhindert wird , daß
Personen die Obdachlosigkeit nur vorschützcn , um eine höhere Aushilfe zu er¬
halten oder um an zwei Stellen bcteilr zu werden . Alle Personen , die wegen
ihrer Obdachlosigkeit eine Mietzinsunterstützung beanspruchen , haben zwar auch
fernerhin eine Bestätigung des k. k. Polizei -Kommissariates des letzten Wohn¬
ortes über die Obdachlosigkeit beizubringen . Da die Erfahrung jedoch gelehrt
hat , daß diesen Bestätigungen in der Regel keine besondere Bedeutung bei-
gelcgt werden kann , weil sich die k. k. Polizei -Kommissariate gewöhnlich nur
auf die Angaben der Parteien verlassen , ohne sich von ihrer Richtigkeit zu über¬
zeugen , so erscheint cs notwendig , die Armeninstitute in Hinkunft in die Lage
zu versetzen, diese Bestätigungen zu überprüfen . Dies kan» am besten dadurch
geschehen, daß den Armcninstituten von den magistratischen Bezirksämtern alle
jene Effektcnsicherstellungen bekanntgegeben werden , die sie für arme Personen
anläßlich von Delogierungen vornehmen.

Ich finde mich daher bestimmt , Folgendes anzuordncn:
1. Die magistratischen Bezirksämter haben vom 1. Oktober 1910 an dem

ilrmcninstitutc ihres Bezirkes alle jene wegen Zinsrückstand delogierten
Personen und Familien mittels Note (Drucksortc Nr . 403 M . B . A.) bekannt
zugcben , deren Effekten sie sichergcstellt haben.

2 . Das Armeninstilut hat die Tatsache der Sicherstellung aus den,
Katastcrblatte der delogierten Partei sofort anzumerkcn und die Note des
magistratischen Bezirksamtes dem Zcntral -Armen -Katastcr einzuscndcn.

3 . Der Zentral -Armen -Kataster hat die Sicherstellung der Effekten eben¬
falls vorzumerken und die Note dem magistratischen Bezirksamte zurückzusendcn.
Auf dem Akte sind alle dem Zentral -Armen -Kataster bekannten Umstände an-
zuführcn (dauernde Unterstützungen , Aushilfen ), welche eine Abschreibung der
Sichcrstellungskostcn und Kommissionsgcbührcn wegen der Armut  der
Partei empfehlenswert erscheinen lassen . Im übrigen hat in solchen Fällen das
magistratische Bezirksamt im Interesse der Parteien weitere Erhebungen über
deren Zahlungsunfähigkeit zu unterlassen und die Kosten als uneinbringlich
sofort abzuschrcibcn , um zu verhindern , daß die betreffenden Parteien , falls cs
im Hause bekannt wird , daß sic erst vor kurzer Zeit wegen Zinsrückstand
delogiert wurden , eventuell neuerlich die Kündigung erhalten.

1«.
Abhaltung von privaten Löschproben.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 16 . Sep¬
tember 1910 , M . Abt . IV, 3457/10 an die magistratischen Bezirks¬
ämter:

In der letzten Zeit ist wiederholt der Fall vorgckommen , daß Erzeuger
oder Verschleißer von Feuerlöschapparaten bei einem magistratischen Bezirks¬
amte um die Bewilligung von Löschproben angesucht haben , bei denen die
Wirkung ihres Löschmittcls auf ein anzuzündendcs Feuer einem vom Gesuch-
stellcr ausgcwähltcn Interessentenkreise vorgeführt werden soll.

Die Zuständigkeit der magistratischen Bezirksämter zur Erteilung dieser
Bewilligung ist zweifellos , da solche Löschproben nach Punkt 17 O der
Magistrats -Kundmachung vom 14 . November 1892 , M . Z . 184991/LIV er
1892 , beurteilt werden müssen.

Das magistratische Bezirksamt wird jedoch angewiesen , derartige Proben
nur dann zu gestatten , wenn festgestellt ist, daß die örtlichen Verhältnisse das
Anzünden eines Feuers überhaupt zulaffen und wenn für entsprechende Lösch-
mitlct vorgeforgt ist, die unter allen Umständen Gewähr dafür bieten , daß
auch beim Versagen des zu erprobenden Löschmittcls jede unbeabsichtigt - Brand¬
en lwicklung Hinrangehallen werden kann.

Zu dieser Feststellung wird wohl meist ein Augenschein erforderlich sein,
dem das Kommando beizuziehen ist, nach dessen Gutachten dann der Umfang
der beizustellenden Feuerwehrmannschaflcn und Löschmittel zu bestimmen sein
wird . Wenn aber das magistratische Bezirksamt infolge genauer Ortskenntnis
auf den Augenschein verzichtet , ist doch unter allen Umständen das Gutachten
des vorgenannten Kommandos einzuholen.

Von der Erteilung der Bewilligung , welche Ort , Tag und Stunde der
Probe zu enthalten hat , ist das Kommando der städtischen Feuerwehr derart
rechtzeitig z» verständigen , daß die Beistellung der Löschmittel stets möglich ist.

Amtliche Erprobungen von Löschapparaten werden ausschließlich von der
Magistrats -Abteilung IV bewilligt.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und imLandesge-
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre LS lO

publizierten Gesetze und Verordnungen.
^r. Rkichsgesetzblatt.

Nr . 148 . Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 20 . August 1910 , betreffend die Vornahme der
Volkszählung nach dem Stande vom 31 . Dezember 1910.

Nr . L4S . Gesetz vom 8. August 1910 , über Bahne»
niederer Ordnung.

Nr . ISS . Verordnung des Gesamtministeriums
Vom 22 . August 1910 , womit der Zusatzvertrag vom 23./10. April
1909 zur Handelskonvention zwischen Österreich -Ungarn und Rumänien vom
21 ./9 . Dezember 1893 in Kraft gesetzt wird.

Nr . ISI. Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung und des Finanzministeriums vom
11 . Juni 1910 , womit die Einreihung der Gemeinde Lnssinpiccolo in
die siebente Klaffe des Militärzinstarifcs verlautbart wird.

Nr . LS2 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 19 . August 1910 , womit 8 2 der Verordnung vom I. März
1901 , R .-G .-Bl . Nr . 18 , betreffend das Verhalten der Seehandelsschiffe und
Nächten gegenüber Kriegsschiffen und Befestigungswcrken , abgeändert wird.

Nr . LSL . Kundmachung des Justizministeriums
Vom 22 . August 1910 , betreffend die Ratifikation des Haager
Prozeßübereinkommens vom 17 . Juli 1905 , R . G .-Bl . Nr . 60 aus 1909 , durch
Luxemburg.

Nr . 1S4 Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 25 . August 1910 , betreffend die Errichtung eines Stcncr-
und gerichtlichen Depositenamtes in Stulpikany in der Bukowina.

Nr . ISS . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 25 . August 1910 , betreffend den Vertrieb des Salzes aus
der k. k. Salznicderlage in Aussig a . d. Elbe.

Nr . ISS Verordnung des Justizministeriums
Vom 27 . August 1910 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde
und des Gutsgebietes Krasna zum Sprengel des Bezirksgerichtes Zboröw in
Galizien.

Nr . L57 Kundmachung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 23 . August 1910 . betreffend den
Beitritt der Dominikanischen Republik zur Brüsseler Zusatzakte vom 14 . De¬
zember 1900 zum Internationalen Vertrage . zum Schutze des gewerblichen
Eigentums.

Nr . 158 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 24 . August 1910 , betreffend die Re¬
munerationen der Assistenten an den Universitäten und technischen Hochschulen,
an der Hochschule für Bodenkultur , an den tierärztlichen und den sonstigen
Hochschulen.

Nr . ISS . Kundmachung der Ministerien der Fi¬
nanzen und des Handels vom 5 . August 1910 , be¬
treffend die Errichtung einer Zollexpositur in Dragalj.

Nr . ISS . Konzessionsurkunde vom 25 . August
1910 , für die Lokalbahn von Drohobycz nach Truskawiec.
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Nr . 161 Kaiserliches Patent vom 11. Sep¬
tember 1910 , betreffend die Einberufung der Landtage von Galizien,
Niederösterrcich , Oberösterrcich , Salzburg , Steiermark , Kärnten , Schlesien und
Vorarlberg.

Nr . 162 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
Vom 30 . August 1910 , betreffend die Richtigstellung eines Druck¬
fehlers in der Verordnung des Finanzministeriums vom 19 . Juli 1910,
R .-G .-Bl . Nr . 139 , zur Durchführung des Gesetzes vom 14. Juli 1910,
R .-G .-Bl . Nr . 133 , betreffend die Erhöhung der vor der Wirksamkeit des
Gesetzes vom 14 . Mai 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 74 , angesallenen normalmäßigen
Pensionen der Witwen nach Staatsbeamten und Staatslchrpersonen sowie der
nach älteren Gehaltsnormen bemessenen , beziehungsweise zu beweisenden Pen¬
sionen (Provisionen ) der Witwen nach Gendarmeriemannschaftspersonen
(Gendarmeriekanzleidienern ) und den in die Kategorie der Dienerschaft gehörigen
Staatsbcdienstetcn.

Nr . L6L. Verordnung der Ministerien für öffent¬
liche Arbeiten und der Finanzen vom 14 . September
1910 , mit welcher in Durchführung des Gesetzes vom 8. Juli 1902,
R .-G .-Bl . Nr . 144 , betreffend Begünstigungen für Gebäude mit gesunden und
billigen Arbeiterwohnuugen , der Maximalprozentsatz der Verzinsung solcher
Gebäude für Dalmatien festgesetzt wird.

Nr . 164 . Kundmachung der Ministerien der
Finanzen und des Handels vom 27 . August 1910,
betreffend die Verlegung der Zollexpofitur mit Hafen - und Seesanitätsdienst
von Brevilaqua nach Nona.

Nr . 165 . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 3 . September 1910 , betreffend die Zeugnisse der
städtischen Mädchengewcrbeschule für Weißnähen und Kleidermachen in Neu-
bydiiow .*)

Nr . 166 . Verordnung der Ministerien der
Finanzen und des Handels vom 9 . September 1910,
betreffend die zollamtliche Behandlung der Ätzstickcrci.

Nr . 167 . Kaiserliches Patent vom 21 . September
1910 , betreffend die Einberufung der Landtage von Böhmen , Dalmatien,
Kram , Mähren , Tirol , Görz und Gradisca und Istrien.

Nr . 168 . Konzessionsurkunde vom 12. September
1910 für die Lokalbahn von Gurein nach Bittischka Eichhorn.

Nr . L6S . Verordnung des Finanzministeriums
vom 15 . September 1910 , betreffend die Änderung der dienst¬
lichen Benennungen der technischen Salinenbcamten.

L. Landrsgeschbtütt.
Nr . 185 . Verordnung des k. k. Statthalters

im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
26 . August 1910, Z . XVl b-954/5 , zur Vollziehung des Gesetzes
vom 27 . Juni 1910 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 144 , für Niederösterreich , betreffend

f̂ Êmhcbung einer kommunalen Abgabe von gebrannten geistigen Flüssigkeiten

Nr . 186 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
31 . August 1910 , Z . X VI- 1044/17 , „üt welcher zur Verhütung der
Cholcraeinschlcppung Bestimmungen in betreff der Überwachung des Verkehres
von Fahrzeugen auf dem Stromgebiete der Donau zwischen Wien und der
ungarischen Grenze sowie die Krankenausschiffungsstationen und Schiffsrevisions¬
stationen verlautbart werden.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen !c." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 187 . Gesetz vom 26 . August 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , womit einige Bestimmungen des
Gesetzes vom 25 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 98 , betreffend die Errichtung,
die Erhaltung und den Besuch der öffentlichen Volksschulen , abgeändert werden.

Nr . 188 . Gesetz vom 26 . August 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , womit die W9 , 10 und 11 des
Gesetzes vom 25 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 100 , über die Entlohnung des
Religionsunterrichtes an den öffentlichen Volksschulen abgeändert werden.

Nr . 18S . Gesetz vom 26 . August 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , womit einige Bestimmungen des
Gesetzes vom 25 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 99 , beziehungsweise des Ge¬
setzes vom 20 . November 1907 , L.-G .-Bl . Nr . 163 , betreffend die Regelung
der Rechtsverhältnisse des Lehrstandes an den öffentlichen Volksschulen , ab
geändert werden.

Nr . INO. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
16 . August 1910 , XVI b-506/3 , betreffend die der Gemeinde
Groß -Pcrtholz erteilte Bewilligung zur weiteren Einhebuug einer Bierverbrauchs¬
auflage von 2 L für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . isi. Gesetz vom 31. Juli 1910 , wirksam im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Verbauung des Pfafsen-
berggrabens in der Gemeinde Purkersdorf.

Nr . ISS . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
27 . August 1910, A. X tt-2216/24 , betreffend die Frcigcbung des
Verkehres mit Reben und anderen Reblausträgern in den von der Reblaus
infizierten Gebieten Niederösterreichs , Dalmatiens , Krams , des Küstenlandes,
Mährens und Stciermarks.

Nr . INS . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
31 . August 1910, Z . XVI d-814/5 , mit welcher die Verordnung
vom 16 . Mai 1894 , Z . 36217, „L.-G .- u . V .-Bl . Nr . 31 , betreffend die Er¬
gänzung der im Erzherzogtum Österreich unter der Enns bestehenden Auszieh¬
ordnung in Ansehung des Termincs für die Räumung von Wohnungen und
sonstigen Räumlichkeiten bei Monatsmieten teilweise abgeändert wird.

Nr . 1S4 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2 . September 1910, A. XVI d-959/6 , betreffend die der Gemeinde
Klosterneuburg erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflagc
von 3 L 40 ü für die Jahre 1910 bis einschließlich 1914.

Nr . 1S5 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2 . September 1910, Z . XVI b-964/5 , betreffend die der Gemeinde
Waidhofen an der Thaya erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent
der direkten Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1910.

Nr . LS6. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
2 . September 1910 , Z . VI-2609/4 , betreffend die mehreren
Straßenbezirken erteilte Bewilligung zur Einhebung von höheren als 25pro-
zentigen Straßenumlagen für das Jahr 1910.

Nr . IN7 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3 . September 1910 , Z XVI b- 505/3 , betreffend die der Ge¬
meinde Groß -Engersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bier¬
verbrauchsauflage von 2 L für die Jahre 1910 , 1911 , 1912 und 1913.

Nr . LN8. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
6 . September 1910 , Z . X 3.-2699 , betreffend die Herabsetzung
von Markt - und Schlachtgebühren in Wien.
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!. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Fahrbegüttstignug für arbeitssuchende Arbeiter.
Erlaß des k. k. Eisenbahnministeriums vom 14 . März 1910,

Z . 64398/09 , 16 b, an alle k. k. Staatsbahn -Dircktionen , die
k. k. Nordbahn -Direktion , die k. k. Direktion für die Linien der
Staatseisenbahngesellschaft , die k. k. Nordwestbahn -Direktion , die
k. k. Direktion für die Böhmische Nordbahn und die k. k. Betriebs¬
leitung Czernowitz (M . Abt . XXII , 3390/10 ) :

Das k. k. Eisenbahnministerium hat sich bestimmt gefunden , in den ab
l . Jänner 1910 gültigen Personen - und Gepäcktarif im Teil II , Heft 1, auf
Seite 56 , sub lit . o, Bestimmungen aufzunehmm , die bezwecken, jenen Arbeitern,
denen durch eine von der Bahn anerkannte Arbeitsvermittlungsstelle eine
Arbeitsstelle vermittelt worden ist, bei Fahrten auf Entfernungen über SO Km
in die III . Klasse der Personen - und genaschten Züge die Begünstigung
des halben Fahrpreises einzuräumen . Betreffend die Frage , welchen Arbeits¬
vermittlungsämtern das Recht auf Ausstellung von Ausweisen zur Inanspruch¬
nahme besagter Begünstigung zuzuerkennen wäre , sowie der Modalitäten der
Zuerkennung dieses Rechtes , ergehen auf Grund des mit den beteiligten Zentral¬
stellen gepflogenen Einvernehmens nachstehende Weisungen:

Als öffentliche oder gemeinnützige Arbeitsvcrmittlungsämter im Sinne
der bezeichneten Tarifstelle sind folgende Stellen anzuerkenncn:

s ) Alle öffentlichen , das heißt von öffentlich -rechtlichen Korporationen ein¬
gerichtete und betriebene Arbeitsvermittlungsstellen , also insbesondere
jene , die vom Lande , einem Bezirke , einer Gemeinde , einer Handels - und
Gewerbekammer , einer Gewerbegenossenschaft , einem Gewerbegenossen-
schaftsverbande , einer Bergbaugenosscnschaft oder einer landwirtschaftlichen
Berufsgenoffenschaft unterhalten werden,

b) Alle übrigen gemeinnützigen , das heißt nicht Erwerbszwecke verfolgenden
Arbeitsvermittlungsstellen , insbesondere die von Landwirtschaftsgesell¬
schaften , von Arbeitvermittlungsvereinen , von Wohltätigkeitsvereinen , von
Arbeitgeber - und Arbeitcrfachvereinen unterhaltenen Arbeitsvermittluugs-
stellen, jene der Fachvereine insofern , als sie die Arbeitsvermittlung in
größerem Umfange betreiben und damit zugleich ein Bedürfnis des
gesamten Industriezweiges befriedigen.
Die Entscheidung der konkreten Frage , ob eine die Anerkennung an¬

strebende Arbeitsvermittlungsstelle unter eine der obbezeichneten Kategorien zu
jubsummieren sei, unterliegt im einzelnen Falle der örtlich -zuständigen Staats-
bahn -Direklion nach Anhörung des Gutachtens der betreffenden Landesstelle
beziehungsweise Berghauptmannschaft ; demnach werden jene Arbeitsvermittlnngs-
ämter , die die bahnseitige Anerkennung im Sinne der bezeichneten Stelle
anstreben , sich diesbezüglich im Wege der betreffenden Landesstelle (Berghaupt¬
mannschaft ) mit einem instruierten Gesuche an jene Staatsbahn -Direktion zu
wenden haben , in deren Bereich der Sitz des betreffenden Vermittlungsamtes
gelegen ist.

Bezüglich der Arbeitsvermittlungsämter mit dem Sitze in Wien beziehungs¬
weise Prag wird die k. k. Staatsbahn -Direktion Wien beziehungsweise Prag
als jene Stelle bestimmt , bei der die bahnseitige Anerkennung anzusprechen ist.

Die k. k. Staatsbahn -Direktionen werden bei der Prüfung der erwähnten
Berücksichtigung des Votums der Landesstellen (Berghauptmannschaftcn ) mit
äußerster Rigorosität vorzugehen haben . Anlaugend die im Punkte 2 der bezogenen
Tarifstelle vorgesehenen , von den Arbeitsvermittlungsstellen auszufertigenden
Ausweise wird bemerkt , daß diese nach vorgelegtem Muster von der k. k. Staats¬
bahn -Direktion Wien im Sinne der einzelnen ' k. k. Direktionen an die ein¬
schreitenden Arbeitsvermittlungsämter zum Preise von 2 L für 100 Stück
abzugeben.

Wegen Hintanhaltung von Mißbräuchen bei Inanspruchnahme dieser
Begünstigung werden die k. k. Staatsbahn -Direktionen beauftragt , ihre Organe
zur Ausübung strengster Kontrolle zu verhalten . Im Falle vorkommender
Mißbräuche wird nicht nur nach dm tarifarischen Bestimmungen vorzugehen,
sondern nach der Lage dcs Falles , unbeschadet der eventuellen gerichtlichen
Verfolgung dcs Mißbrauches , auch die Entziehung des Rechtes zur Ausstellung
der Legitimationen auszusprechen sein.

2.
Hinterlegung von Arbeitsbüchern ansgetretener Hilfs¬

arbeiter.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei/vom 7. Juli 1910,
Z . l u-2175 M . Al' t. XVII , 5291/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 108 ) :

Laut des Handclsministerial -Erlasses vom 7. Dezember 1904 , Z . 62325,
hat der Oberste Gerichtshof unterm 4. November 1904 ein Gutachten über die
Frage abgegeben , was mit Ar b ei ts b ü ch e r n zu geschehen habe , welche
en t la ss en e oder aus g e t r et en e Arbeiter beim Arbeitgeber zurück¬
lassen.  Hienach sei der Arbeitgeber bei ordnungsmäßiger Lösung
nicht verpflichtet , das Arbeitsbuch  weiter aufzubewahren,
sondern er könne es bei einem Dritten , insbesondere bei der Gemeinde-
behördedes  Aufenthaltsortes des Hilfsarbeiters oder bei der zuständigen
Gewerbebehörde  deponieren , vorausgesetzt , daß diese Behörden zur
Entgegennahme bereit sind . Unter allen Umständen aber sei der Arbeitgeber
berechtigt , das Arbeitsbuch gemäß Z 1425 a . b. G . B . bei seinem zuständigen
Gerichte zu erlegen.

Namentlich aus Kreisen der Arbeitgeber ist nun der Wunsch aus¬
gesprochen worden , es möge auch eine autorative Erklärung darüber abgegeben
werden , was mit den Arbeitsbüchern bei ordnungswidriger Lösung
des Arbeitsverhältnisses  seitens des Arbeitnehmers zu ge¬
schehen habe.

Laut der Note des Justizministeriums vom 14 . Mai 1910 , Z . 12326,
hat nun der Oberste Gerichtshof sein Gutachten vom 9 . November 1904 über
die Hinterlegung von Arbeitsbüchern auch für den Fall nicht ord¬
nungsmäßiger Lösung des Arbeitsverhältnisses  in der
nachstehenden Weise ergänzt:

1. Der Inhalt des die Ausfolgung des Arbeitsbuches an den Arbeiter
bei ordnungsmäßiger  Lösung des Arbeitsverhältnisses betreffenden
Plenisfimarbeschlusses vom 9. November 1904 , Präs . 162 , gilt auch in
dem Falle , wenn der Arbeiter ohne gesetzlich zulässigen

j Grund die Arbeit verläßt,  sobald die rechtliche Aufhebung des
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Arbeitsvertrages — insbesondere mittels Einverständnisses des Arbeitgebers , Ab¬
lauf der Kündigungsfrist , ohne daß der Arbeitgeber innerhalb derselben einen
Antrag auf zwangsweise Rückkehr in die Arbeit nach Z 85 Gewerbeordnung
eingebracht hätte , Ausführung der Akkordarbeit oder Eintrittes der Unmöglich¬
keit derselben — hinzugetreten ist.

2 . Bis zu dem Zeitpunkte bleiben das Recht und die Verpflichtung des
Arbeitgebers zur Aufbewahrung des Arbeitsbuches (8 80 o Gewerbeordnung)
unverändert.

(Der vollständige Wortlaut wurde im Jnstizministerial -Berordnungsblatte
veröffentlicht .)

Das vorerwähnte Gutachten des Obersten Gerichtshofes vom 9. No¬
vember 1904 lautet:

Über die mit Note vom 19 . April 1904 , Z . 8489 , zur Entscheidung
vorgelegten Rechtsfragen:

s ) ob der Arbeitgeber im Falle der Auflösung des Arbeitsverhältnisses ver¬
pflichtet ist, das Arbeitsbuch weiter aufzubewahren , auch wenn der
Arbeiter die ihm angebotene Aushändigung des Arbeitsbuches ablehnt
oder das Begehren um Ansfolgung desselben unter Umständen zu
stellen unterlassen hat , unter denen er es hätte füglich stellen können und
sollen;

d) ob der Arbeitgeber im Falle des Annahmeverzuges des Arbeitnehmers
berechtigt ist, das Arbeitsbuch des Hilfsarbeiters , dessen Arbeitsverhältnis
gelöst ist und die anderen bei ihm hinterlegten Dokumente bei einem
Dritten zu deponieren , bei dem deren Abholung nicht mit größeren
Schwierigkeiten und Kosten verbunden ist als beim Arbeitgeber;

e) ob insbesondere die Deponierung ohne Gefahr einer erfolgreichen In¬
anspruchnahme nach Z 80 Z: Gew .-O . beim Vorsteher der Gemeinde , in
deren Gemarkung der Arbeitsort oder die Verwaltung des gewerblichen
Unternehmens sich befindet oder bei der am selben Orte befindlichen Ge¬
werbebehörde bewirkt werden kann , vorausgesetzt , daß diese Organe und
Behörden zur Entgegennahme der Schriftstücke bereit sind;

erstattet der Oberste Gerichtshof sein Gutachten in Gemäßheit des 8 16 des
kaiserlichen Patentes vom 7. August 1850 , R .-G .-Bl . Nr . 325 , in folgendem:

Beurteilt man das auf öffentlich -rechtlicher gewerbepolizeilicher Vorschrift
beruhende Rechtsverhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Beziehung
auf das Arbeitsbuch vom Standpunkte des Privatrechtes , so unterliegt es
keinem Zweifel , daß dieses Rechtsverhältnis nach Analogie der Bestimmungen
über den Verwahrungsvertrag zu beurteilen sein wird , wobei aber die Be¬
stimmung des Z 962 a. b. G . B . außer Betracht bleiben muß , da der Arbeiter
vor seinem Austritt aus der Arbeit seine Dokumente nicht zurückverlangen
darf . Nachdem der 8 80e Gew .-O . dem Arbeitgeber die Pflicht auferlegt , bei
ordnungsmäßiger Lösung des Arbeitsverhaltuisses das Arbeitsbuch aus¬
zuhändigen , so hört in diesem Zeitpunkte die Pflicht des Arbeitgebers zur
weiteren Aufbewahrung des Arbeitsbuches auf . Im Hinblicke auf die Textierung
des 8 80 e Gew .-O ., welcher vom Aushändigcn des Arbeitsbuches spricht, muß
die Äusfolgungspflicht des Arbeitgebers als sogenannte Holschuld betrachtet
werden . Wenn nun der Arbeiter bei ordnungsmäßiger Lösung des Arbeits-
Verhältnisses das Arbeitsbuch beim Arbeitgeber zurückläßt oder dessen Annahme
verweigert , so befindet sich derselbe zweifellos im Annahmeverzug und der
Arbeitgeber , dessen Aufbewahrungspflicht mit dem Tage des Austrittes des
Arbeiters erloschen ist, hastet von da an in analoger Anwendung der Be¬
stimmung des 8 1419 a. b. G . B . nur mehr für böse Absicht und auffallende
Sorglosigkeit und muß als berechtigt angesehen werden , sich seiner Haftung durch
Übergabe des Arbeitsbuches und der sonstigen bei ihm hinterlegten Do¬
kumente seines Hilfsarbeiters in die Verwahrung eines Dritten zu befreien.

Ob er sich aber durch diese Hinterlegung bei einem Dritten , mag der¬
selbe eine Privatperson oder eine Behörde sein, wirklich seiner Haftung ent¬
ledigt , dies zu beurteilen , muß jedem einzelnen konkreten Falle Vorbehalten
bleiben . Im allgemeinen läßt sich diesfalls nur sagen , daß ihn eine weitere
Haftung nicht wird treffen können , wenn er die fraglichen Dokumente bei
einem Dritten hinterlegt , bei welchem deren Abholung nicht mit größeren
Schwierigkeiten und Kosten für den Arbeitnehmer verbunden ist als beim
Arbeitgeber selbst, und wenn letzterem bei der Auswahl des Verwahrers eine
böse Absicht oder auffallende Sorglosigkeit nicht zur Last fällt.

Insbesondere kann es dem Arbeitgeber gewiß nicht als Verschulden ang
gerechnet werden , wenn er das Arbeitsbuch und die sonstigen Dokumente bn
einer Behörde hinterlegt , welcher nach der Gewerbeordnung die Handhabuu-
der gewerblichen Vorschriften obliegt , vorausgesetzt , daß diese Behörde zu
Entgegennahme der Schriftstücke bereit ist. Denn wiewohl kein Gesetz und keine
Verordnung besteht , welche diesen Behörden die Entgegennahme von derler
Schriftstücken zur Pflicht machen würde , so steht doch im Hinblicke auf diei
ihnen nach der Gewerbeordnung übertragenen Rechte und Obliegenheiten außer
Frage , daß sie durch die faktische Annahme und Hinterlegung derselben ihren
Wirkungskreis nicht überschreiten.

Als solche Behörden kommen hauptsächlich in Betracht die Gemeinde¬
behörde des Aufenthaltsortes des Hilfsarbeiters , welche nach 8 80 , 8 80k und
8 80xi Gew .-O . dem Hilfsarbeiter das Arbeitsbuch und eventuell Duplikate
desselben auszusertigen hat , demnach zweifellos auch zur Annahme und Auf¬
bewahrung der hinterlegten Schriftstücke befugt ist und die als Gewerbe¬
behörden fungierenden politischen Verwaltungsbehörden erster Instanz , deren
Obliegenheiten im 8 141 Gew .-O . keineswegs taxativ aufgezählt sind . Des¬
gleichen kann von einem Verschulden des Arbeitgebers wohl dann keine Rede
sein, wenn er die bezeichneten Dokumente bei der im Hinblicke auf die Be¬
stimmungen des Artikels V , Llinea 2, Z . 2 .und 6 des Reichsgemeindegesetzes
vom 5. März 1862 , R .-G .-Bl . Nr . 18 , und die einschlägigen Paragraphen

der einzelnen Gemeindeordnungen zur Entgegennahme und Verwahrung un¬
zweifelhaft berechtigten Gemeindebehörde des Arbeitsortes oder der Verwaltung
des gewerblichen Unternehmens als Polizeibehörde hinterlegt , weil er dies ja
sicherlich mit Schriftstücken tun kann , welche jemand bei ihm vergessen oder
verloren hat und die Lage des Arbeitgebers hier dieselbe ist wie in dem Falle,
wenn sein Hilfsarbeiter nach ordnungsmäßiger Auflösung des Arbeitsverhält¬
nisses seine Schriftstücke bei ihm nicht abholt , beziehungsweise deren Annahme
verweigert.

Schließlich muß dem Arbeitgeber unter allen Umständen das Recht ge¬
wahrt bleiben , das Arbeitsbuch und die sonstigen Dokumente des Hilfsarbeiters
auch bei dem für ihn zuständigen Gerichte zu erlegen , nachdem aus der
Vorschrift des Z 1425 a. b. G . B . nicht hervorgeht , daß lediglich eine aus
einem Vertrage geschuldete Sache bei Gericht hinterlegt werden kann.

Der Oberste Gerichtshof beantwortet hienach die an ihn gestellten , ein¬
gangs zitierten Fragen nachstehend:

a) Der Arbeitgeber ist im Falle ordnungsmäßiger Auflösung des Arbeits¬
verhältnisses nicht verpflichtet , das Arbeitsbuch und die sonstigen Doku¬
mente des Hilfsarbeiters weiter aufzubewahren , auch wenn dieser die
ihm angebotene Aushändigung der gedachten Schriftstücke ablehnt oder
das Begehren um Ansfolgung derselben unter Umständen zu stellen
unterlassen hat , unter denen er es hätte füglich stellen können und
sollen.

b) Der Arbeitgeber ist im Falle des Annahmevcrzuges des Arbeitnehmers
berechtigt , das Arbeitsbuch des Hilfsarbeiters , dessen Arbeitsverhältnis
ordnungsmäßig gelöst ist und die anderen bei ihm hinterlegten Dokumente
bei einem Dritten zu deponieren , bei welchem deren Abholung nicht mit
größeren Schwierigkeiten und Kosten für den Hilfsarbeiter verbunden ist,
als beim Arbeitgeber selbst, sofern ihm hiebei nicht böse Absicht oder
auffallende Sorglosigkeit zur Last fällt.

e) Insbesondere kann die Deponierung znm Zwecke der Abwendung der im
§ 80g Gew .-O . statuierten Haftung bei der Gemeindebehörde des Auf¬
enthaltsortes des Hilfsarbeiters oder bei der für den Arbeitsort zu¬
ständigen Gewerbebehörde oder bei der für den Arbeitsort oder die Ver¬
waltung des gewerblichen Unternehmens zuständigen Gemeindebehörde
als Polizeibehörde bewirkt werden , vorausgesetzt , daß diese Behörden zur
Entgegennahme der Schriftstücke bereit sind.

ci) Unter allen Umständen ist aber der Arbeitgeber berechtigt , bei ordnungs¬
mäßiger Lösung des Arbeitsverhältnisses das Arbeitsbuch und die sonstigen
Dokumente des Hilfsarbeiters gemäß Z 1425 a. b. G . B . bei seinem
zuständigen Gerichte zu erlegen.
(Verordnungsblatt des k. k. Justizministeriums vom 6. Dezember 1904

Stück LXII .)

3 .

Borgehen bei Übertretungen des Ansverkanfs-
gesetzes.

Statthalterei -Erlaß vom 12 . Juli 1910 , Z . Ia -2183
(M . Abt . XVII , 6160/10 ) :

Mit dem Bescheide vom 20 . Juni 1910 , Z . 23102 , hat das magistratische
Bezirksamt für den — Bezirk , in Wien an den Kaufhausbesitzer I . W . in
Wien , das Verbot erlassen , die durch Verbreitung von gedruckten Katalogen
dem Publikum zur Kenntnis gebrachte beschleunigte Veräußerung seines Waren¬
lagers im Wege der Veranstaltung einer „ Großen Woche " in der Zeit vom 4 . bis
9 . Juli vor der nach Maßgabe der Bestimmungen des Gesetzes vom 16 . Jänner
1895 , R .-G .-Bl . Nr . 26 , erlangten Bewilligung weder anzukündigen noch zu ver¬
anstalten nnd hat zur Sicherung des Erfolges der hiedurch getroffenen Ver¬
fügung die am 18 . Juni 1910 vorgenommene Beschlagnahme von 14 .500 Stück
derartiger Kataloge ausdrücklich bestätigt.

Hiesür war die Tatsache maßgebend , daß es sich im vorliegenden Falle
nicht um Waren handelt , welche einer Entwertung infolge von physischem Ver¬
derben oder Änderungen der Konjunktur (Mode ) unterliegen , daß somit für
diesen Ausverkauf eine Bewilligung im Sinne des Gesetzes vom 16 . Jänner
1895 , R .-G .-Bl . Nr . 26 , einznholen war.

Den hiegegen cingebrachten Rekurs des Genannten hat die k. k. Statt-
haltcrei mit Entscheidung vom 27 . Juni 1910 , Z . 1a -2l83 , aus den Gründen
des angefochtenen Bescheides abschlägig beschicken.

Das Handelsministerium hat laut Erlasses vom 8 . Juli 1910 , Z . 20509,
dem gegen diese Entscheidung rechtzeitig ergriffenen Rekurse des I . W . aus
den Gründen der nnterinstanzlichen Entscheidungen und unter Bedachtnahme
auf die Bestimmungen des 8 152 der Gewerbeordnung in der weiteren Er¬
wägung keine Folge gegeben , daß mit Rücksicht auf die Dringlichkeit des Falles
den Rekursen eine aufschiebende Wirkung nicht beizumessen war , weil sonst die
durch die erfolgte Beschlagnahme bezweckte Sicherung der Durchführung des
ausgesprochenen Verbotes vereitelt worden wäre.

Dem Bezirksamte wird bedeutet , daß es nicht zutreffend war , zuerst die
Beschlagnahme zu verfügen und nachträglich erst das Verbot zu erlassen , sondern
daß umgekehrt dieses Verbot , dessen Erlassung übrigens mit Rücksicht auf die
beabsichtigte Einleitung des Strasoerfahrens entbehrlich war , der Sicherungs¬
maßregel vorauszugehen hatte oder mindestens gleichzeitig mit dieser hätte
ergehen sollen.
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4.

Kündigung von Monatswohnnngen.
Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzogtums Öster¬

reich unter der Enns vom 31 . August 1910 , Z . XVIb -814/5
(L .-G .- und V .-Bl . Nr . 193 ), mit welcher die Verordnung vom
16 . Mai 1894 , Z . 36217 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 31 , betreffend
die Ergänzung der im Erzherzogtume Österreich unter der Enns
bestehenden Ausziehordnung in Ansehung des Termines sür die
Räumung von Wohnungen und sonstigen Räumlichkeiten bei
Monatsmieten teilweise abgeändert wird:

Auf Grund des Art . XI des Gesetzes vom 1. August 1895 , R .-G .-Bl .-
Nr . 112 , wird im Einvernehmen mit dem k. k. Ober -Landesgerichle in Wien
der Z 2 der Verordnung vom 16. Mai 1894 , Z . 36217 , „L.- G .- und V .-Bl .-
Nr . 31 , betreffend die Ergänzung der im Erzherzogtume Österreich unter der
Enns bestehenden Ausziehordnung in Ansehung des Termines für die Räumung
von Wohnungen und sonstigen Räumlichkeiten bei Monatsmieten aufgehoben
und durch folgende Bestimmung ersetzt:

8 2.
Bei den in § 1 bezeichnten Mieten hat die Räumung des Mietobjektes

bis zur Mittagsstunde des letzten Tages der Mietzeit zu erfolgen.

5.

Zulassung von Hartffeinziegeln ans den Ziegel-
Werken in Matzen ohne Fabrikszeichen.

Erlaß des Wiener Magistrates , M . Abt . XIV , vom 8. Sep¬
tember 1910 , Z . 7037/10:

In Erledigung des Ansuchens der Wienerberger Ziegelfabriks - und Bau¬
gesellschaft wird die Verwendung der von ihr erzeugten Hartsteinziegeln aus
den Werken in Matzen im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Be¬
dingungen sür das heurige Baujahr als zulässig erklärt , daß die Wienerberger-
Ziegelfabriks - und Baugesellschaft verpflichtet ist, dem Stadtbauamte , Fach¬
abteilung IX , schriftlich drei Tage vor der Zufuhr anzuzeigen , für welche
Bauten innerhalb des Gemeindegebietes von Wien Hartsteine aus dem Werke
in Matzen geliefert werden.

Diese Anzeige hat jedesmal bei der ersten Lieferung zu erfolgen.
Die Prüfung der zu den einzelnen Bauten gelieferten Hartsteine auf

Kosten der Wienerberger Ziegelfabriks -Altiengesellschafl bleibt Vorbehalten.
Die Zurückziehung oder Abänderung dieser nachträglichen Genehmigung

bleibt ebenfalls Vorbehalten.

6 .
K. k. Zentral Kommission sür Kunst - nnd historische

Denkmale . Konservatoren in Wien.
Note der k. k. Zentral -Kommission sür Kunst - und historische

Denkmale vom 17 . September 1910 , Z . 4388 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 107 ) :

Die Zentral -Kommission „beehrt sich dem Stadtmagistrate zwecks Ver¬
ständigung der unterstehenden Ämter bekanntzugeben , daß Wien nunmehr in
fünf Konservatorenbezirke II . Sektion zerlegt wurde ; '

und zwar ist Herr Oberbaurat Julius Deining  er , IV ., Favoriten¬
straße 1, Konservator für den Bezirk I (Innere Stadt ),

k. k. Statthalterei - Ingenieur Leopold Kratochwil,  Wien XXI .,
k. k. Bezirkshauptmannschaft Floridsdorf , Konservator sür die Bezirke II , XX
und XXI,

Architekt Karl Mayreder,  Professor an der technischen Hochschule
Wien , IV ., Plösselgasse 10, Konservator für die Bezirke III , IV , V, X und XI,

k. k. Öber -Jngenieur im Ministerium für öffentliche Arbeiten Rudolf
Pichler,  Wien , IX ., Porzellangasse 48 , Konservator für die Bezirke VIII,
IX , XVI , XVII , XVIII und XIX,

Architekt Alfred Castelliz,  Professor an der Staatsgewerbeschule in
Wien , I ., wohnhaft Wien , XIII ., Firmiangasse 36 , Konservator für die
Bezirke VI , VII , XII , XIII , XIV und XV.

7.

Gift -Verschleiß.
Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den IV . Bezirk

vom 21 . September 1910 , Z . 16689/10:

Die Verlegung des Standortes des von Fritz Schieb!  auf Grund
der Konzession vom 12 . August 1905 , M . B . A. IV , 10288/05 im IV . Bezirke,
Karolinengasse 17 , betriebenen Gift -Verschleißes nach dem IV . Bezirke , Allee¬
gasse 69 , wird gemäß 8 39 G .-O . genehmigt.

8 .
Judex zum Reichsgesetzblatte für die im Reichsrate
vertretenen Königreiche nnd Länder (1848 —1S08 ).

Laut Rund -Erlasses des k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidiums vom 28 . Sep¬
tember 1910 , P . Z . 3063/2 (M . D . 3687/10 ), sind von dem im Jahre 1908
im Verlage der Buchhandlung I . Bettenhausen  in Wien erschienenen,
von Dr . Heinrich v. Maurizio  bearbeiteten Index zum Reichsgesetzblatte
(1848 — 1908 ) noch 600 bis 700 Exemplare vorrätig und können im Selbst¬
verläge des Verfassers (Adresse : Dr . Heinrich v. Maurizio,  Wien , VI .,
Kasernengasse 11 ) von Behörden und Ämtern zum ermäßigten Preise von
8 L per Stück bezogen werden.

».
Abhaltung von privaten Löschproben.

Note des Wiener Magistrates , M . Abt . IV , vom 6. Oktober
1910 , Z . 3457/10:

Bei der Ausfertigung des obigen Gegenstand behandelnden Erlasses des
Herrn Magistrats -Direktors vom 16 . September 1918 , M . Abt . IV 3457 , ist
infolge eines Versehens der h. ä . Kanzlei im vierten Absätze nach dem Worte
„Kommando " der im Entwürfe enthaltene Zusatz „ der städtischen Feuerwehr"
ausgelassen worden.

Hievon wird behufs Vermeidung von Mißverständnissen und Richtig¬
stellung des Erlasses (Siehe Amtsblatt Nr . 78 , Gesetze, Verordnungen rc. IX,
16, Seite 91 ) Mitteilung gemacht.

1«.
Margarine -Vertrieb.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 7. Oktober 1910,
Z . XI -1057 (M . Abt . X, 8259/10 ) :

Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern voni 23 . August
1910 , Z . 28642 , wird ein Abdruck des Urteiles des k. k. Obersten Gerichts¬
und Kassationshofes vom 31 . Mai 1910 , Z . Kr . 1-159/3 , betreffend die Kenn¬
zeichnung der Maigarinebehälter mit der Aufforderung übermittelt , den Ver¬
kehr mit Margarine , einer verschärften Überwachung zu unterziehen und bei
Konstatierung von Übertretungen der bezüglichen Vorschriften ungesäumt die
Strafanzeige zu erstatten.

* »
»

Urteil des Obersten Gerichts - und Kassationshofes vom
31 . Mai 1910 , Z . Kr . I -I59/3:

Nicht allein die Umhüllungen der einzelnen Margarine¬
würfel , sondern auch die Behälter , in welchen Mar¬
garinewürfel verpackt werden , müssen mit roten

Streifen gekennzeichnet sein.
Hcht allein die Umhüllungen der einzelnen Margarinewürfel , sondern

auch die" Behälter , in welchen Margarinewürfel verpackt werden , müssen mit
roten Streifen gekennzeichnet sein.

Der k. k. Oberste Gerichts - und Kassationshof hat über die von der
k. k. General -Prokuratur zur Wahrung des Gesetzes erhobene Nichtigkeitsbeschwerde
gegen das Urteil des k. k. Bezirksgerichtes in F . vom 16 . November 1909,
Z . U. IV -1194/9/14 , und das bestätigende Urteil des k. k. Landesgerichtes in
Strafsachen in W . als Berufungsgerichtes vom 15 . Jänner 1910 , B . L. XVI-
1672/9 , womit die Angeklagten K. B . und L. W . von der gegen sie wegen
Übertretung des Z 16 , Z . 5 , des Gesetzes vom 18 . Oktober 1901 , R .-G .-Bl.
Nr . 26 er 1902 , erhobenen Anklage gemäß 8 259 , Z . 3 , St .-P .-O ., frei¬
gesprochen worden sind , nach durchgeführter öffentlicher Verhandlung zu Recht
erkannt.

Durch die H . B . und L. W . von der Anklage wegen Übertretung des
ß 16 , Z . 5 , des Gesetzes vom 18 . Oktober 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26 ex 1902,
freisprechende Urteile des k. k. Bezirksgerichtes F . vom 16 . November 1909,
Ü. IV -1194/9/14 und des k. k. Landesgerichtes in Strafsachen in W . als Be¬
rufungsgerichtes vom 15 . Jänner 1910 , Bl . XVI -167L/9 , wurde das Gesetz
verletzt.
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Gründe:

Wie sich aus den Akten U. IV -1194/9 , ergibt , waren der Fabrikant K.
B . und dessen Direktor L. W . beschuldigt , Margarine in Kisten ohne die im
8 9 des Gesetzes vom 25 . Oktober 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26 er 1902 , vor¬
geschriebene Bezeichnung in Verkehr gebracht zu haben . Sie hatten die Kisten,
in welchen sie die als Würfel geformten in rotgestreifte Pergamentpapierhüllen
gewickelten Margarinestücke (Art . III der Ministerial -Verordnung vom 1. Februar
1902 , R .-G .-Bl . Nr . 27 ) versandten nicht weiter bezeichnet . Das Bezirks¬
gericht F . sprach sie jedoch mit Urteil vom 16 . Noveniber 1909 , U. IV -1194/9/14,
von der gegen sie wegen Übertretung des 8 16, Z . 5 , des zitierten Gesetzes
erhobenen Anklage frei und das k. k. Landesgericht in W . als Berufungs¬
gericht wies mit Entscheidung vom 15 . Jänner 1910 , Bl . XVI -1672/9 , die
vom Staatsanwalte gegen dieses Urteil erhobene Berufung als unbegründet
zurück . Die Gerichte beider Instanzen erklären , die Kennzeichnung durch einen
auffälligen farbigen , und zwar roten Streifen sei nur für die Behälter vor¬
geschrieben , in welchen Margarine in den Handel gebracht werde . Die Kisten,
um die es sich handle , seien nicht als Behälter , sondern als Emballage anzu¬
sehen . Behälter kämen nur bei ungeformter Margarine in Betracht ; für
Margarine in regelmäßigen Stücken genüge zur Kennzeichnung die Würfelform
und die eingepreßte Inschrift „ Margarine " .

Das Bezirksgericht glaubt , insbesondere zwischen Handel und Transport
der Ware unterscheiden zu müssen , hält die Übersendung der Ware vom Er¬
zeuger an den Abnehmer bloß für einen den Bestimmungen des Gesetzes vom
25 . Oktober 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26 ex 1902 und der Ministerial -Verordnung
vom 1. Februar 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 27 , nicht unterliegenden Transport und
erachtet auch darum die ßß 9 und 16 des zit . Gesetzes im vorliegenden Falle
für unverwendbar.

Diesen Nechtsanschauungen ist jedoch nicht beizupflichten.
Die Behauptung , die Kisten seien nicht die Behälter der Margarine,

sondern die Emballage , ist durchaus willkürlich . Wollte man nicht die Kisten
als die Behälter gelten lassen , müßte man in den Pergamentpapieren über die
einzelnen Margarinewürfel die Behälter erblicken. Dies ist auch der Standpunkt
der Beschuldigten (31 und 38 des Aktes des Bezirksgerichtes ) . Aber Behälter sind
Gefäße , also Gegenstände festerer Beschaffenheit . Das bezeugen die Beispiele , die
das Gesetz anführt : Kiste, Kübel , Faß , Dose . Das Gesetz stellt auch im Z 9
die Behälter ausdrücklich in Gegensatz zu den bloßen Umhüllungen . Es genügt
daher nicht , wenn die einzelnen Margarinewürfel in Umhüllungen verpackt
werden , wie sie für die Abgabe von Magarine im gewerbsmäßigen Kleinhandel
und Einzelverkauf vorgeschriebcn sind ; es müssen vielmehr die Kisten , in denen
die Margarinewürfel versendet werden , mit dem roten Streifen versehen sein.
Denn die Kisten stellen die Behälter dar , in denen der Fabrikant seine Ware
in den Handel bringt . Die Gerichte sind der Ansicht , die Behälter , deren Kenn¬
zeichnung Z 9 M . G . vorschreibe , seien nur die Behälter ungeformter Margarine,
die Fässer , Dosen u . s. w ., in die Margarine eingestampft sei. Aber das Gesetz
unterscheidet nicht , es schreibt ganz allgemein die Bezeichnung der Behälter vor,
in denen Margarine im Inlands in den Handel gebracht wird ; es ist darum
gleichgiltig , ob die Margarine in regelmäßige Stücke geformt ist oder nicht . Für
die Ansicht der Gerichte ergibt sich nicht der geringste Anhaltspunkt aus dem
Gesetze. Es hat denn auch das k. k Handelsministerium mit dem Erlasse vom
10 . Mai 1902 , Z . 20863 , die Reichenberger Handels - und Gewerbekammer
dahin informiert , daß die Originalbehälter , zumeist Kisten , in welchen die ge¬
formten und emballierten Margarinestücke in den Verkehr gebracht werden , den
Vorschriften des Gesetzes vom 25 . Oktober 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26 er 1902
und des Art . III der Durchführungs -Verordnung vom 1. Februar 1902,
R .-G .-Bl . Nr . 27 , entsprechend ausgestattet sein müssen.

Der im bezirksgerichtlichen Ürteile betonte Unterschied zwischen dem
Jnverkehrsetzen und der Versendung der Ware ist dem Gesetze vom 25 . Ok¬
tober 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26 er 1902 , fremd . Durch den, wenn auch un¬
entgeltlichen Übergang aus einer Hand in die andere wird ein Gegenstand in
Verkehr gebracht . Auch die Versendung der Ware durch den Erzeuger an den
Groß - oder Kleinhändler ist daher ein Akt des Verkehres ; als solcher aber
unterliegt auch sie den Vorschriften des § 9 zit . Gesetzes . Der Handel mit
einer Ware vollzieht sich überhaupt kaum anders als mittels Transportes der¬
selben vom Produzenten durch den Zwischenhändler an den Konsumenten . Und
fordert 8 9 des Margarinegesetzes die Bezeichnung der daselbst angeführten
Kunstfettwaren , sobald sie „ in den Handel " gebracht werden , so bezieht sich
dies schon auf jenen Zeitpunkt , in welchem sie zum Zwecke ihrer Weiter¬
begebung die Erzeugungsstätte verlassen . Schon in diesem Zeitpunkte müssen
sie sonach als künstliche Fette durch ihre äußere Ausstattung jedermann
erkennbar sein ; dies sind sie aber nicht , wenn zwar die Ümhüllung der ein - I
zelnen in Würfel geformten Stücke , nicht aber auch das Behältnis , in dem I
diese versendet werden , mit der im Art . III der Ministerial -Verordnung vom
1. Februar 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 27 , vorgeschriebenen Bezeichnung ver¬
sehen sind.

Verkauf von Margarine und Margarinekäse in Papierumhüllungen sieht
Art . III , lit . b und k der Ministerial -Verordnung vom 1. Februar 1902 , R .-G .-
Bl . Nr . 27 , überhaupt nur für den gewerbsmäßigen Kleinhandel oder Einzel¬
verkauf vor , für den Großhandel setzt sie feste Behälter voraus und als solche
benennt Z 9 des Gesetzes ausdrücklich auch Kisten , die nebst der daselbst vor¬
geschriebenen Bezeichnung überdies mit einer behördlich registrierten Plombe zu ver¬
sehen find . Aus dem den Strafakten beigeschlossenen Magistratsakte , Z . 1046/9,
ergibt sich, daß im Geschäftsbetriebe des K. B . die Kisten stets mit den vor¬
geschriebenen Plomben verschlossen waren , obwohl dies mit dessen Behauptung
als „Behälter " im Sinne des 8 9 des zit . Gesetzes seien nur die Papier-
Hüllen , nicht aber die Kisten zu betrachten , unvereinbar ist. Das Vorgehen des
K. B . hat auch zu Beschwerden seiner Konkurrenten geführt . Es ist begreiflich,

daß das Bestreben einzelner der Kunstfette verwendenden Gewerbsleute (Gast¬
wirte , Bäcker , Konditors u . a .) dahin geht , die Ware ohne auffällige Bezeichnung
geliefert zu erhalten , um ihre Kundschaft über den wahren Stand der Dinge
im Unklaren zu lassen . Diesem Bestreben kommt die Versendung der Ware in
unbezeichneten Kisten an die Abnehmer auf Kosten jener Konkurrenten , die sich
streng an die gesetzliche Vorschrift halten , entgegen . Sie erschwert aber auch
jene Kontrolle , zu deren Erleichterung laut Berichtes des landwirtschaftlichen
Ausschusses (611 der Beilagen zu den stenogr . Protokollen des Abgeordneten¬
hauses , XVII . Session 1901 ) die vorgeschriebene Kennzeichnung der Behälter , in
denen Kunstfette in Verkehr gebracht werden , dienen soll. Sie soll insbesondere
auch dazu beitragen , bei auf Täuschung oder Übervorteilung der Konsumenten
abzielenden Fälschungen den Schuldigen eher zu finden.

Dieser ratto legis widerstreitet der im gegebenen Falle ergangene
Freispruch.

Bei dieser Sachlage war der von der k. k. General -Prokuratur im Sinne
des § 33 Str .-P .-O ., eiugcbrachtcn Beschwerde in Anwendung des § 292
Str .-P .-O ., stattzugeben und wie oben zu erkennen.

11
Erlösche » der Pfändung einer Konzession mit dem

Ableben des Konzessionsinhabers.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 14 . Ok¬

tober 1910 , M . Abt XVII 5346 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 109 ) :

Der Oberste Gerichtshof hat mit Entscheidung vom 14 . Juni 1910,
Z . k I 397/10/1 , dem Revistousrekurse gegen den Beschluß des k. k. Landes¬
gerichtes in Z . N . S . Wien als Rekursgerichtes vom 12 . Mai 1910,
Z . ?. XIV 311/10 , womit sämtliche in Ansehung der F . T . zugestandenen
Konzession und des von ihr auf Grundlage dieser Konzession betriebenen Gast-
und Schankgewerbes geführten Exekutionen , unter Aufhebung sämtlicher auf
die Konzession erworbenen Pfandrechte eingestellt wurden , keine Folge gegeben,
weil nach 8 56 der Gewerbeordnung die Konzession eine dem Inhaber per¬
sönlich verliehene Berechtigung ist, welche mit seinem Tode erlischt und daher
die Konzession , soweit sie überhaupt ein Vermögensobjekt sein kann , mit dem
Untergange des Vermögensobjektes als solchen zn bestehen aufhört . 8 56,
Abs. 2 der G .-O . gestattet die Fortführung des Gewerbes auf Grund der
alten Konzession ausschließlich zugunsten der Witwe und minderjährigen
Erben , welche jedoch persönlich und nicht als Repräsentanten des Erblassers
nunmehr die Berechtigten find . Eine Exekutionsführung auf diese ihre per¬
sönlichen Rechte zwecks Hereinbringung einer wider den Erblasser zustehenden
Forderung ist gänzlich ausgeschloffen.

12 .

Hausierer . — Ausnahme vom Ladenschlntzgesetze.
Note der Magistrats -Abteilung XVII vom 14 . Oktober 1910,

Z . 6904 , an die magistratischen Bezirksämter:
Mit Erkenntnis des magistratischen Bezirksamtes IX vom 25 . Juli

1910 , wurde D . L. F . wegen Übertretung des 8 96 I der Gewerbeordnung
(Gesetz vom 14 . Jänner 1910 , R .-G .-Bl . Nr . 19 ), begangen dadurch , daß er
zur Nachtzeit mit Galanteriewaren auf Grund seines Hausierpasses in öffent¬
lichen .Lokalen hausierte , gemäß 8 931 G .-O . bestraft.

Über Rekurs des Bestraften hat die Statthalterei mit Erlaß vom 26 . Sep¬
tember 1910 , Z . I b -3719 , entschieden:

„Das angefochlene Erkenntnis wird mangels eines strafbaren Tatbestandes
aufgehoben , weil die Bestimmungen der Gewerbeordnung (ß 96 i) auf die dem
Hausierpatente unterliegenden Personen keine Anwendung finden ."

H Normalivbestimmungen.
Magistrat:

is.
Abstimmnugsprotokolle bezüglich der in den
Sitzungen des Gremiums der Magiftratsräte

und der Senate vorgetrageuen Referate.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 23 . Sep¬

tember 1910 , M . D . 3559 6X 1910 (Nvrmalienblatt des Magi¬
strates Nr . 106 ) :
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Durch Z 68 der Geschäftsordnung für den Magistrat wird die An - oder
Beifügung eines förmlichen Abstimmungsprotokolles  durch
den Schriftführer bezüglich eines in der Sitzung des Gremiums der Magi-
stratsrtite oder in der Sitzung der Senate zum Bortrage gebrachten Geschäfts¬
stückes allerdings nur dann verlangt , wenn der Antrag des Berichterstatters
nicht unverändert  oder überhaupt nicht  angenommen wird.

Es kommt jedoch auch vor , daß der Antrag des Berichterstatters zwar
unverändert angenommen wird , daß der Beschlußfassung aber eine Beratung
vorausgeht , in welcher ein Abändernngs-  beziehungsweise Gegen¬
antrag  gestellt wird . Es ist wohl selbstverständlich , daß auch in diesem
Falle ein Abstimmungsprotokoll zu verfassen ist, aus welchem die gestellten
Anträge nebst der wesentlichen Begründung und das Abstimmungsverhältnis
ersichtlich sind.

Die Beifügung eines kurzen Protokolles empfiehlt sich auch dann , wenn
zwar Abänderung «- oder Gegenanträge nicht gestellt worden sind, aber immerhin
für die Beurteilung der Angelegenheit wichtige Umstände  vorgebracht
wurden , welche seitens des Referenten eine ausdrückliche Erwähnung nicht
gefunden haben.

Ich ordne daher an , daß in Hinkunft auch in den im 2 . und 3 . Absätze
dieses Erlasses erwähnten Fällen von den Schriftführern den Referaten aus¬
nahmslos Abstimmungsproiokolle beizusügen sind. Behufs sachgemäßer Ver¬
fassung der Abstimmungsprotokolle erscheint es unumgänglich notwendig , daß
sich die als Schriftführer bestimmten rechtskundigen Beamten während der
Beratung der einzelnen Geschäftsstücke entsprechende und genaue
Ausschreibungen machen , auf welche Notwendigkeit ich ganz besonders Hinweise.

Verzeichnis der im Neichsgesetzblatte und im Landesge¬
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre IOIO

publizierten Gesetze und Verordnungen.
X. Reichsgrsttzblatt.

Nr . 170 . Konzessionsurkunde vom 15 . September
1910 fiir die Lokalbahn von Weiz nach Birkfeld.

Nr . 171 . Verordnung des Ministeriums des
xZlinern vom 22 . September 1910 , betreffend die Versetzung
mehrerer Gemeinden in eine Klasse mit höherem Taxbetrage für die Verleihung
der Konzession zum Betriebe einer öffentlichen Apotheke.

Nr . 172 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 28 . September
1910 , mit welcher die Ein - und Durchfuhr gewisser Waren und Gegenstände
aus den Provinzen Bari und Foggia des Königreiches Italien verboten be¬
ziehungsweise beschränkt wird.

Nr . 173. Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 28 . September
1910 , mit welcher die Ein - und Durchfuhr gewisser Waren und Gegenstände
aus Rußland verboten beziehungsweise beschränkt wird.

Nr . 174 . Verordnung des k. u. k. gemeinsamen
Ministers des Äußern vom 14 . September 1910 , betreffend
die Einschränkung , der Gerichtsbarkeit der k. u. k. Konsularämter in Ägypten
und die teilweise Übertragung an die dort bestehenden gemischten Tribunale auf
weitere fünf Jahre.

Nr . 173 . Verordnung des Ministeriums für
öffentliche Arbeiten vom 24 . September 1910 . betreffend
die Organisation des k. k. Gewerbeförderungsamtes.

Nr . 1 .-6 . Kundmachung des k. k. Ackerbaumini-
steriumv vom 29 . September 1910 , betreffend das unter
Nr - 25 im X . Stücke des Reichsgcsetzblattes vom Jahre 1906 publizierte Vieh¬
seuchen,lberelukommen vom 25 . Jänner 1l05 zwischen Österreich -Ungarn und
dem Deutschen Reiche.

Nr . 177 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels , der Finanzen und des Ackerbaues vom
7 . Oktober 1910 , mit welcher Verfügungen , betreffend die Ein - und
Durchfuhr von frischem Obst und frischem Gemüse aus dem Königreiche Italien
getroffen werden.

Nr . 178 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Innern , der Finanzen , des Handels und

der Eisenbahnen vom 10 . September 1910 , betreffend die
Ermächtigung des k. k. Hauptzollamtes in Innsbruck zur Abfertigung lebender
Pflanzensendungen überhaupt und des k. k. Hauptzollamtes Bozen zur Ab¬
fertigung von Postsendungen mit lebenden Pflanzen.

Nr . I7N . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 27 . September 1910 , betreffend die Bildung eines neuen
Erwerbsteuer -Veranlagungsbezirkes für den Bereich der neuerrichteten Bezirks-
hauptinannschaft Bärn in Mähren , sowie betreffend die Änderung in der Zahl
der Mitglieder und Stellvertreter der Erwerbsteuer -Kommission IV . Klaffe für
den Politischen Bezirk Lcklau und der Erwerbsteuer -Kommisston III . Klasse für
den Politischen Bezirk Sternberg.

Nr . »80 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 27 . September 1910 , betreffend die Bildung eines Erwerb-
steuer -Veranlagiingsbezirkcs für den Bereich der neuerrichteten Bezirkshaupt¬
mannschaft Wsetin in Mähren.

Nr . 181 . Verordnung des Justizministeriums vom
1 . Oktober 1910 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde und des
Gutsgebietes Budki Nieznanowskie zum Sprengel des Bezirksgerichtes Kamionka
Strumilowa.

Nr . 182 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 7 . Oktober 1910 , betreffend eine Abänderung des mit der
Kundmachung vom 4. Oktober 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 233 , verlautbarten Ver¬
zeichnisses der Schätzungsbezirke zur Personaleinkommensteuer.

Nr . 183 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 8 . Oktober 1910 , betreffend die Gewährung von Preis¬
ermäßigungen beim Bezüge von Katastralmappen im Verfahren zur Neu-
regulierung , Ablösung und Sicherung der auf Grund des kaiserlichen Patentes
vom 5. Juli 1853 , R .-G .-Bl . Nr . 130 , geregelten Forst - und Weideservituten.

Nr . 184 . Verordnung des Ministeriums des
Innern im Einvernehmen mit dem Ministerium für
Kultus und Unterricht und dem Ackerbauministerium
vom 10 . Oktober 1910 , betreffend den Nachweis der Befähigung
für den sachtechuischen Dienst an einer allgemeinen staatlichen Lebensmittel-
untersuchungsanstalt.

Nr . 183 . Gesetz vom 9. September 1910 , betreffend
das technische Untersuchungs -, Erprobungs - und Materialprüfungswesen.

Nr . 186 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 10. Oktober 1910 , betreffend die Einbekennung des dem Gc-
vuyrenaqulvalente unterliegende » Vermögens , dann die Bemessung und Ent¬
richtung dieser Abgabe für das siebente Dezennium (1911 bis einschließlich

Nr . 187 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 8 . Oktober 1910 , betreffend die Modalitäten des Genusses
und Bezuges der die allgemeinen Pensionen belastenden Ruhe - und Ver-
sorgungsgenüffe im Auslande.

L. Landrsgeskhblatt.
Nr » 100 , Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für

das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung der
Traisen in der Gemeinde Hohenberg (Rotte Hofamt ).

Nr . 200 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Loidesthaler Grabens in der Gemeinde Loidesthal.

Nr . 201 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
9 . September 1910, Z. X a-1775/13 , betreffend die Verlautbarung
des von , der Gemeinde Loidesthal mit dem Landes -Ausschnsse des Erzherzog¬
tums Österreich unter der Enns und der k. k. Staatsverwaltung im Sinne
des Z 6 des Gesetzes vom 31 . Juli 1910 , L.-G .-Bl . Nr . 200 , betreffend die
Regulierung des Loidesthaler Grabens in der Gemeinde Loidesthal abgeschlossenen
Übereinkommens.

Nr . 202 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Jochgrabens in den Gemeinden Schleinbach und Ulrichskirchen , sowie des Eich-
und Seegrabens in der Gemeinde Ulrichskirchen.

Nr . 203 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Schwechatbaches von der Gcmeindegrenze Tribuswinkel -Traiskirchen bis zur
Gemeindegrenzc Guntramsdorf -Laxenburg.
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Nr . 204 . Kundmachung des k. k. Statthalters ^
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom j
8 . September 1910 , Z . X a 797/11 , betreffend die Verlautbarung
des von den Gemeinden Traiskixchen und Gnntramsdorf mit dem Landes*
Ausschüsse des Erzherzogtums Österreich unter der Enns und der k. k. Staats * ^
Verwaltung im Sinne des 8 6 des Landesgesetzcs vom 31 . Juli 1910 , L.-G .*
Bl . Nr . 203 , betreffend die Regulierung des Schwechatbaches von der
Gemeindegrcnze Tribuswinkcl -Traiskirchen bis zur Gemcindegrenze Guntrams - ^
dors -Laxenburg , abgeschlossenen Übereinkommens.

Nr . 205 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Piestingflusses in den Gemeinden Steinabrückl , Matzendorf , Felixdorf und ^
Sollenau.

Nr . 206 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam fiir
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Sicherung der
Rutschlehne des Zeitlbaches und Entsumpfung der Empfingerau in der Ge¬
meinde Stephanshart.

Nr . 207 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam fiir
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Entwiisserung
versumpfter Grundstücke in der Gemeinde Hadres.

Nr . 208 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , betreffend die
Regulierung des Traisenflusses in Türnitz nächst dem Rabenhofe.

Nr . LOS. Gesetz vom 31 . Juli 1910 , betreffend die
Erhöhung und Verstärkung der Kampschutzdämme in den Gerichtsbezirken
Langenlois und Krems.

Nr . 2iO . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Großen Tullnbachcs von der Brückelmühle bis zur WerkSkanalüberfllhrung
oberhalb des Viaduktes in den Gemeinden Tausendblum und Neulengbach.

Nr . 211 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . September 1910 , Z , Xa - 2114/19 , betreffend die Verlaut¬
barung des von den Gemeinden Tausendblum und Neulengbach mit dem
Landes -Ausschusse des Erzherzogtums Österreich unter der Enns und der k. k.
Staatsverwaltung im Sinne des H 6 des Gesetzes vom 31 . Juli 1910 , L.-G .-
Bl . Nr . 210 , betreffend die Regulierung des großen Tullnbaches von der
Brückelmühle bis zur Werkskanalüberführung oberhalb des Viaduktes in den !
Gemeinden Tausendblum und Neulengbach , abgeschlossenen Übereinkommens.

Nr . 212 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des ^
Pittenflusses in der Gemeinde Erlach.

Nr . 213 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Traisenflusses vom Scheibmühler Wehre bis zum Knabenhofe.

Nr . 214 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung der
Kleinen Erlauf von dem Götzwanger Wehr bis zum Stampfinger Wehr.

Nr . 215 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . September 1910 , A. Xa -2690/15 , betreffend die Verlautbarung
des von den Gemeinden Wolfpasfing , Steinakirchcn am Forst und Ernegg mit
dem Landesausschusse des Erzherzogtums Österreich unter der Enns und der
Staatsverwaltung im Sinne des Z 6 des Gesetzes vom 31 . Juli 1910 , L.-G .-
Bl . Nr . 214 , betreffend die Regulierung der Kleinen Erlauf vom Götzwanger
Wehr bis zum Stampfinger Wehr , abgeschlossenen Übereinkommens.

Nr . 216 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Sarlingbaches in der Gemeinde Groß Gerharts.

Nr . 217 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , betreffend die
Regulierung des Perschlingbaches in der Gemeinde Böheimkirchcn.

Nr . 218 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam sür das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des Haupt¬
grabens in den Gemeinden Langenrohr und Michelhansen.

Nr . 2IS . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Thayaflusses von der Glomsmühle bis zur Glockenmühle in den Gemeinden
Vitis , Klein -Schönau , Groß -Ruprechts und Sparbach.

Nr. 220 . Gesetz vom 31. Juli 1910, wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns,betreffend die Regulierung des
Traisenflusses im Gemeindegebiete von St . Agyd am Neuwalde.

Nr . 221 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Weidenbaches von der Bezirksstraßenbrücke Groß -Schweinbarth -Raggendors bis
zirka 250 in unterhalb der Gemeindegrenze Raggendorf -Reyersdorf in der Ge¬
meinde Raggendorf.

Nr . 222 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam sür das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Durchführung von
Ergänzungsbauten und die Behebung von Hochwasserschäden am regulierten
Traisenflusse.

Nr . 228 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam sür das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Melkflusses in den Gemeinden Rainberg und Ritzengrub von der Bezirks-
straßenbrücke bei Grub bis zur Gemeindegrcnze von Mannersdorf.

Nr . 224 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des Großen
Baches und seiner Seitengerinne in der Gemeinde Hof am Leithaberge.

Nr . 225 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7 . September 1910 , Z . Xa -2150/18 , betreffend die Verlautbarung
des von der Gemeinde Hof am Leithaberge mit dem Landes -Ausschusse des
Erzherzogtums Österreich unter der Enns und der k. k. Staatsverwaltung im
Sinne des Z 6 des Gesetzes vom 31 . Juli l910 , L.-G .-Bl . Nr . 224 , betreffend
die Regulierung des Großen Baches „und seiner Seitengerinne in der Gemeinde
Hof am Leithaberge , abgeschlossenen Übereinkommens.

Nr . 226 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Jaudlingbaches in der Gemeinde Vitis von der Einmündung des Schacher¬
grabens bis zur Mündung in die Thaya.

Nr . 227 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7. September 1910 , Z . X a-1874/11 , betreffend die Verlaut¬
barung des von der Gemeinde Vitis mit dem Landes -Ausschusse des Erzherzog¬
tums Österreich unter der Enns und der Staatsverwaltung in Gemäßheit des
8 6 des Gesetzes vom 31 . Juli 1910 , L.-G .-Bl . Nr . 226 , betreffend die Regu¬
lierung des Jaudlingbaches im Gebiete der Gemeinde Vitis von der Ein¬
mündung des Schachergrabens bis zur Mündung in die Thaya abgeschlossenen
Übereinkommens.

Nr . 228 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Kremnitzbaches in der Gemeinde Neidling.

Nr . 22S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7. September 1910 , Z . X a-2149/16 , betreffend die Verlaut¬
barung der von der Gemeinde Neidling mit dem Landes -Ausschusse des Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns und der k. k. Staatsverwaltung im
Sinne des § 6 des Gesetzes vom 31 . Juli 1910 , L.-G .-Bl . 228 , betreffend die
Regulierung des Kremnitzbaches vom Felbermayer Wehre in Neidling bis zur
Bezirksstraßenbrücke in Afing , abgeschlossenen Übereinkommens.

Nr . 230 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam in, Erz¬
herzogtum - Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung des
Perschlingbaches in den Katastralgemeinden Weisching (Ortsgemeinde Böheim-
kirchen) und Schildberg (Ortsgemeinde Jeutendorf ) .

Nr . 231 . Verordnung des k. k. Statthalters
als Vorsitzenden der k. k. Landes -Kommission sür
agrarische Operationen in Niederösterreich vom
31 . August 1910 , Z . 206/15 A. O., womit im Einvernehmen mit
dem niederösterreichischen Landes -Ausschusse eine Dienstesvorschrift für den
niederösterreichischen Alpinspektor erlassen wird.

Nr . 232 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
13 . September 1910 , A . XVI b - 965/5 , betreffend die der Gemeinde
Kierling erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchsauflage von
3 L 40 Ir sür die Jahre 1910 und 1911.
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Verzeichnis der im „ Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre
1910 publizierten Gesetze und Verordnungen.

!. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Religionswechsel österreichischer Staatsbürger im
Auslande.

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Juni 1910,
Z . III -1834/2 , M . Abt . XXII , 3713/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 114 ) :

Das Ministerium für Kultus und Unterricht hat anläßlich der von
mehreren Landesstellen angeregten Zweifel über die Behandlung der Erklärung
eines Religionswechsels von sich im Auslande aufhaltenden österreichischen
Staatsangehörigen mit dem Erlasse vom 13 . Mai 1910 , Z . 35037 aus 1906,
Nachstehendes eröffnet:

Gemäß Artikel 4 des Gesetzes vom 25 . Mai 1868 , N .-G .-Bl . Nr . 49,
Kat jedermann ohne Unterschied des Geschlechtes nach vollendeten .,14 . Lebens¬
jahre die freie Wahl des Religionsbekenntnisses nach seiner eigenen Überzeugung.

Demnach sind österreichische Staatsbürger in der Lage, auch dann einen
Religionswechsel mit Wirksamkeit für den äußeren Rechtsbcreich vorzunehmen,
wenn sie ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt nicht innerhalb des Staats¬
gebietes , sondern im Äuslaude haben.

Auch in diesem Falle wird es, soweit Handlungen und Verhältnisse
innerhalb der Staatsgrenzen in Frage kommen , nach d r angeführten Gesetzes¬
stelle die Pflicht der Behörde sein , solche Staatsbürger nötigenfalls in dieser
freien Wahl zu schützen, namentlich den eingetretenen Verlust genossenschaftlicher
Rechte der verlassenen Kirche oder Religionsgesellschaft an den Ausgetretenen
im Streitfälle festzustellen und die sich hieraus ergebenden Konsequenzen für
konkrete rechtliche Ansprüche gegebenen Falles im Wege der Judikatur zum
Ausdrucke zu bringen.

Da Artikel 6 des berufenen Gesetzes für den Eintritt der äußeren
Rechtswirkungen eines Religionswechsels eine formelle Erklärung vor der Be¬
hörde vorschreibt , ergibt sich weiters die Frage , ob und inwieweit diese Form
der Austrittserklärung auch von im Auslande wohnhaften oder sich ständig
daselbst aufhaltenden österreichischen Staatsbürgern wahrzunehmen ist , oder ob
diese nicht vielmehr den Religionswechsel , beziehungsweise die Austrittserklärung
nach jenen Vorschriften vorzunehmen haben , welche an dem Orte ihres Wohn¬
sitzes oder ständigen Aufenthaltes in Geltung stehen.

Diese Frage ist dahin zu beantworten , daß , wenn an diesem Orte eine
durch die Staatsgesetze normierte Form für den Religionswechsel , insbesondere
die Anforderung der Erklärung desselben vor einer weltlichen , sei es Verwaltungs¬
oder Gerichtsbehörde , besteht und ein dort seinen Konfessionswechsel vollziehender
österreichischer Staatsbürger eben diese Form wahrnimmt , dieser Akt auch für
das inländische Staatsgebiet als der Form nach wirksam angesehen werden muß.

Sollte dagegen diese Form nicht wahrgenommcn werden können oder
wollen , so besteht gemäß Artikel 6 des zitierten Gesetzes trotzdem kein Hindernis,
eine Austrittserklärung vor einer österreichischen Behörde abzugeben . Als Form
hiefür kämel die Meldung des Austrittes durch den Austretenden bei der
politischen Behörde in Betracht.

Die örtliche Zuständigkeit dieser würde sich aus dem letzten inländischen Wohn¬
sitze des im Auslande domizilierenden Österreichers oder falls er hierzulande
überhaupt nie einen Wohnsitz gehabt hat , aus seiner Heimatszuständigkeit ergeben.

2 .
Normalarbeitsorduuttg für die Baugewerbe.
Runderlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 6. September

1910 , Z . l a M . Abt . XVII 6489/10 (Normalicnblatt

des Magistrates Nr . 110 ) :
Zur Statthalterei Z . I n- I463 vom 28 . April 1910 wird über Erlaß des

k. k. Handelsministeriums vom 3 . August 1910 , Z . 13509 , eröffnet , daß die
Normalarbeitsordnung für gewerbliche Betriebe auch für die konzessionierten
Baugewerbe und anderen Bauunternehmungen mit der Maßgabe Anwendung
zu finden hat , daß für Baubetriebe , welche nur bei Tag arbeiten , das für
Tagbetriebe  bestimmte Formular , für jene , welche sowohl bei Tag als
auch bei Nacht in Tätigkeit sind, jenes für Tag - und Nachtbetriebe
zu verwenden ist.

».
Luftschiffahrt , Militär -Motorballons ; Borsichten

und Hilfeleistung.
Laut Erlasses der k. k. Statthalterei vom 18 . September

1910 , Z . VII -6374 , hat das k. u . k. Reichs -Kriegsministerium
unterm 6. August 1910 , Z . 6647/7 , den nachstehenden Erlaß
an alle Korpskommanden gerichtet:

Infolge der demnächst bevorstehenden Indienststellung des Militär-
Motorballons 1 (Parceoal - Type ) kann durch Witterungsverhältnisse rc.
der Fall eintreten , daß Landungen an Orten stattfinden , welche nicht vorher
fürgewählt oder vorbereitet werden konnten.

Es können entweder beabsichtigte Zwischenlandungen oder auch erzwungene
sogenannte Notlandungen erforderlich werden.

Wenn möglich , werden hiezu die Exerzierplätze oder sonstige entsprechend
große Hutwciden , Waldblößen oder Felder vom Kommandanten des Ballons
fürgewählt.

Nebst der wegen Explosionsgefahr gebotenen absoluten Fernhaltung von
offenem Licht, glimmenden Zigarren rc. (letztere sollen verläßlich ausgelöscht
und nicht brennend weggeworfen werden ) wird aufmerksam gemacht , daß die
Hilfeleistung durch Mannschaft mit abgelegtem Gewehre und unter Freilassung
eines entsprechend großen Platzes darin zu bestehen hat , daß die herabhängenden
Seile erfaßt , festgehalten werden und der Ballon schließlich nach Angaben
seines Kommandanten allmählich zu Boden gezogen wird.

Der Kommandant des Motorballons wird sodann dem Höchstanwesenden
von der Gondel aus melden , was die Landung bezweckt und ob der Ballon
verankert werden muß oder aber die Fahrt bald wieder ausgenommen wird.

In allen Fällen sind die notwendigen Mannschaften unter Kommando
von Offizieren , sowohl zur Bewachung wie auch für die unmittelbare Hilfe¬
leistung beizustellen.

Sollte eine Landung abseits einer Garnison stattfinden müssen , so wird
vom Kommandanten des Luftschiffes die Bitte um Mannschaftsbeistellung
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telegraphisch oder durch Boten gestellt werden ; dieser Bitte ist unbedingt und
roschestens Folge zu geben.

Betreffend einzuhaltender Zeichen und Signale wird auf Grund der
Luftschiffer -Konferenz in Paris 1910 bereits jetzt auszugsweise bekannt
gegeben :

Artikel 42 : Die Militär -Luftfahrzeuge tragen als einziges National¬
abzeichen das Souverenitätszeichen des Staates (dieses wird noch bekannt
gegeben werden ).

Artikel 31 : Die Vertragsstaaten sind gehalten , ihren Behörden zu be¬
fehlen , den Luftfahrzeugen im Falle der Landung oder der Not die erforderliche
Hilfe zu gewähren . Ebenso werden sie auch die Bevölkerung , Schiffe und
Luftfahrzeuge über die zu ergreifenden Maßnahmen instruieren , um einem
Luftfahrzeuge im Falle der Not Hilfe zu bringen.

Auszug aus dci» Verkehrsreglement.
Signale für Landungen:

Artikel 15 : Wenn sich ein Motorballon zur Landung anschickt, so hat er
bei Tag eine dreieckige, rote Fahne unterhalb der Gondel zu zeigen , bei Nacht
ein weißes Licht zu schwingen oder intermittierend zu zeigen.

Signale im Falle der Not:
Artikel 16:

a) Im Falle der Not über dem Lande , wie über dem Meere , muß ein
Motorballon nach Möglichkeit:

bei Tag : eine dreieckige rote Fahne unter der Gondel hissen und
zwei schwarze Ballen übereinander;

bei Nacht : ein weißes Licht schwingen oder intermittierend zeigen.
Bei Tag und bei Nacht kann er auch von phänischen Signalen

(z. B . Pfeifen ) Gebrauch machen.
b) Ein Freiballon soll im Falle der Not:

bei Tag : eine dreieckige rote Fahne unter der Gondel zeigen,
bei Nacht : ein weißes Licht bewegen.
Er kann übrigens auch bei Tag und bei Nacht von schottischen

Signalen Gebrauch machen.
Die militäräronautische Anstalt wurde vom Reichs -Kriegsministerium

angewiesen , die im Erlasse angeführten Zeichen und Signale für alle weiteren
Fahrten sofort in Anwendung zu bringen.

Über Erlaß des Herrn Ministers des Innern vom 4 . September 1910,
Z . 8157 M . I ., werden die Unterbehörden von dem Inhalte dieses Erlasses
des Rcichs -Kriegsministeriums mit dem Aufträge in Kenntnis gesetzt, in
geeigneter Weise belehrend auf die Bevölkerung einzuwirken , damit die Not¬
wendigkeit und die Art der Hilfeleistung für Luftschiffe in Notfällen sowie die
Gefährlichkeit der Annäherung an Ballons mit brennenden und glühenden
Gegenständen entsprechende Verbreitung erlange . (M . Abt . IV , 3683 .)

4 .
Verbot des Feilhaltens und - cs Verkaufes mehrerer
Arte » von Pflanzen mit den Wurzeln sowie blühender
Obftreiser auf den Märkten nnd in den Markthallen

in Wien.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 27 . September
1910 , M . Abt . IX . 3891:

Auf Grund des Z 46 , Ziffer 4 , und des s 100 des Gemeindestatutes
für Wien vom 24 . März 1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17 , sowie des Z 3, Absatz I,
der Marktordnung für Wien wird zufolge Beschlusses des Gemeinderates vom
16 . September 1910 , P . Z . 4685 , ungeordnet:

Aus den offenen Märkten und in den Markthallen des Wiener Ge¬
meindegebietes dürfen folgende Pflanzen nicht feilgehalten oder verkauft werden,
wenn sie mit den Wurzeln , beziehungsweise Wurzelstöcken , Knollen oder
Zwiebeln versehen sind:

Küchenschelle (knlsstilla vulgaris und pratensis ) .
Wald -Windröschen (änemons silvostris ) .
Frühlings -Adonis (Xäoms vomalis ) .
Schwarze Nieswurz (tteileborus nigsr ).
Erdscheibe oder Zyklame (Oxolamen europaeum ) .
Bestaubte Schlüsselblume (krimula t'arinosa ) .
Alle Enzianarten (6ontiana ).
Wohlriechender Seidelbast oder Steinröschen (vapbns enoorum ) .
Narzisse (Haroissus poetieus ).
Alle Schwertlilienarten (Iris ).
Alle Orchideen.
Türkenbund (Icklium martagov ).
Hirschzunge (scoloxsnckiium otlioinarum ).
Ferner ist das Feilhalten und der Verkauf von blühenden Obstreisern

auf den Märkten und in den Markthallen verboten . Ausnahmsweise darf das
Feilhalten und der Verkauf von blühenden Obstreisern auf den Märkten und
in den Markthallen dann stattfinden , wenn die Gemeindevertretung des Pro-
duklionsortes den Produzenten eine besondere Bewilligung hiezu schriftlich er¬
teilt hat . Die Verkäufer haben den Marktamtsorganen diese Bewilligung vor¬
zuweisen.

Diese Kundmachung tritt sofort in Wirksamkeit.
Übertretungen dieser Vorschriften werden auf Grund der ZZ 100 und

101 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März 1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17,
mit Geldstrafen bis zum Betrage von 400 L oder mit Arrest bis zu 14 Tagen
geahndet.

5 .
Schutz einiger Arten der Alpenblumen.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 27 . September
1910 , M . Abt . IX , 4263:

Mit der Kundmachung des Wiener Magistrates vom 27 . September
1910 , M . Abt . IX , 3891 , wurde das Feilhalten und der Verkauf mehrerer
Arten von Pflanzen mit den Wurzeln und den Märkten und in den Markt¬
hallen in Wien verboten.

Anläßlich dieses Verbotes wird auf das Gesetz vom 29 . Jänner 1905,
L.-G .-Bl . Nr . 67 , betreffend den Schutz einiger Arten der Alpenblumen , auf¬
merksam gemacht , welches lautet:

Gesetz vom 29. Jauner 1905,
L.-G.-Bl. Nr. S7,

wirksam für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns,
betreffend den  Schutz einiger Arten  der Alpenblumen.

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogtumes Österreich unter der
Enns finde Ich , anzuordnen , wie folgt:

8 1-
Hinsichtlich folgender Pflanzen , und zwar:

a) Edelweiß ( (Inapbaliom I-eontopoäium ),
d) des Kohlröschens (XiAritslIa anZustikolia , beziehungsweise nizra und

robr »),
o) des Frauenschuhes (O^ pripoäiam Laloeolus ),
>1) der Aurikel (? rimuls . Lllrieula ) ,
s ) der Kervenstendel (Ophrys )arten

ist das Ausheben und Ausreißen samt Wurzeln und Knollen , sowie das Fest¬
halten und der Verkauf bewurzelter oder mit Knollen versehener Exemplare
verboten.

8 2.
Zu nsissenschaftlichen Zwecken kann das Aushcben und Ausreißen der

unter die Bestimmung dieses Gesetzes fallenden Pflanzen samt Wurzeln oder
Knollen bewilligt werden . Diese Bewilligung wird für das Gebiet eines
politischen Bezirkes von der betreffenden politischen Bezirksbehörde , für mehrere
politische Bezirke von der Statthalterei erteilt.

8 3.
Auf Pflanzen der bezeichneten Arten , welche im Wege der Gartenkultur

gezogen werden , findet dieses Gesetz keine Anwendung.
Wer im Besitze solcher Pflanzen betreten wird , hat deren Provenienz

durch ein Zertifikat der Gemeinde zu erweisen , in welcher sich die betreffende
Gartenkultur befindet. 8 4.

Die Übertretung der Vorschrift des K 1 wird von der politischen Behörde
mit Geldstrafen von 2 bis 20 L und im Wiederholungsfälle mit 50 L
bestraft . Auch ist der Verfall der Pflanzen auszusprechen.

Die Geldstrafen fließen in den Armenfonds jener Gemeinde , innerhalb
welcher die Betretung erfolgte.

Im Falle der Üneinbringlichkeit der Geldstrafe ist diese in die entsprechende
Arreststrafe umzuwandeln.

8 5.
Das Gesetz vom 14 . Oktober 1901 , L.-G .- und B .-Bl . Nr . 67 , betreffend

den Schutz des Edelweiß (dnapbalium I .eontopolium ), tritt außer Wirk-
sa mk ei

8 6.
Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind die Minister des Ackerbaues und

des Innern beauftragt.

«.
Landtvehrergä »z»ngsz «stä»digkeit der k. k. Bezirks-

t,a « pt»iK» uschafte » Humpoletz und Neudek.
Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14 . Oktober

1910 , Z . 11/3669 , M . Abt . XVI , 10890/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 115 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom
28 . September 1910 , Nr . VII - I963 , im Verfolg seiner Zirkularverordnung vom
23 . Juni 1909 , Departement XIV , Nr . 680 (Landwehrverordnungsblatt
Nr . 22 ), die Bezirkshauptmannschast Neudek dem Landwehrergänzungsbezirk
Nr . 6 (Landwehrbataillonsbezirk Nr . 1) bezw . dem Landsturmbezirk Nr . 6, die
Bezirkshauptmannschaft Humpoletz dem Landwehrergänzungsbezirk Nr . 12,
(Landwehrbataillonsbezirk Nr . 1), bezw . dem Landsturmbezirk Nr . 12 zugewiesen.
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7.
Stempelrevision bei Gemeindeämtern ( Vorschrift ) .

Runderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14 . Oktober
1910 , Z . XV -1462 , M . D ., 4058/10 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 113 ) :

Zufolge Erlasses des Ministeriums des Innern vom 24 . September
1910, . Z . 29323 , hat das Finanzministerium in Ansehung der vom k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofe in seiner Judikatur konsequent festgehaltenen Rechts¬
anschauung , derzufolge sich das der Finanzverwaltung im Z 97 Gebührengcsetz
eingeräumle Recht der Stempelrevision bei öffentlichen Behörden und Ämtern
nicht auf jene Angelegenheiten erstreckt, in welchen die Gemeinde als zu privat-
wirtschaftlichen Vermöpensgxbarung berufenes RechtssubjM erscheint , bezüglich
des von den k. k: Finanzbehörden gelegentlich der Vornahme von Stempelrevisionen
bei Gemeindeämtern in Hinkunft bis auf weiteres zu beobachtenden Vorganges
mit dem Erlasse vom 23 . Juli 1910 , Z . 20629 , Nachstehendes angeorduct.

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter Festhaltung der seinen früheren
Erkenntnissen , insbesondere jenen vom 18 . September 1900 , Z , 6386 , und vom
20 . Dezember 1905 , Z . 13889 (offizielle «Sammlung Nr . 14504 und 4084 ),
zu Grunde liegenden Rechtsanschauung mit dem Plenarbeschlüsse vom 28 . Februar
1910 ausgesprochen , daß das Recht der Stempelrevision bei öffentlichen Be¬
hörden und Ämtern (Z 97 Geb . Ges.) sich nicht auf jene Angelegenheiten er¬
streckt, in welchen die Gemeinde als zur privatwirtschaftlichen Vermögens¬
gebarung berufenes Rechtssubjekt erscheint.

Aus . dieser Rechtsanschauung hat der Verwaltungsgerichtshof in seinen
Erkenntnissen die Konsequenz gezogen ) daß den Gemeinden niederer und höherer
Ordnung zum Zwecke der Stempclrevision im Sinne des Z 97 .Geb . Ges . nur
die. Vorlage solcher Aktenstücke aufgetragen werden kann ) von welchen feststeht,
daß dieselben die behördliche Tätigkeit der Gemeinde im selbständigen oder über¬
tragenen Wirkungskreise zum Gegenstande/Haben , nicht aber auch der Schrift¬
stücke und Urkunden in solchen Angelegenheiten , in welchen die Gemeinde aus¬
schließlich als zur freien Verwaltung ihres Vermögens berufenes selbständiges
Rechtssubjekt in die Erscheinung tritt , und daß bezüglich der Schriftstücke,
welche sowohl die behördliche Tätigkeit der Gemeinde , als auch die Verwaltung
ihres Vermögens betreffen , nur die Vorweisung der auf die behördliche Tätig¬
keit bezughabenden Stellen oder die Vorlage von beglaubigten Auszügen aus
den Schriftstücken , keineswegs aber die Vorweisung der ganzen Schriftstücke
verlangt werden kann.

Nach der Ansicht des Berwaltungsgerichtshofcs geht es nicht an , unter
Berufung auf Z 97 Geb . Ges . eine ämtliche Durchsicht sämtlicher Akten der
Gemeinden zu dem Zwecke vorzunehmen , um erst auf Grund dieser Durchsicht
zu entscheiden , welche der fraglichen Schriftstücke der Stempelrevision nach Z 97
Geb . Ges. zu unterziehen sind.

In die Lösung der für die praktische Durchführung dieser Grundsätze ent¬
scheidenden Frage , in welcher Art die Akten, beziehungsweise Aktenteile ' nach
den oberwähnten Gesichtspunkten als zur behördlichen oder zur privatwirt-
schafklichen Tätigkeit gehörig zu sondern wären , hat sich der Berwaltungs-
gerichtshof nicht eingelassen.

Wenngleich nun das Finanzministerium nicht in der Lage ist, sich die
eben erörterte Anschauung des Verwaltungsgerichtshofes zu eigen zu machen,
ergibt sich dennoch die Notwendigkeit , unter Berücksichtigung des gegenwärtigen
Standes der Judikatur für künftige Fälle vorläufig folgende allgemeine
Weisungen zu erlassen:

Der Stempclrevision bei Gemeinden niederer,, , beziehungsweise höherer
Ordnung sind prinzipiell alle Akten der betreffenden Ämter ohne weitere Unter¬
scheidung zu unterziehen und hat daher auch eine Einschränkung des Nevisions-
auftragcs in dieser Beziehung nicht einzutreten.

Sollte aber die Vorlage der auf privatwirtschaftliche Tätigkeit der Ge¬
meinde bezüglichen Akten oder Altenteile in einem konkreten Falle verweigert
werden , so ist auf der Vorlage dieser Akren, beziehungsweise Altenteile nicht
weiter zu bestehen, die Gemeinde jedoch gleichzeitig zur Bekanntgabe auf-
zusordern , welche Aklenmaterien sie aus dem Gesichtspunkte der privatwirt¬
schaftlichen Tätigkeit der Gemeinde als nicht rcvisionspflichtig angesehen wissen
will und in welcher Weise die Trennung der revisionspflichtigen und der von
der Stempelrevision ausgenommenen Aktenstücke durchgeführt wurde oder durch¬
geführt werden soll.

Auch ist nach der Lage des Falles die Möglichkeit einer Überprüfung der
Angabe der Gemeinde hinsichtlich der Zugehörigkeit einzelner Akten zu einer
bestimmten Materie durch Einsichtnahme in die Manipulationsaufschreibungen
des betreffenden Amtes anzustrcben.

Die Entscheidung über die Vornahme der Stempelrevision bei einer
Gememde , dann die prinzipielle Feststellung des Umfanges einer derartigen
Revision , insbesondere in der Richtung , ob eine bestimmte Materie ausschließlich
die behördliche Tätigkeit der Gemeinde betrifft und daher zur Gänze revisions-
pflichtig ist, oder ob infolge der mit in Betracht kommenden privatwirtschaftlichen
Tätigkeit der Gemeinde nur eine teilweise Revisionspflicht Antritt , fällt nach wie
vor in die Kompetenz der Finanzverwaltung , in welcher Beziehung auch ans
die Bestimmungen des im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des Innern
ergangenen h. o. Erlasses vom 22 . Juli 1898 , Z . 20262 , verwiesen wird.

Hinsichtlich der Entscheidung der Frage , ob bei der einzelnen Akten-
materic die behördliche oder die privatwirtschaftliche Tätigkeit der Gemeinde
oder beide zugleich m Betracht kommen , wird als Regel zu gelten haben , daß
in jenen Belangen , in welchen der Gemeinde die persönliche Gebührenbefreiung
nach Tarifpost 75 k Geb .-Ges. zukommt , auch die Revisionspflicht einzutreten har.
In zweifelhaften Fällen von größerer Bedeutung bleibt es den Finanzbehörden

unbenommen , vor der Entscheidung mit den politischen Behörden das Einver¬
nehmen zu Pflegen.

Im Interesse eines gleichmäßigen Vorganges und zur Erleichterung der
Aufgabe der Revisionsorganc , wird es sich empfehlen , ein Verzeichnis jener
Materien , in welchen die Gemeinden ausschließlich behördliche Tätigkeit im
selbständigen oder übertragenen Wirkungskreise entwickeln , und jener Materien,
in welchen Privatwirtschaftliche und behördliche Tätigkeit Zusammentreffen , zu
entwerfen und gewärtigt das Finanzministerium bei der im Sinne des Schluß¬
absatzes dieses Erlasses angeordneten Berichterstattung auch die Vorlage der
Entwürfe derartiger Verzeichnisse.

Was die Beiziehung eines politischen Beamten bei der Vornahme der
Stempelrevisionen betrifft , hat es bei den Anordnungen der h. o. Erlässe vom
17 . August 1886 , Z . 21187 , beziehungsweise vom 24 . Dezember 1895
Z . 56797 , Gcbührenbcilage Nr . 1 ex 1896 , zu verbleiben , und wird daher
iür Revisionen bei "kleineren Gemeinden die Intervention eines politischen
Funktionärs in aller Regel nicht anzusprechcn sein , es sei denn , daß die Um¬
stände des konkreten Falles für die ordnungsmäßige Vornahme der Stempel¬
revision dies ausnahmsweise unbedingt erforderlich erscheinen lassen.

Sollten sich anläßlich 8er Durchführung einer Stempelrevision bei größeren
Gemeinden gegründete «Bedenken gegen die ordnungsmäßige Scheidung der
Akten in «revisionspflichtige und nichtrevisivnspflichtige ergeben , so ist durch
Vermittluüg des 'eventuell bist« der Amtshandlung intervenierenden politischen
Funktionärs auf die tunlichste Behebung .allfälliger Anstände hinzuwirken.

Mit detn Stempelrevisionsdienste bei den größeren Gemeinden sind nur
versierte Kanzeptsbeamtd zu betrauen , von welchen zu gewärtigen ist, daß sie
sich den nicht zu verkennenden Schwierigkeiten , welche in derartigen Fällen zutage
treten können , durch .Umsicht und taktvolles Äuftreten gewachsen zeigen werden.

Hiebei wird insbesondere,zu beachten sein, daß der . Hauptzweck der im
8 97 Geb .-Ges vorgesehenenRevision darin gelegen ist, sich die Überzeugung zu
verschaffen, ob die Gemeinden in dem ihnen zugewiesenen behördlichen Tätig¬
keitsgebiete auch für die Beobachtung der gebührenrechtlichen Vorschriften sorgen
wogegen es nicht darauf ankommen kann , incjedem einzelnen Falle das Recht
des Staates auf die stempelrevision ohne Rücksicht auf einen etwaigen unver-
hältnismäßigcn Zeit - und Arbeitsaufwand bis in die letzten Konsequenzen zu
verfolgen und jedes «einzelne prinzipiell revisionspflichtige Aktenstück der Revision
auch wirklich zu unterziehen.

Weiters ist bei den Stempelrevisionen durch entsprechende Belehrung und
Auskunfterteilung auf die künftige Vermeidung der allenfalls häufiger vor¬
kommenden . Stempelgebrechen hinzuwixken.

8 .
Gewerbliche Verwendung transportabler Azetylen-

schweitzapparate.
Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 15 . Oktober 1910 , Z . I a -2262

(M . Abt . XVII , 7407 ), aus Anlaß der Entscheidung über einen Rekurs wegen
Verweigerung der Genehmigung einer Betricbsanlageänderung , bestehend in
der Aufstellung eines transportablen Azetylenschwcißapparates , Marke „Oxyther-
mic " der Firma Kohaut  L Bastian , dem Wiener Magistrate Nachstehendes
zur Kenntnisnahme eröffnet:

Da es sich im vorliegenden Falle um einen Azetylenapparat für Zwecke
der autogenen Metallbearbeitung im Rahmen eines Gewerbebetriebes handelt
sind für die Betriebsanlage in der diese Verwendung stattfinden soll, wie im
8 12 , Absatz 1 der Ministcrial -Verordnung vom 17 . Februar 1905 , R .-G .-Bl.
Nr . 24 , ausdrücklich angeführt erscheint , die Bestimmungen der Gewerbe¬
ordnung maßgebend . In dem Durchführungs -Erlasse zu dieser Verordnung
vom 24 . Februar 1905 , Z . 56984 , wird darauf hingewiesen , daß die Ver¬
ordnung selbst keine besonderen Vorschriften über gewerbliche Bctriebsanlagen
zur Herstellung und Verwendung von Kalzium -Karbid und Azetylen enthält,
sondern , daß bei der Genehmigung von Anlagen dieser Art nach den Vor¬
schriften des Hl . Hauptstückes der Gewerbeordnung vorzugehen sei ; welche An¬
ordnungen bezüglich des Kalzium -Karbids und Azetylens bei Gewcrbeanlagen
zu treffen sind, bleibt somit der fallweiscn Entscheidung über die gewerbs-
polizeiliche Zulässigkeit der Anlage überlassen.

Es ist jedoch selbstverständlich , daß bei der Entscheidung über diese Frage
jene Vorschriften der Azctylenverordnung , welche sicherheitstechnischer Natur sind,
entsprechend zu berücksichtigen sein werden.

Gemäß dieser grundsätzlichen Ausführungen über die Anwendung der
Vorschriften der Azetylen -Verordnung erscheint die Möglichkeit geboten , rück¬
sichtlich der Aufstellung von Azetylenapparaten für Zwecke der autogenen Metall¬
bearbeitung in gewerblichen Betriebsanlagen Abweichungen von den Bestim¬
mungen der Verordnung zuzulassen , die sich nach Maßgabe der in dieser
Richtung bestehenden praktischen Bedürfnisse als notwendig erweisen.

s.
Personalverändernngen bei den k. k. Gewerbe-

inspektoraten in Wien.
Rmiderlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . Oktober

1910 , Z . I a-3263/10 , M . Abt . XVII , 7287/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 111 ) :
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Der k. k. Handelsminister hat sich laut Erlasses vom 19 . September
1910 , Z . 25459 , im Einvernehmen mit dem k. k. Minister des Innern be¬
stimmt gefunden , den Privatingenieur Karl IaworeI  und den Bauadjunkten
der k. k. Staalsbahnen Karl Hagmüller  zum provisorischen Kommissär
der k. k. Gewerbeinspektion zu ernennen und dem k. k. Gewerbeinspektorate in
Wien 1, beziehungsweise IV , zuzuweisen.

L«.
Anfragen des Ministeriums des Innern über

Vorfallenheiten.
Erlaß des Präsidiums der k. k. n .-ö. Statthalterei vom

28 . Oktober 1910 , Z . 3425 , M . D . 4119/1910 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 116 ) :

Behufs Vereinfachung und Beschleunigung der Berichtserstattung in den¬
jenigen Fällen , in welchen das k. k. Ministerium des Innern einfache Auskünfte
über bestimmte Vorfallenheiten , so insbesondere aus Anlaß von Zeitungs¬
nachrichten einzuholen für nötig erachtet , hat der Herr Minister des Innern

Z- 10825
mit dem Erlasse vom 22 . Oktober 1910 , ^ ^ . die Beifügung getrosten,
daß künftig derartige Anfragen ganz formlos unter Benützung eines Frage¬
bogens nach dem beiliegenden Muster an die Präsidien der Landesstellen ge¬
richtet werden . Eventuell wird die Zeitungsnotiz , bezüglich welcher eine Auf¬
klärung erwünscht ist, in der I . Rubrik des Fragebogens aufgeklebt sein.

Derartige Anfragen müssen mit aller Beschleunigung  beant¬
wortet werden , und zwar gleichfalls in möglichst einfacher Form durch kurze
urschriftliche Aufklärung in der ll . Rubrik des zugesendeten Fragebogens.

Bei Aufklärungen über den einer Zeitungsnotiz zugrunde liegenden
Sachverhalt wird eventuell auch gleich die etwa getroffene Verfügung bekannt¬
zugeben sein.

Aus diesem Anlasse finde ich Folgendes anzuordnen:
Jeder nach Maßgabe der voranstehenden Verfügung beim n .-ö. Statt-

Halterel -Präsidium einlangende Fragebogen des Ministeriums des Innern ist
sogleich mit dem Präsentatum des Präsidiums zu versehen , bei welchem auch
die Tageszeit des Einlangens ersichtlich zu machen ist und hierauf ohne Verzug
derjenigen Geschäftsabteilung der Landesstelle (beziehungsweise derjenigen
politischen Behörde I . Instanz u . s. f.) im kürzesten Wege zuzumitteln , in
deren Wirkungskreis die betreffende Angelegenheit gelegen ist.

Dortselbst ist urschriftlich , in knapper , jedoch präziser und verständlicher
Fassung und sauberer Form die Antwort in der bezüglichen Rubrik des Bogens
einzutragen , dieser sohin nach Unterfertigung der Äußerung durch den Vorstand,
beziehungsweise Vorstandstellvertreter der betreffenden Abteilung (Behörde ) wieder
im kürzesten Wege dem Präsidialbureau der Statthalterei einzusenden und von
dort nach Beisetzung der h. o. Bidierungsklausel dem Präsidium des Ministeriums
des Innern vorzulegen.

Wichtigere Angelegenheiten sind mir zur Unterfertigung vorzubehalten.
Der Gegenstand , das Datum der Anfrage und die Stelle , von welcher

die Antwort ausgearbeitet worden ist, sind im sogenannten Durchlauferpcotokoll
des Präsidialbureaus einzutragen.

Besonders dringende Anfragen find ausnahmsweise durch telephonische
(telegraphische ) Erhebungen , die vom Präsidialbureau aus einzuleiten sind, zu
erledigen . Für alle sonstigen Fälle hat als Regel zu gelten , daß die schriftliche
Ausarbeitung der „ Antwort " sofort  nach dem Einlangen der „Anfrage " zu
erfolgen hat und daß der Bogen noch am Tage des Einlangens wieder dem
Präsidialbureau der Statthalterei rückzumitteln ist. Falls länger dauernde Er¬
hebungen nötig wären oder sonst ein Hindernis der sofortigen Erledigung der
Anfrage entgcgenstünde , ist dies unverweilt dem Präsidialbureau der Statt¬
halterei telephonisch , eventuell mittels Dienstzettels mitzuteilen und von h. o.
nötigenfalls dem Ministerium des Innern zu berichten.

Alle aus Anlaß der gegenständlichen Anfragen vorkommenden Post¬
sendungen sind „ expreß " aufzugeben.

Fragebogen No ..
des k. k. Ministeriums des Innern

Anfrage

an das Präsidium der k. k.

Landesregierung
Statthalterei

m

II

Antwort

zur nebenstehenden Anfrage.

LI.
Verleihung des Öffentlichkeitscharakters an das Spital

in Keszthely.
Laut Note des k. ung . Ministeriums des Innern vom 31 . Oktober

1910 , Z . 148659/VIIb (M . Abt . XVIII , 7791 ) wurde das in der Gemeinde
Keszthely — Komitat Zala — erbaute neue Spital , beginnend mit der
Wirksamkeit vom I . September 1910 , mit dem Öffentlichkeitscharakter be¬
kleidet. Die Verpflegsgebühren wurden von da an bis 31 . Dezember 1911 mit
1 L 80 ü festgesetzt.

L2.
Verleihung des Öffentlichkeitscharakters an das Spital

in Devecser.
Laut Note des k. ung . Ministeriums des Innern vom 1. November

1910 , Z . 148493 -VII k (M . Abt . XVIII , 7790 ) wurde das in der Gemeinde
Devecser — Komitat Vesprem — erbaute Spital , beginnend, , mit der Wirk¬
samkeit vom 18. September 1910 mit dem Charakter der Öffentlichkeit be¬
kleidet. Die Verpflegsgebühren wurden von diesem Zeitpunkte an bis 31 . De¬
zember 1911 mit 1 L 58 ü festgesetzt.

L»

Bekämpfung des illegalen Saecharinverkehres.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 4 . November 1910,

Z . XI - 1312 (M . Abt . X. 10099 ) :
Über Ersuchen der k. k. Finanz -Bezirks -Direktion in Wien wird eine Ab¬

schrift des an die Finanz -Landesbehörden ergangenen Finanzministerial -Erlasses
vom 30 . August 1910 , Z . 48955 , betreffend die Bekämpfung des illegalen
Saccharinverkehres behufs Kenntnisnahme mit nachstehenden Bemerkungen
übermittelt:

„Die Finanz -Bezirks -Direktion in Wien als Zentral -Evidenzstelle für den
illegalen Saccharinverkehr macht seit längerer Zeit die Wahrnehmung , daß der
illegale Saccharinvertrieb und der nicht ärztlich angeordnete menschliche Saccharin¬
konsum , sowie auch die Verwendung des Saccharin als Zusatzmittel zum Bieh-
futter (besonders Schweinefuttcr ) in Niederösterreich , und zwar auf dem flachen
Lande sich enorm ausbreitet.

Insbesondere erscheinen einige Gerichtsbezirke im Waldviertel vom Saccharin
überflutet.

Da die intensive Verbreitung des Saccharins schweizer und deutscher
Provenienz über Böhmen und Ungarn neuerdings besonders forciert wird,
werden schon vom Standpunkte des Lebeusmittelgesetzes die unterstehenden
politischen Behörden I . Instanz auf diesen Umstand aufmerksam gemacht und
angewiesen , zugleich die k. k. Gendarmerieposten zu veranlassen , daß dem illegalen
Saccharinverkehre und Saccharinkonsume eine erhöhte Aufmerksamkeit zuge¬
wendet werde.

Bei dieser Gelegenheit wird aus den Passus des zitierten Finanzministerial-
Erlasses aufmerksam gemacht , daß Personen , welche nicht Finanzorgane find
(Gendarmerie , Sicherheitswache u . dgl .), bei Erteilung der seitens der Finanz-
Bezirks -Direktion zu prästierenden Geldbelohnungen für zweckdienliche Mit¬
wirkung bei Entdeckung von Übertretungen , die nach dem Gefällsstrafgesetze zu
ahnden sind , besonders zu berücksichtigen sind . "

Der in diesem Erlasse erwähnte Erlaß des k. k. Finanzministeriums vom
30 . August 1910 , Z . 48955 , hat folgenden Wortlaut:

Zum Zwecke der Bekämpfung des illegalen Saccharinverkehres wird die
k. k. Direktion eingeladen , den Ünterbehörden die strikte Beobachtung des hier-
ortigen Erlasses vom 10 . Juni 1909 , Z . 24634 , betreffend die sofortige Ver¬
ständigung der Wiener Finanz -Bezirks -Direktion von jedem Saccharinanstande
einzuschärfen.

Den Ünterbehörden ist zugleich der Auftrag zu erteilen , Requisitionen der
genannten Finanz -Bezirks -Direktion wegen Einsendung von Photographien ver¬
dächtiger Personen , sowie von Mustern des beschlagnahmten Saccharins unver¬
weilt nachzukommen und auf die Überwachung des Eisenbahn - und Postverkehres,
welcher zur Beförderung des eingeschwärzten Saccharins hauptsächlich benützt
wird , ein besonderes Augenmerk zu richten.

Ferner sind die der k. k. Direktion unterstehenden Ämter , welche in den
durch den verbotenen Saccharinverkehr betroffenen Gegenden ihren Standort
haben und im regen Kontakte mit der Bevölkerung stehen (Zollämter , Finanz¬
wachabteilungen ) anzuwcisen , solche Personen , welche in erstec Linie in die Lage
kommen können , verbotene Saccharingeschäste zu entdecken (Gendarmerie , Polizei,
Eisenbahn - und Postangestellte , Marktamtsorgane ), mündüch darauf aufmerksam
zu machen , daß für die Entdeckung dieser Übertretung u . s. w . im Sinne des
ß 2 der hierorligen Verordnung vom 9. Juli 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 134 , je
nach Umständen namhafte Belohnungen erteilt werden.

Auch sind Personen , welche nicht Finanzorgane sind , bei Erteilung der
eben erwähnten Belohnungen besonders zu berücksichtigen.

Da die rasche Fühlungsnahme der Behörden und Ämter im Interesse der
Hintanhaltung des illegalen Saccharinverkehres gelegen ist, wird die Finanz-
Bezirks -Direktion Wien als Evidenzhaltungsstelle unter einem ermächtigt , in
Angelegenheiten betreffend diesen Verkehr , falls nicht dagegen besondere Be-
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denken vorliegen , von anderen in - und ausländischen Behörden , gegen nach¬
trägliche Anzeige an die Oberbehvrden , insoweit sie notwendig sein sollte , In¬
formationen cinzuholen und solche anderen Behörden zu erteilen.

II. Normntivbkstimmungen.
Magistrat:

14.
Borladungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 27 . Ok¬
tober 1910 , M . D . 4014 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 112 ) :

Anläßlich einer Beschwerde des Ausschusses der n .-ö . Advokatenkammer
wegen Ausfertigung von Vorladungen für Parteien und Anwälte seitens der
magistratischen Bezirksämter in Fällen , in welchen es sich nicht um eine Ver¬
handlung oder Einvernahme , sondern um bloße Mitteilungen gehandelt hat,
bringe ich die hierämtlichen Normalerlässe vom I . Dezember l 903 , M .-D . 3404
(Norm, -Bl . Nr . 121 ), und vom 4 . September 1909 , M .-D . litt (Norm .-Bl.
Nr . 98 ), in Erinnerung und verweise insbesondere auf die W 32 und 41 der
Geschäftsordnung für den Magistrat.

Aus den berufenen Vorschriften geht hervor , daß die Vorladung einer
Person nur dann zu verfügen ist, wenn sich das persönliche Erscheinen dieser
Person im Amte als n o t w e n d i g oder w L n s ch e n s w e rt erweist . In
anderen Fällen , namentlich wenn es sich um bloße Mitteilungen oder um die
Erteilung von kurzen Auskünften handelt , ist je nach den Umständen die Fcrn-
sprcchleitung zu benützen oder der schriftliche Weg etwa durch Verwendung von
Dienstzettcln zu wählen ; besonders von der elfteren Möglichkeit ist ausgiebig
Gebrauch zu machen.

Ich weise die städtischen Beamten an , im Interesse der Vereinfachung
der Geschäftsführung und behufs Vermeidung nicht notwendiger Mühewaltungen
sowie im Interesse der Parteien die berufenen Vorschriften in Hinkunft
genauestens einzuhalten.

15.

Vcistellnng von Amts - nnd Kanzleicrfordernissen.
Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 19 . No¬

vember 1910 , M . D . 839/10 (Normalienblatt Nr . 117 ) :
Der Erlaß der Magistrats -Direktion vom 2. Juli 1908 , M . D . 1194/08,

Rormalicnblait Nr . 62 ex 1908 , bezüglich der Beistellung der Amts - und
Kanzleierfordernisse , wird in folgender Weise abgeändert:

Alle persönlichen Erfordernisse , welche aus den Kanzleipauschalien zu
bestreiten waren , sind, insoferne nicht durch die nachfolgenden Bestimmungen
Abänderungen getroffen werden , von den Beamten auf eigene Kosten an¬
zuschaffen :

Es werden beigestellt:
1 . Vom gemeinsamen magistratischen Expedite alle in

den weiße  n Bestellscheinen angeführten Äanzleierfordernisse.
2 . Von der städtischen Hauptkassa  das für den Amtsbedarf er¬

forderliche Papier , welches mittels der hiefür bestimmten blauen  Bestell¬
scheine anzuschaffen ist.

3 . Direkt bei den städtischen Kontrahenten  sind an-
zuschaffcn:

a) Aktentaschen ; jedoch nur nach Tarifpost 39 , P . Nr . 2.
b) Buchbinderardeiten ; Luxuseinbände , wie Halbfranz -, Ganzledereinbände

und Goldschnitt sind nicht gestattet.
o) Stampiglien ; Faksimile -Stampiglien dürfen nur für Beamte der IV . oder

einer höheren Rangsklasse angeschafft werden.
ä ) Reparaturen , Ergänzungen und Anschaffungen aller übrigen Amts - und

Kanzlcierfordernisse , wenn die Kosten 100 L nicht überschreiten , jedoch
mit Ausnahme der in Punkt 5 angeführten Erfordernisse.
4 . Briefpapiere mit Aufdruck für Bezirksvorstehungen sind bei der

städtischen Hauptkaffa , die dazu gehörigen Kouvcrts beim gemeinsamen Magi¬
strats -Expedite , Briefpapier für die Vorstände der Magistrats -Abteilungen und
für die Bezirksamtsleiter , sowie die dazu gehörigen Kouverts beim gemeinsamen
Magistrats -Expedite zu bestellen.

5 . Bei der Magistrats -Abteilung XXII sind anzusprechen:
Alle Amts - und Kanzlcierfordernisse , deren Anschaffung den Betrag von

100 L übersteigt , alle Schreib -, Rechen - und Lochmaschinen , Gesetzbücher und
Werke der Fachliteratur , Möbel für Amtszwecke (Siehe Norm . Nr . 84 ex 1907 ),
bauliche Veränderungen in Amtshäusern und Telephonverbindungen , ferner
die ausnahmsweise Bewilligung von Aktentaschen in anderer Ausführung als
nach Tarif 39 , Post Nr . 2, und Faksimile -Stampiglien für Beamte der V. oder
einer niedrigeren Rangsklasse.

6 . Die Bestellung von gemeinsamen Drucksorten hat mittels der hiefür
bestimmten gelben  Bestellscheine zu erfolge » , und zwar:

a) gemeinsame Drucksorten der Magistrats -Abteilungen , der magistratischen
Bezirksämter und der Bezirksvorstehungen beim gemeinsamen magistratischen
Expedite;

b ) gemeinsame Drucksorten für den besonderen Gebrauch der Sachverständigen-
und Hilfsämter und der Stadtbuchhaltung bei der Direktion des betreffenden
Amtes.
Zur Orientierung über die beim gemeinsamen magistratischen Expedite

und bei den Zentralstellen der Hilfsämter aufliegenden gemeinsamen Drucksorten
werden den Magistrats -Abteilungen , den magistratischen Bezirksämtern und den
Bezirksvorstehungen Verzeichnisse der für sie in Betracht kommenden Drucksorten
mit den entsprechenden Mustern zur Verfügung gestellt.

Bei Bestellungen genügt es , in den Bestellscheinen das Amt , für welches
die Drucksorte ausliegt , die Nummer der Drucksorte und die erforderliche Stück¬
zahl anzugeben.

7 . Drucksorten für den besonderen Gebrauch einzelner Amtsstellen sind
unter Beachtung der für die Anschaffung von Drucksorten zufolge Magistrats-
Direktions -Erlasses vom 17 . März 1904 , Norm . Bl . Nr . 21 ex 1904 , und vom
1. Februar 1908 , Norm . Bl . Nr . 10 ex 1908 , gegebenen Vorschriften bei dem
Ersteher der betreffenden kurrenten Buchdruckerarbeiten anzuschaffen . Zu diesem
Zwecke ist der von der Magistrats -Direktion , beziehungsweise bei Anschaffungen
den städtischen Ämtern , die einer Magistrats -Abteilung unterstehen , der von
dieser Abteilung genehmigte Bestellauftrag , welcher auf einem gedruckten oder
(bei neuen Drucksorten ) geschriebenen Formulare der Drucksorte zu schreiben
ist, zur Beistellung des erforderlichen Papieres der städtischen Hauptkassa-
Z -ntrale zu übermitteln , welche ihn an den Buchdrucker weiterzuleiten hat.

In dem Bestellauftrag ist die verlangte Papiergattung und die Stückzahl
der Drucksorte anzugeben.

Die Bezeichnung des Bedarfes nach Neuriesen oder in anderer Weise ist
unstatthaft.

Die städtische Hauptkaffa hat die Bestellungen in der Hinsicht zu über¬
prüfen , ob das verlangte Papier für die anzuschaffcnde Drucksorte nach Format
und Qualität geeignet ist.

Sollte dies nicht der Fall sein, so hat sie das bestellende Amt darauf
aufmerksam zu machen.

Die Herren Amts - und Abteilungsleiter haben darauf zu achten , daß die
beigestellten Kanzleiartikel nur an Amtspersonen ausgefolgt werden , welche
dieselben zur Erledigung der ihnen zugewiesencn Geschäfte benötigen.

Alle Anschaffungen von Amts - und Kanzleierfordcrnissen für Bezirks¬
vorstehungen müssen von den Bezirksvorstehern für Armcninstitute von der
Magistrats -Abteilung XI für magistratische Bezirksämter , sowie für ihre Sach¬
verständigen - und Hilfsämter -Abteilungen von den Bezirksamtsleitern , ferner
Anschaffungen der Sachverständigen - und Hilfsämler von der Direktion des
betreffenden Amtes bezüglich ihrer Notwendigkeit bestätigt sein.

Bestellungen von Kanzleierforderniffen und Papier sind in der Regel
nur einmal im Monate zu machen ; bei ersteren ist der Bedarf eines Monates,
bei Anschaffungen von Papier der Bedarf von drei Monaten nicht zu über¬
schreiten.

Das gemeinsame magistratische Expedit hat Uber die an die einzelnen Ämter
verausgabten Artikel eine genaue Evidenz zu führen und im Jänner und Juli
eines jeden Jahres Ausweise hierüber der Magistrats -Abteilung XXII vor¬
zulegen.

Allsällige Wahrnehmungen , welche auf einen Mißbrauch der Kanzlei¬
utensilien schließen lassen, sind unverzüglich dem Magistrate bekanntzugeben.

Die nicht in Wien befindlichen Ämter haben ihre Amts - und Kanzlei-
erfordcrnisse , das Stadtbauamt die erforderlichen Zeichenreguitm in der bis¬
herigen Weise zu deschaffen. Bezüglich der übrigen Amts - und Kanzlcierfordernisse
für das Stadtbauamt gelten die Bestimmungen dieses Normales.

Die Amtspauschalien für das Präsidialbureau , die Magistrats -Direktion
und für die Armeninstitute zur Beschaffung von Kanzleierfordernissen , welche
nach den vorliegenden Bestimmungen nicht bcigestellt werden , bleiben aufrecht.

16.

Übersiedlung der Ämter für Wasserleitungsangelegen¬
heiten.

Die städtischen Ämter für Wasserleitungsangelegenheiten , und zwar die
Magistrats -Abteilung VIII , die Fach -Abteilungen VI , VII a und VII b des
Stadtbauamtes und die Departements XI a und XI b der Stadtbuchhaltung
amtieren seit 1 . November 1910 nicht mehr I ., Wipplingerstraße 8 (Altes
Rathaus ), sondern I ., Doblhoffgasse 6 . (M . D . 4129/1910 .)

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und imLandesge-
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre IS »6

publizierten Gesetze und Verordnungen.
Reichsgesrhblatt.

Rr . 188 . Kaiserliches Patent vom 24 . Oktober
1910 , betreffend die Einberufung des Landtages von Triest.
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Nr . L8S . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 18 . Oktober 1910 , betreffend die Bildung neuer Schätzungs¬
bezirke zur Veranlagung der Personaleinkommensteuer für die Bereiche der
neuerrichteten Bezirkshauptmannschaften in Humboletz und Neudeck, . sowie die
hiedurch bedingte Änderung in der Mitgliederanzahl der Schätzungs -Kommission
für den politischen Bezirk Deutschbrod.

Nr . LS8 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 18 . Oktober 1910 , betreffend die Bildung neuer Erwerbsteuer-
Veranlagungsbezirke für die Amtssprengel der neuerrichteten Bezirkshaupt¬
mannschaften in Humpoletz und Neudek in Böhmen.

Nr . 1SL . Verordnung der Ministerien des
Innern , des Handels und der Finanzen vom
20 . Oktober 1910 , mit welcher die Einfuhr und der Vertrieb der
von der Firma Charles G . Lasley  in Berlin unter dem Namen „ Syrion"
und von der Firma „ Coza Institut " in London unter dem Namen „ Coza-
pulver " in Verkehr gebrachten Geheimmittel verboten werden.

Nr . LAS . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 22 . Oktober 1910 , betreffend die Errichtung einer Zollexpositur
in Strugnano.

Nr . ISA . Staatsvertrag vom 16 . Oktober 1910,
zwischen der österreichisch-ungarischen Monarchie und der Republik von Paraguay
wegen wechselseitiger Auslieferung von Verbrechern.

Nr . IK4 Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 19 . Oktober 1910 , betreffend das
Verbot des Hausierhandels im Gebiete der Stadt sowie der Vorstädte und
Vororte von Pola.

Nr . 1A5 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 23 . Oktober 1910 , betreffend die Übertragung des Spiel-
karten -AbstemPelungsdienstes vom k. k. Hauptzollamte in Triest an das k. k.
Steueramt in Teplitz.

Nr . INC . Verordnung des Justizministeriums
vom 27 . Oktober 1910 , betreffend die Zuweisung der Gemeinden
und der Gutsgebiete Postolüwka und Raküw Kat zum Sprengel des Bezirks¬
gerichtes Husiatyn.

Nr . LN7 Verordnung derMinisterien des Innern,
des Finanzministeriums und des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Obersten Rechnungshöfe
vom 4 . November 1910 , betreffend den Vollzug von Auszahlungen
durch die k. k. Postsparkassa für Rechnung der Politischen Behörden in Steier¬
mark , Kärnten , Krain , im Küstenlande , in Tirol und Vorarlberg , in Schlesien
und in der Bukowina.

Nr . LN8 . Verordnung der Minister der Justiz , des
Handels und des Innern vom 8. November 1910
über die Bildung einer neuen Wahlgruppe bei den Gewerbegerichten.

Nr . LSS . KundmachungdesEisenbahnministeriums
Vom 2. November 1910 , betreffend das Erlöschen der Allerhöchsten
Konzessionen für die Lokalbahn (Dampftramway ) von der Matzleinsdorfer Linie
in Wien nach Jnzcrsdorf am Wienerberge und für die Lokomotiveisenbahn
(Dampftramway ) von der Steinbauergassc in Wien zum Zentral -Viehmarkte.

Nr . 208 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 9 . November
1910 , mit welcher die Ein- und Durchfuhr gewisser Waren und Gegen¬
stände aus der Stadt Rom , sowie aus den Provinzen Neapel , Caserta , Avellino
und Salerno des Königreiches Italien verboten , beziehungsweise beschränkt wird.

Nr . 281 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern,
des Ackerbaues und für öffentliche Arbeiten vom
4 . November 1910 , betreffend die provisorische Schiffahrt?, und
Strompolizeiordnung für die ober - und niederösterreichische Strecke der Donau.

Nr . 202 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 6 . November 1910 , betreffend die Bildung eines neuen

Schätzungsbezirkes zur Veranlagung der Personaleinkommensteuer für den
Bereich der neuerrichteten Bezirkshauptmannschaft Oswiecim in Galizien.

Nr . 288 Kundmachung des Finanzministeriums
vom 7 . November 1910 , betreffend die Ausscheidung des Gerichts-
(Steuer -)Bezirkes Mautern aus dem Amtsgebiele der Finanz -Bezirks - Direktion
in St . Pölten und die Zuweisung desselben zum Amtsgebiete der Finanz-
Bezirks -Direktion in Stein an der Donau.

L. Landesgeschbtatt.

Nr . 288 . Gesetz vom 31 . Juli 1910 , wirksam im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Verbauung des
Egydenbaches.

Nr . 284 . Verordnung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Oktober 1910 , Z . X -t 197/8 , betreffend Durchführungs¬
bestimmungen zu Z 67 des Jagdgesetzes für das Erzherzogtum Österreich
unter der Enns mit Ausnahme des Gemeindegebietcs der k. k. Reichshaupt - und
Residenzstadt Wien vom 22 . November 1901 , L.-G .- und B .-Bl . Nr . 42 er 1902.

Nr . 285 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
1. Oktober 1910, Z . XVI b-260/4 , betreffend die der Gemeinde
Gloggnitz erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen in der Katastralgemeinde Stuppach für das Jahr 1910.

Nr . 288 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
30 . September 1910 , Z . XVI d-749/4 , betreffend die der Ge¬
meinde Purgstall erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierverbrauchs¬
auflage von 2 L per Hektoliter für die Jahre 1910 , 1911 und 1912.

Nr . 287 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
8 . Oktober 1910 , Z . XVI d-1059/24 , betreffend die Einhebung der
Landesumlagen für die Jahre 1909 und 1910.

Nr . 238 . Kundmachung des niederösterreichischen
Landesschulrates vom 20 . Oktober 1910, Z . 1734/8 II,
mit welcher das in der Sitzung des Gemeindcrates der k. k. Reichshaupt - und
Residenzstadt Wien vom 16 . September 1910 beschlossene Normale für die
Altersversorgung für die Lehrer und Lehrerinnen der französischen Sprache an
den öffentlichen Volksschulen des Schulbezirkes Wien verlautbart wird.

Nr . 23S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
7. November 1910, Z . XI-1177/1 , betreffend die Bewilligung
eines Zuschlages zu den Taxpreisen für alkoholische Heilmittel in den Apotheken
der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien.

Nr . 248 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Oktober 1910 , Z . X a-2863/39 , betreffend die Verlautbarung
des von den Gemeinden Eschenau , St . Veit an der Gölsen und Traisen , sowie
von den Firmen Hamburger  und Gebrüder Lenz  mit dem Landes-
Ausschuffe des Erzherzogtumes Österreich unter der Enns und der k. k. Staats¬
verwaltung in Gemäßheit des Z 6 des Gesetzes vom 31 . Juli 1910 , L.-G .-Bl.
Nr . 213 , wegen Regulierung des , Traisenflusses vom Scheibmühler Wehre bis
zum Knabenhofe abgeschlossenen Übereinkommens.

Nr . 241 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
10 . November 1910 , Z . VI-4535/12 , zu der Verordnung des
Handelsministeriums im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern , des

^ Ackerbaues und für öffentliche Arbeiten vom 4 . November 1910 , R .-G .-Bl.
Nr . 201 , betreffend die provisorische Schiffahrt ? - und Strompolizeiordnung für
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I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Brieftaubenevidenz.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö . Statthalterei vom 20 . Jänner
1908 , Z . II -46/9 (M . Abt . IV , 4395 ) :

In Abänderung des h. ä . Erlasses vom 12. Dezember >906 , Z . 11-3229,
wird angeordnet , daß die Bezirksbehördcn in Hinkunft ihre alljährlichen Berichte
über den Stand an Brieftauben bis I . Dezember eines jeden Jahres un¬
mittelbar an das k. u . k. II . Kopskommando in Wien einzusenden ist.

Die Berichte sind unter Benützung eines Formulares nach dem ange-
schlosseucn Muster zu verfassen , in welches immer der gesamte jeweilige
Stand der Brieftauben , beziehungsweise ihrer Züchter und Besitzer cinzu-
tragen ist.

Sind keine Brieftauben , beziehungsweise Besitzer und Züchter von solchen
vorhanden , ist die Fehlanzeige , und zwar gleichfalls unmittelbar an das Korps¬
kommando zu erstatten.

Das Eingabenverzcichnis (Terminrepertorium ) ist im Sinne des h. ä.
Erlasses vom 26 . Juni 1900 , Z . 3644/pr . (Normale Nr . 3784 der Sammlung ),
entsprechend richtigzustellen.

2 .

Äudernng der Bezeichnung der Gemeinde Bolosca.
Laut Erlasses der k. k. Statthalterei in Triest vom 23 . August 1910,

Z . IX -445/6 , hat das k. k. Ministerium des Innern im Einvernehmen mit
dem k. k. Justizministerium und der k. k. General -Direktion des Grundsteuer¬
katasters der Ortsgemeinde Bolosca , politischer Bezirk Volosca in Istrien , die
Bewilligung erteilt , daß die Bezeichnung dieser Gemeinde in „ Volosca -Abbazia"
abgeändert werde . (M . Abt . XXII , 4136 .)

Zur Beschwerde vor dem Berwaltungsgerichtshof
wegen Berweigernug der Aufnahme in die Lvähler
lisie ist nur der Reklamierte , nicht der Reklamant

legitimiert.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
5. Oktober 1910 , Nr . 9332 V .-G .-H . (M . Abt . XIX , 1371 ) :

Der k. k. Berwaltungsgerichtshof hat mit Beschluß vom heutigen Tage
die 8vb prE . 14 . Juni 1910 hicrgerichts eingebrachte Beschwerde des Herrn
Dr . Emil Ritter v. Fürth,  Hof - und Gerichisadvokatcn in Wien , gegen die
Entscheidung des Stadtrates der Gemeinde Wien vom 13 . April 1910,
P . Z . 5414 , betreffend eine Gemeindewahlreklamation nach Einsicht in die
Administrativakten gemäß der ZH 2 und 21 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875,
R .-G . Bl . Nr . 36 er 1876 , ohne Fortsetzung des Verfahrens zurückgewiesen,
weil die Beschwerde gegen die Aberkennung des Wahlrechtes einer vom
Beschwerdeführer verschiedenen Person gerichtet ist, durch diesen Ausspruch aber
der Beschwerdeführer in seinem Wahlrechte nicht verletzt werden konnte , daher
auch zur hiergerichtlichcn Bcschwerdcführung im Gegenstände nicht legitimiert ist.

4 .

Das Befahren der Straßenbahngeleise durch andere
Fuhrwerke.

Kundmachung der Wiener Polizei -Direktion vom 17 . Oktober
1910 , Z . 9039 (M . Abt . V, 2623/10 ) :

Im Interesse der Sicherheit der Personen , sowie eines ungehinderten
Verkehres der elektrisch oder mit Dampf betriebenen Straßenbahnen wird von
der k. k. Polizei -Direktion in Wien im Einvernehmen mit dem Wiener
Magistrate angeordnet:
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8 1.
Das Befahren der Straßenbahngeleise in der Längsrichtung ist für Fuhr¬

werke aller Art (einschließlich der Handwagen , Zwei - und Dreiräder u . s. w .)
verboten , wenn der übrige Teil der Fahrbahn bei Beobachtung der allgemeinen
Fahrregeln (links fahren , links ausweichcn , rechts verfahren ) genügend Raum
bietet.

8 2.
Wo neben den Straßenfahrbahnen eigene Fahrstreifen für die Straßen¬

bahn bestimmt sind , ist das Fahren , Gehen und Reiten auf ihnen — wenn es
nicht zum Zwecke der Straßcniibcrquerung oder des Ausweichens unumgänglich
notwendig ist - verboten.

Für die Straßenbahn bestimmte Fahrstreifen befinden sich in folgenden
Straßen und Straßeustrecken:

I . Bezirk : l . Ringstraße.
2 . Friedrichstraße (von der Operngasse bis zur Kärntnerstraße ).
8 . Karlsplatz.
4 . Lothringerstraße.
5 . Universitätsstraße.
6 . Die Stockgelcise : Wollzeile , Kärntnerstraßc , Babenberger¬

straße und Bellariastraße.
11. Bezirk : 7. Franzensbrückenstraße (von der Hedwiggasse bis zum

Praterstern ).
8 . Im k. k. Prater : Von der Wittclsbachstraße bis zur

Hauptallee und in der Ausfahrtsstraßc von der Zufahrts¬
straße bis zur Rotunde.

9 . Schüttelstraße (von der Kaiser Josef -Brücke bis zur
Staatsbahn ).

10. Praterstraßc (vom Hause Nr . 33 bis zum PratersterrO.
11. Kronprinz Rudolfstraße.
12 . Wagramer Straße (vom linken Donauufer bis zur

Bezirksgrenze ).
13 . Nordbahnstraße.

III . Bezirk : 14. Heumarkt.
15 . Landstraßergürtel.

IV . Bezirk : 16 . Wiedcnergürtel.
V . Bezirk : 17 . Margaretengürtel.

18 . Wiedenergürtel.
VI . Bezirk : 19 . Getreidemarkt (von der Babenbergerstraße bis zur Drei-

huseisengasse ).
VII . Bezirk : 20 . Museumstraße.

21 . Mariahilferstraße (von der Stiftgassc bis zur Bezirks¬
grenze ).

VIII . Bezirk : 22 . Landesgerichtsstraße.
23 . Auerspergstraße.

XI . Bezirk : 24 . Simmeringcr Hauptstraße (von der Grasbcrgcrgassc bis
zur Donauländebahn ) .

XIII . Bezirk : 25 . Mariahilferstraße (bis zur vierfachen Hofallee ).
26 . Schwendergasse .j
27 . Vierfache Hofallee.
28 . Hietzingcr Hauptstraße (von der Kirchmeyergassc bis zur

Rohrbacherstraße ) .
29 . Flätzersteig (von der Maroltingergassc bis zur amerika¬

nischen Windmühle ).
XIV . Bezirk : 30 . Mariahilferstraße.

XV . Bezirk : 31 . Mariahilferstraße.
32 . Neubaugürtel.

XVI . Bezirk : 33 . Lerchcnfcldergürtel.
XVII . Bezirk : 34 . Hernalsergürtel (von der Hernalser Hauptstraße bis zur

Friedmanngasse ).
35 . Hernalser Hauptstraße und Dornbacherstraßc (von der

Kainzgasse bis zur Bollbadgassc ) .
XVIII . Bezirk : 36 . Währingergürtcl (von der Nußdorferstraßc bis zur

Währingerstraße ).
XIX . Bezirk : 37 . Heiligenstädterstraße (von der Verbindungsknrve der Stadt¬

bahn bis zum Nußdorferplatz ) .
38 . Grinzinger Allee (von der Sieveringerstraße bis zur

Huschkagasse).
XX . Bezirk : 39 . Marchfeldstraße.

XXI . Bezirk : 40 . Pragerstraße (von der Nordwestbahn bis zur Endstation
(nach Betriebseröfsnungs ).

41 . Brünnerstraße (von der Haltestelle „ Lokomotivfabrik " bis
zur Gemeindegrenze ).

42 . Wagramerstraße (von der Bezirksgrenze bis zur End¬
station ).

43 . Erzherzog Karl -Straße (von der Wagramerstraße bis zur
Staatseisenbahn ).

44 . Schloßhoferstraße — Bismarckplatz — Donaufelderstraße -
Kagrancrplatz —Hirschstcttenstraße — Aspernstraße ; dann
Groß -Enzersdorserstraße bis zur Gemeindegrenze.

8 3-

Mit Rücksicht auf die geringe Höhe der Oberleitung ist das Befahren der
Geleise verboten:

1. unter den Viadukten der Südbahn im Zuge der Lapenburgerstraße und
der Triesterstraße für alle Wagen;

2. unter dem Viadukte der Nordbahn über die Jnnstraße für Wagen mit
mehr als 3 '5 i» Höhe;

3 . unter den Viadukten der Kaiser Franz Josefsbahn und der Donau¬
kanallinie der Wiener Stadtbahn über die Gunoldstraße für Wagen mit mehr
als 3 7 i» Höhe;

4 . unter dem Viadukte der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn über die
Gumpendorferstraße für Wagen mit mehr als 4 '1 m Höhe.

8 4.
Das Befahren der Unterleitungsschienen (Schützkanäle ) mit Wagen , deren

Felgenbreite weniger als 50 mm beträgt , ist verboten . Die Spitzen der Unter¬
leitungsweichen dürfen überhaupt nicht befahren werden.

8 5.
Abgefriedete Bahnstrecken dürfen von Fußgängern , Reitern und Fuhr¬

werken aller Art (Z 1) nur an den hiezu bestimmten Stellen überquert werden.
Es ist verboten , Bahnschranken eigenmächtig zu öffnen oder zu übersetzen.

8 6.
Unmittelbar vor dem Herannahen eines Zuges dürfen die Geleise nicht

mehr gekreuzt werden . Beim Ertönen des Warnungszeichens haben Wagen¬
lenker , Fußgeher , Reiter , Radfahrer u . s. w . das Geleise (die Geleisezone ) srei-
.ugeben.

8 7.
Bei Annäherung an Haltestellen , in denen Straßenbahnzüge stehen bleiben,

haben Wagenlcnker , Reiter und Radsahrer durch Anhalten , langsames Fahren
oder Ausweichen jede Gefährdung der ein - und aussteigenden Fahrgäste der
Straßenbahn zu vermeiden.

8 8.
Für den Verkehr der Feuerwehrfahrzeuge und der Rettungswagen gelten

die für diese jeweils bestehenden besonderen Vorschriften.

8 9-
Übertretungen dieser Anordnungen werden — sofern sie nicht unter das

allgemeine Strafgesetz fallen — nach der Ministerialverordnung vom 30 . Sep¬
tember 1857 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , mit Geld bis zu 200 X oder mit Arrest bis
zu 14 Tagen geahndet.

8 io.
Diese Kundmachung tritt sofort in Wirksamkeit.
Gleichzeitig werden die Kundmachungen der k. k. Polizei -Direktion in

Wien vom 22 . Jänner 1896 , Z . 88564 , vom 23 . November 1902 , Z . 96398,
vom 24 . Februar 1904 , Z . 1375 , vom 3. Oktober 1905 , Z . 7336 , sowie die
Kundmachungen des Wiener Magistrates vom 15 . März 190o , M . Z . 46561/99,
vom 14 . März 1901 . M . Z . 14450 , vom 8. Jänner 1902 , M . Z . 93130/01,
vom 4. August 1902 , M . Abt . V , 3573/02 und vom 30 . November >906,
M . Abt . IV , 2530/06 , außer Kraft gesetzt.

Zur Beachtung:
Beschädigungen der Straßenbahnen , der zugehörigen Anlagen , der Fahr¬

zeuge nebst Zubehör , sowie Handlungen , die den Betrieb stören oder gefährden,
unterliegen — gleichgültig , ob sich die Bahntrasse auf eigenen Bahnkörpern
oder in den öffentlichen Straßen befindet — einer besonderen Bestrafung nach dem
Strafgesetz und nachher Eiscnbahnbetriebsordnung (Kaiserliche Verordnung vom
16 . November 1851 , R -G .-Bl . Nr . 1 ex 1852 ) .

S.

Unzulässigkeit der Dispenserteilung nach tz 14 e , be
ziehnngsweise H 28 » G .-O . an Geschäftsführer.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14 . Oktober 1910,
Z . Ia -2856 (M . Abt . XVII , 7412 ) :

Die Statthalterei ist nicht in der Lage, dem N . N . die Dispens von der
Beibringung des Befähigungsnachweises für die Zubereitung der zur arznei¬
lichen Verwendung bestimmten Präparate Sirolin und Sulfosot -Syrup behufs
Betätigung als Geschäftsführer der offenen Handelsgesellschaft X, U L Komp .,
welche die Gewerbeberechtigung zur fabriksmäßigen Erzeugung dieser Präparate
anstrebt , zu erteilen , weil gemäß W 14 o beziehungsweise 23 a G .-O . eine
Dispenserteilung nur zum Zwecke des selbständigen Betriebes eines Gewerbes
zulässig ist.

«.
Behandlung der Gewerbeanmeldungen für das

Frauen - und Kinderkleiderniachergewerbe.
Statthalterei -Runderlaß vom 2. November 1910 , Z . I u-

3400 , M . Abt . XVII 8042/10 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 124 ) :

Unter Wahrung der im Z 14 c>, Abs. 4 G . O . vom Gesetzgeber der
Gcwerbebehörde gegebenen Ermächtigung beabsichtigt die Statthalterei mit dem
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Folgenden keine zwingende Weisung zu erteilen , sondern lediglich den Gewerbe¬
behörden gewisse Wahrnehmungen hinsichtlich der Handhabung obiger Be¬
stimmung vorzuhaltcn und die Einhaltung eines der Statthalterci zweckmäßig
erscheinenden Vorganges zu empfehlen.

Nach der zitierten Bestimmung , die sich in die gesetzliche Konstruktion der
handwerksmäßigen Gewerbe im allgemeinen nicht sehr glücklich einschiebt, ist
die Gewerbebehörde ermächtigt , unter Umständen die Nachsicht des Befähigungs¬
nachweises nach H 14 ä , Abs. 3, und zwar nach Anhörung der Genossenschaft,
zu gewähren.

Nach Z 116 a. G . O . (Pkt . 2 und 3) steht der Genossenschaft gegen die
Erteilung der Nachsicht ungeachtet ihres Einspruches ein Rekursrecht nicht zu.

Dagegen ist die Genossenschaft nach § 116 Pkt . 1, rckursberechtigt,
wenn ungeachtet ihres Einspruches nach ß 14 l der Gewerbeschein unter der
mehrcrwähnten „ Nachsicht " des Befähigungsnachweises ausgefertigt wird.

Wenn nun die beiden Fragen der Gewerberechtskrcierung getrennt be¬
handelt werden , wenn über Partciansuchen die „ Nachsicht " erteilt und über
nachfolgende Gewerbeanmeldung der Gewerbeschein gegen den Einspruch der
Genossenschaft ausgefertigt wird , so besteht für die Rekursinstanz bei einem
Rekurse der Genossenschaft die Schwierigkeit , daß einer rechtskräftigen „Nachsicht"
die Anfechtung der Ausfertigung des Gewerbescheines wegen mangelnder Be¬
fähigung gegenübersteht.

Die statthalterei hält es nun für gesetzlich angängig und für zweck¬
mäßig , daß die beiden Stadien der Angelegenheit nicht getrennt , sondern ge¬
meinsam behandelt werden , also bei Anspruch der Partei auf „Nachsicht " ge¬
legentlich der Gewerbcanmeldung nicht hinsichtlich der Nachsicht besonders ent¬
schieden, sondern nach Einsicht der Genossenschaft in den Akt — wobei auf die
Frage des Z l4 ä , Abs. 4 , hinzuweisen wäre — der Gewerbeschein ausgefertigt
werde , wobei im Gewerbescheine die eben erwähnte Gesetzesbestimmung an¬
zumerken wäre.

Auch wäre die Verweigerung der Nachsicht nicht abgesondert auszusprechcn,
sondern der Gewerbeschein zu verweigern , beziehungsweise der Betrieb zu unter¬
sagen mit der Begründung , daß die Befähigung nicht nachgewiesen wurde und
die Voraussetzungen für die „ Nachsicht " in der oder jener Richtung nicht
vorliegen.

Wird aber ein Gesuch um „ Nachsicht " ohne Anmeldung des Gewerbes
eingebracht , so wäre , falls die Behörde die Nachsichterteilung in Aussicht nimmt,
zunächst auf die Gewerbeanmeldung zu dringen und sodann nach dem Vor¬
gesagten vorzugehcn.

Beabsichtigt aber in einem solchen Falle die Behörde , die Nachsicht zu
verweigern , so hätte dies allerdings formell  zu geschehen, und die Kompli¬
kation ist dann , wenn die Rekursbehörde anderer Ansicht ist, im weiteren Ver¬
laufe nicht zu umgehen.

Was nun dieErteilung  der „ Nachsicht " betrifft , so ist sie nach Z 14 >i,
Abs. 4, nicht unbedingt davon abhängig , daß weder Gehilfen noch Lehrlinge
gehalten werden.

Allein , um der mißbräuchlichen Kreierung von Gewerberechten mit Um¬
gehung des Bcfäbigungsnachweises durch Verschleierung der Vermögensverhält¬
nisse und um der Vergrößerung solcher Kleinbetriebe bei späterer Verschiebung
der Vcrmögensverhältnisse zum Nachteile der an den Befähigungsnachweis
gebundenen Konkurrenz vorzubeugen , wird es sich empfehlen , die Beschränkung
des Gewerberechtes auf die eigene Arbeit der Unternehmerin oder auf die Ver¬
wendung einer bestimmten geringen Anzahl von Hilfskräften im Gewerbescheine
festzulegen.

Dies ist aber nur dann angängig , wenn die Einschränkung schon in der
Gewerbcanmeldung von der Partei selbst ausgesprochen wurde , oder aber , wenn
sich diese protokollarisch mit der Einschränkung einverstanden erklärt hat.

Verweigert die Partei die Zustimmung , so wird wohl kein Grund vor¬
liegen , die Nachsicht zu erteilen und es wäre der Gewerbeschein zu verweigern,
beziehungsweise das Nachsichtsgesuch abzuweisen.

Uni allen Mißverständnissen vorzubeugen , wäre auch in Gewerbescheinen
nach Z 14 >i 3 diese letztere Bestimmung zu zitieren.

7 .

Anerkennung der Studienzengnisse der Eisenbahn-
fachschnle in Linz als Nachweis der wissenschaftlichen

Befähigung für de» einjährigen Präsenzdienst.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2. November

1910 , Z . II , 3841/1 , M . Abt . XVI , 11570/10 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 121 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom
18 . Oktober 1910 , Nr . XIV 856 , im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium
für Kultus und Unterricht , sowie mit dem k. k. Eisenbahnministerium und mit
Zustimmung des k. u . k. Reichs -Kriegsministeriums auch die Studienzeugnisse
über den in den Schuljahren 1910/11 , 1911/12 und 1912/13 mit entsprechendem
Erfolge absolvierten letzten Jahrgang der mit der öffentlichen Handelsakademie
in Linz prpvisorisch verbundenen und für die erwähnten Schuljahre weiterhin
mit dem Offentlichkeitsrecht ausgestatteten Eisenbahnfachschule in Linz als Nach¬
weis der wissenschaftlichen Befähigung für den einjährigen Präsenzdienst im
Sinne des § 25 , erster Absatz a), Wehrgesetz anerkannt.

Diese Verfügung , welche beim Verzeichnisse , Beilage II a. zu Z 64
Wehrvorschnsten I . Teil , entsprechend vorzumerken ist, ergeht unter Bezugnahme
auf den Ministerialerlaß vom 19 . Dezember 1908 , Departement XIV , Nr . 820
(h. o. Erlaß vom II . Jänner 1909 , Z . II 3432 *) .

8 .
Halten von Lehrlingen.

Statthalterei -Runderlaß vom 9. November 1910 , Z . 1a
3439 , M .-Abt . XVII 7925/10 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 119 ) :

Anläßlich eines speziellen Falles sah sich das Handelsministerium laut
Erlasses vom 28 . Oktober 1910 , Z . 4591 , bestimmt , das Augenmerk der
Gewerbebehörden auf die Bestimmungen des 2 . und 3 . Absatzes des H 98
G .-O ., betreffend das Halten von Lehrlingen , zu lenken.

Laut des 2 . Absatzes des obzitierten Z 98 G .-O . dürfen jene Gewerbe¬
inhaber . welche wegen eines Verbrechens überhaupt oder wegen eines aus
Gewinnsucht begangenen oder gegen die öffentliche Sittlichkeit gerichteten Ver¬
gehens oder einer derlei Übertretung verurteilt wurden , Lehrlinge weder auf¬
nehmen , noch die bereits aufgenommenen länger halten.

Solche Gewerbeinhaber verlieren also dauernd das Recht , Lehrlinge zu
halten und tritt diese gewerberechtliche Konsequenz einer gerichtlichen Bestrafung
mit rechtskräftiger Verurteilung er le ^ s ein , ohne daß cs einer weiteren
administrativen Verfügung bedürfte.

Gewerbeinhaber , welche dessenungeachtet Lehrlinge halten , machen sich
einer Übertretung des Z 98 , Abs. 2 G .-O ., schuldig und sind im Sinne des
Z 133 a G .-O . zu ahnden.

Die in Betracht kommende Genossenschaft hat die Aufdingung von Lehr¬
lingen bei solchen Gewerbeinhabern zu verweigern.

Der 3 . Absatz des ß 98 G .-O . spricht dagegen von Fällen , in welchen
die Gewerbebehörde berechtigt ist, einzelnen Gewerbeinhabern das Recht , Lehr¬
linge zu halten , für immer oder auf bestimmteZeit  zu ent¬
ziehen.

Dieser Absatz hat eine Reihe von Fällen vor Augen , welche eventuell
nicht den Gegenstand der Judikatur der Strafgerichte bilden , wohl aber danach
angetan sind , die in Betracht kommenden Lehrherren in sittlicher , beziehungs¬
weise moralischer Beziehung ungeeignet erscheinen zu lassen , ihre im H 100
G .-O . umschriebenen Pflichten gegenüber den Lehrlingen zu erfüllen.

In diesen Fällen kann die Gewerbebehörde nach eingehender Prüfung
der Sachlage und nach Anhörung der zuständigen Genossenschaft — un¬
abhängig von der eventuell nach der Gewerbeordnung oder dem allgemeinen
Strafgesetze erfolgten Abstrafung — durch eine administrative  Verfügung
den betreffenden Gewerbeinhabern das Recht , Lehrlinge zu halten , entziehen.

In der bezüglichen behördlichen Verfügung muß die Zeitdauer , für welche
die Entziehung platzzugreifcn hat , bei sonstiger Hinfälligkeit angegeben werden.

Die Ausführungen dieses Erlasses werden hiemit den Gewerbebehördcn
I . Instanz zur genauen Darnachachtung bekanntgegeben.

«.
Erschleichung ungarischer Hansierbewilligungen durch

Hausierer aus nicht begünstigten (Hegenden.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 11 . November

1910 , Z . I a-3440 , M . Abt . XVII , 8019/10 (Nvrmalienblatt des
Magistrates Nr . 123 ) :

Da seit 1. Jänner 1909 ausnahmslos nur mehr solche
ungarische Hausierer zur Ausübung ihres Geschäfts¬
betriebes  in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern
zugelassen sind , welche in einer der im § 17 des Hausterpatentes und den
hiezu ergangenen Nachträgen (vergl . bezüglich dieser letzteren den H . M . Erlaß
vom 31 . Dezember 1855 , R .-G .-Bl . Nr . 5 , den Norm . Erlaß des Ministeriums
des Innern vom 20 . Juni 1866 , Z . 3205 (Norm . Sammlung Rr . 1696 ), den
Erlaß des Finanzministeriums vom I I . Juni 1864 , Z . 26168 (F . M . Vdg . Bl.
Nr . 30 ) und den H . M . Norm . Erlaß vom 8. Juli 1908 , Z . 10827 (Statth.
Erlaß vom 24 . Juli 1908 , Z . 1 b-1438/1 ) genannten Ortschaften oder Gegenden
ihren ordentlichen Wohnsitz haben , soll es nach an das k. k. Handelsministerium
erstatteten Anzeigen Vorkommen , daß ungarische Staatsangehörige bei den königlich
ungarischen Behörden eine Hausierbewilligung mit den im ß 17, Abs. 1, des
Hausierpatentes erwähnten Berechtigungen durch die falsche Vor¬
spiegelung erschleichen,  daß sie in einer der erwähnten Ort¬
schaften oder Gegenden wohnhaft seien.

Die Politischen Behörden I . Instanz werden daher Uber Erlaß des
k. k. Handelsministeriums vom 28 . Oktober 1910 , Z . 29467 , angewiesen , bei
der Vidierung ungarischer Hausierbücher die Möglichkeit eines solchen gesetz¬
widrigen Vorganges im Auge zu behalten und eventuell jenen ungarischen
Hausierern , bezüglich welcher ein außerhalb eines begünstigten Ortes oder einer
solchen Gegend gelegener Wohnsitz und somit die Ungültigkeit ihrer ungarischen

') Siehe Nvrmalienblatt Nr . 19/09 .
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Hausierberechtigung für Österreich außer  Zweifel steht, unter Angabe der
Gründe und Einräumung des Rekursrechtes , die Vidierung der Hausierbücher
zu verweigern , diese letzteren aber denselben abzunehinen,  und im Wege
der Statthaltern behufs Einleitung des Rcklamationsversahrens
beim königlich ungarischen Haiidelsiuinisterium hieher vorzulegen.

1«.
Sonntagsruhe im Friseurgewerbe.

Statthalterei -Erlaß vom 16 . November 1910 , Z . I 8, 3455,
M . Abt . XVII 7999 (Normalienblatt des Magistrates Nr . 125) :

In Abänderung des Z 2, P . 12, der Kundmachung vom 26 . März 1907,
Z . 1-41/112 , L.-G .-Bl . Nr , 21 , betreffend die Sonn - und Feiertagsruhe im
Gewerbebetriebe verfügt die Statthalterei mit Beginn der Wirksamkeit vom
Samstag den 19 . November 1910 ab folgendes:

Im Gemeindegebiete Wien ist die Sonntagsarbeit im Gewerbe der
Friseure , Raseure und Perückcnmacher in der Zeit vom 1. November bis
15 , März jedes Jahres bis 1 Uhr nachmittags , vom 16 . März bis 61 , Oktober
bis 12 Uhr mittags gestattet.

Die Verlautbarung im Landesgcsetz - und Verordnungsblatte erfolgt im
Zusammenhänge mit einigen Bestimmungen für andere Gewerbe in einem
späteren Zeitpunkte.

1L.
Amtsübersiedlung des Gewerbe Jirspcktorates für

den III . Aufsichtsbezirk.
Zufolge Zuschrift des k. k. Gewerbe -Jnspektorates für den III . Aussichts '"

bezirk in Wien wurde der Amtssitz desselben mit 12 . November 1910 nach
VIII ., Lerchenfelderstraße 54/56 , II . Stiege , Mezzanin , Tür 3l , verlegt.
(M . Abt . XVII , 7809 .)

IS.
Errichtung einer politischen Expositur in Horitz.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . November
1910 , P . Z . 3599 (M . D . 4463 ) :

Der Herr k. k. Minister des Innern hat mit dem Erlasse vom 16 . Sep¬
tember 1910 , Z . 9317/M . I -, die Exponierung eines politischen Beamten nach
Hoditz, für das Gebiet des gleichnamigen Gerichts ezirkes genehmigt.

Der politische Beamte hat seine Amtstätigkeit amil . November 1910 auf
Grund einer im Landesgesetzblatte für das Königreich Böhmen vom 29 . Oktober
1910 , Nr . 50 , erschienenen Amtsinstruktion begonnen.

IS.
Amtssprengel des kaiserlich russischen General

tonsnlates in Wien und Prag.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 23 . November 1910,

Z . IX -3610 (M . Abt . XXII , 4200 ) :
Im Nachhange zum h. o. Erlasse vom 27 . Oktober 1906 , Z . IX -2961,

wird aus Grund des Erlasses des Ministeriums des Innern bekanntgegebcn,
daß sich der Sprengel des neuerrichteten kaiserlich russischen Konsulates in Prag
über Böhmen , Mähren und Schlesien erstreckt. Dementsprechend wird der
Amtsbezirk des kaiserlich russischen Generalkonsulates in Wien in Hinkunst nur
mehr Nieder - und Oberösterreich , Steiermark , Salzburg , Tirol und Vorarlberg
umfassen.

L4.
Die Genehmigung der Betriebsstättenverleguug einer
Hypotheken - nnd Darlehensvermittlnug unterliegt

dem freien Ermessender Behörde.
Erlaß des k k. Handelsministeriums an die k. k. n .-ö.Statt-

halterei vom 28 . November 1910 , Z . 34512 (M , B . A. IX,
58258 ):

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat mit Beschluß vom 10. Oktober
1910 , Z . 9743 er 1910 , die -mb pra - x. 25 . Februar 19 !0 eingebrachte Be¬
schwerde des I . S ., Hypotheken - und Darlehensvcrmittler in Wien , gegen die
Entscheidung des k. k. Handelsministeriums vom 21 . Oktober 1909 , Z . 27548,

betreffend die Verlegung seiner Betriebsstätte — nach Einsicht in die Admini-
strativakten — gemäß der 88 3, lir . « und 21 des Gesetzes vom 22 . Oktober
1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 ^r 1876 , ohne Fortsetzung des Verfahrens zurück¬
gewiesen , weil beim Abgänge gesetzlicher Vorschriften hinsichtlich der Verlegung
von Betrieben zur Vermittlung von Privatgeschäften , die keine Handelsgeschäfte
sind, und insbesondere bei durch Artikel V, 1>t . 1 des Kundmachungspatentes
zur Gewerbeordnung ausgesprochenen Nichtanwendbarkeit der in der Beschwerde
berufenen Bestimmungen dieses Gesetzes auf derlei Betriebe dem Beschwerde¬
führer , der durch die Bewilligung der k. k. n . ö. Statthalterei vom 26 . April
1904 , Z . 2988 , die Berechtigung zur Ausübung eines Betriebes im Standorte
Wien , IX ., . gaffe, erworben hat , ein im Gesetze begründeter Aus¬
spruch auf Gestaltung der Fortsetzung seiner Beschäftigung in einem anderen
Standorte nicht zusteht , sonach die Behörden hinsichtlich der von ihm beab¬
sichtigten Verlegung seines Standortes nach freiem Ermessen vorzugehen be¬
rechtigt waren.

IS.

Ausgestaltung der k. k. Bauexpositur in Horn zur
Bauabteilung.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 29 . November
1910 , P . Z . 3589/7 (M . D . 4576 ) :

Über Ermächtigung des k. k. Ministeriums für öffentliche Arbeiten wurde
die bestehende k. k. Bauexpositur in Horn , unter Aufhebung ihres bisherigen
Abhängigkeitsverhältnisses von der Bezirkshauptmannschaft in Krems , in eine
Banabtcilung mit dem Amtssitze Horn umgewandelt.

Die neue Bauabteilung , welche der Bezirkshauptmannschaft in Horn un¬
gegliedert ist, hat die staatstechnischcn Agenden der politischen Bezirke Gmünd,
Waithofen an der Thaya und Horn , die somit aus dem Amtsbereiche des
Baubezirkes Krems definitiv ausschciden , zu besorgen.

Die Bauabteilung in Horn hat ihre Amtswirksamkeit sogleich zu be¬
ginnen.

1 « .

Die Sodawasser Erzeugung ein konzessioniertes
Gewerbe.

Verordnung des Handelsministers im Einvernehmen mit den
Ministern des Innern , für Kultus und Unterricht und für öffent¬
liche Arbeiten vom 29 . November 1910 , mit welcher das Gewerbe
der Sodawasser -Erzeugung an eine Konzession gebunden wird
(R .-G .-Bl . Nr . 212 ) :

Auf Grund des 8 24 , Absatz 1 und 2, und des 8 57 , Absatz 3 des
Gesetzes vom 5. Februar 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 26 , betreffend die Abänderung
und Ergänzung der Gewerbeordnung , wird verordnet , wie folgt:

8 i.
Der gewerbemäßige Betrieb der Erzeugung von Sodawasser mit oder

ohne Zusatz wird ohne Unterschied , ob dieses Gewerbe den alleinigen Gegen¬
stand der Gcwerbcbesugnis bildet oder in Verbindung mit einem anderen Be¬
triebe ausgeübt wird , an eine Konzession gebunden.

8 2.
Zum Antritte dieses Gewerbes wird nebst der Erfüllung der zum selb¬

ständigen Betrieb für alle Gewerbe vo "geschriebenen Bedingungen (88 2 bis 10
G .-O . ' , Verläßlichkeit mit Beziehung auf das Gewerbe , ein geeignetes Betriebs¬
lokal , sowie eine besondere Befähigung durch Nachweis einer mindestens zwei¬
jährigen praktischen Verwendung im Gewerbe der Sodawasser -Erzeugung , im
Betriebe einer Apotheke oder im Warenverkehrs beim Drogistengewerbe ge-
fordert.

An Stelle dieses Nachweises kann ein Zeugnis , über den mit Erfolg
zurückgelegten Besuch einer staatlichen oder mit dem Offentlichkeitsrechte aus¬
gestatteten nicht staatlichen gewerblichen Lehranstalt mit Tagesunterricht (aus¬
schließlich der gewerblichen Fortbildungsschulen ), eines staatlichen oder mit dem
Öffentlichkeitsrechte ausgcstatteten , nicht staatlichen einjährigen kaufmännischen
Unterrichtskurses oder einer solchen zwciklassigen Handelsschule , ferner em
Zeugnis über die erfolgreiche Zurücklegung der vier unteren Klassen einer
staatlichen , beziehungsweise mit dem Öfsentlichkeitsrcchte ausgestatteten nicht
staatlichen Mittelschule (Gymnasium , Realschule , Realgymnasium ), endlich ein
Zeugnis über den mit Erfolg zurückgelegtcn Besuch eines im Sinne der Ver¬
ordnung des Ministeriums für Kultus und Unterricht vom 26 . Juli l903,
M -V -Bl Nr . 37 , mit Bürgerschulen verbundenen einjährigen Lehrkurses,
jedoch in allen Fällen in Verbindung mit dem Nachweise einer mindestens
sechsmonatlichen praktischen Verwendung in der Sodawasser -Erzeugung trewn.

Der im vorhergehenden Absätze erwähnte Nachweis der besonderen Be¬
fähigung ist auch daun als erbracht anzusehen , wenn der Besuch cheimsch-
techüischer Fächer an einer Hochschule oder die erfolgreiche Absolvierung der
chemisch-technische» Abteilung einer höheren Gewerbeschule oder die Absolvierung
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einer staatlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrechte ausgestatteten , nicht staat¬
lichen höheren Handelsschule (Handelsakademie ) nachgcwiesen wird.

8 3-
Bei Verleihung der Konzession zum Betriebe dieses Gewerbes ist über¬

dies auf die Lokalverhältnifsc Bedacht zu nehmen.
Die Konzession kann von der Verteihungsbehördc zurückgenommen werden,

wenn das Gewerbe binnen sechs Monaten nach der Konzessionscrtcilung nicht
in Betrieb gesetzt, oder wenn später der Betrieb durch ebensolange Zeit aus¬
gesetzt wird.

8 4.
Die zur gewcrbemäßigen Erzeugung von Sodawasser dienenden Arbeits¬

räume müssen jene Beschaffenheit besitzen, die mit Rücksicht auf die in diesen
Räumen zu pflegende Reinlichkeit und auf die Reinhaltung der zum Betriebe
erforderlichen Apparate und Geräte geboten ist.

Diese Räume müssen im allgemeinen den einschlägigen Bestimmungen der
Ministerialverordnung vom 23 . November 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 176 , betreffend
allgemeine Vorschriften zum Schutze des Lebens und der Gesundheit der Hilfs¬
arbeiter , entsprechen . Sie müssen insbesondere hell und gut lüfchar sein und
einen undurchlässigen , leicht zu reinigenden Fußboden besitzen, der mit solcher
Neigung herzustellen ist, daß verschüttete Flüssigkeiten leicht ablaufen können.

Die Wände der Arbcilsräume müssen glatt verputzt und bis zu einer
Höhe von mindestens 2 m Uber dem Fußboden mit einem waschbaren Anstrich
versehen sein.

Die Benützung der Arbeitsräume zu anderen mit dem Betriebe nicht
zusammenhängenden Arbeitsverrichtungen , sowie als Wohnräume , Waschräume
oder Küchen ist unzulässig.

8 5.
Die zur Herstellung des Sodawassers dienenden Apparate und sonstigen

Betriebscinrichtungen sind stets in reinem Zustande zu erhalten.
Die kupfernen oder aus Bronze hergestellten Mischapparate und die Rühr¬

werke, sowie alle aus Messing oder Kupfer hergestcllten Teile der Apparate,
die mit dem Wasser oder mit der Kohlensäure in Berührung kommen , müssen
mit reinem Zinn ohne jeden Bleizusatz verzinnt sein.

Zur Leitung von Kohlensäure oder kohlensaurem Wasser dürfen Rohre
nicht verwendet werden , die aus Blei , Zink , zink- oder antimonhältigen vulkani¬
siertem Kautschuk hergestellt sind ; bei Verwendung von Zinn ist ein Bleigchalt
von höchstens 1 Prozent gestattet ; Kupfer - oder Messingrohre müssen mit reinem
Zinn ohne Zusatz vorn Blei verzinnt sein.

Sämtliche Verzinnungen sind stets in gutem Zustande zu erhalten.

8 6.
Die Mischgefäße sind vor ihrer Gebrauchnahme einer amtlichen Wasser¬

druckprobe zu unterziehen , wobei der Probedruck das Einundcinhalbsache des
anzuwendcnden höchsten Betriebsdruckes zu betragen hat . Über jede Erprobung
eines solchen Gefäßes wird eine Bestätigung ausgestellt , die im Betriebe zur
Einsicht der behördlichen Organe aufzubewahrcn ist.

8 7.
An jedem Mischgefäße oder au der Zuleitung zu demselben muß ein auf

den höchsten zulässigen Betriebsdruck eingestelltes Sicherheitsventil und ein mit
der entsprechenden Höchstniarke versehenes Manometer , sowie ein Kontroll-
manometeransatz mit Whiworth ' schem Muttergewinde von dreiviertel Zoll
englisch vorhanden sein.

8 8.
In dem Mischgefäße darf Sodawasser nicht vorrätig gehalten werden :

es ist daher bei jeder längeren Unterbrechung des Betriebes das Mischgefäß
von Sodawasser gänzlich zu entleeren und vor der Wiederaufnahme des Be¬
triebes mit reinem Wasser auszuspülen.

8 9-
Zur Herstellung von Sodawasser , sowie zur Reinigung der Apparate und

Gefäße darf nur solches Wasser verwendet werden , welches nach dem Ergebnisse
der chemischen, erforderlichenfalls nach Ermessen des Behörde auch der bakterio¬
logischen Untersuchung als zum menschlichen Genüsse vollkommen geeignet be¬
funden ist. Die Wasserbezugsquclle ist vor Verunreinigung zu schützen ; bei der
Wasserentnahme ist strengste Reinlichkeit zu beobachten.

Das Zuführen und Zuträger ! des Wassers in die Betriebsstätte aus einer
auswärts gelegenen Wasscrbezugsguelle ist nicht gestattet.

In Örten , wo öffentliche Trinkwasscrleitungen bestehen, sind die zur Her¬
stellung von Sodawasser dienenden Apparate in unmittelbare Verbindung mit
der Wasserleitung zu setzen.

8 w.
Die zur Beladung des Wassers verwendete Kohlensäure muß frei von

gesundheitsschädlichen , sowie von sonstigen dem Genüsse und Geschntacke ab¬
träglichen Verunreinigungen sein . Wird die Kohlensäure an Ort und Stelle
entwickelt , so muß sic vor ihrer Einleitung in die Gasbehälter mindestens durch
zwei Waschgefäße hindurchgeleitet werden , von denen das erste eine Sodalösung
zu enthalten hat . Die Waschflüssigkeiten in den Waschgefäßen sind nach Bedarf,
mindestens jedoch einmal täglich zu erneuern.

8
Für die notwendigen Manipulationen mit Schwefelsäure sind solche Ge¬

fäße und Behelfe zu verwenden , die eine Gefährdung der Arbeiter durch die
Säure möglichst ausschließen.

8 12-
Flüssige Kohlensäure darf nur in solchen Behältern (Stahlflaschen , Rezi¬

pienten ) zur Verwendung gelangen , die hinsichtlich ihrer Beschaffenheit , sowie
hinsichtlich der amtlichen Erprobung den einschlägigen , für den Eisenbahn¬
transport jeweils geltenden Vorschriften entsprechen.

Diese Behälter dürfen nicht gerollt oder geworfen werden und sind stets
so aufzustellen , beziehungsweise zu lagern , daß sie gegen Wärmeeinwirkungen,
insbesondere auch gegen direkte Bestrahlung durch Sonnenlicht geschützt sind.

Zur Erhöhung der Standsicherheit dieser Behälter find erforderlichenfalls
geeignete Untersätze zu verwenden.

8 13.
Zwischen Kohlenjäurebehälter und Mischapparat muß ein verläßlich

wirkendes Druckreduzierventil eingeschaltet sein.

8 14-
Jeder Absüllapparat muß mit einem genügend starken , das zu füllende

Gefäß umschließenden Schutzmantel aus Blech oder Drahtgeflecht (Flaschen¬
schützer) ausgerüstet sein.

Den bei Abfüllapparaten beschäftigten Arbeitern sind Drahtgesichtsmasken
und Ledermanschctten beizustellen.

8 15.
Bereits gefüllte Gesäße (Flaschen , Siphons ) sind im Arbeitsraume so zu

lagern , erforderlichenfalls durch eine L -chutzwand so zu sichern, daß bei Explosion
eines Gesäßes Verletzungen der Arbeiter hintangehalten werden.

8 16.
Für die zum Flaschcnverschlusse hergestellten Metallköpfc (Siphonverschlüsse)

darf die Zinnlegierung höchstens >0 Prozent Blei enthalten . Das Steigrohr
bei den Siphons muß aus Glas bestehen.

8 17-
Die Erzeuger von Sodawasser haben für die Reinhaltung der Soda¬

wasserflaschen und der sonstigen Sodawasserverschleißgefäße (Bomben , Buvctten)
zu sorgen . Flaschen , an deren Boden oder Wandungen sich Niederschläge an¬
gesetzt haben , sind vom Verschleiße ausgeschlossen.

8 18.
Vor Eröffnung des Betriebes der Sodawasser -Erzeugung ist die Fest¬

stellung der Eignung des Betciebslokales und des zu verwendenden Wassers
vorzunehmen . Die Erhebungen Uber die Beschaffenheit des Wassers sind auch
in jenen Fällen vorzunehmen , in denen der Betriebsinhaber ein anderes als
das zur Verwendung zugelassene Wasser zu verwenden beabsichtigt.

8 19.
Die Gewerbebehörde » haben die genaue Beobachtung der vorstehenden

Anordnungen durch öftere Revisionen der Betriebslokale und deren Ein¬
richtungen zu überwachen.

8 20.
Den Gewerbehörden ist überdies die besondere gewerbepolizeiliche Re¬

gelung des Gewerbes der Sodawasser -Erzeugung Vorbehalten.

8 21.
Übertretungen der Vorschriften dieser Verordnung sind , soweit dieselben

nicht den allgemeinen Strafgesetzen unterliegen , nach den Strafbestimmungen
der Gewerbeordnung zu ahnden.

8 22.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung in Kraft.
Gleichzeitig wird die Ministerialverordnung vom 13 . Oktober 1897,

R .- G .-Bl . Nr . 236 , außer Wirksamkeit gesetzt.

17 .

Regelung des Wagenverkehres auf dem Naschmarkte
im IV . Bezirke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 30 . November
1910 , M . Abt . IX , 3200/10:

Auf Grund des H 46 , Ziffer 4 und des Z 100 des Gesetzes vom
24 . März 1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . l7 , werden behufs Regelung auf dem
Naschmarkte im IV . Bezirke nachfolgende Anordnungen erlassen:

-.) Auf dem alten Teile des Nasch Marktes:

1. Die Einfahrt von Marktfuhrwerk darf in der Zeit vom 1. November
bis 15 . Mai nur bis Vo9 Uhr früh , in der Zeit vom 16 . Mai bis 31 . Ok¬
tober nur bis 10 Uhr vormittags , und zwar von der Wienstraße aus durch
die mit „Zufahrts " -Tafcln ausdrücklich bezeichn eten Gänge erfolgen Das
Marktamt ist ermächtigt , in Ausnahmefällen (Elementarereignissen , Zugs¬
verspätungen u . s. w .) die obigen Zufahrtszeiten fallweise , und zwar nur für
je einen Markttag abändernd zu regeln.
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2 . Das Abladen hat mit größter Beschleunigung zu geschehen ; die leeren
Fuhrwerke haben den Marktplatz in der Richtung des städtischen Trans-
sormatorenhauses zu verlassen.

3 . Die nach der im Punkte 1 festgesetzten Zufahrtszeit einlangenden
Wagen haben sich im Zuge der Wienstraße aufzustellen und sind die Waren
mittels Rodeln zu den Ständen zuzusühren , beziehungsweise abzutragen.

4 . Das Befahren des Marktplatzes mit Handwagen (Helferwagen ) u . dgl.
ist untersagt ; ebenso ist jede Verstellung des Marktplatzes , der Zu - und Durch¬
gänge mit Wagen , Handwagen , Fässern , Körben u . dgl . verboten.

b ) Auf der Wienflußeinwölbung.

1. Die zu Marktzwecken einbezogene Fläche auf der Wienflußeinwölbung
von der ehemaligen Leopoldsbriicke bis zu der oberhalb der Vcrkaufshütte der
Dampffischereigesellschaft „ Nordsee " führenden Straße ist dem allgemeinen
Fuhrwerksverkehre entzogen ; nur Marktsuhrwerke dürfen auf dieselbe einfahren.

2 . Die Einfahrt der Marklfuhrwerke hat nur von der Seite der
ehemaligen Leopoldsbrücke , die Ausfahrt nur auf der der genannten Fisch¬
verkaufshütte zugewendeten Seite zu erfolgen.

3 . Das Radfahren ist auf der im Punkte I genannten Fläche gänzlich
untersagt.

Übertretungen dieser Kundmachung werden gemäß Z 100 und 8 101
des Gemeindestatutes für Wien mit Geldstrafen bis 400 L oder mit Hast bis
z» 14 Tagen geahndet.

Diese Kundmachung tritt sofort in Kraft ; gleichzeitig wird die Magistrats-
Kundmachung vom 15 . Juni 1908 , M . Abt . IX , 355 oi 1908 aufgehoben.

18 .
Errichtung eines neuen k. k. Postamtes im

HI » . Bezirke.
Note der k k. Post - und Telegraphen -Direktion für Öster¬

reich unter der Enns vom 7. Dezember 1910 , Z . 150458/IV a
(M . Abt . XXII , 4339 ) :

Am 16 . Dezember 1910 wird im XIII . Wiener Gemeinde - und im
Postbestellbezirke 101 , Wien XV , in der Anschützgasse 21 , Ecke Siebeneichen¬
gasse ein k. k. Postamt mit der Bezeichnung 153 , Wien XV (Taxfeld 311,
Taxquadrat 3732 > in Wirksamkeit treten.

Es wird sich mit dem gesamten Postaufgabedienste befassen und als
Sammelstelle des k. k. Postsparkassenamtes dienen.

Die Partciendienststunden des Postamtes Wien 153 werden in nach¬
stehender Weise festgesetzt:

An Werktagen : von 8 bis 12 und 2 bis 7 Uhr.
An Sonntagen : von 8 bis 10 Uhr.
An Feiertagen : von 8 bis 12 Uhr.

IS.

Kompetenzen in Auswanderungs -Angelegenheiten.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12 . Dezember

1910 , Z . I g-3574 (M . D . 4736 ) :
Das Handelsministerium hat mit Erlaß vom 12 . November 1910,

Z . 5007/H . M ., folgendes eröffnet:
Durch eine zwischen dem k. k. Ministerium des Innern und dem k. k.

Handelsministerium getroffene Vereinbarung wurden die Kompetenzsphären
dieser beiden Zentralstellen in Auswanderungs -Angelegenheiten (überseeische und
kontinentale Wanderung , Aus - und Rückwanderung ) auf Grund ihres gesetz¬
lichen Wirkungskreises in nachstehender Weise abgegrenzt:

In den Wirkungskreis des k. k. Handelsministeriums fallen alle Aus¬
wanderungsangelegenheilen , Handels - und schiffahrtspolitischen , ferner schiffahrts-
und seesanitätspolizeilichcn , endlich sozialpolitischen und gewerbepolizeilichen
Charakters , und zwar sowohl hinsichtlich der Vorarbeiten für die Legislative,
als auch der laufenden Verwaltungs -Angelegenheiten.

Insbesondere gehören in den Wirkungskreis des k. k. Handelsministeriums
alle Angelegenheiten , betreffend die Schutz - uud Fürsorgetätigkeit für die
heimischen Auswanderer im Auslande , die Subventionierung der zugunsten
österreichischer Auswanderer im Auslande tätigen Heime , Korporationen rc.,
die Heimbeförderung mittelloser österreichischer Auswanderer aus dem Aus¬
lande , die Auskunftserteilung und die Information der Bevölkerung , die
Statistik der Auswanderung.

In den Wirkungskreis des k. k. Ministeriums des Innern fallen alle
Auswanderungs -Angelegenheiten polizeilicher Natur , insoweit sie das Inland
betreffen , insbesondere Angelegenheiten

staatspolizeilicher Bedeutung (zum Beispiel Aus - und Einwanderung aus
politischen , nationalen und religiösen Motiven u . a .),

sicherheitspolizeilichen Charakters , somit Angelegenheiten , in welchen es
sich um die Abwehr von der Person , dem Eigentume oder der Wohlfahrt der
Auswanderer drohenden Gefahren handelt oder Angelegenheiten , welche die
öffentliche Ordnung , Ruhe und Sicherheit berühren , als beispielsweise Fälle
von Masseuaus - oder Einwanderung , umfassende Anwerbungen nach dem

Auslande , die Auswanderungspropaganda in ihren verschiedenartigen Formen,
überhaupt alle Vorfälle auf diesem Gebiete , insofern dieselben eine Über¬
wachung durch die Sicherheitsbehörden oder besondere Polizeiliche Vorkehrungen
erfordern,

der Sanitätspolizei mit Ausnahme der Seesanitätspolizei,
der Gewährung von Subventionen für im Jnlande befindliche Schutz-

gesellschaften , Auswandererheime , u . dgl.
Die Kompetenz anderer k. k. Zentralstellen in einzelnen Auswanderungs-

Angelegenheiten wird durch diese Vereinbarung nicht berührt.
Um ein einheitliches Vorgehen des Handelsministeriums und des

Ministeriums des Innern , sowie der übrigen mitbeteiligten Ressorts und ein
rasches Funktionieren der Verwaltung in diesen Angelegenheiten zu fördern,
wurde eine ständige , interministerielle Auswanderungs -Kommission eingesetzt,
welche periodisch zusammentrcten und im Wege mündlicher Aussprache in den
jeweils sich ergebenden Fragen das Einvernehmen herzustellen oder anzubahnen
haben wird.

20 .

Vorkehrungen für Wien gegen Dona « Hochwässer
oder Eisgang.

Verzeichnis der gemäß Z 4 der Verordnung des k. k. Statt¬
halters im Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom
12 . Jänner 1906 , L.-G .-Bl . Nr . 13 , bis Herbst 1911 ernannten
Mitglieder des Zentral -Komitees für Überschwemmungs -An¬
gelegenheiten in Wien (Statth .-Z . VI - 144/56 ) :

4 . Vom Statthalter ernannt:

Vorsitzender:
Dr . Hans v. Fried eis,  k . k. Statthalterei -Vize -Präsident , IV ., Große

Neugaffe 8.
Stellvertreter des Vorsitzenden:

Dr . Emil Freiherr v. Egger,  k . k. Statthaltereirat , IV ., Große Neu¬
gasse 2

Mitglieder:
Johann Maresch,  k . k. Baurat , IX ., Tendlergasse II.
Siegmund Reisner,  k . k. Ober -Ingenieur , XVIII ., Pötzleinsdorfer-

straße 72.
L . Vom k. k. E i s e n b a h n m i n i st e r i u in:

Franz Hatschbach,  k . k. Baurat , XIII , Hietzinger Hauptstraße 123.

Stellvertreter:

Franz Hölzlhuber,  k . k. Ober -Ingenieur , XIII ., Hütteldorferstraße 9.

6 . Vom k. u . k. II . K o rp s k o m m a n d o:
Karl Novottny,  k . u . k. Oberstleutnant , VI ., Kopernikusgaffe 7.

Stellvertreter:

Julius H rus chka , k. u . k. Militär -Bau -Jngenieur , IX ., Nußdorfer-
straße 84.

I) ) Bon der Donauregulierungs - Kommission:
Zdenko Ritter v. Li mb eck, k. k. Baurat , II ., Valeriestraße 8 b.
(Über Ersuchen ist auch Herr k. k. Ministerialrat und Strombau -Direklor

Gustav Bozdöch,  wohnhaft II ., Valeriestraße 48 , zu den jeweiligen Sitzungen
des Zentral -Komitees einzuladen .)

8 . Von der k. k. Post - und Telegraphen - Direktion für
Niederö st erreich  :

Karl Hansel,  k . k. Ober -Baurat , XVIII ., Anton Frankgasse 6.

Stellvertreter:

Karl Anibas,  k . k. Ober -Baurat , IX ., Canisiusgaffe 22.

IV Von der k. k. Polizei - Direktion Wien:
Otto Marinovich,  k . k. Regicrungsrat , XVIII ., Schindlergaffe 23.

Stellvertreter:

Dr . Karl Klenert,  k . k. Polizei -Ober -Koinmissär , XIX ., Prinz Eugen-
straße 15.

Roman Fuchs , k. k. Ober -Polizeirat und Zentral -Jnspektor der Sicher¬
heitswache , XVIII ., Wallricsstraße 39.

Stellvertreter:

Dr . Ignaz Pa mm er , k. k. Polizeirat , IV ., Johann Straußgasse 18.
Viktor Nickles,  k . k. Polizei - Ober - Kommissär , IX ., Liechtenstein¬

straße 135 (für den in Betracht kommenden Telegraphendieust ) .
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<1. Bon der Gemeinde Wien , und zwar:
vom Gemeinderate:

Wenzel  Oppenberger , Stadtrat , II ., Kleine Spcrlgasse ! s.
Anton Nagler,  Gemeinderat , III , Rennweg 59.
Georg Grundier,  Gemeinderat , IX ., Mgergasse 16.

Vom Magistrate:
Dr . Wolfgang Madjera,  Magistratsrat,

gaffe 25.
Stellvertreter:

XVIII ., Anastasius Grün-

Dr . Josef Ebcrmann,  Magistrats -Sekretor , XVII ., Dornbacher¬
straße 102.

Dr . Julius P o m P e, Magistrats -Konzipist , XIX ., Friedlgaffe 10.
Vom Stadtbauamtc:

Karl Sykora,  Bau -Direktor , VIII ., Schmidgaffe 3.
Heinrich Goldemund,  Ober -Baurat , IX ., Nußdorferstraßc 21.

Stellvertreter:

Dr . Martin Paul,  Baurat , IV ., Mayerhofgaffe 10.

Vom Marktamte:

Adolf Bauer,  Marktamts -Direktor , IX ., Augaffc 3 s.

Stellvertreter:

Franz Frohwcnl,  Marktamts -Vize -Dircktor , IX ., Alscrbachstraße 26.

II. NornuMvIiestimmulttien.
Hemeindei al:

21 .
Altersversorgung der nach dem Gesetze vom 16 . De¬
zember 1808,N . G . Bl . Nr . 1 vx 1NOV,versicherungs¬
pflichtigen Angestellte » städtischer Unternehmungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors K. Appel  vom 30 . No¬
vember 1910 , M . D . 4139 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 122 ) :

Der Gemcinderat hat in seiner Sitzung vom 18 . November 1910 , zur
P . Z . 17011 , den Artikellllseines Beschlusses vom 12 . März 1909 , P . Z . 18263/08,
Normalienblatt Nr . 30 er 1909 , abgeändert , so daß dieser Artikel nunmehr
lautet , wie folgt:

„Den nach dem Gesetze vom 16 . Dezember 1906 , R .-G .-Bl . Nr . I er 1907,
versicherungspflichtigen Angestellten des Brauhauses der Stadt Wien , der
städtischen Leichenbestattung und des Gutes Kobenzl , sowie den nach jenem Gesetze
versicherungspflichtigen Angestellten der Vionnu Oensral Omnibus Oompan^
Iw<1., soweit sie in den Dienst der städtischen Stellwagenunlernehmung über¬
nommen wurden , wird auch jene Dienstzeit , welche sie bei diesen Unternehmungen
unmittelbar vor deren Übernahme durch die Gemeinde Wien und ohne Unter¬
brechung zurückgelegt haben , für die Erlangung des Anspruches auf ihre und
ihrer Angehörigen Vcrsorgungsgenüsse und Abfertigungen sowie für deren
Bemessung gleich einer bei der Gemeinde verbrachten Dienstzeit , jedoch nur
mit der Hälste des betreffenden Prozentsatzes angerechnet . "

Magildat:
22

Anszahlnng von Monatsbezügen im Falle der Auf
lösnng des Dienstverhältnisses während des Monats.

Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 14 . No¬
vember 1910 , M . D . 4125 ex 1910 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 118 ) :

Bezüglich der im nachhinein fälligen Monatsbezüge einiger Kategorien
provisorischer Bediensteter bestehen keine Bestimmungen darüber , ov diese Bezüge
im Falle der Auflösung des Dienstverhältnisses während des Monats für den
ganzen Monat oder nur bis zum Tage der Auflösung des Dienstverhältnisses
gebühren . Bisher herrschte in solchen Fällen die Gepflogenheit , nur die ent¬
sprechende Quote auszuzahlen.

Diese Praxis steht jedoch im Widerspruche mit dem Wesen des „ Monats¬
bezuges", der sich als kleinste und unteilbare Einheit der Bezüge aus einem
bestimmten Dienstverhältnisse darstellt.

Ich sehe mich daher veranlaßt , anzuordnen , daß in Hinkunft Monats¬
bezüge — gleichgültig ob sie im vorhinein oder im nachhinein fällig sind —
immer für den ganzen Monat zur Auszahlung zu bringen sind, auch wenn
das Dienstverhältnis während des Monats erlischt.

2».
Errichtung der Magistrats -Abteilung X » ( Kaiser
Jubiläums -Krankenanstalt der Gemeinde Wien ) . —
Änderung der Geschäftseinteilung und Geschäfts¬

gruppen des Magistrates.
Erlaß des Magistrats -Direktors Karl Appel  vom 22 . No¬

vember 1910 , M . D . 3458 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 120 ) :

Der Herr Bürgermeister hat mit der Entschließung vom 4 . November
1910 , M .-D . 3158 , die nachfolgenden Verfügungen getroffen:

„1 . Für den Bau der Kaiser Jubiläums -Krankenanstalt der Gemeinde
Wien und für die sonstigen mit der Errichtung und Organisation dieser Anstalt
zusammenhängenden Angelegenheiten wird eine eigene Magistrats -Abteilung
errichtet , welche die Bezeichnung „„ Magistrats -Abteilung Xu (Kaiser Jubiläums-
Krankenanstalt der Gemeinde Wien )" " erhält.

Im Hinblicke aus die Errichtung dieser neuen Abteilung wird die gegen¬
wärtige Geschäftseinteilung für den Magistrat in folgender Weise abgeändcrt:

„ „ Magistrats -Abteilung Xu.

Kaiser Jubiläums -Krankenanstalt der Gemeinde Wien.

Sämtliche Angelegenheiten , welche den Bau der Kaiser Jubiläums -Kranken¬
anstalt der Gemeinde Wien betreffen.

Sämtliche Angelegenheiten , welche überhaupt die Errichtung und Organi¬
sation dieser Anstalt zum Gegenstände haben ." "

„ „ Magistrats -Abteilung XIb.

Geschloffene Armenpflege für Personen Uber 11 Jahre.

Armenpflege , geschlossene, für Personen über 14 Jahre.
Humanitätsanstallc » der Gemeinde für geschlossene Armenpflege.

Personalangelegenheiten:

Bcamtenstellen in den Versorgungshäusern,
Seelsorgerstellcn in den Versorgungshäusern,
Aufseher , Pfleger und sonstige Bedienstete in den Versorgungshäuscr » ." "

2 . Die neucrrichtete Magistrats -Abteilung Xu hat ebenso wie die
Magistrats -Abteilung XIb ihren Amtssitz im Wiener Vcrsorgungsheimc im
XIII . Bezirke.

Die unmittelbare Dien staufsicht  über die neugeschaffenc
Magistrats -Abteilung X u obliegt dem Herrn Magistrats - Direktor.

Demselben übertrage  ich auch gleichzeitig die unmittelbare Dienst¬
aufsicht über die Magistrats - Abteilung  X (Gesundheitswesen ), welche
somit aus der Geschäftsgruppe 6 , mit deren Leitung der Herr Ober -Magistratsrat
Dr . Weiß  betraut ist, ausgeschieden erscheint.

3 . Zum Vorstande der Magistrats -Abteilung Xu bestelle ich unter gleich¬
zeitiger Enthebung von der Leitung der Magistrats -Abteilung XI b den Herrn
Magistrats !«! Dr . D o n t, zum Vorstände der Magistrats -Abteilung Xlb den
Herrn Magistrats -Sekretär Eduard P a u l.

4. Diese Verfügungen treten sofort in Kraft ."
Hievon mache ich mit dem Bemerken Mitteilung , daß die neu

geschaffene Magistrats -Abteilung Xu am 21 . November 1910 aktiviert
worden ist.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und imLandesge-
setzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre RS L«

publizierten Gesetze und Verordnungen.

Reichsgcsttzblntt.

Nr . 2V4 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern Vom 13 . November 1910 , betreffend die Errichtung
einer neuen Bezirkshauptmannschaft in Galizien mit dem Amtssitze in Skole.
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Nr. 2VL. Verordnung der Ministerien der
Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
17 . November 1910 , betreffend die Abänderung einiger Bestim¬
mungen der Erläuterungen zum Zolltarife vom 13 . Februar 1906.

Nr . 266 . Freundschafts - und Handelsvertrag
vom 21 . März 1905 zwischen Österreich-Ungarn und Ethiopien.
(Abgeschlossen zu Adis -Abeba am 21 . März 1905 , von Sr . k. u . k. Apostolischen
Majestät ratifiziert zu Wien am 24 . Mai 1909 , worüber die Notifikation an
den Kaiser von Ethiopien zu Adis -Abeba am 4 . August I9l0 erfolgt ist.)

Nr . 267 Verordnung des Handelsministeriums
vom 8 . November 1910 , betreffend die Ausrüstung von Passagier¬
schiffen in weiter Fahrt mit Funkcntelegrapenstationen.

Nr. 2V8. Kundmachung des Finanzministeriums
vom 12 . November 19 10, betreffend die Errichtung einer Expositur
des Hauptzollamtes Prag am Holleschowitzer Hafen.

Nr . 266 . Erlaß des Ministers für Kultus und
Unterricht vom 12 . November 1910 , betreffend die Ge¬
nehmigung eines neuen Statutes der Kunstakademie in Krakau.

Nr . 2t6 Kundmachung des Finanzministeriums
vom 14 . November 1910 , betreffend die Errichtung eines königlich
ungarischen Nebenzollamtes II . Klasse beim Sägewerke Szaläncz.

Nr. 2L1 . Kundmachung der Ministerien der
Finanzen und des Handels vom 21 . November 1910,
betreffend die Errichtung einer Zollexposttur für Postgüter im Postgebäude am
Bahnhofe in Tarnüw.

Nr. 2L2 Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit den Ministern des Innern , für
Kultus und Unterricht und für öffentliche Arbeiten
Vom 29 . November 1910 , mit welcher das Gewerbe der Soda¬
wasser -Erzeugung an eine Konzession gebunden wird ? )

Nr . 243 . Verordnung des Justizministeriums
vom 30 . November 1910 , betreffend die Zuweisung der Orts¬
gemeinden Groß -Karlowitz »nd Klein -Karlowitz zum Sprengel des Bezirks¬
gerichtes Wsetin.

Nr . 214 . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten Vom 21 . November 1910 , betreffend die Zeugnisse
der Franengcwerbcschule für Weißnähen und Kleidermachen in Bruck an
der Mur.

Nr . 2LS . Verordnung der Ministerien der
Finanzen und des Handels vom 27 . November
1910 , womit auf Grund der im Gesetze vom 23. Juni 1891, R.-G.-Bl.
Nr . 76 , erteilten Ermächtigung ein neues Regulativ über die Verkehrs-
crleichterungen für Dampfer , welche periodische Fahrten zwischen Häfen des
Vertragszollgebictes der beiden Staaten der österreichisch-ungarischen Monarchie
nnternehmen , erlassen wird.

Nr . 216 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 3 . Dezember 1910 , betreffend die Übertragung der Stempel-
signaturs - und Stcmpelvcrlagsgeschäfte von dem Zcntral -Stempelamle an die
Hof - und Siaatsdruckerei in Wien.

Nr . 217 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 9 . Dezember 1910 , betreffend den Beitritt des Königreiches
Serbien zum Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahnsrachtverkehr
vom 14 . Oktober 1s90 , R .-G .-Bl . Nr . 186 ex 1892.

Nr. 218 . Verträge und Übereinkommen des Welt¬
postvereines vom 26 . Mai 1906 , abgeschloffen zu Rom am
26 . Mai 1906 , ratifiziert am 19 . Juli 1910 , die Ratifikationsurkunde in Rom
hinterlegt am 24 . August 1910.

») Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen ic." vollinhaltlich ausgenommen-

Nr . 218 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern vom 9. Dezember 1910 , betreffend die Errichtung einer
neuen Bczirkshauptmannschaft im Küstenlande mit dem Amtssitze in Mon-
falcone.

Nr . 22V . Kundmachung des Ackerbauministeriums
vom 14 . Dezember 1910 , betreffend die k. k. landwirlschaftlich-
chemische Versuchsstation in Linz.

Nr . 221 . Verordnung des Ackerbauministeriums,
des Ministeriums für Kultus und Unterricht , des
Finanzministeriums und des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit dem Obersten Rechnungshöfe vom
10 . Oktober 1910 , betreffend den Vollzug von Auszahlungen durch
die k. k. Postsparkassa sür Rechnung der staatlichen Forst - und Domänen-
verwaltung im KUstenlande , in Kärnten , Krain , Dalmatien , Tirol und
Vorarlberg.

Nr . 222 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 2 . Dezember 1910 , betreffend die Abänderung der Hauszins¬
steuer - Einzahlungstcrmine im Steuereinhebungsbezirke Oberleutensdorf in
Böhmen.

Nr . 223 . Verordnung des Ackerbauministeriums
vom 3 . Dezember 1910 , womit die Verordnung vom 18. November
1895 , R .-G .-Bl . Nr . 175 , betreffend die praktische Prüfung für den juridisch-
administrativen Dienst der Staats - und Fondsgüterverwaltung , abgeändert wird.

Nr . 224 . Verordnung des Justizministers vom
7 . Dezember 1910 , über den Urheberrcchtsschutz im Verhältnisse zu
Belgien.

Nr . 223 Verordnung des Justizministers vom
12 . Dezember 1910 , über die Geschäftsausweise der Advokaten¬
kammern in Disziplinarsachen.

8 . Lan- esgesehblatt.
Nr . 243 . Gesetz vom 12 . November 1910 , wirksam für

das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend , en erweiterten Ausbau
der Zentrale Wienerbruck des Landes -Elektrizitätswerkes und die Bedeckung des
Mehrersorderniffes für die Zentralen Wienerbruck und St . Pölten , sowie sür
die Hochspannungsleitungen.

Nr . 244 . Gesetz vom 12 . November 1910 , wirksamfür
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Bedeckung von
Mehrkosten für die Elektrisierung des Bahnbetriebes auf der niederösterreichisch¬
steirischen Alpenbahn.

Nr . 243 Gesetz vom 12 . November 1910 , wirksamfür
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend Anschaffung von elek¬
trischen Lokomotiven für die schmalspurigen niederösterreichischen Landesbahnen.

Nr . 246 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
29 . November 1910 , P . A. 3589/7 , betreffend die Ausgestaltung
der k. k. Bauexpositur in Horn zu einer Bau -Abteilung.

Nr . 247 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3. Dezember 1910, Z . X ll-3273/20 , betreffend die Verlautbarung
des von der Gemeinde Erlach mit dem Landes -Ausschuffe des Erzherzogtums
Österreich unter der Enns und der k. k. Staatsverwaltung in Gemäßheit des
Z 6 des Landesgesetzcs vom 31 . Juli 1610 , L.-G .-Bl . Nr . 212 , betreffend die
Regulierung des Pittenflusses in der Gemeinde Erlach abgeschlossenen Überein¬
kommens.

Nr . 248 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
3. Dezember 1910 , Z . Xa -3304 13, betreffend die Verlautbarung
des von der Wassergcnoffenschast in Hadres mit dem Landes -Ausschuffe des
Erzherzogtumes Österreich unter der Enns und der k. k. Staatsverwaltung in
Gemäßheit des H 5 des Landesgesetzes vom 31 . Juli 1910 , L.-G .-Bl . 207,
betreffend die Entwässerung versumpfter Grundstücke in der Gemeinde Hadres
abgeschlossenen Übereinkommens.

Herausgeber : Die Gemeinde Wien . — Verantwortlicher Redakteur : Magistratsrat Angust Joh . Stich.
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